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Julius Ofner t. 


Die Juriſtiſche Wochenschrift hatte fih bisher darauf beſchränkt, des Ablebens hervorragender reichsdeutſcher Juriſten 
zu gedenken. Wenn ſie darüber hinausgehend auf den Verluſt hinweiſt, den die Juriſtenwelt durch das erfolgte Ableben 
des großen öſterreichiſchen Juriſten Rechtsanwalt Dr. Ofner zu Wien erlitten hat, fo ift dies kein Bruch mit dieſem Grunda 
ſatz, ſondern eher eine Befeſtigung. Iſt doch Ofner durch und durch deutſcher Juriſt geweſen, deſſen ganzes Wirken Zeugnis 
ablegt von der innigen Kulturgemeinſchaft Oſterreichs und des Deutſchen Reichs. Dies und die Tatſache, daß die Ad vokatur der 
Welt in dieſem Manne eines ihrer hervorragendſten Mitglieder — vielleicht das hervorragendſte — verloren hat, macht 
fein Gedenken an dieſer Stelle zur Pflicht. 

Wenige Anwälte — ſo wurde von ihm bei ſeinem 70. Geburtstage geſagt — haben das Anſehen des An⸗ 
waltſtandes ſo gehoben wie dieſer unerſchrockene Vertreter der Enterbten, der Schwachen und Unterdrückten, wie dieſer 
mutvolle Kämpfer gegen jedes Unrecht. Er war für ſeinen Heimatſtaat der begeiſteriſte Vorkämpfer der Freiheit, der Ad⸗ 
vokarur. Seine Worte gegen den numerus clausus waren es, die von grundlegendem Einfluß für die Rechtsentwicklung 
in Oſterreich geblieben find. In allen anwaltlichen Standesorganen, in den juriſtiſchen Vereinen Wiens, ſtellte man ihn an 
die erſten Stellen. Überall, wo er wirkte, war er richtungweiſend und die künftige Emwicklung beeinfluſſend. Hervor⸗ 
ragend war fen Wirken als Anwalt, ſowohl in feiner umfangreichen, von idealen Grundſätzen getragenen Praxis, wie 
in feiner Tätigkeit in Stanoesorganiſationen und Vereinen, beſonders in der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft, deren Vorſitz 
er zuſammen mit Franz Klein innehatte. Groß war er auch als Richter. Als Mitglied und ſtändiger Referent des Ver- 
faſſungsgerichtshofes hat er viele Jahre gewirkt. Noch in den letzten Tagen feines Lebens, bereits ſchwer erkrankt, hat er 
es ſich nicht nehmen laſſen, dort ferner richterlichen Pflicht zu genügen. So bildet fein Schaffen zugleich einen ſchlagenden 
Beweis der Vereinbarkeit von richterlicher und anwaltlicher Tätigkeit. 

Allein mit dieſem ſeinen Wirken in der Praxis iſt nur ein Bereich ſeiner umfangreichen Tätigkeit erſchöpft. Die JW. 1916 
S. 1567 aus berufener Feder beſprochene Feitichrift zu feinem 70. Geburtstag gibt ein Bild von einer literariſchen Tätigkeit 
von einem Umfang, wie ſie in gleicher Fülle und Vielſeitigkeit — und zugleich auf jedem einzelnen Gebiete ſo hervorragend! — 
nur wenigen Juriſten, wie überhaupt wenigen Menſchen beſchieden geweſen iſt. Man kann beim Durchblättern des 
Verzeichniſſes ſeiner Schriften ſich der Empfindung nicht erwehren, die man auch bei anderen unſerer ganz Großen, wie 
Joſef Kohler, hat, daß man ſich ſtaunend fragt, wie es möglich iſt, daß ein einzelner alle dieſe Gebiete ſo umfaſſen und 
ſo meiſtern konnte. Aus der Fülle ſeiner Werke ſeien nur folgende erwähnt: Zur induktiven Methode im Recht 
(1881); Über die naturwiſſenſchaftliche Methode im Recht; Willensfreiheit und Recht; Über die internationale Rechts⸗ 
frage in den Kuponsſtreitigkeiten der öſterreichiſchen Bahnen; Beiträge zur Rechts wiſſenſchaft (1883); Der Wendepunkt in 
der deutſchen Rechtswiſſenſchaft; Das Experiment im Recht; Kauſalnexus bei Unterlaſſungen; Die Lehre vom ſtreitigen 
Recht; Das Recht zum Leben (1884); Der Servitutenbegriff nach römiſchem und öſterreichiſchem Recht (1884); Über 
das Rechtsprinzip des Arbeitslohnes nach herrſchendem Syſtem (1884); Das Recht auf Arbeit (1885); Die neue 
Geſellſchaft und das Heimſtättenrecht (1886); Die Jurisprudenz als ſoziale Technik; Die ſoziale Natur des Privatrechtes; 
Soziale Grundſätze des Vermögensrechtes; Wert und Arbeit (1887); Rechtstheorie und hiſtoriſche Schule (1888); Der Ur⸗ 
entwurf und die Beratungsprotokolle zum Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuch (1889); Der Grundgedonke des Weltrechts (1889); 
Über den Einfluß des weſentlichen Irrtums auf Verträge (1890); Einige Reformvorſchläge zum Sirafgeſetzentwurf (1890); 
Das Eigentumsrecht nach öſterreichiſchem Recht (1890); Über das Weſen des modernen Kapitalismus (1891); Auftrag 
zugunſten eines Dritten nach öſterreichiſchem Rechte (1891); Das Erfurter Programm (1893); Das „Sachenrecht“ im 
„Kompendien des öſterreichiſchen Rechtes“ (1893); Stille Rechtsverhältniſſe mit Rückſichtnahme auf das öſterreichiſche Recht 
(1893); Zur Lehre von der Erſatzpflicht des Verbotswerbers nach öſterreichiſchem Recht (1894); Stölzels „Schulung für 
die ziviliſtiſche Praxis“ (1895); Rechtstheoretiſche Bemerkungen (1898, 1899); Das Recht des Anderen, erläutert am 

Schutz des Dritten (1902); Schiller als Vorgänger des wiſſenſchaftlichen Sozialismus (1906); Das öſterreichiſche Griet 
über Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (1907); Die Reviſion des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuches (1907); Der 
ſoziale Charakter des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuches (1911); Die Ausbildung der Juriſten (1911); Zur Frage der 
Abgrenzung der Verſicherungspflicht nach dem Penſionsverſicherungsgeſetze, insbeſondere die Verſicherungspflicht der Advokaturs⸗ 
beamten (1911); Der ſoziale Gehalt der Hypothek (1914); Laotſe (1915); Das ſoziale Rechtsdenken (1923). Daneben ent- 
ſtammen ſeiner Feder noch zahlreiche andere kleinere Schriften zur Dogmatik des Rechtes, zum Konkursrecht, zum Zivilprozeß, 
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zum Verſicherungsrecht, zum Strafrecht, Strafprozeß und Strafvollzug, die unmöglich ſämtlich aufgezählt werden können. Auch 
die reichsdeutſche Rechtsentwicklung haben ſie beeinflußt, wie auch ſeine Arbeiten für die deutſchen Juriſtentage (insbeſ. ſein 
hervorragender Bericht für den Wiener Juriſtentag [1912] über die Ausbildung der Juriſten) noch in aller Erinnerung ſind. 

Beim Erlaß zahlreicher öſterreichiſcher Geſetze wirkte er maßgeblich mit. Manche Geſetze find überhaupt ganz feiner 
Initiative entſproſſen. Auch als Parlamentarier war ſein Wirken hervorragend, obwohl, oder — wie man vielleicht nicht 
mit Unrecht ſagen könnte — gerade weil er ſich niemals einer beſtimmten Partei angeſchloſſen hat und als über den Parteien 
ſtehender Politiker von allen verehrt wurde. Bereits in jungen Jahren wurde er in das öſterreichiſche Abgeordneten» 
haus gewählt; nach der Staatsumwälzung gehörte er der konſtituierenden Nationalverſammlung des Freiſtaats 
Oſterreich an, in deſſen Staatsrat er ebenfalls berufen wurde. 

Wenn aus dem vielſeitigen, hier nicht einmal andeutungsweiſe zu ſtreifenden öffentlichen Schaffen ein Punkt heraus- 
gegriffen werden ſoll, ſo iſt es der, der ihm beſonders am Herzen lag: ſein warmes ſoziales Wirken, ſeine Arbeit auf 
dem Gebiete der Sozialpolitik, der Arbeiterſchutzgeſetzgebung, der Frauenfrage. Aber auch ſein Eintreten für die geiſtig und 
künſtleriſch Schaffenden! Dankt doch Oſterreich ihm ſein Handelsgehilfengeſetz, deſſen Hauptbearbeiter er war, und das 
Geſetz über den Bühnenvertrag, in dem zum erſten Male in der Welt Oſterreich für das Recht der Schauſpieler eintritt, 
deren Daſein nur zu oft hinter glänzender Außenſeite das bitterſte Elend verbirgt. 

Hier und überall war ſein Wirken, geleitet nicht nur von einem für alle Armen und Unterdrückten warm ſchlagenden 
Herzen, ſondern auch von der überlegenen Ruhe des großen Juriſten und Rechtsgeſtalters! 

Mit Ofner iſt eine der großen Erſcheinungen unſerer Zeit dahingegangen, ein großer Anwalt, ein großer Juriſt, 
ein großer Politiker und, was mehr iſt als alles dies: ein großer Menſch! 


Rudolf Reruth 7. 


Am 1. November 1924 ſtarb in Danzig Geheimer Juſtizrat Keruth. Er war, nachdem für die Freie Stadt 
Danzig im Jahre 1920 eine beſondere Anwaltskammer gegründet wurde, von Anfang an bis zu ſeinem Tode ihr erſter 
Vorſitzender. Vorher hatte er ſeit 1898 ununterbrochen dem Vorſtande der Anwaltskammer Marienwerder angehört, und 
zwar zuletzt als ihr Vorſitzender. Seine Unparteilichkeit und ſeine überall anerkannte Fähigkeit der Leitung von Verſamm⸗ 
lungen, die er auch an anderen Stellen — fo durch mehrere Jahrzehnte als Vorſteher der Stadtverordnetenver⸗ 


ſammlung Danzig — bewies, 


machten ihn zum berufenen Führer der Danziger Anwaltſchaft. 


Auch den „Anwalt⸗ 


verein Danzig“ hat er 16 Jahre lang bis zu ſeinem Tode als Vorſitzender geleitet. 

Keruth war ein gerader, aufrechter deutſcher Mann, der das Anſehen des Anwaltſtandes der Freien Stadt Danzig 
aufrechtzuerhalten wußte und mit warmem Herzen ſtets und überall für die Intereſſen des Standes eintrat. 

Den Danziger Anwälten bleibt fein Wirken unvergeßlich. Aber auch darüber hinaus wird das Andenken des treff⸗ 
lichen Mannes von der geſamten deutſchen Anwaltſchaft hochgehalten werden. 


Der 33. Deutſche Juriſtentag in Heidelberg. 


Von Geh. Juſtizrat Dr 


Nach einem regneriſchen und kalten Sommer goß wäh⸗ 
rend der Tagung des 33. Deutſchen Juriſtentags in Heidel⸗ 
berg (11.—13. Sept. d. J.), wie es in dem Hölderlinſchen 
Hymnus heißt, die ewige Sonne ihr verjüngendes Licht über 
das alternde Rieſenbild der gigantiſchen, ſchickſalskundigen 
Burg, um die lebendiger Efeu grünt und über die freundliche 
Wälder herabrauſchen. Nachdem der bereits für das Jahr 1923 
geplante, nach Berlin berufene Juriſtentag infolge der ſchwie⸗ 
rigen wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe, wenige 
Wochen bevor er hätte zuſammentreten ſollen, abgeſagt worden 
war, beſtand ein banger Zweifel, ob dem Heidelberger Juriſten⸗ 
tag das gleiche Gelingen beſchieden ſein würde, wie dem erſten 
nach dem Kriege abgehaltenen Juriſtentage (Bamberg 1921). 
Wenn auch die Wahl Heidelbergs als Ort der Tagung ein 
glückverheißendes Zeichen war, ſo durfte man ſich doch der 
Überzeugung nicht verſchließen, daß die wirtſchaftliche Lage 
der großen Mehrzahl der deutſchen Juriſten ihnen den Beſuch 
des Juriſtentags zum mindeſten ſehr erſchweren würde, und 
gewiß haben von den 700—800 Teilnehmern manche ein nicht 
zu unterſchätzendes Opfer gebracht, das aber nicht nur in der 
Hochſtimmung während der Tagung ſelbſt, fordern auch in 
der Erinnerung an die in Heidelberg verlebten Tage ſeinen 
Lohn gefunden haben dürfte. 

Eine dem diesjährigen Juriſtentag gewidmete Feſtgabe 
enthält einen Aufſatz des derzeitigen Dekans der Heidel⸗ 
berger Juriſtenfakultät, Geh. Hofrat Prof. Dr. Karl Heins- 
heimer, über den Heidelberger Juriſtentag von 1869, aus 
dent auf Grund der Berichte der „Heidelberger Zeitung“ zu 
entnehmen tt, daß während der letzten Auguſttage des Jahres 
1869 im Badener Land etwa 1000 Perſonen aus allen Gauen 
Norddeutſchlands, Süddeutſchlands und Oſterreichs zuſammen⸗ 


. Ernſt Heinitz, Berlin. 


ſtrömten, die an dem von Bluntſchli geleiteten Juriſten⸗ 
tage teilnahmen. Damals war auf dem Ludwigsplatz im 
Anſchluß an das Gebäude der Muſeumsgeſellſchaft, das jetzige 
neue Kollegiengebäude, eine große, mit Fahnen, Wappen und 
Sprüchen geſchmückte Feſthalle errichtet worden, auf deren 
Gipfel die Fahne des Norddeulſchen Bundes wehte. Es mutet 
ſeltſam an, daß damals, zwiſchen den Jahren 1866 und 
1870, die Frage, wie die Feſthalle zu beflaggen ſei, gewiſſe 
Schwierigkeiten bereitete, und daß der Vorſchlag, die ſchwarz⸗ 
rot⸗goldene Fahne an die Spitze zu ſetzen, nur im Hinblick auf 
die „realpolitiſche Idee der damaligen Wirklichkeit“ abgelehnt 
wurde. Neben zahlreichen anderen Sprüchen war in der Feſt⸗ 
halle die Inſchrift angebracht: „Das Reich ſoll ſich mehren.“ 
Damit war eine Zukunftshoffnung ausgedrückt, die zwar nach 
kurzer Friſt in Erfüllung ging, aber 1½ Menſchenalter ſpäter 
zerbrochen wurde. Wie mit dieſem Zuſammenbruch die Auf 
gaben des Juriſtentags ſich erweitert und vertieft, auch ſeine 
Arbeitsgebiete über die ihm früher gezogenen Grenzen hinaus 
ſich vermehrt haben, das hat der Vorſitzende des 33. Deutſchen 
Juriſtentags, Kahl, in einem am 11. Sept. d. J. in der 
Voſſiſchen Zeitung veröffentlichten Aufſatze treffend dargelegt. 
Je ſchwieriger und verantwortungsvoller aber die Aufgaben 
des Juriſtentags ſich geſtalten, um ſo mehr müſſen die feſt⸗ 
lichen Veranſtaltungen zurücktreten; ſie dürfen die Verhand⸗ 
lungen nicht beeinträchtigen, ſondern ſollen ſich auf die neben 
ernſter Arbeit erwünſchte Erholung und Anregung beſchränken.“ 
Ungeachtet der hieraus ſich ergebenden Begrenzung hat der 
Heidelberger Ortsausſchuß, an deſſen Spitze der Oberbürger⸗ 
meiſter Prof. Dr. Walz ſtand, es verſtanden, den Teil⸗ 
nehmern des Juriſtentags den Aufenthalt in Heidelberg um 
vergeßlich zu machen. Die Dankbarkeit hierfür ift um fo 
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tiefer empfunden worden, als hier und da die Befürchtung ge- 
hegt wurde, die von Kongreſſen ſtark heimgeſuchte Stadt Heidel⸗ 
berg könnte allmählich etwas kongreßmüde geworden ſein. 

Nach 81 der jetzigen Satzung des Juriſtentags, wie ſie 
in Heidelberg, dem von der Ständigen Deputation vorge⸗ 
legten Entwurf entſprechend, angenommen worden iſt, will der 
Juriſtentag unter Ausſchluß jeder Parteipolitik 
und jeder einſeitigen Intereſſenvertretung für 
eine gerechte und zweckentſprechende Fortbildung des Rechtes 
auf deſſen geſamtem Gebiete wirken. Bereits in 
Bamberg waren zur Beratung der Verhandlungsgegenſtände 
3 Abteilungen gebildet worden, die während der in den Ver⸗ 
hältniſſen begründeten kurzen Dauer des Juriſtentags gleich⸗ 
zeitig tagen mußten: die öffentlich⸗ rechtliche, die bürgerlich⸗ 
rechtliche und die ſteuer⸗ und wirtſchaftsrechtliche Abteilung. 
An dieſer Verteilung des Stoffes wurde auch in Heidelberg 
feſtgehalten, wobei das ſtrafprozeſſuale Thema der öffentlich⸗ 
rechtlichen, das zivilprozeſſuale Thema der bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen Abteilung zugewieſen wurde. Von der Vorbereitung 
der Verhandlungen durch Gutachten, die vor Beginn des 
Juriſtentags gedruckt und den Mitgliedern zugänglich ge⸗ 
macht werden, hatte man wiederum abgeſehen, und zwar nicht 
nur aus finanziellen Gründen. Bei vorheriger Einforderung 
und Drucklegung von Gutachten hätten die Verhandlungs⸗ 
gegenſtände mindeſtens ein Jahr vor Beginn der Tagung 
feſtgeſtellt werden müſſen, und das ſchien bei der gegen⸗ 
wärtigen Rechtsentwicklung nicht möglich zu ſein, wenn die 
Aktualität der Themata nicht gefährdet werden ſollte. Es 
beſteht aber allſeitiges Einverſtändnis, daß es dringend er⸗ 
wünſcht ſein würde, wenn irgend angängig, die Verhand⸗ 
lungen des Juriſtentages wieder ſo vorzubereiten, wie es vor 
dem Kriege geſchehen iſt. Das würde nicht nur eine größere 
zeitliche Beſchränkung der Vorträge der Berichterſtatter er⸗ 
möglichen, ſondern auch den Diskuſſionen, die in Heidelberg 
durch Zeitmangel ſtark beeinträchtigt wurden, einen größeren 
zeitlichen Spielraum gewähren und ſicherlich zu ihrer Ver⸗ 
tiefung beitragen. Der Mangel ausreichender Zeit für die 
an die Vorträge der Berichterſtatter ſich anſchließenden Dis⸗ 
kuſſionen war um ſo bedauerlicher, als in ſämtlichen Ab⸗ 
teilungen tiefgreifende Probleme des Rechts auf der Tages⸗ 
ordnung ſtanden, die — ungeachtet der ausgezeichneten Vor⸗ 
träge der Berichterſtatter — nur in ausgiebiger Diskuſſion 
vollſtändig hätten erſchöpft werden können; wie dieſer Miß⸗ 
ſtand in Zukunft abzuſtellen iſt, ohne daß die Bedeutung und 
die Vielſeitigkeit der Probleme, mit denen der Juriſtentag 
ſich beſchäftigt, zu ſehr beſchränkt wird, iſt eine der dringend⸗ 
ſten Fragen, welche die Ständige Deputation des Juriſten⸗ 
tags zu behandeln haben wird. Soweit die Schwierigkeiten 
auf finanziellem Gebiete liegen, würde ihnen abgeholfen wer⸗ 
den, wenn es gelänge, die ſtark geſunkene, verhältnismäßig 
geringe Zahl der Mitglieder des Juriſtentags zu vervielfachen. 

Die Verhandlungen der erſten Vollverſammlung und der 
ſämtlichen drei Abteilungen fanden in der am Neckar be⸗ 
legenen Stadthalle ſtatt. Für die zweite Vollverſammlung 
hatte die Univerſität die Aula des neuen Kollegiengebäudes zur 
Verfügung geſtellt. Daß die Sitzungen ſämtlicher drei Abtei⸗ 
lungen in demſelben Gebäude abgehalten wurden, erleichterte 
den Teilnehmern des Juriſtentags die Möglichkeit, ihr Inter⸗ 
eſſe den Verhandlungen mehrerer Abteilungen zuzuwenden. 

I. Offentlich⸗ rechtliche Abteilung: 

Die öffentlich⸗rechtliche Abteilung (Vorſitzender: Kam⸗ 
mergerichtspräſident i. R. Dr. von Staff, Berlin) beſchäf⸗ 
tigte ſich zunächſt mit der Frage der Zuläſſegkeit und 
Form von Verfaſſungsänderungen ohne Ande⸗ 
rung der Verfaſſungsurkunde, für die als Bericht⸗ 
erſtatter die Herren Juſtizminiſter a. D. Dr. Düringer, 
Karlsruhe, und Prof. Dr. Graf zu Dohna, Heidelberg, 
beſtellt waren. 

Da dieſes Thema bereits für den im Jahre 1923 in 
Ausſicht genommenen Juriſtentag vorgeſehen war und von 
denſelben Berichterſtattern behandelt werden ſollte, war 
Düringer noch wenige Wochen vor ſeinem in weiteſten 
Kreiſen und nicht zum mindeſten innerhalb der Ständigen 
Deputation des Juriſtentags tief beklagten Tode in der 
age geweſen, die von ihm aufgeſtellten Leitſätze dem Shrift- 
führeramt zu überſenden, freilich mit der Erklärung, daß 
ſein Geſundheitszuſtand ihm verbiete, an den Verhandlungen 
teilzunehmen. In dankenswerter Weiſe hatte Geheimrat Prof. 
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Dr. Triepel, Berlin, ſich bereit erklärt, für Düringer 

einzutreten. 

Die Vorträge der Berichterſtatter und die ſich anſchließende 
Diskuſſion führten in Anlehnung an die vielfach übereinſtim⸗ 
menden Leitſätze der Berichterſtatter zu folgenden Beſchlüſſen: 

1. Verfaſſungsändernd iſt jedes Geſetz, deſſen Inhalt mit 
dem Inhalt der Verfaſſungsurkunde in Widerſpruch 
ſteht. Der Erlaß ſolcher Geſetze ſollte in Zukunft nie⸗ 
mals ohne vorherige oder gleichzeitige Anderung der 
Verfaſſungsurkunde erfolgen dürfen. 

„In verfaſſungsändernden Geſetzen, die ohne ſolche Ande⸗ 
rung der Verfaſſungsurkunde ergehen, foll wenigſtens zum 
Ausdruck kommen, daß Art. 76 NBerf. beobachtet iſt. 

3. Art. 76 Verf. ſollte einen Zuſatz erhalten, welcher die 

Möglichkeit vorſieht, vor Verkündung eines Geſetzes 

eine Entſcheidung des Staatsgerichtshofs über ſeine 

Vereinbarkeit mit der Verfaſſung herbeizuführen. 

Die Abänderung oder Aufhebung eines verfaſſungs⸗ 

ändernden Geſetzes bedarf der Erfüllung der erſchweren⸗ 

den Vorausſetzungen einer Verfaſſungsänderung nur, 
wenn dies im Geſetz ausdrücklich beſtimmt oder das 

Geſetz als „Verfaſſungsgeſetz“ bezeichnet iſt. 

Über das Thema: 

Wie ift das im Art. 48 Abſ. 5 RVerf. vor⸗ 
geſehene Reichsgeſetz über den Ausnahme- 
zuſtand zu geſtalten? 

berichteten die Herren Geheimrat Prof. Dr. Piloty, Würz⸗ 

burg, und Gerichtsaſſeſſor Dr. Richard Grau, Berlin. 

Sie hatten ſich über folgende Leitſätze verſtändigt, die ſie ge⸗ 

meinſchaftlich vorlegten und in eingehenden Ausführungen 

begründeten: 


LO 
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I. Grundlagen. 


1. Der Erlaß des im Art. 48 "iert, angekündigten 
Reichsgeſetzes kann ohne ſchwere Gefahren für den Be⸗ 
ſtand der verfaſſungsmäßigen Rechtsordnung nicht wei⸗ 
ter verzögert werden. 

Geſetze, die nur ein Teilgebiet des Ausnahme- 
rechts regeln, etwa nach Art des früheren Schutzhaft⸗ 
geſetzes, auch wenn ſie von ſachlichem Werte findf ber⸗ 
gen die Gefahr, die notwendige allgemeine Regelung 
auf unabſehbare Zeit zu verſchieben, und ſollten des⸗ 
halb unterbleiben. 

2. Im Zuſammenhange mit dem Ausführungsgeſetz ſind 
folgende Verfaſſungsänderungen erforderlich: 

a) Bei Anordnung der Auflöſung des Reichstags wäh⸗ 
rend des erklärten Ausnahmezuſtandes (vgl. unten 
14) iſt der Reichspräſident an die Zuſtimmung des 
Neichsrats zu binden. 

b) Dem Reichspräſidenten iſt die Übertragung ſeiner 
Befugnis zum Erlaß von Verordnungen praeter 
und contra legem an Landesregierungen und gez 
ſetzlich zu bezeichnende Stellen zu geſtatten. Die 
Landesregierungen ſind bei entſprechender Über⸗ 
tragung ihrer Verordnungsbefugniſſe an die Ge⸗ 
nehmigung des Reichspräſidenten zu binden. 

c) Ein abſchließender Katalog der verfaſſungsmäßigen 
Vorbehaltsgebiete iſt durch Verfaſſungsgeſetz feſtzu⸗ 
ſtellen (vgl. unten II 2). 3 

d) Die Einführung eines Notverordnungsrechts iſt ge⸗ 
boten (vgl. unten 15). ; 

3. Eine Anderung des Art. 48 Mäert, im Sinne einer 
Verlegung des Schwerpunktes der Diktaturgewalt vom 
Reichspräſidenten auf die Landesregierungen iſt ab⸗ 
zulehnen, weil ſie die Rechtseinheit beeinträchtigen, den 
Beſtand der Reichsorganiſation dauernden Gefahren 
ausſetzen und die Zuſammenfaſſung der Kräfte hindern 
würde. Dagegen erſcheint — formell unabhängig vom 
Ausführungsgeſetze — eine reichsgeſetzliche Erweiterung 
der ordentlichen Zuſtändigkeit der Landespolizei gegen⸗ 
über den Freiheitsrechten des einzelnen durch die Zeit⸗ 
verhältniſſe geboten. 

4. Die allgemeine Erſetzung des beſtehenden Syſtems der 
außerordentlichen Einzelmaßnahmen durch das Inſtitut 
des Ausnahmezuſtandes empfiehlt ſich nicht; denn ſie 
würde dem Ausnahmerecht diejenige Anpaſſungsfähig⸗ 
keit nehmen, die es in einer zur Unruhe neigenden Zeit 
und unter den verwickelten ſozialen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen der Gegenwart braucht. 
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Das Geſetz wird aber die formelle Erklärung des 
Ausnahmezuſtandes als Ankündigung der ſchärfſten 
Maßnahmen der Diktatur — der Einrichtung außer⸗ 
ordentlicher Gerichte, der Androhung von Todes⸗ oder 
Zuchthausſtrafe, des Einſchreitens mit der bewaffneten 
Macht und der Einſetzung eines Reichsdiktaturkom⸗ 
miſſars — anzuordnen haben. 

Folgende Ausgeſtaltung des einzuführenden Notverord⸗ 
nungsrechts wird empfohlen: 5 
Das Verordnungsrecht fteht dem Reichspräſi⸗ 
denten zu, der an die Zuſtimmung des Reichsrats 
und des ſtändigen Ausſchuſſes des Reichstags ge⸗ 
bunden iſt. Es beſteht nur, wenn der Reichstag 
nicht verſammelt und Eile geboten iſt. Der an den 
Reichsrat gelangende Entwurf iſt zu veröffentlichen. 
Die Verordnungen ſind dem Reichstag bei ſeinem 
nächſten Zuſammentritt zur Genehmigung vorzu⸗ 
legen und unverzüglich durch Verkündung außer 
Kraft zu ſetzen, wenn der Reichstag die Genehmi⸗ 
gung ausdrücklich verſagt oder binnen eines Monats 
ſeit feinem Zuſammentritt nicht erteilt hat. Not- 
verordnungen können auch auf verfaſſungsmäßigen 
Vorbehaltsgebieten ergehen (vgl. unten II 2). 


II. Vorausſetzungen und Umfang 

der Diktatur. 
. Die Erklärung des Ausnahmezuſtandes als unerläß⸗ 
liche Ankündigung ſchärfſter Maßnahmen der Diktatur 
(vgl. oben I4) ift an die folgenden beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen: Krieg, Kriegsgefahr, Aufſtand, unmittelbar 
drohende Aufſtandsgefahr zu knüpfen. 
Das Ausführungsgeſetz wird davon auszugehen und 
auszuſprechen haben, daß die Reichsverfaſſung, abge⸗ 
ſehen von den im Art. 48 aufgezählten grundrechtlichen 
Verfaſſungsbeſtimmungen, für die Diktaturgewalt un⸗ 
antaſtbar iſt. 

Im übrigen iſt die Diktatur an das geltende Recht 
nicht gebunden. Ausgenommen ſind das Ausführungs⸗ 
geſetz und die ſonſtigen verfaſſungsmäßigen Vorbehalts⸗ 

eſetze, wie z. B. Wehrgeſetz (Art. 133), Wahlgeſetz 
(Art. 125), Gebietsgeſetz (Art. 18), Stellvertretungs⸗ 
geſetz (Art. 51), Staatsgerichtshofsgeſetz (Art. 108), 
Reichswirtſchaftsratsgeſetz (Art. 165). Der abſchließende 
Katalog der Vorhehaltsgebiete iſt durch Verfaſſungs⸗ 
geſetz feſtzuſtellen. 

. Die Diktatur hat ſich in ihrer geſamten Tätigkeit an 
die ihr geſetzte beſondere Aufgabe zu halten und iſt nicht 
befugt, außerhalb derſelben in die ordentliche Staats⸗ 
tätigkeit einzugreifen. Sie iſt verantwortlich dafür, 
daß jede einzelne Maßnahme dem Diktaturzweck dient. 
. Grundrechtsſuspenſionen dürfen nur im Verordnungs⸗ 
wege angeordnet werden. Diejenigen Stellen, denen zur 
Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ord⸗ 
nung außerhalb der normalen Zuſtändigkeitsordnung 
die Befugnis zu Eingriffen in Grundrechte durch die 
Diktatur eingeräumt werden ſoll, ſind vom Diktator 
oder von einer durch ihn zu beſtimmenden Stelle zu 
bezeichnen. 

5. Die Form der Bekanntmachung von Diktaturmaßnahmen 
iſt geſetzlich zu regeln. Dabei iſt dem Diktator der 
durch die beſondere Eigenart der Diktatur gebotene 
Spielraum zu laſſen. 


6. Diktaturmaßnahmen ſind in ihrer zeitlichen Geltung 


— außer für Kriegszeiten — auf drei Monate (Zuſatz 
des Mitberichterſtatters: Maßnahmen der Landesregie⸗ 
rungen auf zwei Wochen) zu beſchränken, falls ſie nicht 
unter Genehmigung des Reichstags — Maßnahmen der 
Landesregierungen unter Genehmigung des Reichs⸗ 
präſidenten — um höchſtens drei Monate verlängert 
werden. Jede fernere Verlängerung iſt auf höchſtens 
weitere drei Monate zu begrenzen. 
III. Reich und Länder. 

„Die Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Reich und 
Ländern im Ausnahmerecht wird ſo geſtaltet werden 
müſſen, daß Reibungen vermieden werden und ins⸗ 
beſondere einerſeits unter Wahrung der Einheitlichkeit 
der Diktatur der Ausübung unmittelbarer Verwal⸗ 
tungstätigkeit des Reiches auf Gebieten der Landes⸗ 
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verwaltung enge geſetzliche Grenzen gezogen, anderer⸗ 
ſeits Eingriffe der Landesregierungen in die Diktatur 
des Reichspräſidenten verhindert werden. 


Folgende Regelungen werden empfohlen: 


. Berwaltungsmaßnahmen der Diktatur auf einem ſonſt 


der Landesverwaltung zugehörigen Gebiet ſind durch 
Landesorgane zu treffen. Auszunehmen ſind: Maß⸗ 
nahmen, die der Reichspräſident perſönlich anordnet, 
und Maßnahmen, die im Ausnahmezuſtand (vgl. oben 
14) von einem Reichsdiktaturkommiſſar oder innerhalb 
der dieſem zur Verfügung ſtehenden Organiſation ge⸗ 
troffen werden. 


Eine Landesregierung kann zwar durch die Diktatur 


zu beſtimmten Handlungen angehalten oder an der 
Ausübung beſtimmter Tätigkeit gehindert werden; ſie 
darf aber in ihrem Fortbeſtand als oberſtes Landes⸗ 
organ und insbeſondere in der Vertretung des Landes 
gegenüber dem Reiche (Reichstag, Reichsrat, Reichs⸗ 
regierung, Reichsſtaatsgerichtshof) nicht beeinträchtigt 
werden. 

Die Tätigkeit des Landtags darf nicht unterbunden 
werden. 


IV. Kontrollen, Entſchädigung und Koſten. 


1. Sämtliche Diktaturverwaltungsmaßnahmen ſind der 


Rechtskontrolle durch einen Verwaltungsrechtsſenat, der 
im Reichsgericht in beſonderer Zuſammenſetzung zu bil⸗ 
den und deſſen Verfahren der beſonderen Aufgabe an⸗ 
zupaſſen iſt, zu unterwerfen. Das Klagerecht iſt jedem 
zu gewähren, der geltend macht, durch eine Diktatur⸗ 
maßnahme rechtswidrig beeinträchtigt worden zu ſein. 


2. Die Rechtſprechung über die Rechtsgültigkeit geſetz⸗ 


gebungsmäßiger Diktaturmaßnahmen wird ausſchließ⸗ 
lich dem Reichsſtaatsgerichtshof zuzuteilen ſein. 

Sämtliche Gerichte, einſchließlich der Verwaltungs⸗ 
gerichte, vor denen die Rechtsgültigkeit einer ſolchen 
Diktaturanordnung ſtreitig wird, ſind zu verpflichten, 
den alle Gerichte bindenden Vorentſcheid des Reichs⸗ 
ſtaatsgerichtshofs über die Rechtsgültigkeit der An⸗ 
ordnung einzuholen. 


3. Die dem Ermeſſen Spielraum laſſenden Rechtsbegriffe 


der Diktatur, wie z. B. „erhebliche Störung oder Ge⸗ 


fährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“, 


„nötige“ Maßnahmen, ſind von richterlicher Nach⸗ 
prüfung auszuſchließen, ſoweit es ſich nicht um die 
Frage handelt, ob eine zur Erreichung des Diktatur⸗ 
zwecks abſolut ungeeignete Maßnahme vorliegt. 


4. Für die Zeit zwiſchen zwei Legislaturperioden und nach 


der Auflöſung des Reichstags bis zum Wiederzuſammen⸗ 
tritt ſind dem Ständigen Ausſchuß des Reichstags 
die Befugniſſe des Reichstags zur politiſchen Kontrolle 
über die Diktatur einzuräumen. 


5. Die Aufſicht über die Diktaturtätigkeit der Landes⸗ 


regierungen iſt dahin näher zu regeln, daß 

a) Diktaturmaßnahmen des Reichspräſidenten ſämt⸗ 
lichen Diktaturmaßnahmen der Landesregierungen 
mit denſelben Wirkungen vorgehen, als ob es ſich 
um das Verhältnis von Reichsrecht zu Landesrecht 
handelte; 

b) der Reichspräſident eine Entſcheidung des Reichs⸗ 
ſtaatsgerichtshofs bzw. des zu 1 genannten Ber- 
waltungsrechtsſenats des Reichsgerichts über die 
Rechtmäßigkeit einer Diktaturmaßnahme der Landes⸗ 
regierung herbeiführen kann. 


6. Sämtliche im Dieuſte der Diktatur tätigen Beamten ſind 


auch hinſichtlich ihrer Diktaturtätigkeit dem für ſie zu⸗ 
ſtändigen Diſziplinarverfahren zu unterwerfen. Andere 
im Diktaturdienſt verwendete Perſonen ſind der Reichs⸗ 
diſziplinargewalt zu unterſtellen. 


7. Eine allgemeine Entſchädigungspflicht nach Billigkeit 


für unmittelbere Schäden, die unbeteiligte Dritte durch 
rechtmäßige oder ohne Verſchulden unrechtmäßige Aus⸗ 
übung der Diktatur erleiden, iſt vorzuſehen. 


8. Die Koſten der Diktatur einſchließlich der zu leiſtenden 


Entſchädigungen werden vom Reiche zu tragen ſein, 
mit Ausnahme derjenigen Koſten und Entſchädigungs⸗ 
laſten, die aus Maßnahmen auf Grund des Art. 48 


53. Jahrg. 1924 Heft 23] 


Abſ. 4 erwachſen und die den Ländern aufzuerlegen 
ſein werden. 


Vleoon einer Diskuſſion über das bedeutſame Thema mußte 
im Hinblick auf die vorgeſchrittene Zeit abgeſehen werden, 
und ſo beſchränkte ſich die Abteilung darauf, in dem von 
ihr gefaßten Beſchluſſe die Ausführungen der Berichterſtatter 
als eine geeignete Grundlage für die Geſtaltung des Reichs⸗ 
geſetzes über den Ausnahmezuſtand zu bezeichnen. 
über das dritte Thema: 

Wie it unter Berückſichtigung der gegen⸗ 

wärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe und 

der VO. v. 4. Jan. 1924 die Beteiligung der 

Laien an der Strafrechtspflege zweckmäßig 

zu geſtalten? 

wurden Berichte von den Herren Prof. Dr. Gleispach, 

Wien, Prof. Dr. Eberhard Schmidt, Breslau und Land⸗ 

gerichtspräſident Schlimm, Mannheim, erſtattet, deren Leit⸗ 

ſätze ſich nicht in Gegenſatz zur BD. v. 4. Jan. 1924 ſtellten, 
ſondern, wenn auch mit gewiſſen Einſchränkungen und Vor⸗ 
behalten, die durch die Verordnung getroffenen Maßnahmen 
hinſichtlich der Beteiligung der Laien an der Strafrechts⸗ 
pflege beifällig begrüßten. In der Diskuſſion, für die ſich 
zahlreiche Redner zum Worte gemeldet hatten, würden zweifel⸗ 
los auch ſtark abweichende Anſchauungen zutage getreten 
ſein, und obwohl in Ausſicht genommen war, die Distuſſion 
am Vormittag des letzten Verhandlungstags — vor Be⸗ 
ginn der zweiten Vollverſammlung — aufzunehmen, mußte 
man ſchließlich die Unmöglichkeit einſehen, dieſes Thema inner⸗ 
halb der zur Verfügung ſtehenden Zeit in einer feiner Be- 
deutung entſprechenden Weiſe zu erledigen. In dieſer 

Zwangslage ſah die Abteilung von jeder Beſchlußfaſſung über 

die folgenden Leitſätze, auf welche die Berichterſtatter ſich 

inzwiſchen geeinigt hatten, ab: 
1. Die Beteiligung der Laien an der Strafrechtspflege iſt 

— von minderwichtigen und einfach gelagerten Fällen 

abgeſehen — für alle Tatſacheninſtanzen anzuſtreben. 

Die Ausnahmen von dieſem Grundſatz nach BD. vom 
4. Jan. 1924 ſind im Hinblick auf die gegenwärtigen 

wirtſchaftlichen Verhältniſſe geboten und nach den bis⸗ 

herigen Erfahrungen auch erträglich. Immerhin wäre 
eine Einſchränkung der Zuſtändigteit des Einzelrichters 
wünſchenswert. 

3. Die Zahl von zwei Schöffen iſt genügend, um den 
Laienrichtern auch beim erweiterten Schöffengericht und 
bei der großen Strafkammer den ausſchlaggebenden 
Einfluß zu ſichern; jedoch iſt die Verhandlung und Be⸗ 
ratung der Eigenart und den Bedürfniſſen der Laien- 
richter anzupaſſen. 

„Der Erſatz des Schwurgerichts durch ein großes Schöf⸗ 
fengericht iſt zu billigen. 

5. Die erweiterte Aufgabe des neuen Schöffengerichts ver⸗ 
langt größere Sorgfalt in der Auswahl der Schöffen 
und ihre häufigere oder ſtändige Heranziehung zu den 
Sitzungen. Für die Laienrichter der Berufungsinſtanz 
und des neuen Schwurgerichts iſt vorherige längere 
Tätigkeit im Schöffengericht zu verlangen. Die Mit⸗ 
wirkung der Frau beim Schöffen⸗ und neuen Schwur⸗ 
gericht liegt im Intereſſe der Rechtspflege. 
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II. Bürgerlich rechtliche Abteilung: 

Die bürgerlich⸗rechtliche Abteilung (Vorſitzender: Ober⸗ 
landesgerichtspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg) be⸗ 
handelte zunächſt das Thema: 

Welche Richtlinien ſind für die zukünftige 
Geſtaltung des Wohnungsmietrechts auf- 
zuſtellen? 

Beide Berichterſtatter, die Herren Amtsgerichtsrat Prof. 
Dr, Ruth, Frankfurt a. M., und Hofrat Privatdozent Dr. 
Klang, Wien, gingen davon aus, daß die völlige Beſeitigung 
der Wohnungszwangswirtſchaft zwar anzuſtreben, aber erſt 
möglich ſei, nachdem durch genügenden Neubau, ein Aus⸗ 
gleich zwiſchen Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungs- 
markte herbeigeführt ſein werde. Die Abteilung ſchloß ſich 
mit überwiegender Mehrheit dieſer Auffaſſung an und trat 
auch den die Einzelmaßnahmen behandelnden Leitſätzen der 
Berichterſtatter im weſentlichen bei. In Anlehnung an dieſe 
Leitſätze faßte die Abteilung folgende Beſchlüſſe: 
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1. Die völlige Beſeitigung der Wohnungs⸗ 


zwangswirtſchaft ift anzustreben, aber ert möglich, 
nachdem durch genügenden Neubau ein Ausgleich zwi⸗ 
ſchen Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt 
herbeigeführt iſt. 


2. Der Neubau iſt gleichzeitig durch wirtſchaftliche 


Maßnahmen und durch Anderung des geltenden Woh⸗ 
nungsnotrechts unter Aufſtellung eines einheitlichen 
Bauprogramms ſo energiſch zu fördern, daß nach Ab⸗ 
lauf einer beſtimmten Friſt die freie Wirtſchaft wieder 
hergeſtellt werden kann. 
A. Als wirtſchaftliche Maßnahmen emp⸗ 
fehlen ſich namentlich: 

a) tatkräftigſte Unterſtützung der gemeinnützigen Sied⸗ 
lungsgenoſſenſchaften durch ausreichende Ge⸗ 
währung billigen Leihkapitals und weitgehende Be⸗ 
teiligung von Staat und Gemeinden an ihrer Fi⸗ 
nanzierung, Zurverfügungſtellung verbilligten Bau⸗ 
materials und geeigneter techniſcher Leiter aus den 
Beamten der ſtaatlichen und kommunalen Hochbau⸗ 
ämter. Ihre Organiſation iſt nach einheitlichen 
Richtlinien für das geſamte Reich zu regeln; 

b) Einſtellung ſtaatlicher und kommunaler 
Eigenbauten für private Wohnzwecke als unwirt⸗ 
ſchafllich. Die für die Förderung des Neubaus zur 
Verfügung ſtehenden Gelder ſind dem Baumarkt als 
hypothekariſch geſichertes Leih kapital zu mäßigem 
Zinsfuß zur Verfügung zu ſtellen; 

c) billige Gewährung von Baugelände an alle 
Bauluſtigen durch Staat und Gemeinden, namentlich 
auf dem Wege des Erbbaurechts; 

d) weitgehende Befreiung der Neubauten von allen 
dieſe verteuernden Steuern und Abgaben. 

B. Als rechtliche Maßnahmen jind ge- 
eignet: 

a) Wiedereinführung des Stockwerkseigentums. 

b) Umgeſtaltung des dinglichen W ohnungsrechts 
8 1093 BGB.) zu einem vererblichen und verə 
äußerlichen Rechte. 

e) Die bisherige Befreiung der Neubauten von 
der Zwangswirtſchaft iſt beizubehalten. Bis 
zur Schaffung ausreichenden neuen Wohnrauns ift 
jedoch der Mieter in Neubauten gegen Obdachloſig⸗ 
keit bei Beendigung des Vertragsverhältniſſes zu 
ſchützen durch Gewährung eines gericht⸗ 
lichen Räumungsaufſchubs in geeigneten 


Fällen. 

d) Der Mieterſchutz für Altwohnungen ift 
Ausländern, die erft nach dem Kriege ihren 
Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt in Deutſchland 
genommen haben, nach Ablauf einer zur Erſtellung 
eigener Wohnungen ausreichenden Friſt zu ent⸗ 
ziehen. Die gleiche Perſonenkategorie iſt bei Zu⸗ 
weiſung von Altwohnungen nicht mehr zu berück⸗ 
ſichtigen. 

e) Die Umwandlung von Wohnräumen in 
Geſchäftsräume iſt wie bisher (8 2 bj. 2 
WMG.) zu verbieten. 


3. Für die übergangszeit bis zur Wiederher⸗ 


ſtellung der freien Wirtſchaft werden weiterhin 

olgende Maßnahmen für Altwohnungen vorge⸗ 

chlagen: 5 

a) Für Geſchäftsräume und möblierte Räume 
ſind die beſtehenden Beſchränkungen zu beſeitigen. 

b) Die Höhe der Miete darf nicht über einen reichs⸗ 
rechtlich feſtzuſetzenden und von Zeit zu Zeit nach⸗ 
zuprüfenden Höchſtſatz hinausgehen. 

e) Grundſätzlich ift die bisherige Regelung der Auf” 
löſung des Mietverhältniſſes gegen den 
Willen des Mieters beizubehalten. 

d) Die Beſchaffung der Erſatzräume iſt grund⸗ 

Täglich Sache des zur Räumung verpflichteten Mie⸗ 

ters, wenn das Mietverhältnis lediglich aus einem 

in der Perſon des Mieters liegenden Grunde (GE 2, 3 

MEHG.) beendigt wurde. Daher ift in ſolchen 

Fällen die Zwansvollſtreckung lediglich in⸗ 

ſoweit zu beſchränken, daß dem Verpflichteten ein 

Räumungsaufſchub von beſtimmter Dauer, der even⸗ 

tuell verlängert werden kann, von den Gerichten 
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nach freiem Ermeſſen zugebilligt wird. Die Ge- 

währung eines Räumungsaufſchubs iſt auch ohne 

vorausgegangenes Räumungsurteil dann zuläſſig, 
wenn die Verpflichtung zur Räumung von dem Be⸗ 
troffenen nicht beſtritten wird. 

e) Die Eingriffe der öffentlichen Behörden 
zum Zwecke der Erfaſſung und Verwer⸗ 
tung von Wohnräumen ſind auf den Zwang 
zur Vermietung unbenutzter Wohnungen und die 
Zuteilung freiwerdender Wohnungen an die Woh⸗ 
nungſuchenden zu beſchränken. 

„Alle erforderlichen wirtſchaftlichen und rechtlichen Maß⸗ 
nahmen ſind durch ein einheitliches Reichswoh⸗ 
nungsgeſetz zu treffen. Zu ihrer Durchführung iſt 
eine Reichszentralſtelle zu ſchaffen, der die einzel⸗ 
ſtaatlichen und kommunalen Ausführungsbehörden zu 
unterſtellen find. Die Organiſation der Behör⸗ 
den iſt weitgehend zu vereinfachen; insbeſondere können 
die Mieteinigungsämter als entbehrlich beſeitigt werden. 

5. Das Mietrecht des BGB. iſt ſchon jetzt dahin abzu⸗ 

ändern, daß Anſprüche des Mieters wegen Zn- 
ſtandhaltung der Mieträume einer kurz bemeſ⸗ 
ſenen Ausſchlußfriſt für ihre Anmeldung bei dem Ver⸗ 
mieter und ihre gerichtliche Geltendmachung unter- 
worfen werden; die Zurückbehaltung der Miete 
wegen der Gegenanſprüche des Mieters iſt 
nur ſoweit zuzulaſſen, als die rückſtändige Miete die 
Höhe der Gegenanſprüche nicht überſteigt. 

Die in der Abteilung entſtandene Meinungsverſchieden⸗ 
heit über die Frage, ob nach Ablauf der Übergangszeit unter 
Wegfall aller beſtehenden Beſchränkungen das Mietrecht des 
BGB. wieder grundſätzlich die alleinige Grundlage der ver- 
traglichen Beziehungen zwiſchen den Beteiligten bilden ſolle, 
wurde auf Antrag in der zweiten Vollverſammlung noch⸗ 
mals behandelt und durch einen Beſchluß erledigt, inhalts 
deſſen die Frage der endgültigen Geſtaltung des Wohnungs⸗ 
mietrechts nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft zur Zeit 
noch nicht ſpruchreif ſei, vielmehr auf die Tagesordnung eines 
zukünftigen Juriſtentags geſtellt werden ſolle. 

Über das Thema: 

Welche Richtlinien ſind für die zukünftige 
Geſtaltung des ehelichen Güterrechts auf⸗ 
zuſtellen? 

lagen ſehr eingehende, auch in die Einzelheiten ſich ver⸗ 
tiefende Leitſätze der drei Berichterſtatter, Geh. Juſtizrat Prof. 
Dr. Kipp, Berlin, Senatspräſident Prof. Dr. Wierus⸗ 
zowſki, Köln, und Fräulein Rechtsanwalt Dr. Marie 
Munk, Berlin, die als erſte weibliche Berichterſtatterin vor 
den Juriſtentag trat, vor. In ihrem Ziele — Beiſeitigung 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes am Vermögen 
der Frau und Beteiligung der Frau an dem während der Ehe 
errungenen Vermögen — ſtim nuten die Berichterſtatter im 
weſentlichen überein; dagegen wichen ſie in den Mitteln zur 
Erreichung dieſes Zieles voneinander ab. Sie empfahlen 
teils die Zugewinſtgemeinſchaft, d. h. eine Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft für den Fall des Todes oder der ſonſtigen Auf⸗ 
löſung der Ehe, teils die bloße Verſtärkung des Erbrechts und 
des Pflichtteilsrechts des überlebenden Ehegatten und für den 
Fall der Scheidung der Ehe eine vom richterlichen Ermeſſen 
ab hängende Beteiligung der Ehegatten an der Errungenſchaft. 
Da auch in der Diskuſſion die Anſichten auseinander gingen 
und ſchließlich die Meinung durchdrang, daß der Juriſtentag 
der Geſetzgebung nur die Richtung weiſen ſolle, ſo wurde 
nur die Haupttheſe der Berichterſtatter in derjenigen Faf- 
ſung, über welche ſie ſich während der Verhandlungen ge⸗ 
einigt hatten, angenommen, und zwar wie folgt: 

Als kuͤnftiges geſetzliches eheliches Güterrecht emp⸗ 
fiehlt ſich die Gütertrennung in Verbindung mit einer 
Beteiligung beider Ehegatten an der Errungenſchaft. 
Eheverträge ſind wie bisher zuzulaſſen. 

Lebhaften Beifall der Vollverſammlung fand Prof Dr. Kipp, 

als er am Schluſſe ſeines im Plenum erſtatteten Berichts 

die Hoffnung ausſprach, die Stimme des Deutſchen Juriſten⸗ 
tags über die zukünftige Geſtaltung des ehelichen Güterrechts 
werde nicht ungehört verhallen, damit endlich der deutſchen 

Frau ein Recht zuteil werde, das ihr viel zu lange vor⸗ 

enthalten geblieben ſei. 

Bei der Behandlung des dritten Themas: 

Welche Stellung foll die zukünftige Zivil- 
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prozeßordnung gegenüber den Fragen der 

Unmittelbarkeit, der Mündlichkeit und der 

Eventualmaxime einnehmen? 

ſprachen ſich beide Berichterſtatter, die Herren Handels⸗ 
gerichtspräſident Dr. Engel, Wien, und Rechtsanwalt Dr. 
Ernſt Wolff, Berlin, für die Aufrechterhaltung der Grund⸗ 
ſätze der Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit aus, während 
ſie die Eventualmaxime, unbeſchadet der Befugnis des Ge⸗ 
richts, im Falle der Verſchleppungsabſicht verſpätetes Vor⸗ 
bringen zurückzuweiſen, verwarfen. In Einzelheiten wichen 
die Leitſätze der Berichterſtatter voneinander ab, zum Teil 
infolge des Umſtandes, daß in einigen Leitſätzen Fragen be⸗ 
handelt waren, die nicht in untrennbarem Zuſammenhange 
mit dem Thema ſtanden. Während die Berichterſtatter das 
Urteil nach Aktenlage, wie es die Novelle vom Februar 1924 
eingeführt hat, ablehnen zu ſollen glaubten, nahm die Ab⸗ 
teilung, wenn auch mit geringer Mehrheit, einen Antrag an, 
inhalts deſſen, wenn die Parteien übereinſtimmend auf eine 
mündliche Verhandlung verzichten, das Gericht in der Lage 
ſein ſoll, auch ohne mündliche Verhandlung zu entſcheiden. 
Dagegen glaubte die Abteilung in Übereinſtimmung mit beiden 
Berichterſtattern, der Zuſtändigkeit des Einzelrichters engere 
Grenzen ziehen zu ſollen, als die Novelle für gut befunden hat. 
iot Die von der Abteilung gefaßten Beſchlüſſe lauten wie 
olgt: 

1. Das Verfahren iſt mit allen Bürgſchaften zu umgeben, 
die eine erſchöpfende Erörterung und gründliche Be⸗ 
urteilung ſichern. Dieſe Bürgſchaften ſind eine nicht 
zu übertreibende, aber in allem weſentlichen feſtzuhal⸗ 
tende Mündlichkeit und eine möglichſt uneingeſchränkte 
Unmittelbarkeit. Wenn die Parteien übereinſtimmend 
auf eine mündliche Verhandlung verzichten, ſo kann 
das Gericht auch ohne mündliche Verhandlung ent⸗ 
ſcheiden. 

2. Die mündliche Verhandlung iſt von allem Beiwerk zu 
entlaſten und ſoweit vorzubereiten, daß der Rechtsſtreit 
möglichſt in einer Verhandlung entſchieden wird. 
Hierzu gehören: 

a) Abhaltung eines Vortermins vor dem Einzelrichter 
zur Erledigung aller nichtſtreitigen Sachen und pro⸗ 
zeſſualer Vorfragen, 

b) Schriftſatzwechſel der Parteien in geſetzlich oder 
richterlich feſtzuſetzenden Friſten, 

c) Herbeiſchaffung der vorausſichtlich notwendig wer⸗ 
denden Beweismittel, 

d) Benutzung mechaniſcher Hilfsmittel zur Feſtſtellung 
des Verhandlungsverlaufs, 

e) Verbot von Vertagungen außer in geſetzlich genau 
feſtzuſetzenden Fällen. 

3. Eine Abſchwächung des Unmittelbarkeitsgrundſatzes iſt 
nicht zuzulaſſen. Eine Ausdehnung des Vortermins auf 
andere als die oben zu 2a angegebenen Zwecke iſt ab» 
zulehuen; insbeſondere hat die Beweisaufnahme, ſoweit 
irgend möglich, vor dem erkennenden Gericht unmittel⸗ 
bar zu erfolgen; die zuläſſigen Ausnahmen ſind geſetzlich 
genau zu beſtimmen. Sie dürfen nicht der Rückſicht 
auf die Geſchäftslage des Gerichts entnommen werden. 

4. Das perſönliche Erſcheinen der Parteien iſt nicht durch 
Strafen zu erzwingen. Dagegen ſind für den Fall der 
Nichtbefolgung des richterlichen Auftrags Rechtsnach⸗ 
teile und Koſtenfolgen in Ausſicht zu nehmen (Mög⸗ 
lichkeit der Verwendung des Ausbleibens der Parteien 
zur Bildung einer richterlichen Überzeugung, Abweiſung 
des Erſtreckungsbegehrens des nicht unterrichteten Be⸗ 
vollmächtigten, Vornahme der Verhandlung und Zu⸗ 
rückweiſung des Verſuchs der nicht erſchienenen Parkei, 
das Verſäumte nachzuholen). 

5. Der Grundſatz, daß die Parteien bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung neue tatſaächliche Behaup⸗ 
tungen und Beweismittel vorbringen können, iſt feſt⸗ 
zuhalten. 

Eine Eventualmaxime hat nur einzutreten: 

a) im Fall eines in Verſchleppungsabſicht erfolgten 
verſpäteten Vorbringens, das vom Gericht auch von 
Amts wegen als unſtatthaft erklärt und zurück⸗ 
gewieſen werden kann; 

b) in gewiſſen Verfahrensarten (in Mietſtreitigkeiten, 
im Wechſel⸗, Mandats⸗ und Exekutionsverfahren). 
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Im zweiten Rechtszuge zum mindeſten können auch 
grob fahrläſſig verzögerte und den Prozeß verzögernde 
Behauptungen und Beweismittel zurückgewieſen werden. 


III. Steuer⸗ und wirtſchaftsrechtliche Ab- 
teilung: 

Das erſte Thema der fteuer- und wirtſchaftsrechtlichen 
Abteilung (Vorſitzender: Geh. Juſtizrat Dr. Wildhagen, 
Leipzig): 

Empfehlen ſich Anderungen der Geſeß⸗ 

gebung zur Erleichterung der Kapital- 

beſche tung durch Aktiengeſellſchaften? 
begegnete beſonders lebhaftem Intereſſe. Die Berichterſtatter, 

Rechtsanwalt Dr. Hachenburg, Mannheim, und Rechts⸗ 

anwalt Prof. Dr. Flechtheim, Berlin, legten der Ab⸗ 

teilung gemeinſchaftliche Leitſätze vor, die von dem Beſtreben 
ausgingen, an den bewährten Grundſätzen des deutſchen 

Aktienrechts, ſoweit ſie der Erhaltung des Grundkapitals 

dienen, feſtzuhalten, die auch die Einführung der Quoten- 

aktie ablehnten und Erleichterungen der Erhöhung des Grund- 
kapitals nur als vorübergehende, zeitlich begrenzte Maß⸗ 
nahmen in Vorſchlag brachten. Die Abteilung pflichtete den 

Anſchauungen der Berichterſtatter im weſentlichen bei und 

nahm ihre Leitſätze mit einigen wenigen Anderungen an, 

insbeſondere mit einem Zuſatzantrage der Herren Rechts⸗ 
anwalt Dr. Alfred Friedmann, Berlin, und Rechts⸗ 
anwalt Dr. Lehmann, Frankfurt a. M., der in beſtimmten 

Grenzen die halbjährliche Ausſchüttung von Gewinnanteilen 

für Vorzugsaktien zulaſſen will. 

Die Beſchlüſſe der Abteilung lauten: 

J. Es iſt an den Prinzipien des deutſchen Aktienrechtes 
feſtzuhalten, ſoweit dieſe der Erhaltung des Grund- 
kapitals dienen. Daher ſind Annäherungen an das 
ausländiſche, namentlich das englifch - anıeritantiche 
Aktienrecht, die hiervon abweichen, abzulehnen. Die 

Zahlung feſter Zinſen iſt nicht zu befürworten. Der 
Einführung von Freiaktien iſt zu widerſprechen. Da⸗ 
gegen können auf einen beſtimmten Hundertſatz feſt⸗ 

i Gewinnanteile für Vorzugsaktien halbjährlich 
an einem beſtimmten Termin aus dem Gewinnvortrag 
des vorangegangenen Jahres oder aus einem für der- 
artige Zahlungen beſtimmten offenen Reſervefonds ge⸗ 
leiſtet werden. 

II. Es iſt das Prinzip der Zerlegung des Grundkapitals 
in Aktien von beſtimmten Nennbeträgen beizubehalten. 
Die Einführung von Quotenaktien empfiehlt ſich nicht. 

Ebenſo wird die Zwanzigmark-Aktie, ſoweit fie 
nicht durch die Umſtellung bei der Durchführung der 

Goldbilanzen unvermeidlich iſt, nicht anzuraten fein. 

Die Geſetzgebung hat vorzuſehen, daß die Zuſammen⸗ 

legung mehrerer Zwanzigmark-Aktien zu Aktien zu 

höheren Beträgen (mindeſtens 100 46) nach einer ge⸗ 
wiſſen Übergangszeit von den Geſellſchaften zwangs⸗ 
weiſe herbeigeführt werden kann 

III. Es ſind Erleichterungen der Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals als vorübergehende Maßnahmen (zeitlich 
begrenzt) zu gewähren. 

1. Die Unterpariemiſſion ift zuzulaſſen, falls der Fehi- 
betrag aus ausgewieſenem Gewinn oder aus vor⸗ 
handenen offenen Reſerven irgendwelcher Art gedeckt 
wird. In dieſem Fall hat jeder Aktionär Anſpruch 
auf Zuteilung eines ſeinem Aktienbeſitz entſprechen⸗ 
den Teiles des neuen Kapitals. 

2. Es können Darlehen und Anleihen aufgenommen 
werden, verbunden mit der bedingten Erhöhung des 
Grundkapitals derart, daß der Darlehns⸗ oder An⸗ 
leihegläubiger die Umwandlung ſeiner Gläubiger⸗ 
rechte in Stammaktien fordern darf. 

3. Das Verbot der Ausgabe neuer Aktien vor der Boll- 
zahlung der alten iſt zu ſuspendieren. 

4. Die Vorſchrift der geſonderten Abſtimmung bei der 
Kapitalerhöhung nach $ 278 HGB. durch die Inhaber 
der Aktien verſchiedener Gattungen iſt zu beſeitigen. 

5 Die Einräumung von Bezugsrechten auf künftig 
auszugebende Aktien iſt für zuläſſig zu erklären, ſo⸗ 
weit ſie auf eine beſtimmte Ausgabe beſchränkt und 
der Betrag nicht höher iſt als die Summe der mit 
dem Bezugsrecht ausgeſtatteten Ausgaben. 
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IV. Sonſtige Anderungen des deutſchen Syſtems zur An⸗ 
paſſung an fremde Nechte, wie durch die Beſeitigung 
des Aufſichtsrats als eines beſonderen Organs neben 
dem Vorſtand, ſind in dieſem Zuſammenhang nicht zu 
erörtern. 

V. Die geltenden Sätze des Kapitalverkehrsſteuergeſetzes 
ſind auf die Friedens höhe zurückzuführen. Im Falle 
der umtauſchbaren Teilſchuldverſchreibungen iſt die 
Wertpapierſteuer für die Teilſchuldverſchreibungen auf 
die bei der Umwandlung entſtehende Geſellſchaftsſteuer 
anzurechnen. 

In ſeinem der Vollverſammlung erſtatteten Bericht be⸗ 
zeichnete Hachenburg die behandelte Frage als ein Stück 
aus Deutſchlands Not, zugleich aber auch als ein Stück aus 
Deutſchlands Wiederaufſtieg. Von der Hoffnung, daß der 
Wiederaufſtieg kommen werde und die ausländiſche Hilfe nur 
vorübergehend in Anſpruch zu nehmen ſei, waren die Ver⸗ 
handlungen der Abteilung erfüllt, und in den gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſen iſt dieſe Hoffnung zum Ausdruck gekommen. 

Die Berichterſtatter für das Thema: 

Iſt es erwünſcht, das Einkommen aus Ge⸗ 

werbebetrieb nach gleichmäßigen Grund⸗ 

ſätzen zu beſteuern, ohne Rückſicht auf die 

Rechtsform, in der das Gewerbe betrieben 

wird? Welche Wege rechtlicher Ausgeſtal⸗ 

tung bieten ſich für eine ſolche Befteuerung?, 
die Herren Senatspräſident Beder, München, und Rechts- 
anwalt Dr. Lion, Berlin, lehnten übereinſtimmend die Ein⸗ 
heitsbeſteuerung des Einkommens aus Gewerbe, d. h. die 
gleichmäßige Beſteuerung dieſes Einkommens ohne Rückſicht 
auf die Rechtsform des Gewerbebetriebs, ab, verlangten aber 
eine Geſtaltung der Einkommens und Körperſchaftsſteuer, 
welche die Gewerbetreibenden der Notwendigkeit enthebe, der 
Steuer wegen beſtimmte Rechtsformen zu wählen oder zu einer 
anderen Rechtsform überzugehen. Die von den Referenten 
erſtatteten eingehenden Berichte gipfelten in der Hauptſache 
in gemeinſchaftlichen Leitſätzen, die ganz überwiegend den 
Beifall der Abteilung fanden und nur in wenigen Punkten 
Abänderungen erfuhren. 


Die Beſchlüſſe der Abteilung lauten: 


A 


Als Einkommen aus Gewerbe iſt bei Gewerbetreibenden, 
die Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zu 
führen haben oder deren Buchführung dieſen Vorſchriften ent⸗ 
ſpricht, der vorſichtig ermittelte, realiſierte Geſchäfts⸗ 
gewinn zu verſteuern, wie ihn 8 33 Abſ. 2, 8 33a Abſ. 1 
des Einkommenſtenergeſetzes zu beſtimmen ſucht. 


B. 
I. 

1. Die Einkommen⸗ und die Körperſchaftsſteuer iſt ſo zu 
geſtalten, daß die Gewerbetreibenden nicht genötigt werden, 
der Einkommen⸗ oder Körperſchaftsſteuer wegen beſtimmte 
Rechtsformen zu wählen oder von einer Rechtsform zur ande⸗ 
ren überzugehen. 

2. Das Hauptmittel zur Durchführung dieſer Aufgabe 
iſt, die Einkommen⸗ und die Körperſchaftsſteuer auf ein ver⸗ 
nünftiges Maß zu ermäßigen. 


m 
Die Einheitsbeſteuerung (gleichmäßige Beſteue⸗ 
rung des Einkommens aus Gewerbe ohne Rückſicht auf die 
Rechtsform) iſt abzulehnen. 

Es empfiehlt ſich weder: 

1. bei den Geſellſchaften m. b. H. und den Aktiengeſell⸗ 
ſchaften oder auch nur bei den GmbH. allgemein 
von der Beſteuerung der Geſellſchaft als ſolcher abzu⸗ 
fehen und die Geſellſchafter wie Teilhaber einer offenen 
Handelsgeſellſchaft zu beſteuern, 

noch: 

2. bei den Einzelgewerbetreibenden (Teilhabern einer offe⸗ 
nen Handelsgeſellſchaft, Kommanbitiften) allgemein 
wie bei den Geſellſchaften m. b. H. und den Aktien⸗ 
geſellſchaften zwiſchen der Beſteuerung des im Ge⸗ 
werbe ſtehenbleibenden und des ausgeſchütteten (ent⸗ 
nommenen) Gewinnes zu unterſcheiden, 
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3. die offenen Handelsgeſellſchaften und die Kommandit⸗ 
geſellſchaften allgemein wie die Geſellſchaſten m. 

A b. H. und die Aktiengeſellſchaften zu beſteuern, 

noch auch: 

4. die Beſteuerung von Einzelgewerbetreibenden (Teil⸗ 
habern einer offenen Handelsgeſellſchaft, Kommandi⸗ 
tiſten) einerſeits und von Geſellſchaften m. b. H. und 
Aktiengeſellſchaften anderſeits dadurch zu vereinheit⸗ 
lichen, daß man auf die geringere Beſteuerung des 
nicht ausgeſchütteten Geſchäftsgewinnes bei den Ge⸗ 
ſellſchaften m. b. H. und den Aktiengeſellſchaften ver⸗ 
zichtet und auch für ſie den Geſchäftsgewinn im ganzen 
nach demſelben Satze verſteuert. 

III. 

1. Grundſätzlich iſt daran feſtzuhalten, daß die 
Einzelgewerbetreibenden (Teilhaber der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, Kommanditiſten) den Geſchäftsgewinn oder ihren 
Anteil am Geſchäftsgewinn im Rahmen ihres Geſamtein⸗ 
kommens verſteuern, und daß bei den Geſellſchaften m. b. H. 
und den Aktiengeſellſchaften die Geſellſchaften beſteuert und 
bei ihnen zwiſchen der Geſchäftsgewinn⸗ und der Ausſchüt⸗ 
tungsſteuer unterſchieden wird. Es iſt aber grundſätzlich zu 
prüfen, ob nicht die Ausſchüttungsſteuer bei den Körper⸗ 
ſchaften völlig fallen gelaſſen wird, wofür erhebliche Gründe 
geltend gemacht werden können. Bleibt ſie beſtehen, ſo gilt 
weiter folgendes: 

2. Es iſt zu erwägen, ob zur Milderung der Spannung 
zwiſchen der Geſchäftsgewinn⸗ und der Ausſchüttungsſteuer und 
zur Förderung der Bildung von Reſerven die Ausſchüttungs⸗ 
ſteuer nach dem Verhältnis des ausgeſchütteten Gewiuns zum 
Geſamtgeſchäftsgewinn des betreffenden Jahres abzuſtufen iſt. 

3. Zu prüfen iſt ferner, ob und wieweit die von den Ge⸗ 
ſellſchaften m. b. H. und den Aktiengeſellſchaften entrichteten 
Steuern bei der Verſteuerung des ausgeſchütteten Gewinns 
durch die Geſellſchafter und Aktionäre angerechnet werden 
können. 

IV 


1. Es-wird empfohlen, der Tatſache, daß die Geſellſchaften 
m. b. H. wirtſchaftlich' oft nichts anderes ſind als 
Einzelbetriebe oder offene Handelsgeſellſchaften (Kom⸗ 
manditgeſellſchaften), bei denen die Beteiligten vom 
Geſchäftsgewinn leben müſſen, dadurch Rechnung zu 
tragen, daß gewiſſe Geſellſchaften m. b. H. — vielleicht 
auch gewiſſe Aktiengeſellſchaften —, bei denen die An⸗ 
teile in wenigen feſten Händen oder Familien ſind oder 
das Stammvermögen eine gewiſſe Höhe nicht über- 
ſteigt, auf Antrag für die Einkommen⸗ und die 
Körperſchaftsſteuer wie offene Handelsgeſellſchaften zu 
behandeln ſind. 

Ferner iſt nach Beſchaffung von Unterlagen zu 
prüfen, 
ob auch ſolchen Unternehmen, die nicht als körper⸗ 
ſchaftsſteuerpflichtige Geſellſchaften organifiert find, die 
Möglichkeit, ihren Betrieb unter ſteuerlicher Begün⸗ 
ſtigung aus dem Geſchäftsgewinn zu verſtärken, da⸗ 
durch zu geben iſt, daß offene Handelsgeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften und folgerichtig auch Einzel⸗ 
gewerbetreibende, deren Betrieb gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen entſpricht, auf Antrag für die Einkommen⸗ 
und die Körperſchaftsſteuer wie Geſellſchaften m. b. H. 
zu behandeln ſind, oder ob nicht ſonſt erreicht werden 
kann, daß die Einkommenſteuer für den nicht ausge⸗ 
ſchütteten Gewinn bei den nichtjuriſtiſchen Perſonen 
ermäßigt wird, 

„und ob umgekehrt unter beſtimmten Vorausſetzungen 
auch dem Reich das Recht zuzuſprechen iſt, die Be⸗ 
ſteuerung des Einkommens ohne Rückſicht darauf durch⸗ 
zuführen, ob eine Geſellſchaft gebildet worden iſt. 

V. 

Ob der offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommandit⸗ 
geſellſchaft als ſolchen für den von ihnen erzielten, von ihren 
Teilhabern zu verſteuernden Geſchäftsgewinn eine Steuer⸗ 
erklärungspflicht aufzuerlegen iſt, ob der Geſchäftsgewinn 
ihnen gegenüber mit Wirkung für die Teilhaber feſtzuſtellen 
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ift, it eine vornehmlich verwaltungstechniſche Frage, deren 
Prüfung geboten erſcheint. 

C. 

IL 

Statt des Geſchäftsgewinnes oder neben ihm die Ent⸗ 
nahmen zum Gegenſtande der Beſteuerung zu maden, ift 
für die ordentliche Einkommenſteuer nicht zu empfehlen. Für 
die ordentliche Einkommenſteuer hat dieſer Gedanke nur in 
der Erweiterung Berechtigung, daß der Verbrauch im ganzen, 
wenn er ermittelt oder doch ſeinem Mindeſtbetrag nach ge⸗ 
ſchätzt werden kann, ſolange als mutmaßliches Einkommen 
gelten kann, bis nachgewieſen wird, daß und inwieweit nicht 
Einkommen verbraucht iſt. Es iſt aber zu erwägen, ob bei 
den nichtjuriſtiſchen Perſonen der dem Geſchäft nicht ent⸗ 
nommene Geſchäftsgewinn mit einem geringeren Steuerſatz 
erfaßt werden kann, wobei Vorſorge zu treffen iſt, daß bei 
ſpäterer Entnahme dieſes begünſtigten Teils die Steuer- 
milderung, ſoweit tunlich, ausgeglichen wird. 

IT. 

Sollten ſich die Zeitumftände fo geftalten, daß Geſchäfts⸗ 
gewinn in dem hier dargelegten Sinne bei gewerblichen Be⸗ 
trieben nicht zu erwarten iſt, ſo wird auf die Beſteuerung 
des Verbrauchs als Erſatz oder Ergänzung der Einkommen⸗ 
ſteuer zur Rettung der Geſamtwirtſchaft zurückgegriffen wer⸗ 
den müſſen, weil und ſoweit ſich im Verbrauch eine gewiſſe 
Leiſtungsfähigkeit zeigt. Dann wird der Begriff des Ver⸗ 
brauchs ſorgfältig zu beſtimmen ſein, ſo daß z. B. Ent⸗ 
nahmen aus dem Geſchäft nur folange als Verbrauch gelten 
können, als nicht nachgewieſen wird, daß die entnommenen 
Mittel zur Umwandlung von Vermögen einſchließlich der Til⸗ 
gung von Verbindlichkeiten verwandt worden find. Außer- 
dem werden die Befreiungen und Begünſtigungen des durch 
Not gebotenen oder durch beſondere Umſtände gerechtfertigten 
Verbrauchs ſorgſältig abzugrenzen und mit dem notwendigen 
Rechtsſchutz auszuſtatten ſein. 

Für das ſchwierige Thema: 

Welche Grundſätze empfehlen ſich für das 

internationale Vertragsrecht zur Vermei⸗ 

dung internationaler Doppelbeſteuerung 

bei Einzelperſonen und Körperſchaften, 

insbeſondere bei gewerblichen Betrieben? 
war infolge der Erkrankung des in Ausſicht genommenen 
öſterreichiſchen Berichterſtatters nur ein Referent, Miniſterial⸗ 
rat Dr. Dorn, Berlin, beſtimmt worden. Das Ziel ſeiner 
Leitſätze, die in der Diskuſſion allſeitige Zuſtimmung fanden 
und unverändert zur Annahme gelangten, war die Herbei⸗ 
führung internationaler Vereinbarungen, auf Grund deren 
Geſamteinkommen und Geſamtvermögen der verſchiedenen 
Staaten angehörenden Einzelperſonen und Körperſchaften mit 
gleichartiger Steuer und für den gleichen Zeitraum grund⸗ 
ſätzlich nur einmal belegt werden darf und zu dieſem Zwecke 
die verſchiedenen Steuerquellen unter den beteiligten Staaten 
ſachgemäß aufzuteilen ſind. 

Die Leitung der Geſamtverhandlungen des Juriſten⸗ 
tags lag wiederum in den Händen des Vorſitzenden der Stän⸗ 
digen Deputation, Geheimrat Prof. D. Dr. Kahl, deſſen 
Perſönlichkeit nicht etwa nur den an eine ſolche Aufgabe zu 
ſtellenden repräſentativen Anforderungen in ſeltenem Maße 
gerecht wird, ſondern der, wie kaum ein anderer, durch die 
Wucht und den Glanz ſeines Geiſtes die Verhandlungen und 
Arbeiten, nicht minder aber auch die feſtlichen Veranſtaltungen 
des Juriſtentags auf eine beſondere Höhe zu heben wußte 
und daher weſentlichen Anteil an der Hochſtimmung hatte, die 
während der unvergeßlichen Tage wohl bei allen Teilnehmern 
des Heidelberger Juriſtentags geherrſcht hat. Daß zu dieſem 
Erfolge auch die, wie die Abſtimmungsergebniſſe beſtätigt 
haben, wohldurchdachten Berichte der Referenten, die mühe⸗ 
volle Arbeit des Ortsausſchuſſes und die von der badiſchen 
Regierung, der ſtädtiſchen Verwaltung, und der Univerſität 
dem Juriſtentage bereitete liebenswürdige Aufnahme weſentlich 
beigetragen haben, iſt mit beſonderer Dankbarkeit zu betonen, 
um ſo mehr, da ich glaube, mir an dieſer Stelle ein näheres 
Eingehen auf die mit dem Juriſtentage verbundenen ge⸗ 
ſelligen Veranſtaltungen verſagen zu ſollen. 
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B. 
Einzelberichte. 
I. Gffentlich⸗rechtliche Abteilung. 


1. Suläſſigkeit und Form von verfaſſungsänderungen 
ohne Anderung der Derfaſſungsurkunden. 


Berichterſtatter des Juriſtentages: 
1. Juſtizminiſter a. D. Dr. Düringer, Karlsruhe; 
2. Prof. Dr. Graf zu Dohna, Heidelberg. 


Von Prof. Dr. Graf zu Dohna, Heidelberg. 


So lautete das Thema, über das die erſte Abteilung des 
33. Deutſchen Juriſtentages an erſter Stelle verhandelte. 
„Die Verfaſſung kann im Wege der Geſetzgebung geändert 
werden“ — erklärt Art. 76 RVerf. Satz 1 und lehnt damit, 
wie ſchon die alte RVerf., den Gedanken einer der geſetz⸗ 
gebenden übergeordneten verfaſſunggebenden Gewalt ausdrüd- 
lich ab. Nur inſoweit iſt der Verfaſſung ein verſtärkter 
Schutz gewährt, als zu ihrer Abänderung qualifizierte Mehr⸗ 
heitsbeſchlüſſe der an der Geſetzgebung beteiligten Faktoren 
erforderlich ſind. Die Frage geht nun dahin, ob es zuläſſig 
ſein ſoll, Geſetze, deren Inhalt mit dem Inhalt der Ver⸗ 
faſſungsurkunde im Widerſpruch ſteht, mit Hilfe ſolcher auali» 
fizierten Mehrheit ohne weitere Förmlichkeit zu beſchließen, 
oder ob dazu jedesmal eine Korrektur des Verfaſſungstextes 
vorgenommen werden muß. Die Praxis hat im neuen wie im 
alten Reich niemals Bedenken getragen, materielle Verfaſ⸗ 
ſungsänderungen auch ohne Anderung der Verfafſungsur⸗ 
kunde vorzunehmen. Von jeher aber ſtand ihr in der Theorie 
eine ſtrengere Anſicht gegenüber, deren Argumente an Schwer⸗ 
kraft im ſelben Verhältnis gewinnen mußten, in dem das 
Parlament im Bewußtſein ſeiner Souveränität hemmungslos 
Grundſätze zu durchbrechen ſich gewöhnte, die in der Ver⸗ 
faſſungsurkunde als Richtſchnur für den Geſetzgeber nieder⸗ 
gelegt waren. Es beſtand die Gefahr, daß das Verfaſſungs⸗ 
geſetz eines Tages im Wege materieller Verfaſſungsände⸗ 
rungen, die feinen Wortlaut unberührt ließen, derart durch» 
löchert war, daß es nur noch auf dem Papier ſtand, in der 
Rechtswirklichkeit aber ſeine Geltung verloren hatte. Und 
he mußte um ſo bedrohlicher erjcheinen, als es keine Be- 
timmungen gibt, die wenigſtens ſoviel garantieren, daß aus 
dem Text verfaſſungswidriger Geſetze oder aus der Form 
ihrer Verkündung erkennbar wird, ob der Widerſpruch mit 
der Verfaſſung dem Parlament bewußt geworden und dem 
Erfordernis der qualifizierten Stimmenmeh Acht Genüge gez 
leiſtet iſt. Endlich fehlt es ganz an einer Inſtanz, welche 
einen gar nicht ſo ſelten auftauchenden Zweifel über die 
Vereinbarkeit eines Geſetzes mit der Verfaſſung zu ſchlichten 
berufen ware; ſo daß die einfache Mehrheit jederzeit in der 
Lage iſt, durch Verneinung der Verfaſſungswidrigkeit ein 
Geſetz zu beſchließen, das nach richtiger Auslegung einer 
Zweidrittelmehrheit bedürfte. Danach kann das heute be⸗ 
obachtete Verfahren keinesfalls als befriedigend gelten. 

Darüber herrſchte denn auch bei allen Teilnehmern an 
der Verhandlung volle Übereinſtimmung. Nur darüber gingen 
die Anſichten auseinander, in welchem Maße an die Stelle 
der herrſchend gewordenen Formloſigkeit in Zukunft die 
Formenſtrenge treten ſolle. Der erſte Referent, der auch an 
dieſer Stelle berichtet, hatte nicht in allen Fällen eines 
Widerſpruchs mit der Verfaſſung den Erlaß eines formellen 
Abänderungsgeſetzes gefordert, ſondern unterſchieden, ob es 
fih dabei um eine grundſätzliche Abkehr von einem verz 
faſſungsgeſetzlich ſanktionierten Prinzip oder bloß um eine 
Ausnahmebeſtimmung handelt, welche jenes Prinzip im be⸗ 
ſonderen Falle zwar durchbricht, es in ſeiner allgemeinen 
Geltung aber beſtehen läßt. Ein Geſetz, welches die zur 
Zeit vier Jahre dauernde Wahlperiode des Reichstags ver- 
längern oder verkürzen wollte, würde danach nur als ver⸗ 
faſſungsänderndes ergehen dürfen; ein Geſetz aber, das die 
Wahlperiode des gerade fungierenden Reichstags mit Rück⸗ 
ſicht auf beſondere Umſtände ausnahmsweiſe über den End⸗ 
termin hinaus ausdehnt, ſollte nicht ſchlechthin unzuläſſig, 
aber doch auch nicht von einer Anderung der Verfaſſungs⸗ 
urkunde abhängig ſein, in welche die getroffene Beſtimmung 
ihon um ihres tranſitoriſchen Inhalts willen gar nicht 
hineingehört. Wohl aber hatte Referent es für unerläßlich er⸗ 


klärt, daß Geſetze dieſer zweiten Art im Text oder doch zum 
mindeſten in der Verkündungsformel es deutlich bekunden, 
daß die Vorausſetzungen des Art. 76 fäert, erfüllt geweſen 
find. Endlich hatte er das Recht der Minderheit, Verfaſſungs⸗ 
änderungen zu verhindern, gewährleiſtet wiſſen wollen durch 
eine Beſtimmung, welche ihr die Möglichkeit gibt, im Streit⸗ 
falle mit der einfachen Mehrheit des Parlaments den Staats⸗ 
gerichtshof anzurufen. Dieſe beiden Kautelen ſollten glei- 
zeitig einen Erſatz bieten für das nachträgliche Prüfungs- 
recht des Richters, welches der Referent aus ſtaatspolitiſchen 
Erwägungen heraus nicht befürworten zu ſollen geglaubt 
atte. 

5 Gerade um die Sicherſtellung dieſes Rechts war es dem 
zum Korreferenten beſtellten Abgeordneten Dr. Düringer 
zu tun geweſen. Es war ihm nicht mehr vergönnt, die von 
ihm einge ichten Theſen auf dem Juriſtentage zu vertreten. 
Kurz vor Beginn der Tagung hatte ein plötzlicher Tod ſeinem 
erfolgreichen Wirken und Schaffen ein Ziel geſetzt. An 
ſeiner Statt hatte Triepel das Korreferat übernommen. 
Er konnte fih aus voller Überzeugung im Sinne Dürin⸗ 
gers für das richterliche Prüfungsrecht einſetzen. Die Bera 
ſammlung lehnte es aber aus geſchäftsordnungsmäßigen Be- 
denken heraus ab, zu dieſer alten Streitfrage im Rahmen 
der angeſagten Tagesordnung Stellung zu nehmen, nachdem 
Anſchütz mit ſtarker Betonung auf die ungeminderte Pro— 
blematik des Gegenſtandes hingewieſen hatte. Danach blieb 
eine prinzipielle Differenz zu den Vorſchlägen des Refe⸗ 
renten nur in dem einen Punkt, daß Triepel materielle 
Verfaſſungsänderungen ohne Anderung der Verfaſſungsurkunde 
ausnahmslos verbieten wollte. Er gab zu, daß der Text 
der Verfaſſung ein wirres Bild liefern würde, wenn alle 
die vielen Durchbrechungen der in ihr niedergelegten Prin- 
zipien, wie ſie zur Zeit in Übung ſind, darin Aufnahme 
fänden, betonte indeſſen, daß es gerade darauf ankomme, 
dieſe Praxis zu ſiſtieren. Nicht ſo ſolle es in Zukunft gehand⸗ 
habt werden, daß an Stelle der materiellen formelle Ande- 
rungen vorgenommen werden, ſondern daß ſie ganz unter⸗ 
bleiben. Die Verfaſſung ſoll wieder reſpektiert werden. Man 
wird dieſen Appell dankbar begrüßen und ihm weiteſte Be- 
achtung wünſchen. Zweifelhaft kann nur ſein, ob es nicht 
Situationen gibt, welche einmalige Durchbrechungen ent— 
ſchuldigen, wo nicht gar gebieten. Es braucht nur an die 
Notwendigkeit erinnert zu werden, Ausnahmegerichte zur 
Aburteilung von Kriegsverbrechen bereitzuftellen, in eine Be- 
ſchränkung unſerer Verkehrhoheit zu willigen, d. h. alfo 
integrierende Beſtandteile unſerer ſtaatlichen Ordnung dem 
Machtwillen unſerer Kriegsgegner zu opfern. Solche Ein⸗ 
griffe würden durch den Zwang, fie in der Verſaſſungsurkunde 
zu verbriefen, nur um ſo ſchmerzlicher fühlbar werden. 

Vermeidbare Widerſprüche mit der Verfaſſung ſollten 

unter allen Umſtänden vermieden werden: darin weiß ich 
mich mit Triepel vollkommen einig. Möchte der Reichs- 
tag ſich dieſe Mahnung zu Herzen nehmen! Sie wird um ſo 
nachdrücklicher wirken, als die Verſammlung ſie in der fär- 
feren Faſſung Triepel zum Beſchluß erhoben hat. Für 
den Fall, daß ſie dennoch nicht befolgt werden ſollte, iſt 
dann an zweiter Stelle gefordert worden, die Beobachtung 
der nach Art. 76 benötigten Förmlichkeiten wenigſtens öffent⸗ 
lich zu deklarieren. So lauten denn die beiden erſten Theſen 
nach den Beſchlüſſen der Verſammlung dahin: 

1. Verfaſſungsändernd i. w. S. iſt jedes Geſetz, deffen 
Juhalt mit dem Inhalt der Verfaſſungsurkunde im 
Widerſpruch ſteht. Der Erlaß ſolcher Geſetze ſollte 
in Zukunft niemals ohne vorherige oder gleichzeitige 
Anderung der Verfaſſungsurkunde erfolgen dürfen. 

2. Es iſt zu verlangen, daß verfaſſungsändernde Geſetze, 
welche ohne vorherige oder gleichzeitige Anderung der 
Verfaſſungsurkunde ergehen, im Text oder in der Wera 
kündungsformel zum Ausdruck bringen, daß die der 
Verfaſſung zuwider laufenden Sätze nach Maßgabe des 
Art. 76 Yierf. beſchloſſen worden find. 

Der Vorſchlag des Referenten, die Eutſcheidung über die 

Vereinbarung eines Geſetzesvorſchlags mit der Verfaſſung 
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im Streitfall dem Staatsgerichtshof zuzuweiſen, wurde vom 
Korreferenten im Prinzip gebilligt und von der Verſammlung 
akzeptiert, wiewohl er nicht unwiderſprochen geblieben war. 
Es war befürchtet worden, es könne ein ſolches ſuspenſives 
Veto der Minderheit zur Verſchleppung mißliebiger geſetz⸗ 
geberiſcher Aktionen mißbraucht werden. Entſcheidend blieb 
demgegenüber die Erwägung, daß das Parlament dazu be⸗ 
rufen iſt, darüber zu beſchließen, was hinkünftig Rechtens ſein 
ſolle, nicht aber, darüber zu entſcheiden, was gegenwärtig 
Rechtens ſei. Hierbei handelt es ſich vielmehr um eine echte 
Verfaſſungsſtreitigkeit, zu deren Austrag der Staatsgerichts⸗ 
hof nach Art. 19 immer dann berufen iſt, wenn auf einer 
oder auf beiden Seiten ein Land oder Landesorgan beteiligt 
ift. Dagegen find Verfaſſungsſtreitigkeiten innerhalb des Reichs 
ſeiner Jurisdiktion bisher entzogen. Dieſen Grundſatz gab 
der Juriſtentag mit Annahme der dritten Theſe preis; es 
lag deshalb durchaus in der Konſequenz dieſer Entſchließung, 
wenn er auf Antrag des Gerichtsaſſeſſors Grau eine ent⸗ 
ſprechende Erweiterung des angezogenen Artikels auch über 
dieſen einen Anwendungsfall hinaus in Ausſicht nahm. Da- 
nach heißt es weiter: 

3. Art. 76 RVerf. ſollte einen Zuſatz erhalten, welcher 
die Möglichkeit vorſieht, vor Verkündung eines Geſetzes 
über feine Vereinbarkeit mit der Verfaſſung eine Cnt- 
ſcheidung des Staatsgerichtshofs herbeizuführen. 

4. In den Art. 19 Verf. it zwiſchen den Worten „über 
Verfaſſungsſtreitigkeiten“ und „innerhalb eines Lan⸗ 
des“ einzufügen: „innerhalb des Reichs“ 

Die letzte Entſchließung beruht auf einem Antrag 
Nawiaſky und dient der Klärung der Streitfrage, ob und 
wann zur erneuten Abänderung verfaſſungsändernder Ge⸗ 
ſetze es der Erfüllung der erſchwerenden Vorausſetzungen 
des Art. 76 bedürfen ſolle. Sie entſcheidet diefe Frage dahin: 

5. Die Abänderung oder Aufhebung eines verfaſſungs⸗ 
ändernden Geſetzes bedarf der Erfüllung der erſchwe⸗ 
renden Vorausſetzungen einer Verfaſſungsänderung 
nur dann, wenn es im Geſetz ausdrücklich beſtimmt iſt 
oder das Geſetz als Verfaſſungsgeſetz bezeichnet iſt. 


2. Wie ift das in Art. 48 Abſ. 5 der RD. vorgeſehene 
Reichsgeſetz über den Ausnahmezuſtand zu geſtalten? 
Berichterſtatter des Juriſtentages: 

1. Geh. Hofrat Prof. Dr. Piloty, Würzburg; 

2. Gerichtsaſſeſſor Dr. Richard Grau, Berlin. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Richard Grau, Berlin. 


Zu dem Thema: „Wie iſt das im Art. 48 Abſ. 5 der 
gert, vora ſehene Reichsgeſetz über den Ausnahmezuſtand 
zu geſtalten?“ — lagen dem Juriſtentage gemeinſchaftliche Leit⸗ 
ſätze der beiden Berichterſtatter, des Profeſſors Dr. Piloty 
und des Verfaſſers dieſer Zeilen, vor. 


Beide Referate galten der Begründung der gemeinſamen 
Leitſätze, in denen die Stellungnahme der Berichterſtatter 
zu den zahlreichen Einzelfragen des künftigen Ausnahmerechts 
niedergelegt war. So ergab ſich in den Ausführungen eine 
weitgehende Übereinſtimmung der Einſtellung, die es er⸗ 
laubt, in der nachfolgenden Überſicht den Inhalt beider Vor⸗ 
träge ungetrennt wiederzugeben. 


II 
1. Das Thema bedurfte in mehrfacher Hinſicht der 
Abgrenzung. 


Die nähere Regelung der Reichsexekution (Art. 48 Abſ. 1) 


und des Verhältniſſes der Diktatur des Art. 48 zur Juſtiz 
ſollten, weil es ſich um ſachlich ſelbſtändige Fragenkomplexe 
handelt, unerörtert bleiben. Der ſogenannte Staatsnotſtand 
und die Möglichkeit einer illegalen — den Art. 48 RVerf. 
als Deckmantel benutzenden — Diktatur waren, als außerhalb 
des Rechtes ſtehend, nicht zu berückſichtigen. 

2. Vor Erörterung der poſitiven Vorſchläge wurden zwei 
Vorfragen aufgeworfen: eine rechtspolitiſche und eine ge⸗ 
ſetzgebungs⸗techniſche. 

Iſt der baldige Erlaß eines Ausführungsgeſetzes zum 
Art. 48 RBerf. für erforderlich zu erachten? 
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Sit ein ſolches Geſetz, ſoweit es nicht in verfaſſungs⸗ 
ändernder Form ergeht, an die bisherige Verfaſſungsregelung 
gebunden ? 

Die erſte Frage wurde vom rechtsſtaatlichen Stand⸗ 
punkte aus bejaht unter Hinweis auf die ſchweren Konflikte, 
die in der bisherigen Praxis entſtanden ſind und auf die 
bedenkliche Rechtsunſicherheit, die jetzt auf dem Gebiete des 
Ausnahmerechts herrſcht. 

Hinſichtlich der zweiten Frage ſtimmten die Bericht⸗ 
erſtatter darin überein, daß jedenfalls die grundſäßlichen 
Punkte der in der Verfaſſung enthaltenden Regelung für 
den künftigen Geſetzgeber bindend ſind. Beſchränkungen des 
bisherigen Machtumfangs der Diktatur werden, ſoweit ſach⸗ 
liche Gründe ſie erfordern, im Rahmen der in Art. 48 Abſ. 5 
dem künftigen Geſetz vorbehaltenen „näheren Regelung“ liegen. 


3. Mit Rückſicht auf die ſeit Erlaß der Weimarer Ver⸗ 
faſſung gewonnenen Erfahrungen wurde unterſucht, ob Art. 48 
RVerf. überhaupt noch eine geeignete Grundlage des Dikta⸗ 
turrechts bildet, oder ob eine Anderung der Verfaſſung 
geboten iſt. 

Bayern hat in ſeiner der Reichsregierung überreichten 
Denkſchrift eine grundlegende Anderung des Art. 48 im 
Sinne einer Verlegung des Schwergewichts der Diktatur 
vom Reichspräſidenten auf die Landesregierungen verlangt. 
Eine ſolche Verfaſſungsänderung würde die Rechtseinheit im 
Reiche, die Verfügung des Reichs über ſein Heer und die 
Einheitlichkeit der Diktatur im Abwehrkampfe gegen allge⸗ 
meine Gefahren beeinträchtigen; ſie iſt deshalb abzulehnen. 
Anzuerkennen iſt aber, daß die Landespolizei durch die weit⸗ 
gehenden Grundrechtsfreiheiten der Reichsverfaſſung in der ihr 
obliegenden Bekämpfung örtlicher Gefahren mehr beſchränkt 
wird, als unter den obwaltenden Verhältniſſen erträglich iſt. 
Dieſem Mißſtande kann — ohne Anderung des Art. 48 — 
durch ein die Grundrechtsfreiheiten einſchränkendes und die 
Polizeimacht der Länder erhöhendes Reichsgeſetz abgeholfen 
werden. Ein ſolches „Reichsgeſetz zur inneren Befriedung“, 
wie man es nennen könnte, wird in der Dynamik der Reichs⸗ 
verfaſſung als Ventil wirken, das einem — oft der Not ent⸗ 
ſpringenden — Mißbrauch des Art. 48 durch die Landes⸗ 
regierungen vorbeugt. 

Noch einem weiteren Mißſtande iſt auf vorbeugendem 
Wege zu begegnen. Der Mangel eines allgemeinen Notver⸗ 
ordnungsrechts und paſſender Verordnungsdelegationen hat 
häufig dazu geführt, daß Art. 48 zu Zwecken gebraucht wurde, 
die feinem Weſen fremd find. Geſchaffen zum Schutze der 
öffentlichen Sicherheit wurde er vielfach als Erſatz des ordent⸗ 
lichen Geſetzgebungsweges benutzt. Ein der Verfaſſung einzu⸗ 
verleibendes Notverordnungsrecht, das eilige geſetzliche Nege- 
lungen unter Vermeidung des formellen Geſetzgebungsweges 
ermöglicht, wird in dieſer Beziehung als Ventil wirken. Die 
Notwendigkeit des Notverordnungsrechts, die außer durch den 
Mißbrauch des Art. 48 auch durch den Erlaß der zahlreichen 
Ermächtigungsgeſetze erwieſen wird, entſpringt hauptſächlich 
der Tatſache, daß die Parteien ſich der ihnen im Parlament 
obliegenden Verantwortung wieder und wieder verſagen, wenn 
fie glauben, bei maßgebenden Kreiſen anzuſtoßen. Dieſe Hal⸗ 
tung entſpricht der allgemeinen Erſcheinung unſerer Zeit, in 
der die Flucht aus dem Staat in die Partei oder Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft mehr oder weniger Leitmotiv der individuellen 
politiſchen Stellungnahme geworden iſt. 

Als Träger des Notverordnungsrechts, an dem der 
Reichsrat und der ſtändige Ausſchuß des Reichstags zu betei⸗ 


ligen ſein werden, wird der Reichspräſident vorzuſehen fein. 


III. 

Die in dem Geſetze zu behandelnden Einzelfragen zerfallen 
in drei Gruppen: Vorausſetzungen und Umfang der Diktatur⸗ 
gewalt, Diktaturausgleich zwiſchen Reich und Ländern, Kon⸗ 
trollen der Diktatur nebſt den finanziellen Punkten. 

Von dem hierrüber Vorgetragenen ſei nur das Wichtigſte 
erwähnt. 

1. Eine formelle Erklärung des „Ausnahme⸗ 
zuſtandes“ und einen an ſolche Erklärung geknüpften Kom⸗ 
plex ipso jure eintretendes Rechtsfolgen kennt das derzeitige 
Recht nicht. Das Ausnahmerecht des Art. 48 beruht auf dem 
Syſtem der Einzelmaßnahmen, die vom Diktator ohne Bin⸗ 
dung an voranzuſchickende formelle Erklärungen nach ſeinem 
Ermeſſen getroffen werden. Daran wird auch in Zukunft nach 
der Meinung der Referenten feſtzuhalten ſein, nur mit der 
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Einſchränkung, daß gewiſſe ſchärfſte Maßnahmen der Diktatur 
(3. B. Einrichtung außerordentlicher Gerichte, militäriſches 
Einſchreiten) erſt getroffen werden dürfen, nach einer for⸗ 
mellen, an erſchwerte Vorausſetzungen geknüpften Erklärung 
des Ausnahmezuſtandes. 

Bis vor kurzem ſprach man de lega lata allgemein von 
der Unantaſtbarkeit der Reichsverfaſſung gegenüber der 
Diktaturgewalt. Eine neue Lehrmeinung, der beide Referenten 
ablehnend gegenüberſtehen, will dem Diktator des Art. 48 
eine freiere Stellung gegenüber der Verfaſſung zuſchreiben, 
indem ſie ihm bis zum Erlaß des Ausführungsgeſetzes Durch⸗ 
brechungen der Verfaſſung geſtattet. Das künftige Reichs- 
geſetz wird darauf Bedacht nehmen müſſen, jedenfalls für die 
Zukunft den Grundſatz der Unantaſtbarkeit der Reichsver⸗ 
faſſung in einer jede Diskuſſion über dieſen entſcheidenden 
Punkt ausſchließenden Weiſe feſtzulegen. — Dabei wird aller⸗ 
dings aus praktiſchen Gründen eine Einſchränkung zu machen 
fein. Gewiſſe Rechtsgebiete — „die Vorbehaltsgebiete“ — 
werden in der Reichsverfaſſung ausſchließlich der Geſetz⸗ 
gebung zugeteilt, z. B. Errichtung des Staatsgerichtshofs, 
Kriegserklärungen, Amneſtien, Beſtimmungen über das Wahl⸗ 
recht. Solche verfaſſungsmäßigen Vorbehalte der Geſetzgebung 
werden durch Maßnahmen der Diktatur nicht ausgefüllt. In 
den einzelnen Vorbehalten liegen alſo Schranken der Diktatur. 
Häufig find nun diefe Vorbehalte von zufälliger Eutſtehung 
und bei der parlamentariſchen Beratung der Verfaſſung in 
ihrer Bedeutung gerade für die Beſchränkung der Diktatur 
nicht erkannt. Hier kann, ſoweit praktiſche Bedürfniſſe es er⸗ 
fordern, größere Bewegungsfreiheit für den Diltator geſchafſen 
werden, wenn dem künftigen Geſetz ein Katalog von Vor⸗ 
behaltsgebieten beigegeben wird, auf denen dem Diktator 
künftig Betätigungsfreiheit zuſtehen ſoll. 

Durch Einführung einer beſtimmten zeitlichen Grenze 
für die Geltung der einzelnen Diktaturmaßnahme ſoll eine Be⸗ 
ſchränkung der Macht des Diltators im rechtsſtaatlichen Sinne 
erreicht werden. Alle Maßnahmen auf Grund des Art. 48 
RVerf. haben proviſoriſche Natur. Dieſem Grundfabe fehlt 
die praktiſche Wirkſamkeit, ſolange nicht ein automatiſches 
Außerkrafttreten der Ausnahmemaßnahmen nach einer be⸗ 
ſtimmten Zeit vorgeſehen iſt. Die Referenten ſchlugen über⸗ 
einſtimmend vor, Maßnahmen des Reichspräſidenten in ihrer 
Geltung auf drei Monate zu beſchränken. Über die Friſt, 
nach deren Ablauf Maßnahmen der Landesregierungen — 
ohne formelle Aufhebung — außer Kraft treten ſollen, gingen 
die Anſichten auseinander. 

2. Im Verhältnis zwiſchen Reich und Ländern muß 
das künftige Geſetz gewiſſe Garantien für die Länder bringen, 
und zwar in doppelter Richtung: Einmal darf es nicht dem 
freien Ermeſſen des Reichs überlaſſen bleiben, ob es bei jeder 
beliebigen Diktaturtätigkeit Reichsorgane auf dem Gebiete 
der Landesverwaltung tätig werden läßt, vielmehr muß eine 
ſolche Beeinträchtigung des Landes den ernſteſten Fällen der 
Diktaturausübung vorbehalten bleiben; ſodann darf ſelbſt in 
dieſen ſchwerſten Fällen der Kern der Landesſelbſtändigkeit, 
die Vewegungsfreiheit der höchſten Organe — der Landes⸗ 
regierung und des Landtags — nicht beſeitigt werden. 

Bei der Ausgeſtaltung der Garantien ift auf die Cr- 
haltung der Einheit der Diktatur Rückſicht zu nehmen. 

Es wurde vorgeſchlagen, unmittelbare Tätigkeit auf dem 
Gebiete der Landesverwaltung künftig nur dem Reichspräſi⸗ 
denten perſönlich oder einem von ihm ernannten Reichsdikta⸗ 
turkommiſſar zu geſtatten, die Ernennung eines ſolchen Kon- 
miſſars aber im Geſetz näher zu bezeichnenden Notfällen vor⸗ 
zubehalten. Abſoluten Schutz gegenüber der Diktatur ſollen 
die Landtage genießen, ferner die Landesregierungen bei Er⸗ 
ledigung der auf das Verhältnis des Landes zum Reich be- 
züglichen und ähnlicher Angelegenheiten. 

In der Frage der Aufficht über die Diktatur⸗ 
tätigkeit der Landes reg ierungen (Art. 48 Abſ. 4) 
gingen die Berichterſtatter von verſchiedenen grundſäßzlichen 
Auffaſſungen aus. 

Sind die Landesregierungen auch bei ihrer Diktaturtätig⸗ 
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keit Landesorgane, oder find fie inſoweit verfaſſungsmäßig 
beſtellte Reichsorgane? Hierüber waren die Anſichten geteilt. 

Es zeigte ſich aber gerade hier, daß ſelbſt ſo ſchwer⸗ 
wiegende prinzipielle Meinungsverſchiedenheiten für die prak⸗ 
tiſche Regelung nicht ausſchlaggebend zu ſein brauchen. Für 
dieſe nämlich wurden übereinſtimmend folgende Vorſchläge 
gemacht: Diktaturmaßnahmen des Reichspräſidenten ſollen 
den Diktaturmaßnahmen der Landesregierungen mit denſelben 
Wirkungen vorgehen, als ob es ſich um das Verhältnis von 
Reichsrecht zu Landesrecht handelte; bei Rechtsfragen ſoll der 
Staatsgerichtshof des Reiches auf Antrag des Reichspräſi⸗ 
denten über die Rechtmäßigkeit von Maßnahmen einer Qana 
desregierung im Feſtſtellungsverfahren entſcheiden. Eine An⸗ 
klage der Landesregierung durch das Reich vor dieſem Ge⸗ 
richtshof kann nicht eingeführt werden, weil eine Verurteilung 
zum Amtsverluſt durch ein Gericht des Reichs nicht angängig 
erſcheint; die Amtsentſetzung der Landesregierung muß aus⸗ 
ſchließlich Landesſache bleiben. 

3. Die Rechtskontrolle über die Diktatur ſoll ſich auf 
Zweckmäßigkeits⸗ und Ermeſſensfragen nicht erſtrecken. Aus 
praktiſchen Gründen wird die Kontrolle über Verwaltungs⸗ 
maßnahmen und Verordnungen des Diktators zu trennen ſein. 
Die Verwaltungs maßnahmen müſſen der Rechtſprechung 
eines Verwaltungsgerichtshofs unterliegen; als ſolcher wurde. 
in Vorſchlag gebracht ein im Reichsgericht aus Reichsgerichts⸗ 
räten und Verwaltungspraktikern zu bildender Verwaltungs⸗ 
rechtsſenat. Die Diktatur verordnungen werden gegen⸗ 
wärtig von den Gerichten inzidenter auf ihre Rechtsgültigkeit 
geprüft. Soll dieſe Prüfung den Charakter einer echten Kontro lle 
gewinnen, fo muß fie vereinheitlicht werden. Es wurde daher 
empfohlen, die Gerichte von der Prüfung der Rechtsgültig⸗ 
keit ſolcher Verordnungen auszuſchließen und die Entſcheidung 
dem Reichsſtaatsgerichtshof in einem Vorentſcheidsverfahren 
zu übertragen. 

Die Koften der Diktatur ſollen dem Reich zur Laſt 
fallen mit Ausnahme derjenigen, die durch Maßnahmen der 
Landesregierungen auf Grund des Art. 48 Abſ. 4 entſtehen, 
für dieſe ſoll das Land Koſtenträger ſein. Eine gleiche Laſten⸗ 
verteilung kommt für die indirekten Koſten, nämlich die zu 
gewährenden Entſchädigungen in Vetracht. 


IV. 


Eine Ausſprache über die Vorträge konnte infolge 
Zeitmangels nicht ſtattfinden. 

Prof. Dr. Nawiaſky, München, hatte eigene Leitſätze 
die in ihren Grundgedanken den Vorſchlägen der Bericht— 
erſtatter nicht fernſtehen, ausgearbeitet. 

Die Beratungen zum Art. 48 fanden ihren Abſchluß in 
einer Entſchließung der Abteilung folgenden Wortlauts: 

Die Darlegungen der Verichterſtatter erweiſen die 
Möglichkeit, das politiſch ſchwierige Problem des Aus» 
führungsgeſetzes zum Art. 48 in einer rechtlichen Form 
zu löſen, die einen angemeſſenen Diktaturausgleich 
zwiſchen Reich und Ländern ſchafft, der außerordent⸗ 
lichen Gewalt den notwendigen Machtumſang beläßt 
und den rechtsſtaatlichen Erforderniſſen genügt. 


3. Wie it unter verückſichtigung der gegenwärtigen 
wirtſchaftlichen verhältniſſe, der derzeitigen Genal⸗ 
tung des Strafprozefies und der bei feiner hand- 
habung gemachten Erfahrungen die Beteiligung der 
Laien an der Strafrechtspilege zweckmäßig zu regeln? 


Berichterſtatter des Juriſtentages: 
1. Profeſſor Dr. Gleiſpach, Wien. 
2. Landgerichtspräſident Schlimm, Mannheim. 
3. Profeſſor Dr. Eberhard Schmidt, Breslau. 


Siehe JW. S. 1653. 
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II. Sürgerlich⸗rechtliche Abteilung. 


1. Welche Richtlinien find für die zukünftige Geſtaltung 
des Wohnungsmietrechts aufzuſtellen? 
Berichterſtatter des Juriſtentages: 

1. Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Ruth, Frankjurt- Offenbach a. M. 

2. Hofrat Privaldozent Dr. Klang, Wien. 


a) Von Amtsgerichtsrat Profeſſor Dr. Ruth, Frankfurt⸗Offenbach a. M. 


I. Die gegenwärtige Lage des Wohnungsmarkts erlaubt 
noch nicht, in abſehbarer Zeit an eine definitive Nege- 
lung des Mietrechts heranzutreten. Bei der Frage nach der 
künftigen Geſtaltung des Wohnungsmietrechts kann es ſich 
daher nur darum handeln, der Gegenwart gerecht zu werden 
und zunächſt die im Wohnungsweſen entſtandenen abnormen 
Verhältuiſſe zu beſeitigen. Die vorzuſchlagende Regelung 
des Wohnungsmietrechts muß ſich jedoch in höherem Maße, 
als dies bisher der Fall war, bewußt bleiben, daß ſie nur 
ein Übergangsrecht zu ſchaffen vermag und nicht zu einem 
Dauerzuſtand ausarten darf. Die Übergangsbeſtimmungen 
müſſen von dem Geſichtspunkt beherrſcht ſein, daß fie in möge 
lichſt begrenzter Zeit zu einem Ausgleich des Wohnungs- 
angebots mit der Nachfrage führen ſollen. Die Neubau⸗ 
tätigkeit, die allein dieſes Ziel zu verwirklichen vermag, iſt 
in erſter Linie von entſprechenden wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen abhängig. Aber auch das geltende Wohnungsnotrecht 
bedarf einer gründlichen Reform, um es mit der wirtſchaft⸗ 
lichen Förderung des Neubaus in Einklang zu bringen. Da⸗ 
bei kann natürlich an eine fofortige völlige Aufhebung der 
Wohnungszwangswirtſchaft, wie es von mancher Seite als 
Radikalkur befürwortet wird, nicht gedacht werden. Die daran 
geknüpfte Erwartung, daß nach einer hierdurch bedingten bora 
übergehenden Erſchütterung des Wirtſchaftslebens das freie 
Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte wieder normale Wohnungs⸗ 
marktverhältniſſe erzeugen werde, iſt eine Utopie. Das zur 
Zeit beſtehende ungeheure Defizit an Wohnungen — nach 
vorſichtiger Schätzung etwa 1½ Millionen — läßt ſich erſt 
in Jahren erſetzen. Es fehlt aber auch völlig an den Vor⸗ 
bedingungen für eine umfaſſende Neubautätigkeit. Die Pro⸗ 
duktlonsgrundlage iſt zerſtört durch die Feſſeln, die 
ſeit 10 Jahren das Baugewerbe an Betätigung hinderten. 
Träger der Produktion, d. h. der Neubautätigkeit war in nor⸗ 
malen Zeiten der auf eigenes Riſiko, mit eigenem oder ge⸗ 
liehenen Kapital arbeitende Bauunternehmer, der in der 
Hoffnung auf baldigen Abſatz und lohnenden Verdienſt ganze 
Straßenzüge erſtellte. Dieſer Bauunternehmer eriftiert nicht 
mehr. Seine Unternehmungsluſt hat fih lohnenderen Ge- 
bieten zugewandt, und es fehlt ihm das Geſchäftskapital. Die 
Quellen, die dem Baumarkt vor dem Kriege in überaus 
reichem Maße zufloſſen, ſind verſiegt, und zu einer erneuten 
Kapitalsbildung bedarf es vieler Jahre. Staat und Kom⸗ 
munen können für ſich allein einen ſchnellen Ausgleich des 
vorhandenen Wohnungsmangels nicht herbeiführen. Selbſt bei 
Erfüllung aller Vorbedingungen würden aber Jahre ver⸗ 
gehen, bis die erforderliche Anzahl Häuſer erſtellt wäre. 
Eine ſo lange dauernde Erſchütterung kann unſer geſchwächtes 
Volksleben nicht ertragen. Bei völliger Freigabe der Woh⸗ 
nungswirtſchaft würde entſprechend dem Geſetz von Angebot 
und Nachfrage eine ungeheure Steigerung der Mieten und 
damit die Ausſchaltung aller nicht genü zend finanzkräftigen 
Mieter vom Bezug einer Wohnung die Folge fein. 

Andererſeits iſt nicht zu verkennen, daß die Zwangs⸗ 
wirtſchaft produktionshindernd wirkt. ir müſſen deshalb 
verſuchen, auch während beſtehender Zwangswirtſchaft wenig⸗ 
ſtens die wirtſchaftlichen Grundlagen zu ſchaffen, um die 
Privatwirtſchaft in abſehbarer Zeit wieder inſtand zu ſetzen, 
ihre Aufgabe zu erfüllen. Dann kann auch daran gedacht 
werden, die Feſſeln völlig zu löfen, unter denen nicht nur 
der Hausbeſitz fih ſchwer benachteiligt fühlt, ſondern auch 
die Mieterſchaft erheblich zu leiden hat. 

II. Nur das Privatintereſſe trägt die Kraft in ſich, die 
Wohnungsnot allmählich zu überwinden. Wenn Staat und 
Kommunen bisher die Neubauten nicht weſentlich zu ver⸗ 
mehren vermochten, ſo lag das nicht allein an den Übel- 
ftänden der Juflationszeit, die jede Kalkulation und plan⸗ 
mäßige Wirtſchaft über den Haufen warf. Die Haupturſache 
war vielmehr, abgeſehen von den unzureichenden zur Ver⸗ 


fügung geſtellten Mitteln, darin begründet, daß die behördliche 
Bürokratie in wirtſchaftlichen Dingen zu langſam und Au 
wenig kaufmänniſch zu arbeiten vermag. Es iſt deshalb zu 
begrüßen, daß man. neuerdings mehr und mehr von dem 
Stftem des Eigenbaues abkommt und den von mir ſchon 
früher befürworteten Weg, die zu Wohnungsbauzwecken ver⸗ 
fügbaren Gelder der Privatwirtſchaft als billiges Leihgeld zur 
Verfügung zu ſtellen, einſchlägt. Es wäre ein ſchwerer Feher, ` 
die freie Initiative des einzelnen durch Monopoliſierung des 
Neubaues auszuſchalten. Den beſten Weg, um dieſe öffent- 
lichen Mittel zweckentſprechend einzuſetzen und dadurch den 
Neubau nennenswert zu fördern, ſehe ich in dem Zuſammen⸗ 
ſchluß aller Bauluſtigen zur Tätigkeit mit vereinten Kräften, 
wie fie die gemeinnützigen Sieblungs- und Baugenoſſen⸗ 
ſchaften verkörpern, da einerſeits der Privatbauunternehmer, 
der Erzeuger des Zinshauſes, vorläufig nicht mehr in Wee 
tracht kommt, da andererſeits die Mittel des einzelnen bei 
der allgemeinen Verarmung meiſt nicht mehr wie früher aus⸗ 
reichen, um einen eigenen Wohnungsbau zu finanzieren. 
Solche Baugenoſſenſchaften vermögen bei entſprechender Or⸗ 
gauiſation und guter kaufmänniſcher und techniſcher Leitung 
weſentlich rationeller und billiger zu bauen wie der Privat⸗ 
mann und den Anforderungen der Wohnungskultur in höhe— 
rem Maße zu entſprechen wie der nur auf ſeinen Gewinn be⸗ 
dachte Privatbauunternehmer. Ihre Unterſtützung durch Staat 
und Gemeinde muß ſich weiterhin auf billige Zuweiſung von 
Baugelände, insbeſondere im Wege des Erbbaurechtes, weit⸗ 
gehende Beteiligung der öffentlichen Körperſchaften an ihrer 
Finanzierung, entgegenkommende Handhabung der Bau⸗ 
polizei, weitgehende Steuerbefreiungen, Erleichterung bei Be⸗ 
ſchaffung des Baumaterials, Zurverſügungſtellung techniſcher 
Letter oder wenigſtens engſtes Zuſammenarbeiten der ſtaat⸗ 
lichen und kommunalen Hochbanämter mit dieſen Genoſſen⸗ 
ſchaften erſtrecken. Eine gewiſſe ſtaatliche Kontrolle ihrer 
Tätigkeit wird ſich allerdings mit Rückſicht auf die darin in⸗ 
veſtierten öffentlichen Mittel kaum umgehen laſſen. Das ſind 
Forderungen, die teilweiſe ſchon verwirklicht find und die 
nur ſtark unterſtrichen zu werden verdienen. Es iſt aber not⸗ 
wendig, daß ſolche Maßnahmen gleichzeitig und nach einheit⸗ 
lichen Richtlinien für das geſamte Reich in Angriff ge⸗ 
nommen werden, damit nicht günſtige Erfolge in einzelnen 
Städten lediglich dort den Andrang der Wohnungſuchenden 
vermehren. 

In rechtlicher Beziehung hat man verſucht, durch völlige 
Befreiung der Neubauten von der Zwangswirtſchaft einen 
Anreiz zur Bautätigkeit zu ſchaffen. Leider kam dieſe Rege⸗ 
lung viel zu ſpät, um in der Inflationszeit noch erhebliche 
Wirkungen zu äußern. Sie ging aber andrerſeits auch in⸗ 
ſofern viel zu weit, als ſie jede rechtliche Fürſorge für Neu⸗ 
bauten für entbehrlich hielt, obwohl eine genügende Anzahl 
von Neubauten noch nicht exiſtiert. Das Syſtem des Bau⸗ 
koſtenzuſchuſſes, für den in der Regel ein längerer Miet⸗ 
vertrag gewährt wird, iſt für den Mieter in Neubauten 
durchaus nachteilig und gefährlich. Es iſt erforderlich, daß 
dem Mieter als wirtſchaftlichem Teilhaber in ſolchen Fällen 
auch ein rechtlicher Anteil an dem Hauſe zur Erhaltung des 
hingegebenen Vermögenswerts eingeräumt wird. Zu dieſem 
Zweck empfiehlt ſich die Wiedereinführung des Stockwerks⸗ 
eigentums und die Umgeſtaltung des bereits rechtlich zu⸗ 
läſſigen dinglichen Wohnungsrechts zu einem freiveräußer- 
lichen und vererblichen dinglichen Recht. Weiterhin darf auch 
der Mieter im Neubau nicht völlig feinem Schickſal preis⸗ 
gegeben ſein. Wenn auch an eine Beſchränkung der Miet» 
zinshöhe und der Kündigung ſowie ſonſtige Eingriffe öffent⸗ 
licher Behörden im Wege der Zwangserfaſſung mit Rückſicht 
auf die Gefahr einer Abſchreckung der Bauluſtigen nicht ge⸗ 
dacht werden kann, ſo muß doch wenigſtens auch dem Mieter 
im Neubau ein Vollſtreckungsſchutz zuteil werden. fo- 
lange er keinen Grund zur Auflöſung des Mietverhältniſſes 
gibt, und es darf durch den Bezug eines Neubaues dieſer 
Mieter nicht völlig von der künftigen Zuweiſung einer Alt⸗ 
wohnung ausgeſchaltet oder er dabei zurückgeſetzt werden. 

Alle dieſe Maßnahmen werden freilich wirkungslos blei⸗ 
ben, wenn es nicht gelingt, eine genügende Anzahl von Miet⸗ 
luſtigen den Neubauten zuzuführen. Solange jedoch die finan⸗ 
ziellen Vorteile, die die Benutzung einer Altwohnung bietet, 
noch ſo erheblich ſind, wie dies jetzt der Fall iſt, wird darauf 
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kaum zu hoffen ſein. Der bisherigen Geſetzgebung iſt nament⸗ 
lich der Vorwurf zu machen, daß ſie keinerlei Unterſchied zwi⸗ 
ſchen den Mietern macht, die der ſozialen Vorteile der 
Mieterſchutzgeſetzgebung wirklich bedürfen und ſolchen, bei 
denen dies nicht notwendig ift. Um deshalb einen wirtfamen 
Druck auf alle genügend finanzkräftige Mieter auszuüben, 
bedarf es der Aufhebung des Mieterſchutzes nach Ablauf 
einer angemeſſenen Schonzeit für alle Mieter, deren Ein⸗ 
kommen oder Vermögen zur Erſtellung eigener Wohnungen 
genügt, ſowie für Ausländer, die keinen Anſpruch auf die 
gleichen ſozialen Vorteile wie Inländer auf often der All- 
gemeinheit haben. Ebenſo kann ein künftig etwa auftreten⸗ 
des Bedürfnis nach Vermehrung der Geſchäftsräume — zur 
Zeit beſteht ja ein Mangel kaum mehr — unbedenklich auf 
dem Weg des Neubaus verwieſen werden. 


III. Bei Alt wohnungen iſt die Zwangswirtſchaft nur 


fo lange noch anfted)t zu erhalten, als das bisherige Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen Wohnungsangebot und Nachfrage fort⸗ 
beſteht. Das letztere iſt aber nicht mehr der Fall für Ge⸗ 
ſchäftsräume und möblierte Zimmer. Hier können daher die 
Feſſeln der Zwangswirtſchaft fallen. 


Den Brennpunkt des Geſamtproblems bildet die recht⸗ 
liche Behandlung des Mietzinſes für Altwoh⸗ 
nungen. Seine künſtliche Niedrighaltung in der vergan⸗ 
genen Zeit war ein ſchwerer Fehler. Das Hauptgewicht iſt 
bei der Frage nach der Höhe des Mietzinſes weniger auf die 
Pentierlichteit der Neubauten, als auf die Abdrängung aller 
Mieter und Wohnungsluſtigen, die zur Zahlung der erforder⸗ 
lichen Neubaumieten imſtande find, auf Neubauten zu legen. 
Zu dieſem Zweck bedarf es einer ſo weitgehenden Verringe— 
rung der heute zwiſchen alten und neuen Mietwohnungen be⸗ 
ſtehenden Preisſpanne, daß andere den Mieter in Altwoh⸗ 
nungen belaſtende Unzuträglichteiten (Beengtheit der Räume, 
Unwohnlichkeit, Beſchlagnahmemöglichkeit u. a.) genügend 
ſtimulierend wirken können. Dabei iſt es grundſatzlich gleich- 
gültig, ob dieſe Mehreinkünfte in Altwohnungen in die Taſche 
des Hausbeſitzers fließen. Vielmehr iſt es zweifellos rich⸗ 
tiger, dieſe Summen zum Teil für Neubauten dienſtbar zu 
machen. Aus dieſen Gründen muß die ple in einſchließlich der 
auf dem Hausbeſitz ruhelden Laſten, die in der Nachkriegs⸗ 
auf wel neben Erhöhung gegenüber dem Jahre 1914 
aufzuweiſen haben, anj mindeſtens 125% de iedensgold⸗ 
miete bemeſſen werden. oweit eine ſolche Miete sozial 
tragbar ift, empfiehlt es fih hierfür Unterſtüzung aus 
öffentlichen Mitteln (Erwerbsloſenſürſorge, Kleinrentner⸗ 
unterſtützung, Armenpflege) zu gewähren, da ſolche Auf⸗ 
wendungen Sache der Allgemeinheit ſind und es ungerecht er⸗ 
ſcheint, eine einzige Volksllaſſe mit den Koſten dieſer Wohl» 
fahrtspflege — um eine ſolche handelt es ſich doch bei der 
Beſchränkung der Miethöhe genau genommen — zu belaſten. 
Durch eine ſolche Mieterhöhung kann auch allein dem Berz 
fall der Althäufer genügend Einhalt geboten werden. Das 
eigene Intereſſe des Hausbeſitzers wird ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung ſchon wieder geltend machen, wenn ihm ein genügen⸗ 
der Betrag aus dem Hauſe zur Verfügung ſteht. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsmietengeſetzes bezüglich der öffentlichen 
Inſtandhaltungspflicht, die ſowieſo ohne große Wirkung 
waren, können nach Feſtſetzung einer ausreichenden Miete un- 
bedenklich wegfallen. Ebenſo iſt dann die bisherige kompli⸗ 
zierte Mietberechnung und amtliche Mietpreisfeſtſetzung über⸗ 
flüſſig und kann durch eine einheitliche Höchſtpreisfeſtſetzung 
für das geſamte Reich erſetzt werden. Von der feſtgeſetzten 
Höchſtgrenze ſind die von dem Mieter übernommenen Sonder⸗ 
leiſtungen, die er nach dam BGB. nicht zu tragen hat, in 
beſtimmten Prozentſätzen zur Abrechnung zu bringen. Weiter- 
hin ift aber auch bei der Höhe der Miete der Erhaltungs⸗ 
zuſtand der Wohnungen anders wie bisher zu berückſichtigen. 
Der Friedensmiete muß auch eine Friedens- 
wohnungentfpredhen. Die Höhe der Wertminderung in⸗ 
folge mangelhafter Inſtandhaltung kann allerdings nicht durch 
Feſtſetzung beſtimmter Prozentſätze dem Einzelfall genügend 
angepaßt werden. Um eine daraus zweifellos entſtehende 
Vermehrung der Prozeſſe zu vermeiden, erſcheint es als gang⸗ 
barſter Weg, daß im Streitfall durch ein für allemal vereidigte 
Sachverſtändige die Wertminderung taxiert und dieſer Schät⸗ 
zung bindende Wirkung zwiſchen den Parteien beigelegt wird. 
Gerade dieſe Herabſetzung der Miete je nach dem Erhaltungs⸗ 
zuſtand der Häuſer wird zugleich einen der wirkſamſten An⸗ 


Größere Aufſätze 


1813 


7777... — 


reize für den Vermieter bilden, die vernachläſſigten Inſtand⸗ 
ſegungen nachzuholen. ? 

Was die Beſchränkung des Vermieters in der freien 
Auflöſung des Mietverhältniſſes anlangt, ſo kann 
hier im Gegenſatz zu der Geſtaltung des Mietpreiſes an emen 
weſentlichen Abbau des Mieterſchutzes nicht gedacht werden, 
abgeſehen von der Eliminierung der des Mieterſchutzes nicht 
bedürftigen Perſonen. Ein Einfluß auf die Vermehrung des 
Wohnraumes wäre davon nicht zu erwarten. Die Beſchrän⸗ 
kung des Mieterſchutzes lediglich auf die Zubilligung eines 
Vollſtreckungsſchutzes, wie es von mancher Seite be⸗ 
fürwortet wird, kann nicht genügen. Schon die Notwendig⸗ 
keit, eine Wohnung wechſeln zu müſſen, bringt, auch weun 
eine völlige Obdachloſigkeit nicht ſofort zu befürchten iſt, 
eine für den Mieter ſchwer tragbare ſeeliſche Belaſtung mit 
fich, und die geſteigerte Reizbarkeit der Hausbeſitzer würde 
ſich in unzähligen Kündigungen auswirken, ohne daß wie 
früher die Gefahr eines Mietausfalls dämpfend wirken iimte, 
Es iſt auch nichts dagegen einzuwenden, daß das Mieterſchutz⸗ 
geſetz den Vermieter bei einem gegen den Willen des Weile 
ters beabſichtigten Wohnungswechſel in jedem Fall zur gë 
richtlichen Klage zwingt. Es iſt beſſer, von vornherein ben 
Vermieter zur Aufdeckung ſeiner Gründe und zum Nachweis 
ſeines berechtigten Kündigungsretlangens zu veranlaſſen. Eine 
Verminderung der Prozeſſe würde auch kaum zu gewärtigen 
ſein, wenn man das freie Kündigungsrecht des Vermieters 
wieder herſtellt und dem Mieter anheimgibt, die Kündigung 
durch Klage rückwirkend zu vernichten. Lediglich die Partei- 
rollen würden ſich umkehren. Man ſollte ſchon aus rein 
praktiſchen Gründen von dem bisherigen modus procedendi, 
in den ſich Gerichte, Anwälte und Parteien eben erft einiger⸗ 
maßen eingelebt haben, nicht ohne Not wieder abgehen. Lebig⸗ 
lich in den Fällen, in denen der Tatbejtand der in den 88 2 
und 3 MEHO. aufgeführten Auflöſungsgründe bereits durch 
ein vorausgegangenes Straf- oder Zwilurteil — ſo häufig bei 
ſtrafrechtlichen Verfehlungen — ſchon feſtgeſtellt ift, kann die 
Wiederherſtellung des freien Kündigungsrechts des Vermieters 
befürwortet werden; ſeine Ausübung iſt aber zur Vermeidung 
von Mißbräuchen an eine kurz bemeſſene Ausſchlußfriſt von 
etwa 3 Monaten nach Rechtskraft des Urteils zu knüpfen. 

Unbefriedigend iſt die Regelung der Zoangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem Räumungsurlbeil. Um eine 
Verminderung der Prozeſſe herbeizuführen, erſcheint es ſehr 
empfehlenswert, die Möglichkeit eines gerichtlichen Räumungs⸗ 
aufſchubes auch außerhalb des Rahmens eines Prozeſſes für 
Fälle zu ſchaffen, in denen die Verpflichtung zur Räumung 
nicht beſtritten iſt. Vielfach führk der Mieter den Prozeß, 
trotz des Vewußtſeins ſeiner Schuld, nur wegen der Gr» 
langung des gerichtlichen Räumungsſchutzes durch. Uungerecht 
ift es, dem Vermieter die Laſt der Beſchaffung eines Erſatz- 
raums auch dann aufzubürden, wenn die Auflöſung des 
Mietverhältniſſes von dem Mieter verſchuldet iſt. In dieſen 
Fällen genügt die Gewährung eines auf beſchränkte Dauer 
bemeſſenen Räumungsaufſchubs, deſſen Verlängerung nur 
dann ſtattzufinden hat, wenn der Mieter nach gerichtlicher 
Prüfung hinſichtlich der Erlangung eines Erſatzraumes alles 
getan hat, was in ſeinen Kräften ſteht und ihm zuzu⸗ 
muten ift. 

Um auch juriſtiſch die Unzuträglichkeiten zu beſeitigen, 
die dadurch entſtehen, daß trotz erfolgter Beendigung des 
Mietverhältniſſes dieſes de facto, aber nicht rechtlich weiter 
beſteht, empfehle ich, wie ſchon früher (Arch. f. ziv. Praxis, 
n. F. Bd. 1 Heft 3), die Einführung eines Zwiſchenurteils 
über den Grund der Aufhebungsklage, ſo daß erſt nach Ein⸗ 
tritt aller Vorausſetzungen durch unbedingtes Räumungsurteil 
die definitive Beendigung des Mietverhältniſſes auszuſpre⸗ 
chen wäre. In dem Schlußverfahren nach Erlaß des Zwi⸗ 
ſchenurteils laſſen ſich dann noch alle entſcheidungsbedürf⸗ 
tigen Punkte — Erſatzraum, Zahlung der dem Vermieter 
aufgebürdeten Umzugskoſten, nachträgliche weitere Verfehlun⸗ 
gen des Mieters u. a. — am praktiſchſten erledigen und es 
würde damit das einem zweiten Prozeß gleichkommende zur 
Zeit regelmäßig erforderliche Nachverfahren vor dem MEN. 
über die Angemeſſenheit des zugewieſenen Erſatzraums ent- 
fallen. 

Zu erwägen wäre ſchließlich noch, ob ſich nicht entgegen 
der im MSHG. getroffenen Regelung eine Ausdehnung der 
Vollſtreckungsbeſchränkung, namentlich in der vorgeſchlagenen 
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Abſchwächung, auf Nichtmietverhältniſſe empfehlen 
läßt, in denen nach dem vor Erlaß des MSchG. früher be- 
ſtandenen Rechtszuſtand meiſt eine derartige rechtliche Mög⸗ 
lichkeit gegeben war (fo bezüglich des Untermieters bei Räu⸗ 
mungsklage des Eigentümers nach Auflöſung des Haupt⸗ 
mietverhältniſſes, bei Raumbenutzung auf Grund eines Pacht⸗ 
Vertrages, eines Einſitzrechts u. dgl.). Es iſt m. E. ein 
dringendes Gebot der Gerechtigkeit, daß man die Entſcheidung 
über den Vollſtreckungsſchutz nicht lediglich von der juriſtiſchen 
Auslegung des zwiſchen den Parteien beſtehenden, häufig als 
Miete gedachten Rechtsverhältniſſes abhängig macht. Anderer⸗ 
ſeits geht das MSchG. in der Zubilligung eines Volf- 
ſtreckungsſchutzes zu weit mit der ſtarren Beſtimmung des 
Sp Abf. 1, der in jedem Fall zur Zuerkennung eines Erſatz⸗ 
raums zwingt, auch wo ein Bedürfnis des Mieters hiernach 
nicht vorhanden iſt. Weiterhin fehlt bei nachträglichen Ver⸗ 
fehlungen des Mieters die Möglichkeit einer Beſeitigung 
des gewährten Vollſtreckungsſchutzes, wenn das Mietverhältnis 
nicht durch Urteil, ſondern durch Vergleich aufgelöſt wurde 
(86 Abſ. 4 MSHG.). 

Noch vorſichtiger als bei der Beendigung des Mietver⸗ 
hältniſſes muß man an die Frage eines Abbaus bei der 
eigentlichen Zwangsbewirtſchaftung des Wohnraums, d. h. der 
behördlichen Erfaſſung, Verwertung und Ber- 
teilung des vorhandenen Wohnraums herantreten. 
Die Verminderung dieſer Art der Zwangswirtſchaft ftcht nicht 
nur in keinem Zuſammenhang mit der Erhöhung der Neu⸗ 
bautätigkeit, vielmehr brachte im Gegenteil dieſe Form der 
Zwangswirtſchaft bisher die einzigen nennenswerten Erfolge 
bei der Vermehrung des verfügbaren Raums. Man darf 
aber annehmen, daß nach fünf Jahren raſtloſer Jagd der 
Wohnungsämter nach verfügbaren Wohnräumen die weitere 
Ausbeute auf dieſem Gebiet nur noch ſehr gering ſein wird. 
Zwar werden zur Zeit wieder mehr Geſchäftsräume frei. Bei 
ausreichender Miethöhe wird aber der Hausbeſitzer ſelbſt 
ſchon dieſe in die am beſten verwertbare Geſtalt bringen. 
Soweit die beſchlagnahmten Räume, wie gewöhnlich, erſt 
eines Umbaues bedürfen, erſcheint es richtiger, die vorhan⸗ 
denen Mittel zur Förderung des Neubaues zu verwenden, 
als verhältnismäßig viel unrentablere Umbauten durchzu⸗ 
führen, die nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft doch wieder 
auf öffentliche Koſten in den früheren Zuſtand verſetzt werden 
müſſen. Es genügt, iſt aber andererſeits auch in Zukunft noch 
unbedingt notwendig, daß ein Vermietungszwang gegenüber 
dem Verfügungsberechtigten beſtehen bleibt und die Verwal⸗ 
tungsbehörde den Bezug freiwerdender Wohnungen von ſich 
aus regelt. 

Dabei kann das bisherige Syſtem der Zuweiſung mit 
eventuell nachfolgendem Abſchluß eines Zwangsmietvertrags 
als durchaus brauchbar und zweckmäßig bezeichnet werden. 
Ebenſo iſt nach wie vor die Möglichkeit, die verweigerte 
Erlaubnis zur Untervermietung zu erſetzen, nicht entbehrlich. 
Im übrigen aber können die Feſſeln der Zwangswirtſchaft in 
dieſer Beziehung fallen. Die Notwendigkeit zu Eingriffen wird 
proportional in gleichem Maße abnehmen, je mehr die Miete 
auf angemeſſene Höhe gebracht wird. 

IV. Alle hier vorgeſchlagenen Maßnahmen, die nur in 
den Grundzügen angedeutet werden können, werden nur dann 
Erfolg haben, wenn ſie einheitlich getroffen und einheitlich 
durchgeführt werden und wenn das Ziel unverrückbar mit 
eiſerner Energie ſtets feſtgehalten wird. Verderblich in dieſer 
Beziehung iſt die bisherige Zerſplitterung der Geſetzgebung, 
die einer Zuſammenfaſſung in einem einheitlichen Reichs⸗ 
wohnungsgeſetz bedarf. Erforderlich iſt weiter, daß alle Fäden 
in einer einzigen ſelbſtändigen Reichsſtelle zuſammenlaufen 
und die weitgehende Zuſtändigkeit der Einzelſtaaten und Ge⸗ 
meinden auf dieſem Gebiet beſeitigt wird. Der Reichszentral⸗ 
ſtelle müſſen alle einzelſtaatlichen und kommunalen Aus⸗ 
führungsbehörden unterſtellt werden. Die Organiſation der 
letzteren kann weitgehend vereinfacht werden. Insbeſondere 
find die MEN. entbehrlich. Ein Teil ihrer Tätigfeit ift be- 
reits auf die Gerichte übergegangen, die ſich in dieſer Hin⸗ 
ſicht durchaus bewährt haben. Ein weiterer Teil ihrer Tätig⸗ 
keit fällt bei Durchführung der vorgeſchlagenen Maßnahmen 
von ſelbſt hinweg. Auch die Aufgaben der Wohnungsämter 
verringern ſich weſentlich nach vorſtehenden Ausführungen. 
Der Wohnungstauſch konnte unbedenklich ganz freigegeben 
werden. Andere, insbeſondere bauliche Aufgaben vermögen 
die ſtaatlichen Hochbauämter zu übernehmen. Der Beſchwerde⸗ 
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weg gegen die Maßnahmen der Wohnungsämter bedarf drin⸗ 
gend der Vereinfachung; die bisherige Häufung der Rechts⸗ 
mittel iſt ein überflüſſiger Luxus. 

V. Die Frage, welche Geſtalt das endgültige Woh⸗ 
nungsmietrecht nach Ablauf des bisher behandelten 
Übergangsſtadiums erhalten ſoll, ift, wie eingangs er- 
wähnt, vorläufig nicht drängend, und es erſcheint überhaupt 
zweifelhaft, ob die Zeit zur Klärung dieſer Frage bereits 
gekommen iſt. Ich bin im allgemeinen der Anſicht, daß das 
Mietrecht des BGB. unter normalen Verhältniſſen ſich als 
durchaus zweckmäßig erwieſen hat und daß man, ſobald es 
angängig iſt, zu dem darin feſtgelegten Syſtem der freien 
Wirtſchaft wieder zurückkehren ſollte. Das ſchließt aber nicht 
aus, daß neugeſtaltete Rechtsinſtitute, wie das Stockwerks⸗ 
eigentum und das dingliche Wohnungsrecht, wenn ſie ſich in 
der Praxis bewähren, erhalten bleiben. Für unbedingt reform⸗ 
bedürftig halte ich ſchon jetzt die Regelung, die das BGB. 
den Inſtandhaltungsanſprüchen des Mieters zuteil werden 
läßt. Gegenanſprüche wegen ungenügender Ausführung von 
Reparaturen werden gerade jetzt in dem häufigen Fall des 
Verzugs mit der Mietzahlung lediglich zu dem Zweck im 
Aufhebungsprozeß vorgeſchützt, um die Mietzahlung und Auf- 
hebung zu verzögern. Schon um der notwendigen Inſtand⸗ 
haltung der Wohnungen willen ſollte man den Mieter ver⸗ 
anlaſſen, dieſe Gegenanſprüche binnen kurzer Friſt bei Mei⸗ 
dung ihres Verluſtes dem Vermieter mitzuteilen und im 
Weigerungsfalle gerichtlich geltend zu machen. Eine nicht un⸗ 
bedeutende Entlaſtung der Gerichte würde damit eintreten. 
Noch viel ungerechtfertigter iſt es ferner, daß auch wegen 
geringfügiger Gegenanſprüche die Mietzahlung monatelang 
von dem Mieter rechtmäßig zurückgehalten werden kann. Hier 
iſt eine Beſchränkung des Zurückbehaltungsrechts auf die Höhe 
der Gegenforderung geſetzlich geboten. 


b) Sn Hofrat Privatdozent Dr. Heinrich Klang, Wien. 


Anknüpfend an das Wort Franz Kleins „Die Miete 
iſt das ſozialwichtigſte Leiheverhältnis obligatoriſcher Natur, 
entbehrlich für wenige, unerfreulich für jeden“, führte der 
Mitberichterſtatter Hofrat Dr. Klang (Wien) aus: Das 
Wohnungsrecht der bürgerlichen Geſetzbücher beruht im Weſen 
noch auf der römiſchen Regelung und trägt den Intereſſen des 
Mieters nicht ausreichend Rechnung, da es ihn willkürlicher 
Kündigung preisgibt und auch gegen Ausbeutung durch über⸗ 
mäßige Zinſe nicht genügend 3 a jol T 
bei Beurteilung der Mieterſchutzgeſetzgebung, die allerdings 
wieder D e ee ue ſchränkt, 
nicht überſehen, daß die Rückkehr zur vollen Vertragsfreiheit 
das augenblickliche Verhältnis ſofort in ſein Gegenteil ver⸗ 
kehren und den Mieter dem Vermieter gegenüber wieder in die 
Hinterhand bringen würde. Es muß daher vor Beantwortung 
der Frage nach der künftigen Geſtaltung des Wohnungsmiet⸗ 
rechtes die Mieterſchutzgeſetzgebung daraufhin geprüft werden, 
ob fie nicht einzelne Beſtandteile enthält, welche der Schon 
früher im Mietrechte wirkſamen Entwicklungstendenz ent⸗ 
ſprechend in das geltende Rechtsſyſtem ſich einfügen ließen. 
Der Vortragende gibt nun zu dieſem Zwecke eine gedrängte 
Überſicht über den Inhalt der Mieterſchutzgeſetze in Deutſch⸗ 
land, Oſterreich, der Tſchechoſlowakei, Polen, Ungarn, der 
Schweiz, Italien und Frankreich und weiſt daraufhin, daß 
dieſe Geſetzgebung überall inhaltliche Veränderung des Miet⸗ 
rechtes herbeigeführt habe. Die herrſchende Konſtruktion der 
Miete als obligatoriſchen Rechtsverhältniſſes in dem Sinne, 
daß der Vermieter dem Mieter zur Gewährung des Ge⸗ 
brauches verpflichtet ſei, läßt ſich einigermaßen ſchwer aufrecht⸗ 
erhalten bei einer Regelung, welche die Dauer des Mietver⸗ 
hältniſſes vom Willen des Vermieters beinahe völlig unab⸗ 
hängig macht und die Regelung der Zinszahlungspflicht bei⸗ 
nahe ebenſo völlig dem Willen der Parteien enkzieht. Dieſe 
Annäherung des Mietrechtes an eine Sachherrſchaft an frem⸗ 
der Sache, die der Entwicklung ſeit der Rezeption entſpricht, 
wird beſonders deutlich im öſterreichiſchen Recht, in welchem 
durch die Regelung der Inſtandhaltungspflicht und verſchie⸗ 
dene Einzelbeſtimmungen eine weitere inhaltliche Annäherung 
an die Servituten vollzogen iſt. Die Prüfung der einzelnen 
Elemente des Mietnotrechtes ergibt daher, daß die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft im eigentlichen Sinne aus Rahmen der 
natürlichen Entwicklung herausfällt, und we: io Widerſpruche 
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mit dem Privateigentum und der Vertragsfreiheit als den 
Grundlagen unſerer Rechts⸗ und Wirtſchaftsorduung ſtehend, 
ſobald als möglich beſeitigt werden muß. Dagegen ſcheint 
es nicht wünſchenswert, zur unbeſchränkten Kündigungsfrei⸗ 
heit zurückzukehren. Beſchränkungen dieſer Freiheit ſind mit 
dem Rechtsſyſteme verträglich und es handelt ſich nur darum 
eine Form zu finden, welche die notwendige Bewegungsfreiheit 
des Vermieters nicht übermäßig einengt und nicht die Über⸗ 
prüfung jeder Kündigung durch das Gericht oder eine andere 
öffentliche Behörde erforderlich macht. Dieſes Ziel iſt erreich⸗ 
bar, wenn man nicht dem Vermieter die Beweislaſt für das 


Vorhandenſein eines Kündigungsgrundes auferlegt, ſondern. 


es dem Mieter überläßt, die Kündigung aus dem Grunde zu 
bekämpfen, daß ſie gegen Treu und Glauben oder gegen die 
guten Sitten verſtoße. Das ſtimmt mit einem ähnlichen Vor⸗ 
ſchlage in dem Entwurf des Reichsgeſetzes über den Arbeits⸗ 
vertrag überein und ift auch ſyſtematiſch vorzuziehen, da es 
der grundſätzlichen Freiheit des Eigentümers entſpricht, nicht 
den Nachweis der Vorausſetzungen ſeiner Betätigung, ſondern 
jene der wirkſamen Beſchränkung zu verlangen. Dem Ver⸗ 
mieter müßte es freiſtehen, den Einſpruch des Mieters durch 
Anbot und Sicherſtellung der üÜberſiedlungskoſten zurückzu⸗ 
ſchlagen, da der Schaden, welcher dem Mieter bei freiem 
Wohnungsmarkt und der Kündigung erwächſt, nur in dieſen 
Koſten beſteht. Die Beſchränkung der Kündigungsfreiheit be⸗ 
darf einer Ergänzung durch eine Beſchränkung der Mietzins⸗ 
bildung, da ſie ſonſt durch Erhöhung des Zinſes über die 
Leiſtungsfähigkeit des Mieters umgangen werden kann. Die 
völlige Vertragsfreiheit in der Vereinbarung des Zinſes lann 
überdies auch deshalb nicht wiederhergeſtellt werden, weil ſonſt 
wieder die Ausbeutung der wirtſchaftlich ſchwächſten Schichten 
durch übermäßige Zinſe ermöglicht würde, da das Wucher⸗ 
verbot hiergegen keinen ausreichenden Schutz bietet. Es muß 
aber auch für dieſe Beſchränkung eine Form geſucht werden, 
welche die Beibehaltung eines beſonderen behördlichen Appa⸗ 
rates entbehrlich macht. Man kann auch hier wieder eine ge⸗ 
dankliche Anleihe beim Arbeitsrechte machen und ſo wie das 
bürgerliche Recht bei mangelnder Beſtimmtheit des Arbeits⸗ 
lohnes die Feſtſetzung eines angemeſſenen Entgeltes dem 
Richter überläßt, zwingend vorſchreiben, daß nur der orts⸗ 
übliche oder angemeſſene Lohn vereinbart werden darf. Bei 
Untermieten empfiehlt ſich die Aufhebung aller Beſchränkun⸗ 
gen, weil jede Beengung des Untervermieters zu einer volks⸗ 
wirtſchaftlich unerwünſchten Einengung des Wohnungsange⸗ 
botes führt, die Enge der Wohnungsgemeinſchaft überdies 
eine beſondere Berückſichtigung des Vermieters erfordert. Die 
Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung können nicht in der 
Form beibehalten werden, wie ſie die Micterſchutzgeſetze ent⸗ 
halten, weil das deutſche Geſetz die Sorge um das neue Ob⸗ 
dach des gekündigten Mieters gänzlich auf den Vermieter iber- 
wälzt, im öſterreichiſchen Recht aber die Starrheit der Ver⸗ 
längerungsfriſten bald den Mieter, bald den Vermieter benach⸗ 
teiligt. Es genügt im allgemeinen, die Vorſchrift des 8 721 
der deutſchen ZPO. dahin zu erweitern, daß in berückſich⸗ 
tigungswürdigen Fällen ein angemeſſener Aufſchub auch noch 
im Vollſtreckungsverfahren bewilligt werden kann, und eine 
ſolche Beſtimmung auch in das öſterreichiſche Recht, dem ſie 
bisher fremd iſt, einzuführen. Zu erwägen iſt noch die Bei⸗ 
behaltung des § 16 des deutſchen MSHG., nach welchem die 
Zwangsräumung erſt nach Ablauf einer beſtimmten Friſt nach 
Derftändigung des Mieters beginnen darf. Die Gefahr einer 
Vereitelung der Zwangsvollſtreckung durch den vorher benach⸗ 
richtigten Verpflichteten, die bei der Einbringung von Geld⸗ 
anſprüchen gegeben iſt, beſteht hier nicht; es iſt daher ein 
überfallartiger Vollzug der Exekution nicht notwendig und 
kann dem Mieter Zeit gegeben werden, für ſeine anderweitige 
Unterbringung Vorſorge zu treffen. 

Die Reflexwirkungen des Mieterſchutzes haben auch eine 
Anderung ſolcher Vorſchriften des früheren Mietrechtes herbei⸗ 
geführt, die nicht eigentlich Selbſtzweck geweſen ſind. So 
führt im öſterreichiſchen Recht die Kündigungsbeſchränkung 
dahin, den in 8 1120 abc B. noch enthaltenen Satz „Kauf 
bricht Miete“ in ſein Gegenteil zu verkehren, da der neue 
Erwerber eines Hauſes nur aus denſelben Gründen kündigen 
kann, wie der alte Vermieter. Es liegt kein Grund vor, hier 
zum alten Rechte zurückzukehren, da fon der Bericht zur 
Novelle zum abGB. für deſſen Beibehaltung im Weſen nichts 
anderes anzuführen vermochte, als daß es ſich um alt⸗ 
gewohntes Recht handle, dieſe alte Gewohnheit nunmehr 
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aber durch den Mieterſchutz beſeitigt ift. Könnte in dieſem 

Punkte Rechtseinheit durch Angleichung des öſterreichiſchen 

Rechtes an das deutſche herbeigeführt werden, ſo würde ſich 

das Umgekehrte in bezug auf die Zuläſſigkeit der Untermiete 

empfehlen. Die Beſtimmung des BGB., nach welcher die 

Untervermietung der Zuſtimmung des Hauptvermieters be⸗ 

darf, iſt dadurch praktiſch außer Wirkſamkeit geſetzt worden, 

daß dieſe Zuſtimmung durch jene des Mieteinigungsamtes er⸗ 
ſetzt werden kann. Da man heute kaum mehr davon ſprechen 
kann, daß es ſich bei der Miete um ein perſönliches Ver⸗ 
trauensverhältnis handelt, beſteht auch hier keine Notwendig⸗ 
keit, das BGB. wieder in Kraft zu ſetzen; es würde die Über⸗ 
nahme der Beſtimmung des abc B. genügen, nach welcher die 

Untervermietung nur unzuläſſig iſt, wenn fie im Vertrage unter⸗ 

ſagt werde oder ein wichtiges Intereſſe des Vermieters verletzt. 

Die Reform der ſchuldrechtlichen Miete genügt nicht zur 
Herſtellung eines befriedigenden Wohnungsrechtes. Die Ten⸗ 

denz der Entwicklung geht, wie gezeigt, in der Richtung 
völliger Sachherrſchaft des Wohnungsinhabers. Iſt bieles Ziel 
ohne Verletzung erworbener Rechte auch nicht reſtlos erreich⸗ 
bar, fo kann man der vorhandenen Tendenz doch durch Wieder- 
zulaſſung des Stockwerkseigentümers Rechnung tragen. Dieſes 
war in Deutſchland und Ofterreich früher weit verbreitet und 
iſt erſt am Ausgange des neunzehnten Jahrhunderts aus 
doktrinär⸗romaniſtiſchen Erwägungen beſeitigt worden. Volks⸗ 
wirtſchaftliche Gründe ſprechen für ſeine Wiedereinführung, 
da fie bei der allgemeinen Verarmung den Bau neuer Wohn- 
häuſer erleichtern würde. Auch ſonſtige Bedenken rechtspolliti— 
ſcher Natur beſtehen nicht; die techniſchen Schwierigkeiten einer 
geſetzlichen Regelung ſind, wie das Beiſpiel des franzöſiſchen 
und italieniſchen Geſetzbuches zeigen überwindbar. 

Das künftige Mietrecht, deſſen Grundlinien im Vorſtehen⸗ 
den gezeichnet wurden, iſt nicht unmittelbar zu erreichen. Es 
ſetzt den Ausgleich zwiſchen Angebot und Nachfrage auf dem 
Wohnungsmarkte voraus. Dieſen herbeizuführen iſt Aufgabe 
der Geſezgebung der Übergangszeit; die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen hat der Berichterſtatter Prof. Dr. Ruth vorge⸗ 
ſchlagen und ſo erſchöpfend begründet, daß ſich kaum mehr etwas 
hinzufügen läßt. Zu bemerken wäre höchſtens noch, daß der 
Übergang zu dem endgültigen Zuſtande des Mietrechtes nicht 
auf einmal, ſondern ſtückweiſe nach Maßgabe der Abnahme des 
Wohnungsmangels wird erfolgen müſſen. Die allmähliche Er⸗ 
höhung der Mietzinſe iſt in Deutſchland ſchon eingeleitet, in 
Oſterreich allerdings noch nicht einmal in Angriff genommen. 
Mit fortſchreitender Beſſerung des Wohnungsmarktes wird 
dann zunächſt die Geltendmachung des Eigenbedarfs des Ver⸗ 
mieters zu erleichtern, ſodann die Zahl der Zahl der zuläſſigen 
Kündigungsgründe zu vermehren ſein, bis es möglich iſt, den 
Schutz gegen Kündigung auf das für endgültig richtig er⸗ 
kannte Maß zurückzuführen. 

Der Vortragende ſchließt mit dem Wunſche, daß der 
Beſchluß des Heidelberger Juriſtentages für die Entwicklung 
des deutſchen Mietrechtes eine ebenſolche Bedeutung erlangen 
möge, wie jener des 19. Deutſchen Juriſtentages in Stettin 
und beantragt die Annahme folgender Leitſätze ): 

I. Die völlige Beſeitigung der Wohnungszwangswirtſchaft 
iſt erſt möglich, wenn durch genügenden Neubau ein 
Ausgleich zwiſchen Angebot und Nachfrage auf dem 
Wohnungsmarkt herbeigeführt iſt. 

. Die Beſtimmungen des Übergangsrechtes find fo zu ge- 

ſtalten, daß ſie die Herbeiführung dieſes Ausgleiches 

nicht hindern, ſondern fördern. Es werden zu dieſem 

Zwecke die in den Leitſätzen I—IV des Berichterſtatters 

1 Dr. Ruth vorgeſchlagenen Maßnahmen emp⸗ 

ohlen. 

Die im Leitſatze V de3 Berichterſtatters Prof. Dr. Ruth 

empfohlene Anderung des BGB. wird befürwortet. 

Für die endgültige Geſtaltung des künftigen Wohnungs⸗ 

mietrechtes werden folgende Leitſätze vorgeſchlagen, nach 

denen die Beſtimmungen des BGB. und des abGB. 
abzuändern ſind: 

1. Die Beſchlagnahme von Wohnungen und die Mög⸗ 
lichkeit einer Zwangsvermietung durch Organe der 
öffentlichen Verwalkung iſt zu beſeitigen und die 
Freiheit des Eigentümers in der Verfügung über den 
ihm gehörigen Wohnraum und der Auswahl der 
Mieter ohne Einſchränkung wieder herzuſtellen. 
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III. 
N 


1) Die angenommenen Leitſätze f- o. S. 1805. 
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2. Die Auflöfung der Miete ift nach folgenden Grund- 
fügen zu regeln: 

a) Der Abſchluß von Mietverträgen auf beftimmte 
Zeit iſt mit voller Wirlſamleit der Vertrags⸗ 
abrede zuzulaſſen. 

b) Bei Mieten von unbeſtimmter Dauer ſteht dem 
Vermieter das Recht zur Kündigung ohne An⸗ 
gabe von Gründen zu; verſtößt die Kündigung 
gegen Treu und Glauben oder gegen die guten 
Sitten, fo ift fie auf Einſpruch des Mieters für 
unwir ſam zu er lären. Der Einſpruch des Mie- 
ters wird hinfällig, wenn fid) der Vermieter zum 
Erſape der bergieslungscoſten bereu erfart und 
für die Erfüllung dieſer Verpflichtung ange⸗ 
meſſene Sicherheit leiſtet. 

c) Das Recht zur Kündigung von Untermieten 
unterliegt keiner Beſchränkung. 

3. Die Vertragsfreiheit ift in Anſehung der Mietzins⸗ 
höhe dahin zu beſchränken, daß kein höherer als der 
angemeſſene oder ortsübliche Mietzins vereinbart 
werden kann. 

Für den Anſpruch auf Rückzahlung des aus 
geſetzwidriger Vereinbarung geleiſteten Übermaßes 
iſt eine kurze Verjährungsfriſt feſtzuſetzen. 

4. Die Exekutionsbeſchräukungen des Notmietrechtes 
ſind nicht zu übernehmen. 

Dagegen iſt für dringende Ausnahmefälle die 
einſtweillige Einſtellung (Auſſchiebung) der Exeku⸗ 
tion nach Ermeſſen des Vollſtreckungsgerichtes zu 
geſtatten, ſoweit nicht überwiegende Intereſſen des 
Vermieters entgegenſtehen und hierdurch nicht Db- 
dachloſigkeit des Nachfolgers in der Miete herbei- 
geführt wird. 

Der Vollzug der zwangsweiſen Räumung ſoll 
erſt nach vorheriger Verſtändigung des Mieters und 
Ablauf einer angemeſſenen Friſt ſeit dieſer Ver⸗ 
täudigung beginnen dürfen. 

5. § 1120 ab B. ift dahin abzuändern, daß darin der 
Rechtsſatz „Kauf bricht nicht Miete“ Ausdruck findet. 

6. Die Untervermietung iſt grundſätzlich zuzulaſſen und 
nur auszuſchließen, wenn fie im Vertrage ausdrück⸗ 
lich unterſagt worden ift oder ein wicheiges Inter⸗ 
eſſe des Vermieters verletzen würde. 

7. Es empfiehlt fidh neben der Reform der ſchuldrecht⸗ 
lichen Wohnungsmiete durch Wiedereinführung des 
Stockwerkseigentums oder einer ähnlichen Rechts⸗ 
form Einrichtungen zu ſchaffen, durch welche reale 
Teilung von Wohngebäuden und der Erwerb voller 
Sachherrſchaft durch den Juhaber einer nicht das 
ganze Gebäude erfüllenden Wohnung ermöglicht 
wird. — i 


2. Welche Richtlinien find für die zukünftige Geſtaltung 
des ehelichen Güterrechts aufzuſtellen? 


Berichterſtatter des Juriſtentages: 
. Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Kipp, Berlin. 
. Senatspräſident Prof. Dr. Wieruszowſki, Köln; 
. Fräulein Rechtsanwalt Dr. Marie Munk, Berlin. 


Von Rechtsanwalt Dr. Marie Munk, Berlin. 


Für die auf dem Juriſtentag erörterte Frage der Um⸗ 
geſtaltung des ehelichen Güterrechts, die in weiteſten Kreiſen 
das größte Intereſſe hervorgerufen hat, ſtand leider nur der 
letzte Nachmittag der Abteilungsſitzungen zur Verfügung, 
der durch die Veranſtaltungen für die abendliche Schloß⸗ 
beleuchtung beſonders kurz war. Für die Diskuſſion blieb 
daher wenig Zeit übrig. Trotzdem kann die Ausſprache als 
erfolgreich und klärend bezeichnet werden und das Ergebnis 
der Abſtimmung, das dahin lautete, „als künftiger geſetz⸗ 
licher Güterſtand empfiehlt ſich die Gütertrennung in Ver⸗ 
bindung mit einer Beteiligung beider Ehegatten an der Er⸗ 
rungenſchaft. Eheverträge ſind wie bisher zuzulaſſen“ iſt 
beſonders in Frauenkreiſen mit größter Befriedigung auf⸗ 
genommen worden. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſe Formel, die ſchließlich die drei Berichterſtatter 
gemeinſchaftlich der Verſammlung vorgeſchlagen haben und 
faſt einſtimmig angenommen wurde, läßt aber eine ver⸗ 
ſchiedene Deutung zu. Auch die drei Berichterſtatter weichen 
hinſichtlich der näheren Ausgeſtaltung voneinander ab, wobei 
ſie jedoch völlig darin übereinſtimmen, daß eine Beſſerſtel⸗ 
lung der Frau im ehelichen Güterrecht eine Notwendigkeit iſt. 

An Stelle der jetzigen Verwaltung und Nutznießung 
des Frauenvermögens durch den Mann, die der Selbſtändig⸗ 
keit der Frau und der in der Verfaſſung gewährleiſteten 
Gleichberechtigung der Geſchlechter nicht entſpricht, ſoll daher 
die Gütertrennung treten. Die geſetzliche Einführung einer 
Gütergemeinſchaft, auch nur einer Gütergemeinſchaft von 
Todes oder von Trennungs wegen, wie ſie z. B. das ſchwe⸗ 
diſche Ehegeſetz vorſieht, wurde abgelehnt. Die Gütergemein⸗ 
ſchaft iſt zwar für wirtlich gute Ehen vielleicht der idealſte 
Güterſtand, der dem Weſen der Ehe als einer alles umfaſſen⸗ 
den Lebensgemeinſchaft am meiſten entſpricht. Sie ſetzt aber 
ideale Ehegatten voraus und bedeutet eine Gefährdung eines 
Chegatten, wenn der andere leichtſinnig und verſchwenderiſch 
iſt. Eine Beſtimmung dahin, daß beide Ehegatten nur gemein⸗ 
ſchaftlich über Geſamtgut verfügen dürfen, würde praktiſch 
kaum durchführbar ſein. Ungerecht iſt die Gütergemeinſchaft 
aber auch dann, wenn die Ehe nach kurzer Dauer durch den 
Tod des nicht vermögenden Teils aufgelöſt wird, weil dann 
der überlebende Ehegatte an die Erben des Verſtorbenen die 
Hälfte ſeines Vermögens herausgeben muß, ſoweit er nicht 
ſelbſt Miterbe iſt. Die Gütergemeinſchaft kann auch zu einem 
Spekulationsgeſchäft mißbraucht werden, indem der nichtver⸗ 
mögende Ehegatte den anderen zur Scheidung treibt, oder ſich 
ſelbſt einen Scheidungsgrund gegen den anderen zu verſchaffen 
ſucht, um bei der Trennung der Ehe die Hälfte von deſſen 
Vermögen zu erhalten. Als geſetzlicher Güterſtand eignet ſich 
nur derjenige, der jedem Ehegatten ſeine Selbſtändigkeit beläßt 
und ihn nicht der Willkür und dem Leichtſinn des andern 
preisgibt. Dieſen Erforderniſſen genügt die Gütertrennung. 
Wollen die Ehegatten einander größeres Vertrauen ſchenken, 
ſo mögen ſie dies durch Eheverträge tun. 

Wird die Gütertrennung geſetzlicher Güterſtand, fo müſ⸗ 
fen beide Ehegatten gemeinſchaftlich den ehelichen Aufwand 
tragen. Sie müſſen hierzu nach Maßgabe ihres Vermögens 
und ihrer Erwerbstätigkeit beitragen. Die Tätigkeit der Frau 
im Hauſe iſt als ihr Beitrag für die Ehelaſten zu bewerten, 
oder — wie ich es möchte — als ihr Beitrag anzuſehen. M. E. 
ſollte die Frau nur dann verpflichtet ſein, durch Zuſchuß 
von Geld zu den ehelichen Laſten beizutragen, wenn ſie ein 
größeres Vermögen oder Einkommen beſitzt. Ich möchte auch 
im Gegenſatz zu den beiden Mitberichterſtattern, im Geſetz 
zum Ausdruck bringen, daß der Mann, wie dies den tat⸗ 
ſächlichen Verhältuiſſen und dem Weſen der Ehe am meiſten 
entſpricht, in erſter Linie den ehelichen Aufwand zu tragen 
hat. Da das Eherecht allgemein verſtändlich ſein muß, und 
jeder Laie in der Lage ſein ſoll, ſich über ſeine Vermögens⸗ 
rechte und ⸗pflichten während der Ehe durch das Leſen des 
Geſetzestextes Klarheit zu verſchaffen, ſo halte ich es für 
wünſchenswert, wem nicht nur — wie Wieruszowſki vor- 
ſchlägt — im Geſetz geſagt wird, was unter ehelichem Auf⸗ 
wand zu verſtehen ift, ſondern wenn außerdem eine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung dahin aufgenommen wird, daß der Mann 
verpflichtet iſt, ſeiner Frau das Haushaltungsgeld und zur 
Beſtreitung ihrer perſönlichen Bedürfniſſe das ſogenannte 
Nadelgeld in angemeſſenen Vorauszahlungen zur Verfügung 
zu Dellen. Die Tatſache, daß die Gerichte ſchon jetzt ein ſolches 
Recht der Frau anerkennen !), genügt m. E. nicht, um der 
Frau die ihr gebührende Stellung einzuräumen, weil dieſe 
Entſcheidungen naturgemäß im Volke nicht bekannt ſind. 
Das Geſetz muß aber ſo gefaßt ſein, daß der einzelne nicht 
juriſtiſche Rechtskenntniſſe oder juriſtiſcher Beratung bedarf, 
um zu feinem Recht zu kommen 2). 

Wird die Gütertrennung während beſtehender Ehe geſetz⸗ 
licher Güterſtand, ſo würde nur in denjenigen Ehen, in denen 
die Frau ein größeres Vermögen in die Ehe gebracht oder 


1) RG. 97, 286; OLG. 26, 212. 

2) In dieſer Auffaſſung bin ich durch Zuſchriften beſtärkt worden, 
die mir von mir unbekannten Frauen zugegangen ſind und in denen 
gerade auf die Unwürdigkeit des in ihrer Ehe herrſchenden Zuſtands 
hingewieſen wird, in der ſie täglich die kleinen Beträge für den Haus⸗ 
halt vom Mann erbetteln müſſen. 


53. Jahrg. 1924 Heft 23 


während der Ehe ererbt hat, eine Beſſerung des bisherigen 
Zuſtands erzielt werden. In denjenigen Ehen aber, in denen 
die Frau kein oder nur ein geringes eigenes Vermögen hat, 
in denen ſie aber ihre ganze Arbeitskraft im Haushalt ver⸗ 
wertet, für ſich, für Mann und Kinder kocht, ſtopft, ſchneidert 
uſw., und an allen Ecken ſpart, und dem Mann vielleicht 
noch in feinem Geſchäft oder in feinen Berufsarbeiten hilſt, 
würde fie bei Auflöſung der Ehe, beſonders im Falle der 
Scheidung, genau ſo mittelos daſtehen wie bisher. Als kraſſes 
Beiſpiel erwähnte Präſident Wierus zowſki den Fall, daß 
eine Frau, die mit ihrem Mann ſeit Jahren ein gutgehendes 
Sanatorium geführt hatte, in dem er die ärztliche und fie 
die wirtſchaftliche Leitung hatte, ſich von ihrem Mann ſcheiden 
laſſen wollte, weil er ihr untreu geworden war. Als Präſident 
Wleruszowſki, den fie um Rat gefragt hatte, ihr er- 
klärte, daß ſie im Falle der Scheidung keinen Anteil an dem 
Sanatorium und an dem, was fie in vielen Jahren gemein- 
ſchaftlich verdient hatten, haben würde, nahm ſie von der 
Scheidung Abſtand. Einen ganz ähnlichen Fall, bei dem es 
ſich um ein von beiden Eheleuten betriebenes, aber auf den 
Namen des Mannes lautendes Friſeurgeſchäft handelte, das 
von dem eingebrachten Gut der Frau ſeinerzeit gekauft wor⸗ 
den war, hatte ich meiner Referendarzeit in der Anmeldeſtube 
des AG. G zu beraten). Vielleicht würden einfichtige Rich- 
ter auch ſchon heute in dieſen Fällen dadurch zu helfen ver⸗ 
ſuchen, daß ſie die Tätigkeit der Frau nicht nur als Hilfe⸗ 
leiſtung im Gefchäft des Mannes anſehen, zu der ſie nach 
dem Geſetz verpflichtet iſt (§S 1356 BGB.), ſondern als eine 
ſelbſtändige Arbeitsleiſtung für die ihr eine angemeſſene Ver⸗ 
gütung in Form einer Beteiligung am Geſchäftsgewinn zu⸗ 
ſteht. Der Ausgang eines ſolchen Rechtsſtreits würde aber 
nach heutigem Recht immer höchſt zweifelhaft ſein. In dieſen 
keineswegs ſeltenen Fällen ſteht die Frau heute trotz ihrer 
aufreibenden und hingebungsvollen Tätigkeit für das Wohl 
des Mannes und der Familie, bei der ſie ihren Mann oft noch 
in ſeinem Geſchäft oder in ſeiner Berufsarbeit unterſtützt (auch 
in den höheren geiſtigen Schichten, z. B. bei Profeſſoren, 
Rechtsanwälten und Arzten iſt die Frau häufig neben ihren 
Hausfrauen⸗ und Mutterpflichten als Sekretärin oder Aſſi⸗ 
ſtentin des Mannes tätig) bei Auflöſung der Ehe genau 
jo mittellos da wie zur Zeit der Eheſchließung und ift im 
Falle der Scheidung auf den in ſeiner Durchführung ſehr 
zweifelhaften Unterhaltsanſpruch gegen ihren Mann an⸗ 
gewieſen. Dieſe Regelung iſt um ſo unbilliger als die Frau 
in dieſem Zeitpunkt infolge ihres höheren Alters und weil ſie 
ihre Kräfte in der Ehe verbraucht, oft auch noch für Kinder zu 
ſorgen hat, ſelten in der Lage iſt, ſich durch eigenen Verdienſt 
zu erhalten. Dieſem Übelſtand kann nur dadurch abgeholfen 
werden, daß die Frau an dem beteiligt wird, was der Maun 
während der Ehe erworben hat. Umgekehrt ſoll aber auch 
der Mann an dem Vermögenszuwachs feiner Frau beteiligt 
werden. Kipp und ich ſchlagen daher vor, daß jeder Ehegatte 
im Falle des Todes oder der Scheidung einen Anſpruch hat 
auf die Hälfte deſſen, was der andere während der Ehe er⸗ 
rungen hat, ſoweit dieſe Hälfte ſeinen eigenen Gewinn über⸗ 
ſteigt, z. B.: Angenommen, beide Ehegatten haben nichts 
in die Ehe gebracht oder es iſt das von ihnen in die Ehe 
gebrachte bei Auflöſung der Ehe in ſeinem Wert unverändert 
geblieben. Hat nun der Ehemann in dieſem Zeitpunkt Er⸗ 
ſparniſſe in Höhe von 3000 , fo hätte die Frau, wenn fie 
ſelbſt nichts erworben hat, Anſpruch auf die Hälfte der 
3000 %, alfo auf 1500 4. Hätte fie aber ſelbſt 1000 % ge- 
ſpart, ſo hätte ſie nur Anſpruch auf 500.6. Dieſe 500 % 
könnte ſie im Falle der Scheidung von ihrem Mann, im 
Falle der Auflöſung der Ehe durch den Tod von ſeinen Erben 
verlangen. 

Was zur Errungenſchaft gehört, und unter die Ehe⸗ 
gatten zu verteilen iſt, iſt durch Gegenüberſtellung des Ver⸗ 
mögens bei Eingehung und bei Auflöſung der Ehe zu er⸗ 
mitteln. Eine Vermögensvermehrung durch Erbſchaft oder 
Schenkung oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erb- oder 
Pflichtteilsrecht wäre dabei außer Betracht zu laſſen. Ob 
auch ſonſtiger außergewöhnlicher Erwerb, z. B. Kapitalabfin⸗ 
dungen bei Schadenserſatz oder Rentenanſprüchen außer Mn- 
ſatz zu laſſen wären, müßte im Geſetz beſtimmt werden. Geh. 

8) Vgl. die Denkſchrift des Bundes deutſcher Frauenvereine 
„Vorſchläge zur Umgeſtaltung des Rechts der Eheſcheidung und der 


elterlichen Gewalt nebſt Geſetzentwurf“, Verlag F. A. Herbig, Ber- 
lin, S. 27. 
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IR. Prof. Dr. Kipp will — im Gegenſatz zu mir — eine Ver⸗ 
mögensvermehrung, die auf Konjunkturgewinn beruht, und 
eine Vermögensminderung, die durch ordnungsmäßige Ab⸗ 
nutzung des in die Ehe gebrachten Vermögens entſtanden iſt, 
unberückſichtigt laſſen. Ich glaube, daß derartige Sonder⸗ 
beſtimmungen nur zu Streitigkeiten darüber Anlaß geben 
würden, ob etwas Konjunkturgewinn oder Dauergewinn iſt 
und ob die Entwertung durch ordnungsmäßigen oder außer⸗ 
gewöhnlichen Gebrauch hervorgerufen iſt. Die Kursſteigerung 
bei Aktien kann z. B. auf Konjunkturſchwankungen zurüd- 
zuführen ſein, kann aber auch darauf beruhen, daß ſich 
das Unternehmen vergrößert hat und die Aktie einen 
größeren Wertanteil darſtellt. Die von Kipp gewünſchte 
Beſtimmung, daß ein Gegenſtand des Sondervermögens 
(d. h. des von dem betreffenden Ehegatten in die Ehe 
Gebrachten), bei Berechnung der Errungenſchaft nicht mit 
dem Minderwert in Anſatz zu bringen iſt, wenn die Ver⸗ 
ſchlechterung auf ordnungsmäßiger Abnutzung beruht, würde 
m. E. beſonders für die Frauen zu großen Härten führen. 
Hat die Frau z. B. Wäſche und Möbel in die Ehe gebracht, 
ſo werden dieſe in der Regel bei Auflöſung der Ehe durch 
Verbrauch und Abnutzung erheblich entwertet ſein. Hatte 
die Ausſteuer z. B. bei Eingehung der Ehe einen Wert 
von 10000 %, dann hat fie bei Auflöſung der Che viel- 
leicht nur noch einen ſolchen von 5000 %. Würde nun die 
Errungenſchaft der Frau 5000 / betragen und hätte der 
Mann nichts errungen, ſo würde die Frau nach Kipp die 
Hälfte der 5000 % an den Mann herausgeben müſſen, obwohl 
ſich tatſächlich ihr Vermögen infolge der Entwertung der 
Ausſteuer um nichts vermehrt hat. 

Stellt man ſich auf den von Kipp und mir ein⸗ 
genommenen Standpunkt, daß der Wohlſtand, zu dem die 
Ehegatten während der Ehe gelangten, als von ihnen ge⸗ 
meinſam erworben anzuſehen und daher bei Auflöſung der 
Ehe unter die Ehegatten gleichmäßig zu verteilen iſt, ſo ent⸗ 
ſtehen folgende wichtige Fragen: Soll der Anſpruch auf den 
Anteil an der Errungenſchaft auch demjenigen Ehegatten 
zuſtehen, der ſeinen ehelichen Pflichten in wirtſchaftlicher 
Hinſicht nicht nachgekommen iſt? Auch demjenigen, der dem 
anderen einen Eheſcheidungsgrund gegeben hat? Soll der 
Anſpruch auf den Errungenſchaftsanteil auf die Erben des 
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ſein? In dieſen Punkten nehmen Kipp und ich einen ab⸗ 
weichenden Standpunkt ein. Kipp will den Anſpruch auf 
den Errungenſchaftsanteil nur den Abkömmlingen des Ver⸗ 
ſtorbenen und dem überlebenden Ehegatten nach Verhältnis 
ihrer Erbteile zuerkennen. Eine ähnliche Regelung gibt das 
Schweizer Zivilgeſetzbuch Art. 214 für den Anſpruch auf den 
Vorſchlag, der auch nur der Frau oder ihren Abkömm⸗ 
lingen gewährt wird. Meines Erachtens liegt in dieſer engen 
Begrenzung der Vererblichkeit in gewiſſer Beziehung eine 
Durchbrechung des Grundgedankens, daß der verſtorbene Ehe⸗ 
gatte durch die Erfüllung ſeiner Aufgaben während der Ehe 
dieſen Errungenſchaftsanteil miterworben hat. Faßt man 
dieſen Anſpruch als einen ſchon während der Ehe beſtehenden 
aber noch nicht fälligen auf, ſo iſt nicht einzuſehen, warum 
dem Ehegatten die teſtamentariſche Verfügung über dieſen 
Anſpruch entzogen werden ſoll. M. E. ſollte im Falle der 
geſetzlichen Erbfolge auch den Eltern des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten der Anſpruch zuſtehen. Eine weitere Ausdehnung des 
Erbrechts würde auch mir nicht angemeſſen erſcheinen. 
Kipp will dem „Zugewinſtſchuldner“ (d. h. dem zur 
Auszahlung verpflichteten Ehegatten) oder ſeinem Erben ein 
Leiſtungsverweigerungsrecht geben, „wenn der Gläubiger er⸗ 
weislich während eines erheblichen Teils der Ehedauer ſeinen 
Verpflichtungen in wirtſchaftlicher Hinſicht nicht nachgekommen 
iſt. Das Gericht kann die Wirkung der Einrede auf einen Teil 
der Zugewinſtforderung beſchränken.“ Dieſe Beſtimmung hat 
Wieruszowſki nicht mit Unrecht mit der Begründung an- 
gegriffen, daß dadurch nach dem Tode eines Ehegatten eine 
Art Scheidungsprozeß entſtehen würde, obwohl vielleicht der 
verſtorbene Ehegatte in ſeiner Ehe ganz zufrieden und glück⸗ 
lich war. Ich möchte Herrn Präſidenten Wiernszowſki 
darin zuſtimmen, daß den Erben des verpflichteten Ehe⸗ 
gatten eine ſolche Einrede nicht gegeben werden darf. Wohl 
aber möchte ich im Falle der Auflöſung der Ehe be Leb⸗ 
zeiten beider Ehegatten, alſo insbeſondere im Falle der Schei⸗ 
dung, dem zur Zahlung verpflichteten Ehegatten die Möglich⸗ 
keit gewähren, die Entſcheidung des Gerichts anzurufen, wenn 
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eine Verteilung der Errungenſchaft je zur Hälfte „offenbar 
unbillig iſt“. Das Gericht ſoll in dieſen Fällen eine andere 
Verteilung anordnen dürfen. Eine ſolche offenbare Unbillig⸗ 
keit könnte z. B. vorliegen bei beſonders genialen Leiſtungen 
eines Ehegatten auf künſtleriſchem, wiſſenſchaftlichem oder 
industriellem Gebiet (z. B. bei einem großen Sänger, Shau- 
ſpieler, Großinduſtriellen), oder wenn der andere Ehegatte durch 
Verſchwendung, Trunkſucht oder durch ſein ſonſtiges Verhalten 
den anderen eher am Erwerb gehindert als gefördert hat. 

Im Falle der Scheidung ſoll nach Kipp dem allein 
ſchuldigen Teil ein Anſpruch auf den Errungenſchaftsanteil 
nicht zuſtehen. Für den Fall, daß künftighin eine Schei⸗ 
dung auch ohne Verſchulden eines Ehegatten zuläſſig ſein 
ſollte, foll derjenige, der die Scheidung verlangt hat, die Cr- 
rungenſchaftsforderung verlieren. Bei Auflöſung der Ehe 
durch den Tod ſoll der Überlebende keine Errungenſchafts⸗ 
forderung haben, „wenn der Verſtorbene zur Zeit ſeines 
Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des Überlebenden 
zu klagen berechtigt war und die Klage auf Scheidung oder 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben hatte, es 
ſei denn, daß der Überlebende wegen Verſchuldens des Ver⸗ 
ſtorbenen rechtmäßig Widerklage erhoben hatte“. 

Der Anſpruch auf den Errungenfchaftsanteil darf m. E. 
nicht von dem oft zufälligen Umſtand abhängen, wer im 
Scheidungsurteil als der allein ſchuldige Teil erklärt wurde. 
Hat ein Ehegatte durch größte Sparſamkeit und Fürſorge 
während einer vielleicht zehn⸗ oder zwanzigjährigen Ehe an 
der Erlangung des Wohlſtandes mitgeholfen, ſo darf er ſeines 
Anteils nicht allein deshalb verluſtig gehen, weil er ſich am 
Schluß einer Eheverfehlung ſchuldig gemacht hat, auf Grund 
deren die Scheidung der Ehe ausgeſprochen wird. Jeder, der 
mit Scheidungsprozeſſen zu tun hat, weiß, daß, auch abge⸗ 
ſehen von Scheinprozeſſen und vereinbarten Scheidungsgrün⸗ 
den, oft nicht der in Wahrheit ſchuldige Ehegatte als ſchul⸗ 
diger Teil erklärt wird, und daß der ſogenannte unſchuldige 
Teil häufig nur deshalb nicht für ſchuldig erklärt wird, weil 
der andere zu vornehm oder anſtändig iſt, um ſein Material 
vorzubringen oder nicht genügend Geldmittel hat, um ſich 
ſolches Material (z. B. durch geheime Beobachtungen) zu ver- 
ſchaffen. Die von Kipp vorgeſchlagene Beſtimmung würde 
häufig zu großen Ungerechtigkeiten gegen die Frauen führen, 
beſonders, ſolange die jetzige Auffaſſung herrſcht, daß die 
Geſtattung des ehelichen Verkehrs als Verzeihung aufzufaſſen 
iſt, und daß auf ſolche „verziehenen“ Vorgänge die Schuldig⸗ 
erklärung nicht geſtützt werden kann. Da es im Falle der 
Scheidung aber unbillig ſein kann, wenn der ſchuldige Ehe⸗ 
gatte, der den anderen vielleicht dauernd mißhandelt und ge⸗ 
quält und das vorhandene Geld vertrunken und verwirtſchaftet 
hat, von dem unſchuldigen Ehegatten die Auszahlung ſeines 
Errungenſchaftsanteils fordern kann, ſo ſollte m. E. dem un⸗ 
ſchuldigen Ehegatten das Recht gegeben werden, durch Er⸗ 
klärung im Scheidungsprozeß den Anſpruch des anderen 
Ehegatten auszuſchließen. Über die Berechtigung dieſes Aus⸗ 
ſchluſſes müßte aber das Gericht entſcheiden, wobei es be⸗ 
ſonders die Erfüllung der wirtſchaftlichen Aufgaben während 
der Ehe zu berückſichtigen hätte. Für den Fall, daß künftig 
eine Eheſcheidung auch ohne Verſchulden eines Ehegatten 
zuläſſig ſein ſollte, würde durch eine ſolche Beſtimmung ver⸗ 
hindert werden können, daß dieſer Scheidungsgrund — wie 
Kipp fürchtet — nur zu dem Zweck geltend gemacht werden 
könnte, um den Errungenſchaftsanteil zu erhalten. Unan⸗ 
nehmbar erſcheint mir der Vorſchlag von Kipp, daß der 
Kläger, der vielleicht nur das unerträgliche Benehmen des 
anderen nicht mehr aushalten konnte, durch den Verluſt ſeines 
Errungenſchaftsanteils beſtraft werden ſoll. Eine ſolche Rege⸗ 
lung würde auch nur dazu führen, daß von dem ſo ſehr er⸗ 
ſehnten Scheidungsgrund der objektiven Ehezerrüttung ohne 
Schuldigerklärung eines Ehegatten wegen der daran ge⸗ 
knüpften wirtſchaftlichen Folgen kaum Gebrauch gemacht wer⸗ 
den würde. 

Der zweite Berichterſtatter, Wieruszowſki, will die 
Beſſerſtellung der Frau dadurch erreichen, daß er das Erb⸗ 
und Pflichtteilsrecht des Ehegatten verſtärken will. Wenn 
ich Herrn Präſident Wieruszowſki richtig verſtehe, ſo 
will er das Erb⸗ und Pflichtteilsrecht von Mann und Frau 
gleichmäßig geſtalten und das Recht eines Ehegatten, den 
anderen auf den Pflichtteil zu ſetzen, nicht von dem Vorliegen 
beſtimmter Gründe abhängig machen. Dann würde er aber 
in dem von ihm ſelbſt angeführten Beiſpiel des Sanatoriums⸗ 
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beſitzers nicht verhindern können, daß die Frau, die in völlig 
gleichem Maße wie der Mann zu der Errungenſchaft Det 
getragen hat, im Falle ſeines Todes um die Hälfte ihres 
Arbeitsertrags gebracht wird, wenn er ſie auf das Pflicht⸗ 
teil geſetzt hat. Ein verſtärktes Erbrecht würde für die Frau 
nur einen geringen Schutz bedeuten. Der Gedanke, daß die 
Tätigkeit der Frau als Hausfrau, Gattin und Mutter für die 
Erlangung des Wohlſtandes der Familie während der Ehe 
von größter Bedeutung iſt, ſollte m. E. auch nicht dadurch ver⸗ 
wiſcht werden, daß man an die Stelle einer güterrechtlichen 
Regelung erbrechtliche Beſtimmungen ſetzt. Hinzu kommt, 
daß die Stellung der Frau eine andere iſt, wenn ſie kraft 
Güterrechts beſtimmte Vermögensgegenſtände des Nachlaſſes 
für ſich in Anſpruch nehmen kann, oder wenn ſie deren Über⸗ 
laſſung nur als gleichberechtigte Miterbin verlangen kann. 

Da im Falle der Scheidung Erb- und Pflichtteilsrechte 
erlöſchen, fo will Wieruszowſki in dieſem Falle, ähn- 
lich wie Kipp und ich, einen Ausgleich durch eine Tei⸗ 
lung der während der Ehe erworbenen Errungenſchaft ge⸗ 
währen. Er möchte aber nicht, wie wir, eine Teilung je zur 
Hälfte geſetzlich feſtlegen. Das Gericht ſoll vielmehr nach 
„billigem Ermeſſen“ entſcheiden, „welcher Ehegatte dem anderen 
gegenüber entgeltspflichtig und in welcher Höhe der Entgelt 
zu gewähren iſt. Dabei ſind Dauer der Ehe, Umfang der 
Beitragsleiſtungen, Mitwirkung jedes Ehegatten zur Gewinn⸗ 
erzielung und Größe des Zugewinſtes in gebührende Nüdficht 
zu ziehen.“ Dieſes völlig freie Ermeſſen, für welches Wie⸗ 
ruszowſki das Vorbild des Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs 
vorgeſchwebt hat (Art. 151), erſcheint mir für unſere Ver⸗ 
hältuiſſe äußerſt bedenklich. Ich fürchte, daß eine ſolche Rege⸗ 
lung dazu führen würde, daß die Beteiligten ſo viele In⸗ 
ſtanzen anrufen würden, wie ihnen irgend zur Verfügung 
ſtehen, weil ſie glauben, daß das Ermeſſen der nächſtfolgen⸗ 
den Richter für ſie günſtiger ſein könnte. Ich glaube ferner, 
daß man den Richter vor eine für ihn kaum befriedigend zu 
löſende Aufgabe ſtellt, wenn man ihm keinen Maßſtab dafür 
an die Hand gibt, wie er in der Mehrzahl der Fälle den Ehe⸗ 
gewinn verteilen ſoll, und wenn er vor dieſer Entſcheidung 
erſt alle Einzelheiten des Ehelebens prüfen ſoll. Wierus⸗ 
zowſki gibt ſelbſt zu, daß die Billigkeit „unzweifelhaft ge- 
bietet‘, „jedem Ehegatten eine Beteiligung am ehezeitlichen 
Zugewinſt des anderen einzuräumen, wenn die Ehegatten im 
Rahmen der ihnen zufallenden Aufgaben und in Erfüllung 
der gegenfeitigen Unterſtützungspflichten für das Wohl der 
Ehegemeinſchaft eintreten, Arbeits- und Erwerbskraft dafür 
einſetzen, wenn ferner davon ausgegangen werden muß, daß 
dieſe Leiſtungen mittelbar oder unmittelbar zur Mehrung des 
beiderſeitigen Vermögens beitragen“. Warum ſoll dann aber 
die Frau, die nur Hausfrau und Mutter war, und als ſolche 
mittelbar oder unmittelbar zur Mehrung des Familienwohl⸗ 
ſtands beitrug, nicht auch zur Halfte beteiligt werden? In 
beſonderen Fällen, wo dieſe gleichmäßige Verteilung offenbar 
unbillig iſt, könnte, wie bereits oben ausgeführt, dem Gericht 
das Recht gegeben werden, auf Antrag eine andere Verteilung 
anzuordnen. 

Die Berichterſtatter hatten außer dieſen grundlegenden 
Prinzipien des künftigen geſetzlichen Güterſtandes noch eine 
Reihe von Einzelfragen in den Kreis der Erörterungen ge⸗ 
zogen. Kipp und Wieruszowſki forderten übereinſtim⸗ 
mend eine Abänderung der geltenden Praesumtio Muciana 
(8 1362 BGB.) dahin, daß die Gläubiger beider Ehegatten 
freien Vollſtreckungszugriff in alle Sachen haben ſollen, die 
ſich im gemeinſchaftlichen Beſitz beider oder auch nur eines 
der Ehegatten befinden. Zugunſten der Glänbiger ſoll der 
ihnen verpflichtete Ehegatte als Eigentümer gelten mit Aus⸗ 
nahme der Sachen, die ausſchließlich zum perſönlichen Ge⸗ 
brauch eines der Ehegatten beſtimmt ſind oder zum beſon⸗ 
deren Erwerbsgeſchäft eines Ehegatten gehören. Bei dieſen 
ſoll die Vermutung für das Eigentum des beſitzenden Ehe⸗ 
gatten ſprechen. Dieſem Vorſchlage kann ich nur mit der 
Maßgabe beiſtimmen, daß ich an die Stelle der Worte „oder 
auch nur eines der Ehegatten“ die Worte ſetzen möchte „oder 
des ihnen verpflichteten Ehegatten“. Die Faſſung von Kipp 
und Wieruszowſki könnte zur Folge haben, daß wegen 
Schulden des Mannes in Vermögensgegenſtände vollſtreckt 
werden könnte, die ſich im Beſitz der Frau befinden, auch 
wenn die Ehegatten dauernd getrennt leben. Es wäre eine 
Härte, in dieſen Fällen die Frau auf den Interventions⸗ 
prozeß zu verweiſen. Jedenfalls müßte für den Fall des Ge⸗ 
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trenntlebens der Ehegatten der Vorſchlag von Kipp und 
Wieruszowſki eine Einſchränkung erhalten, wobei ich nicht 
verkenne, daß eine ſolche Beſtimmung dazu führen könnte, daß 
die Ehegatten von Zeit zu Zeit getrennt leben, um gewiſſe 
Gegenſtände dem Vollſtreckungszugriff zu entziehen. 

Als dringend notwendig erachteten die drei Bericht⸗ 
erſtatter ferner eine Abänderung der jetzigen Beſtimmungen 
über die Schlüſſelgewalt. Die Schlüſſelgewalt ſoll der Frau 
nur mit vorheriger Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
entzogen werden können). Für die von ihr im Rahmen der 
Schlüſſelgewalt eingegangenen Schulden ſoll nicht nur der 
Mann, ſondern auch die Frau haften. Kipp will ſie für dieſe 
Schulden als Geſamtſchuldnerin neben dem Mann haften 
laſſen, während Wieruszowſki und ich fie nur für den 
Fall der Leiftungsunfähigleit des Mannes haften Lajfen wollen. 
Die Frau ſoll aber auch für diejenigen Verbindlichkeiten haf⸗ 
ten, die von dem Mann in Angelegenheiten des gemeinſchaft⸗ 
lichen Bedarfs der Familie vorgenommen werden. Für dieſe 
Schulden will auch Kipp die Frau nur wie eine Bürgin mit 
Einrede der Vorausklage haften laſſen. Da die Frau nach 
dieſen Vorſchlägen auch für Haushaltungsſchulden des Man⸗ 
nes in Anſpruch genommen werden könnte, ſo ſoll ihr die 
Befugnis gewährt werden, bei mißbräuchlichem Gebaren des 
Mannes nach vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung ihre 
Mithaft für jene Schulden auszuſchließen und dieſen Aus⸗ 
ſchluß Dritten gegenüber durch Eintragung ins Güterrechts⸗ 
regiſter wirkſam zu machen. 

Die ſämtlichen drei Berichterſtatter waren darüber einig, 
daß die jetzt im Geſetz enthaltene Verpflichtung der Frau, im 
Geſchäft des Mannes mitzuarbeiten, ohne daß ihr dafür eine 
Vergütung zugebilligt wird, ungerecht iſt und nicht mehr den 
jetzigen Verhältniſſen entſpricht. Kipp — dem ſich die übri⸗ 
gen Berichterſtatter anſchloſſen — ſchlug daher vor, daß die 
Frau zur Hilfe im Erwerbsgeſchäft des Mannes nur ver⸗ 
pflichtet ſein ſoll, 

„a) wenn das Geſchäft von der Hauswirtſchaft nicht 
trennbar iſt, z. B. bei kleiner Landwirtſchaft; 

b) wenn zur Zeit der Eheſchließung das Geſchäft 
beſtand und den Umſtänden nach anzunehmen iſt, daß 
die Ehe mit beiderſeitiger Rückſicht auf die zu erwar⸗ 
tende Hilfe der Frau geſchloſſen wurde; 

c) wenn das Erwerbsgeſchäft ſpäter begonnen 
wurde und den Umſtänden nach der Beginn des Ge⸗ 
ſchäfts unter Mithilfe der Frau als der ſachgemäße 
Weg zur Ernährung der Familie ſich darſtellt.“ 

Wenn mit Bezug auf ein Geſchäft der Frau die Voraus⸗ 
ſetzungen unter b oder o vorliegen, jo foll auch der Mann ver⸗ 
pflichtet ſein, im Erwerbsgeſchäft der Frau zu helfen. Der 
Ehegatte ſoll für derartige pflichtmäßige Leiſtungen Anſpruch 
auf eine angemeſſene Vergütung haben, die vom Inhaber des 
Geſchäfts bar gezahlt werden kann. Soweit fie nicht bar be⸗ 
zahlt, ſondern zu den Koſten des ehelichen Lebens oder zum 
Unterhalt des Geſchäftsinhabers verwandt wird, ſoll ſie als 
Beitrag des vergütungsberechtigten Gatten zu den Koſten des 
ehelichen Lebens angeſehen werden. 

Im Rahmen dieſes Aufſatzes konnte nur auf die Haupt- 
geſichtspunkte eingegangen werden, die den Vorſchlägen zu⸗ 
grunde liegen. Wenn Herr Präſident Wieruszowfſki die 
don Geheimrat Kipp und mir vorgeſchlagene Regelung vor 
allem deshalb ablehnt, weil die Berechnung bei der Ausein⸗ 
anderſetzung außerordentlich ſchwierig ſein wird, ſo kann 
dieſem Einwand gegenüber darauf hingewieſen werden, daß 
ein ähnlicher Güterſtand vor 1900 in manchen Landesteilen 
gegolten Hat), daß er ſich von der in Süddeutſchland noch 
jetzt vielfach vertraglich geltenden Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchafts) bei der Vermögensauseinanderſetzung nicht weſentlich 
unterſcheidet, und daß er ſeit Jahrzehnten geltendes Recht 
in Ungarn?) iſt. Er gilt dort für alle Stände mit Aus⸗ 


4) Ein Vorſchlag, der ſchon bei der Entſtehung des BGB. ge- 
macht wurde, vgl. Reichstagsverhandlungen 1896 Anl. Bd. 4 S. 2053, 
Verhandl. S. 2918. 

5) Vgl Dr. Margarete Berent, Zugewinnſtgemeinſchaft 
unter Ehegatten in Gierkes Unterſuchungen zur deutſchen Rechts⸗ 
geſchichte, Heit 123 von 1915. 

e) Ein Württemberger Diskuſſionsredner trat warm für dieſen 
Güterſtand ein. 

i ) Almaſi, Ungariſches Privatrecht, 1922, Vereinigung wiſſen⸗ 

S caftlicker Verleger, S. 193 ff. Der ungariſche Geſetzentwurf von 1914, 

e in deutſcher Überſezung erſchienen ift (Verlag Julius Benkö, 
udapeſt) will dieſen Güterſtand für alle Stände einführen. 
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nahme des Adels und der Honoratioren und der ihnen 
gleichgeſtellten Berufe, wozu z. B. Künſtler und geiſtige Arbei⸗ 
ter gehören. Die Schwierigkeiten der Berechnung würden auch 
durch die von Kipp und mir vorgeſchlagene geſetzliche Ver⸗ 
mutung, daß im Zweifel das vorhandene Vermögen als ein 
von beiden Ehegatten während der Ehe errungenes angeſehen 
werden ſoll, und das von mir gewünſchte Inventarverzeichnis, 
das die Ehegatten bei Eingehung der Ehe aufſtellen ſollten, 
erheblich verringert werden. 

Im Intereſſe der Frauen iſt zu wünſchen, daß das 
Reichsjuſtizminiſterium — wie einer ſeiner Vertreter in einer 
mündlichen Unterredung in Ausſicht ſtellte — unter Berück⸗ 
ſichtigung des Beſchluſſes des Juriſtentages recht bald einen 
Entwurf für ein neues eheliches Güterrecht aufſtellen wird. 


3. Welche Stellung fol die künftige Jivilprozeßordnung 
gegenüber den Fragen der Unmittelbarkeit, der münd⸗ 
lichkeit und der Eventualmaxime einnehmen? 


Berichterſtatter des Juriſtentages: 
1. Handelsgerichtspräſident Dr. Engel, Wien; 
2. Rechtsanwalt Dr. Ernſt Wolff, Berlin. 


a) Der Heidelberger Juriſtentag über die Reform 
des Zivilprozeſſes. 


Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Wolff, Berlin. 


Es iſt mit Recht in Aufſätzen vor und nach dem Heidel⸗ 
berger Juriſtentag betont worden, daß ſich über die Reform 
des Zivilprozeſſes nicht viel Neues ſagen läßt. Hierüber 
waren ſich auch die beiden Berichterſtatter einig. Seit dem 
Wiener Juriſtentage ſind erheblich neue Gedanken nicht in 
die Debatte geworfen worden, und von den Berichterſtattern 
wurde ausgeführt, daß dies nicht nur daran liege, daß die 
Materie ſchon erſchöpfend durchgearbeitet ſei, ſondern mehr 
noch daran, daß die geiſtigen Folgen der Kriegs⸗ und Nach⸗ 
kriegszeit der Hervorbringung neuer ſchöpferiſcher Ideen ab⸗ 
träglich ſeien. Einigkeit beſtand deshalb darüber, daß die 
Jetztzeit nicht dazu berufen ſei, ein grundlegendes neues Ge⸗ 
ſetzgebungswerk aufzurichten, ſondern daß es ſich nur darum 
handeln könne, unter grundlegender Beibehaltung der bis⸗ 
herigen Prozeßordnung das inzwiſchen geſchaffene Notrecht 
organiſch in ſie einzugliedern und Mängel, die ſich heraus⸗ 
geſtellt haben, abzuſtellen, vor allem im Sinne einer Be⸗ 
ſchleunigung und Vereinfachung des Verfahrens. 

War ſomit die Aufgabe des Juriſtentages von vornherein 
eine beſchränkte, ſo verliefen die Verhandlungen immerhin 
nicht ergebnislos. Ich erblicke ein wertvolles Ergebnis der 
Verhandlungen darin, daß ſie einen Austauſch der An⸗ 
ſchauungen über die von der Novelle gebrachten Neuerungen 
ermöglichten, mehr noch darin, daß ſie erwieſen, daß vieles 
von dem, was auf dem Wiener Juriſtentage noch umſtritten 
wurde, inzwiſchen communis opinio der Juriſten Deutſch⸗ 
lands und Oſterreichs geworden iſt. Mit Rückſicht auf den mit 
Recht gerügten Übelſtand, daß die Zeiteinteilung des Juriſten⸗ 
tages für die Diskuſſion nicht genügend Raum ließ, ein 
Übelſtand, deffen Abſtellung für den nächſten Juriſtentag der 
Präſident in ſeinem Schlußwort zugeſagt hat, wird es zweck⸗ 
mäßig ſein, in den nachfolgenden Erörterungen diejenigen 
Fragen in den Vordergrund zu ſtellen, hinſichtlich deren Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten beſtanden und die deshalb einer ein⸗ 
gehenderen Erörterung bedurft hätten, als die zur Verfügung 
ſtehende Zeit zugelaſſen hat. Diejenigen Fragen, in denen 
Einigkeit beſtand, werden kürzer abgetan werden können. 

Einigkeit beſtand in der Bejahung der Mündlichkeit und 
Unmittelbarkeit und in der Verneinung der Eventualmaxime. 
Einigkeit beſtand auch über das Ziel, das zur Verwirklichung 
der Grundſätze der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit ange⸗ 
ſtrebt werden ſoll, nämlich die Konzentration des Streitſtoffes 
auf möglichſt eine einzige mündliche Verhandlung. Dagegen 
war man hinſichtlich der Mittel zur Erreichung dieſes Zieles 
nicht einig. Die Berichterſtatter empfahlen, und dementſpre⸗ 
chend wurde mit großer Mehrheit beſchloſſen: 

a) Abhaltung eines Vortermins vor dem Einzelrichter zur 
Erledigung aller nicht ſtreitigen Sachen und prozeſ⸗ 
ſualer Vorfragen, 

b) Schriftſatzwechſel der Parteien in geſetzlich oder richter⸗ 
lich feſtzuſetzenden Friſten, 
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c) Herbeiſchaffung der vorausſichtlich notwendig werden⸗ 
den Beweismittel, 
d) Benutzung mechaniſcher Hilfsmittel zur Feſtſtellung des 
Verhandlungsverlaufs, 
e) Verbot von Vertagungen außer in geſetzlich genau feſt⸗ 
zuſtellenden Fällen. 
Widerſpruch erhob ſich hauptſächlich gegen die Vorſchläge a 
bis c. Wie erſichtlich, weichen fie von der Geſtaltung durch 
die Novelle ab, und es war deshalb der geiſtige Vater der 
Novelle, der ihre Geſtaltung gegenüber den obigen Vorſchlägen 
verteidigte. Im einzelnen handelte es ſich vor allem um die 
Abgrenzung der Zuſtändigkeit des Einzelrichters und die Ord⸗ 
nung des Schriftſatzwechſels. 

Hinſichtlich des Vortermins ſtehen die Vorſchläge des 
Juriſtentages etwa in der Mitte zwiſchen der öſterreichiſchen 
Prozeßordnung und der gegenwärtigen deutſchen Prozeß⸗ 
ordnung. Gegenüber der öſterreichiſchen Prozeßordnung er⸗ 
weitern ſie die Zuſtändigkeit des Einzelrichters, indem ſie ihm 
die Erledigung der prozeſſualen Vorfragen zuweiſen. Da⸗ 
gegen lehnen ſie eine ſachliche Erörterung des Streitſtoffes 
vor dem Einzelrichter im Gegenſatz zur deutſchen Prozeßord⸗ 
nung ab. Damit verliert das Verfahren des Einzelrichters 
ſeinen vorbereitenden Charakter. Die Bedeutung des Vor⸗ 
termins erblicken aber die Berichterſtatter nicht ſo ſehr in der 
Vorbereitung der Sache als in der Entlaſtung der mündlichen 
Verhandlung von allen nicht ſtreitigen Sachen und in der da⸗ 
durch gewährten Möglichkeit, die Termine vor dem Prozeß⸗ 
gericht in der Gewißheit anzuberaumen, daß es wirklich zur 
Verhandlung kommen wird. Dagegen wurde eingewendet, 
wenn der Vortermin zur ſachlichen Erörterung des Streites 
nicht beſtimmt ſei, ſo führe er zur Verzögerung. Aber auch 
nach geltendem Recht kann der Einzelrichter in der Sache 
ſelbſt nur mit Zuſtimmung beider Parteien entſcheiden, ſo 
daß der Bekl., auch wenn er keine ſachlichen Einwände hat, 
ſeine Verurteilung durch den Einzelrichter verhindern und 
einen Termin vor dem Prozeßgericht erzwingen kann. Im 
übrigen ſagt der Umſtand, daß bis zur Verurteilung zwei 
Termine vergehen können, noch nichts über die Frage aus, 
ob der Zeitpunkt der Verurteilung ſpäter liege, als er ohne 
Einſchiebung eines Vortermins liegen würde. Geſtattet der 
Vortermin dem Prozeßgericht eine beſſere Zeiteinteilung, ſo 
kann und wird der zweite Termin nicht ſpäter liegen als der 
erſte Termin bei einem Gericht, dem mangels Einſchiebung 
eines Vortermins eine geſunde Einteilung ſeiner Zeit nicht 
möglich iſt. 

Iſt hiernach mit der Einführung eines Vortermins mit 
beſchränkten Aufgaben eine Verlangſamung des Prozeſſes 
nicht verbunden, ſo iſt andererſeits nach der Auffaſſung der 
Berichterſtatter die Erweiterung ſeiner Aufgaben mit dem 
Grundſatz der Unmittelbarkeit unvereinbar. Es iſt völlig un⸗ 
vermeidlich, daß gegenüber dem Einzelrichter, der den Prozeß 
ſachlich zu inſtruieren hat, das Prozeßgericht zu einer Art 
Berufungsgericht wird. Eine Sichtung des Streitſtoffes, eine 
Anordnung oder ſogar eine Erhebung von Beweiſen iſt ohne 
eine ſachliche Stellungnahme des Richters nicht möglich. Das 
Kollegium empfängt deshalb den Streitſtoff bereits in einer 
beſtimmten Bearbeitung. Es ſieht die Dinge nicht mehr un⸗ 
mittelbar, ſondern durch die Brille des Einzelrichters. Es 
mag manches dafür ſprechen, die einzelrichterliche Zuſtändig⸗ 
keit zu erweitern; freilich nicht in der ſchematiſchen Erweite⸗ 
rung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit, ſondern in der 
Form, daß der Einzelrichter als Landgericht entſcheidet und 
von ihm die Berufung an das Oberlandesgericht geht. Die 
Novelle bleibt hier auf halbem Wege ſtehen, indem ſie dem 
Einzelrichter nur im Einverſtändnis aller Beteiligten die 
Entſcheidungsbefugnis gibt, dem aber im Normalfalle damit 
befaßten Kollegium die unmittelbare Berührung mit dem 
Prozeßſtoff entzieht. Der eine hat die Sichtung und Herbei⸗ 
ſchaffung des Materials, der andere hat die Entſcheidung. Für 
die Halbheit, die in dieſer Regelung ſteckt, und für die Kon⸗ 
flikte, die daraus entſtehen müſſen, ift nichts beweiſender als 
die nicht endenwollende Literatur darüber, in welcher Weiſe 
die Fühlung zwiſchen dem Einzelrichter und ſeinem Kollegium 
herzuſtellen iſt. Wer dies für eine Taktfrage erklärt, wer 
meint, daß der Einzelrichter in ſtändiger Berührung mit dem 
Kollegiem bleiben und fi in Zweifelsfragen über deſſen Anf- 
fafſung unterrichten könne, überſieht, daß der Einzelrichter, 
wie jeder Richter, nur feiner eigenen pflichtgemäßen fiber- 
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zeugung witerworfen ift und ihr zu folgen hat, auch wenn er 
weiß, daß ſein Kollegium ſeine Auffaſſung nicht teilt. 

Die Beſchränkung der Unmittelbarkeit durch das Ver⸗ 
fahren vor dem Einzelrichter gilt beſonders für die Beweis⸗ 
aufnahme. In dieſer Beziehung hatten die Berichterſtatter 
in Übereinſtimmung mit dem Wiener Juriſtentag vorge⸗ 
ſchlagen, daß die Beweisaufnahme vor dem erkennenden Ge⸗ 
richt unmittelbar erfolgen müſſe, daß die zuläſſigen Aus⸗ 
nahmen geſetzlich genau zu beſtimmen ſeien und der Rückſicht 
auf die Geſchäftslage des Gerichts nicht entnommen werden 
dürfen. Der Juriſtentag beſchloß dementſprechend, wobei 
allerdings der erſte Satz durch die Einfügung der Worte „ſo⸗ 
weit als möglich“ eingeſchränkt wurde, ohne daß aus der Er⸗ 
örterung die genaue Tragweite dieſer Einſchränkung erſicht⸗ 
lich geworden wäre. Aber auch mit dieſer Einſchränkung be⸗ 
deuten die Beſchlüſſe des Juriſtentags eine Ablehnung des 
geltenden Verfahrens, wonach der Einzelrichter nach freiem 
Ermeſſen die Beweiſe entweder ſelbſt erheben oder ſie dem 
Kollegium vorbehalten kann, welche Regelung die Praxis 
bereits dahin auszugeſtalten beginnt, daß die Beweisauf⸗ 
nahme vor dem Einzelrichter die Regel und vor dem Kollegium 
die Ausnahme bildet. 

Wenn dem Verfahren vor dem Einzelrichter nicht die 
Bedeutung einer Vorbereitung der Verhandlung zukommt, ſo 
muß natürlich, ſoll anders das Ziel der Konzentration der 
Verhandlung nicht gefährdet werden, die Vorbereitung auf 
einem anderen Wege erreicht werden. Nach dem Vorſchlag 
der Berichterſtatter wurde hierfür Schriftſatzwechſel der Par- 
teien unter Leitung des Gerichts beſchloſſen. Hiergegen wur⸗ 
den zwei Einwände erhoben. Der erſte beruht auf dem Miß⸗ 
verſtändnis, als müßten ausnahmslos vier Schriftſätze ge⸗ 
wechſelt werden, wodurch häufig eine Verzögerung entſtehen 
würde. Aber ſowohl die Zahl der Schriftſätze wie die Friſten 
für ihre Einreichung ſollen völlig dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaſſen bleiben. Nichts ſteht dem entgegen, daß das Ge⸗ 
richt ſchon nach Eingang der Klagebeantwortung Verhand⸗ 
lungstermin anberaumt, ja daß nach Lage des Falles, wenn 
etwa in der Klage der genannte Streitfall ſchon aufgerollt iſt, 
ſogleich Verhandlungstermin anberaumt wird. Die Leitung 
des Schriftſatzwechſels ſtellt natürlich an das Gericht höhere 
Anforderungen, wie überhaupt mit der größeren Flüſſigkeit 
des Verfahrens die Anforderungen an die Leiſtungen der Be⸗ 
teiligten wachſen. 

Auch das zweite Bedenken kann ich nicht für richtig 
halten, das nämlich, daß durch einen ſolchen Schriftſatzwechſel 
das Schwergewicht von der mündlichen Verhandlung in die 
Schriftſätze verlegt werde. Schriftſatzwechſel iſt ſchon jetzt in 
der Prozeßordnung zugelaſſen und in der Praxis die Regel. 
Die Anderung ſoll nur darin beſtehen, daß die Anberaumung 
des Verhandlungstermins mit dem Schriftſatzwechſel in Ver⸗ 
bindung gebracht und daß ſchriftſätzlich nicht angekündigtes 
Vorbringen unter dem Geſichtspunkt der Verſchleppung oder, 
wie der Juriſtentag in Erweiterung der Vorſchläge der Be⸗ 
richterſtatter beſchloſſen hat, in der Berufungsinſtanz auch 
unter dem Geſichtspunkt grober Fahrläſſigkeit zurückgewieſen 
werden kann. 

Die Schriftſätze verlieren alſo ihren Charakter als vor⸗ 
bereitende Schriftſätze nicht. Urteilsgrundlage iſt nach 
wie vor, was in der Verhandlung mündlich vorgebracht wird, 
und wenn es wahr wäre, daß lediglich die Befugnis der Zu⸗ 
rückweiſung eines in den Schriftſätzen nicht enthaltenen Vor⸗ 
bringens das Schwergewicht auf die Schriftſätze verlege, ſo 
müßte die gleiche Beobachtung in den Verfahren vor den auf 
Grund des Verſailler Vertrags entſtandenen Gemiſchten 
Schiedsgerichten gemacht worden ſein, wo die Bindung an das 
in den Schriftſätzen Vorgetragene eine ſehr viel engere iſt, 
als es nach den Vorſchlägen des Juriſtentages geſchehen ſoll. 
Tatſächlich ſteht die mündliche Verhandlung vor den Ge⸗ 
miſchten Schiedsgerichten durchaus im Mittelpunkt des Pro⸗ 
zeſſes. Die Mündlichkeit der Verhandlung iſt vollkommen 
durchgeführt: In Rede und Gegenrede, unterſtützt noch durch 
die Ausführungen der beiderſeitigen Staatsvertreter, entſteht 
ein lebendiges Bild des Sachverhalts und niemand, der vor 
dem Gemiſchten Schiedsgericht je zu tun gehabt hat, wird der 
Meinung ſein, daß die Mündlichkeit der Verhandlung durch 
den vorangegangenen Schriftſatzwechſel irgendeine Einbuße er⸗ 
litten habe. Auch bei privaten Schiedsgerichten iſt es ähnlich. 
Regelmäßig iſt das Verfahren bei ihnen ſo geſtaltet, daß ein 
Schriftſatzwechſel vorangeht, nach deſſen Abſchluß Verhand⸗ 
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lungstermin anberaumt wird. Auch in dieſen Verfahren be⸗ 
ſtätigt ſich die Erfahrung, daß ein vorangegangener Schrift⸗ 
ſatzwechſel die mündliche Verhandlung nicht beeinträchtigt, 
ſondern im Gegenteil lebensvoller geſtaltet, weil der Sach⸗ 
und Streitſtand vorher geklärt iſt und die Parteien dadurch 
in die Lage verſetzt find, das, worauf es ankommt, zuſammen⸗ 
faſſend vorzutragen. Wenn beim preußiſchen Verfahren die 
umgekehrte Beobachtung gemacht worden iſt, ſo doch nur des⸗ 
halb, weil in ihm der Schriftſatzwechſel unter dem Druck der 
Eventualmaxime ſtand. Die Eventualmaxime aber ertötet 
wie alle Natürlichkeit, ſo auch alle Mündlichkeit. Daß aber 
die Eventualmaxime die notwendige Folge der Einrichtung des 
Schriftſatzwechſels ſei, wird man nicht behaupten können. 
Gegenſtand der Erörterung war ſchließlich noch das Recht 
der Parteien auf Vertagung. Auch hier hat ſich eine Klä⸗ 
rung der Meinungen inſofern vollzogen, als das freie Ver⸗ 
tagungsrecht der Parteien nicht mehr befürwortet wurde. Auch 
in der Anwaltſchaft ſcheint ſich hinſichtlich dieſer Frage ein 
Umſchwung vollzogen zu haben. Schließlich litten unter dem 
Übermaß der Vertagungen die Anwälte ja nicht weniger als 
die übrigen Prozeßbeteiligten, und die Verminderung der Ver⸗ 
tagungen, die anerkannterweiſe die Novelle gebracht hat, ge⸗ 
reicht auch der Anwaltſchaft zum Vorteil. Streit herrſchte 
nur über die Sanktionen, die einzutreten haben, wenn ein 
Termin durch Nichterſcheinen der Parteivertreter vereitelt 
wird. Die von mir geäußerte Meinung, die Vereitelung von 
Terminen ſtellte eine Pflichtverletzung der Anwälte dar und 
müſſe wie jede Pflichtverletzung durch Einſchreiten der Auf- 
ſichtsbehörde bekämpft werden, fien zu befremden. Man 
macht ſich meines Erachtens nicht genügend klar, daß, ſolange 
das freie Vertagungsrecht beſtand, die Anwälte nicht nur nicht 
pflichtwidrig, ſondern meiſt im Gegenteil gerade pflichtgemäß 
handelten, wenn fie von dem Vertagungsrecht Gebrauch mach- 
ten, daß deshalb die Überfülle von Vertagungen unter einer 
Prozeßordnung, die ſie geſtattete, keinen Beweis dafür liefert, 
daß, wenn die Prozeßordnung ſie verbietet, die Anwaltſchaft 
ſich dieſem Verbot nicht fügen wird. Es gibt eine Reihe von 
Beſtimmungen im Zivilprozeß ſo gut wie im Strafprozeß, 
an deren Verletzung keine beſonderen Folgen geknüpft werden 
und die trotzdem von der Anwaltſchaft beachtet werden, weil 
eben die Verletzung eine im Diſziplinarwege zu ahndende 
Pflichtverletzung darſtellen würde. Ich bin gewiß, daß die 
Pflicht der Wahrnehmung anberaumter Termine genau ebenſo 
erfüllt werden wird. Bedarf es wirklich einer Sanktion, ſo 
greife man auf den Vorſchlag zurück, der ſchon bei der Be- 
ratung der Novelle aus Anwaltskreiſen gemacht worden iſt, 
nämlich den einer Strafgebühr für jeden vereitelten Termin. 
Die Folge aber, die die Novelle an die Vereitelung des Ter⸗ 
mins knüpft, nämlich die Möglichkeit des ſogenannten Akten⸗ 
urteils, ift meines Erachtens mit dem Grunofaße der Münd⸗ 
lichkeit unvereinbar und bildet deshalb in einem auf dieſem 
Grundſatz aufgebauten Verfahren einen Fremdkörper. Es 
wurde eingewendet, daß dieſes Aktenurteil nur eine logiſche 
Fortbildung des nach § 3314 ZPO. der einen Partei beim 
Ausbleiben der anderen Partei gewährten Rechtes auf Ent⸗ 
ſcheidung nach Lage der Akten bildet. Ich kann mich aber 
auch mit dieſer Vorſchrift, allerdings in Gegenſatz zu meinem 
Herrn Mitberichterſtatter, der im Anſchluß an das öſter⸗ 
reichiſche Recht eine Berückſichtigung des Alteninhalts im 
Verſäumnisverfahren befürwortet, nicht befreunden. Warum 
es nicht zu billigen ſein ſoll, daß, wenn der Bekl. den Klage⸗ 
vortrag nicht nur beſtritten hat, ſondern auch die darüber 
vorgenommene Beweiserhebung zu ſeinen Gunſten ausgefallen 
iſt, gleichwohl bei ſeinem Ausbleiben in einem ſpäteren Ter⸗ 
min der Vortrag des Klägers als zugeſtanden zu gelten hat, 
vermag ich nicht einzuſehen. Den Parteien ſteht doch die 
Dispoſition über den Prozeß zu, und wenn der Beklagte aus 
irgendwelchen, dem Gericht meiſt gar nicht erkennbaren Grün⸗ 
den das Rennen aufgibt, warum ſoll ihm dann der ſachliche 
Fortgang des Prozeſſes, womöglich eine weitere Beweisauf⸗ 
nahme, wider ſeinen Willen nach Lage der Akten aufoktroyiert 
werden? Vollends bedenklich wird das Aktenurteil, wenn der 
Gedanke dabei der ift, den Parteien durch Nichtwahrnehmung 
des Termins die Möglichkeit einer ſchriftlichen Entſcheidung 
zu eröffnen. Das Mittel iſt allerdings nicht einmal wirkſam, 
denn beim Ausbleiben der Parteien muß das Gericht nicht, 
ſondern kann nur nach Lage der Akten entſcheiden. Es darf 
deshalb gehofft werden, daß es zu dieſem Zweck nur in Aus⸗ 
nahmefällen benutzt werden wird. Wäre es anders, wäre 
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wirklich zu erwarten, daß die Vorſchrift des 8 2514 ZPO. zur 
abſichtlichen Herbeiführung eines Aktenurteils benutzt werden 
wird, ſo würde ich davon eine ſchwere Gefährdung des Grund⸗ 
ſatzes der Mündlichkeit befürchten müſſen. Der Juriſtentag 
ift augenscheinlich anderer Meinung geweſen, denn er hat 
trotz des Widerſpruchs der beiden Berichterſtatter mit einer 
allerdings nur ſehr knappen Mehrheit von drei bis vier 
Stimmen einen Zuſabantrag dahin angenommen, daß die 
Parteien in Übereinſtimmung mit dem Gericht auf die münd⸗ 
liche Verhandlung verzichten können. Ein ſolcher Beſchluß 
wäre überflüſſig geweſen, wenn die Beſtimmung des 8 251a 
ZPO. ſchon zu dem gleichen Ergebnis führen würde. Sachlich 
halte ich den Beſchluß für außerordentlich bedenklich. Nach 
aller geſchichtlicher Erfahrung begegnet die Mündlichkeit ſol⸗ 
chen Widerſtänden in der Praxis, daß, wenn man der Schrift⸗ 
lichkeit auch nur ein kleines Loch öffnet, fie dadurch wieder 
einſchlüpft und in kurzer Zeit die Mündlichkeit verjagt. Wir 
werden entweder eine ausnahmsloſe Mündlichkeit oder über⸗ 
haupt keine Mündlichkeit haben; es iſt deshalb dringend zu 
wünſchen, daß dieſem Beſchluſſe des Juriſtentags, der mit 
einer Zufallsmehrheit und von einer in der Auflöſung 
begriffenen Verſammlung gefaßt wurde, keine Folge ge- 
geben wird. 


b) Der Zivilprozeß auf dem Heidelberger Juriſtentag. 
Von Geh. Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


Man kann nicht behaupten, daß die Frage des Zivilpro⸗ 
zeſſes auf dem letzten Juriſtentage eine weſentliche Förderung 
erfahren hat. Vergleicht man die Gutachten, Referate und Ver⸗ 
handlungen des Wiener Juriſtentages von 1912 mit den dies⸗ 
jährigen Verhandlungen, fo findet man kaum neue Geſichts⸗ 
punkte. 

Liegt es an dem Stillſtand und den Hemmungen, welche 
der Krieg mit ſeinen Folgen für das geſamte geiſtige und 
kulturelle Leben herbeigeführt hat oder find die Fragen des 
Zivilprozeſſes einer weiteren Durcharbeitung nicht mehr fähig, 
oder umgekehrt ſind ſie für die Löſung noch nicht reif, oder 
endlich, lag es an der Organiſation der Arbeit und der Art 
der Behandlung? Genug, eine weſentliche Förderung haben die 
Fragen diesmal nicht erfahren. Denn die Tatſache, daß in 
einer Abteilung des Juriſtentages durch eine Zufallsmehr⸗ 
heit dieſe oder jene Frage in einer mehr oder minder flüſſigen 
Formulierung bejaht oder verneint wurde, iſt für die wiſſen⸗ 
ſchaftliche wie für die praktiſche Entſcheidung unerheblich. 

Die Frage war von vornherein ſo geſtellt: Welche Stel⸗ 
lung ſoll die künftige Zivilprozeßordnung gegenüber den 
Fragen der Unmittelbarkeit, der Mündlichkeit und der Even⸗ 
tualmarime einnehmen? Nicht nur die beiden Berichterſtat⸗ 
ter, ein öſterreichiſcher und ein deutſcher Juriſt, ſondern wohl 
alle Beteiligten waren und ſind aber der Meinung, daß die 
durch das Thema für die Behandlung herausgehobene Frage 
nicht iſoliert, ſondern nur in Verbindung mit den ſonſtigen 
das Verfahren betreffenden Fragen behandelt und entſchieden 
werden könne. Vor allem laſſen ſich die Fragen der Un⸗ 
mittelbarkeit, der Mündlichkeit und der Eventualmaxime von 
der ſehr ſcharf pointierten, aber doch nicht richtig geſtellten 
üblichen Frage „Amtsbetrieb oder Parteibetrieb?“ gar nicht 
trennen. f 

Für alle diefe Fragen aber ift eine theoretiſch beſtimmt 
gefaßte Löſung überhaupt kaum zu finden. Hier wie faſt auf 
allen Gebieten des menſchlichen Lebens gilt der alte Satz, 
daß alle Fragen Fragen der Begrenzung find. Selbſt der ent- 
ſchiedenſte Gegner der Eventualmaxime wird anerkennen, daß 
es eine Grenze gibt, über die hinaus neue Parteianführungen 
nicht zugelaſſen werden können. Dieſe Grenze aber durch ein 
mehr oder minder theoretiſches Schlagwort, einen mehr oder 
minder abſtrakten Geſetzesparagraphen feſtzulegen, iſt kaum 
möglich. Der Prozeß iſt der Gang des Verfahrens und die 
Zweckmäßigkeit oder Korrektheit dieſes Verfahrensganges läßt 
ſich viel weniger theoretiſch als nur von Fall zu Fall durch 
verſtändige Handhabung ſeitens der Teilnehmer dieſes Pro⸗ 
zeßganges, alſo ſeitens der Richter, der Anwälte und der Par⸗ 
teien, beſtimmen. 

Dies vorausgeſchickt iſt es lehrreich, die Ausführungen der 
beiden Berichterſtatter und die von ihnen urſprünglich vor⸗ 
gelegten Leitſätze miteinander und mit dem bisherigen Inhalt 
des Schrifttums und der Geſetzgebung, vor allen Dingen 
der letzten deutſchen Zivilprozeßnovelle, die begreiflicherweiſe 
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im Mittelpunkt der Betrachtung ſtand, zu vergleichen. 

Theoretiſch waren und ſind die Referenten, die Literatur⸗ 
und die Geſetzgeber darüber einig, daß das Verfahren, wie 
Handelsgerichtspräſident Dr. Engel⸗Wien in ſeinem erſten Leit⸗ 
ſatz ſagte, mit allen Bürgſchaften zu umgeben iſt, die eine er⸗ 
ſchöpfende Erörterung und gründliche Beurteilung ſichern. Aber 
praktiſch bedeutet dieſer Satz zwar ein Programm, beſagt aber 
nichts über die Durchführung. Nun beſteht allgemein Einig⸗ 
keit darüber, daß zu dieſen Bürgſchaften Mündlichkeit und 
Unmittelbarkeit gehören, aber auch hier kann doch nur die 
Praxis entſcheiden, in welchem Maße von dem Grundſatze der 
Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit im einzelnen Falle ab⸗ 
gewichen werden kann. 

Die Mündlichkeit hatte nun auf dem Juriſtentag ein faſt 
tragikomiſches Mißgeſchick. Denn nachdem die Leitſätze der Be⸗ 
richterſtatter, welche die Mündlichkeit als Bollwerk des Ver⸗ 
fahrens, als Bollwerk der Ermittelung der Wahrheit dar⸗ 
ſtellten, in dieſem Punkte angenommen waren, wurde im leg- 
ten Augenblick mit einer Mehrheit von ein oder zwei Stimmen 
und ganz augenſcheinlich, ohne daß fich alle Beteiligten der Be- 
deutung der Abſtimmmung und des Widerſpruches gegen den 
eben angenommenen Grundſatz der Mündlichkeit bewußt wur⸗ 
den, die entgegengeſetzte Erklärung dahin ausgeſprochen, daß 
die Parteien übereinſtimmend mit dem Gericht auf die münd⸗ 
liche Verhandlung verzichten können. 

Scharf betont wurde von allen Seiten die Forderung der 
Unmittelbarkeit des Verfahrens, insbeſondere der Unmittelbar⸗ 
keit der Beweisaufnahme. Aber gerade hier verſagt die neueſte 
deutſche Zivilprozeßnovelle, welche entgegen dem Kernſatz des 
8355 ZPO. „Die Beweisaufnahme erfolgt vor dem Prozeß⸗ 
gericht, ſie iſt nur in den durch dieſes Geſetz beſtimmten Fällen 
einem Mitglied des Prozeßgerichts oder einem anderen Ge⸗ 
richt zu übertragen“ in 8 349 den Einzelrichter ermächtigt, 
nach ſeinem Ermeſſen ſelbſt die Beweiſe zu erheben. 

Hier ift eine der ſchlimmſten Unſtimmigkeiten unſerer No⸗ 
vellengeſetzgebung. 

Erfreulich war das ſcharfe Hervortreten der Ablehnung der 
Eventualmaxime. Die beiden Referenten waren hierin im 
weſentlichen einig, lediglich mit Vorbehalten für den Fall der 
Verſchleppungsabſicht, Vorbehalten, gegen die nichts zu er⸗ 
innern iſt. 

Daß dann im letzten Augenblick die Sätze der Referenten 
angenommen, in aller Eile aber wieder die „grobe Fahrläſſig⸗ 
keit“ eingeſchaltet wurde, war eine der zahlreichen Unſtimmig⸗ 
keiten, die die Abſtimmung ergab. 

Auffallend war die Herausarbeitung des Unterſchiedes 
zwiſchen dem Vortermin der öſterreichiſchen Prozeßordnung und 
dem Einzelrichtertermin der deutſchen Prozeßnovelle. 

Der öſterreichiſche Referent betonte klar, daß der Vor⸗ 
termin im weſentlichen der Ausſonderung der ſtreitigen von 
den unſtreitigen Sachen diene und beſtritt nicht, daß der Vor⸗ 
termin in den Fällen ſtarker Belaſtung des Gerichts ſchließ⸗ 
lich auch leicht zur Form herabſinke. Daß dann in Oſterreich 
bei dem viel weniger entwickelten wirtſchaftlichen Leben und 
der viel geringeren Ausdehnung des jetzigen Staatsgebietes 
die Erledigung der Sache in einem einzigen, allerdings ſehr 
zeitraubenden Termin erfolgen könne, bezeichnete auch er ent⸗ 
ſprechend den Gewohnheiten der Anhänger der öſterreichiſchen 
Prozeßordnung als einen großen Vorzug. Der deutſche Bericht⸗ 
erſtatter wollte entgegen der jetzigen Prozeßnovelle den Vor⸗ 
termin lediglich der Erledigung der nichtſtreitigen Sachen 
und der prozeſſualen Vorfragen vorbehalten. In der Debatte 
ſuchte der geiſtige Urheber unſerer jetzigen Prozeßnovelle die 
darüber hinausgehende Aufgabe des Termins vor dem Einzel⸗ 
richter zu rechtfertigen, betonte aber auch ſeinerſeits den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem deutſchen Einzelrichtertermin und dem 
öſterreichiſchen Vortermin. 

Die deutſche Praxis wird noch Erfahrungen über das 
Einzelrichterverfahren zu ſammeln haben. Vorläufig findet 
dieſe neue Einrichtung in den Kreiſen der Richter wie der An⸗ 
wälte eine ſehr energiſche Ablehnung. 

Streitig war ſchließlich auch die Frage, ob und in welchem 
Umfange das Vertagungsrecht der Parteien beſchränkt oder 
gegenüber der jetzigen deutſchen Prozeßnovelle wieder erweitert 
ZS ſolle. Auch hier hatte die Abſtimmung einiges Miß⸗ 
geſchick. 

Die beiden Referenten unterlagen ſchließlich dem Schickſal, 
das ſo häufig die Referenten von Tagungen von der Art der 
vorliegenden trifft. Jeder der beiden Berichterſtatter Hatte ferb- 
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ſtändig Leitſätze vorbereitet, die ſich teils deckten, teils einander 
widerſprachen. Der öſterreichiſche Berichterſtatter wollte auch 
noch die öſterreichiſchen Grundſätze über die Berufung gebilligt 
wiſſen. Die Referenten, beeinflußt von dem begreiflichen Ge⸗ 
danken, etwas zuſtande zu bringen, einigten ſich dann auf ein⸗ 
heitliche Leitſätze. Sie ſchieden das Berufungsverfahren als 
nicht zum Thema gehörig aus und dasjenige, worüber abge⸗ 
ſtimmt wurde, war dann einigermaßen pflaumenweich. 

Als aber dieſe Abſtimmung erfolgte, geſchah ſie vor einer 
in der Auflöſung begriffenen Verſammlung, in der ein ſtän⸗ 
diges Kommen und Gehen war, mit dem Ergebnis, daß ſchließ⸗ 
lich dieſer oder jener Satz bei einer Geſamtzahl der Anweſenden 
von rund 100 Perſonen mit einer Mehrheit von ein oder zwei 
Stimmen angenommen oder abgelehnt wurde, ein Abſtim⸗ 
mungsergebnis, das begreiflicherweiſe nicht geeignet iſt, in 
irgendeiner Richtung eine communis opinio oder auch nur 
die Stellung einer überwiegenden Zahl der deutſchen Juriſten 
klar zu ſtellen. 

Vollends konnte von einer folen Klarſtelung keine Rede 
ſein, wenn dann am nächſten Tage in der Vollverſammlung 
der Bericht des einen Berichterſtatters lediglich die angenom⸗ 
menen Leitſätze wiedergab und erläuterte. 

Wenn nach alledem, wie eingangs geſagt, die Erörterungen 
des diesjährigen Juriſtentages die prozeſſualen Fragen nicht 
gefördert haben, ſo iſt in jedem Falle die Organiſation der 
Tagung mindeſtens einer der Gründe für dieſen „Nichterfolg“. 
Für die ſachlichen Verhandlungen des Juriſtentages waren 
2½ Tage in Ausſicht genommen, der geſamte Stoff auf 3 Ab⸗ 
teilungen verteilt. Der erſte halbe Tag wurde mit den üblichen 
Begrüßungen ausgefüllt, oder — vielleicht richtiger geſagt — 
verbracht, der letzte halbe Tag mit den Berichten an die Voll- 
verſammlung. So hatte die bürgerlich⸗rechtliche Abteilung drei 
halbe Tage zur Verfügung mit 3 Themen (Zivilprozeß, Miets⸗ 
recht, Ehegüterrecht), jo daß für jedes Thema ein halber Tag blieb. 
Ein halber Tag bedeutet bei der bei großen Verſammlungen nun 
einmal unvermeidlichen Zeiteinteilung 3½ — 4 Stunden. Daß 
zwei Berichterſtatter bei einem ſo umfangreichen Thema da⸗ 
von etwa 2% Stunde in Anſpruch nehmen, ift kein Vorwurf 
für die Berichterſtatter, der umfangreiche Stoff läßt fih, wenn 
nun einmal zwei Referenten da ſind, kaum anders meiſtern. 
So blieb für Debatte und Abſtimmung höchſtens eine Stunde. 
Die Redezeit der Redner in der Debatte wurde auf je fünf 
Minuten beſchränkt, und dies bedeutet praktiſch die Unmöglich⸗ 
keit einer gründlichen, ſachlichen Debatte. Daher war die De⸗ 
batte in Wahrheit nichts als eine Reihe haſtiger, unter dem 
Zwange der Beſchränkung der Redezeit vorgebrachter Bemer⸗ 
kungen. 

Es ſei dahingeſtellt, ob eine andere Ordnung der Dinge 
zu einem anderen Ergebnis hätte führen können. Aber ſo wie 
die Dinge lagen, war der bedauerliche Gegenſatz zwiſchen der 
Bedeutung der Sache und dem Erfolg der Verhandlung kaum 
vermeidlich. 

Vielleicht iſt ein Thema mit einem Referenten mehr 
wert, als drei Themen mit ſechs oder ſieben Referenten. 


o) Die prozeßrechteichen Beſchlüſſe des 33, Juriſtentages, unter 
besonderer Berückſichtung des Verfahrens vor dem Einzelrichter. 


Von Geh. Regierungsrat, Miniſterialrat Dr. Volkmar, Berli. 


Die prozeßrechtlichen Erörterungen des 33. Juriſten⸗ 
tages haben gegenüber demjenigen früherer Juriſtentage, ins⸗ 
beſondere des 26. und 31. inſofern einen weſentlichen Fort⸗ 
ſchritt gebracht, als ſich der Juriſtentag zum erſten Male ent⸗ 
ſchloß, auf den umſtrittenſten Gebieten, auf denen man bisher 
niemals weſentliche Abweichungen vom alten Prozeßrecht vor⸗ 
zuſchlagen wagte, wirklich durchgreifende Neuerungen zu emp⸗ 
fehlen. 

An dieſer Bedeutung der Verhandlungen ändert auch nichts, 
daß beſchloſſen wurde, die alten Grundſätze der Mündlich⸗ 
keit und Unmittelbarkeit im weſentlichen beizubehalten. Denn 
ſoweit die ernſt zu nehmenden Reformbeſtrebungen bisher den 
Mündlichkeitsgrundſatz der alten ZPO. beſchränken wollten, 
geſchah dies nur, um die im Geſetz enthaltenen doktrinären 
Übertreibungen, die die Hauptſchuld an der mangelhaften 
praktiſchen Durchführung der Mündlichkeit tragen, zu be⸗ 
ſeitigen. Die Beſchränkungen ſollten alſo letzten Endes dazu 
dienen, die Mündlichkeit dort, wo ſie notwendig, insbeſon⸗ 
dere die Vorausſetzung für die Unmittelbarkeit des Verfahrens 
iſt, zu ſtärken. Das war auch der Sinn aller ſcheinbar den 
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Mündlichkeitsgrundſatz einſchränkenden Vorſchriften der bei⸗ 
den letzten Prozeßnovellen, wie bereits Jeſſen (JW. 1924, 
1229, 1230) richtig erkannt hat. Deshalb vermag ich Heil⸗ 
berg nicht beizutreten, wenn er (Voſſ. Ztg. v. 25. Sept. 1924) 
meint, der von einer „Zufallsmehrheit“ gefaßte Beſchluß des 
33. Juriſtentages, daß die Parteien in Übereinſtimmung mit 
dem Gericht auf die mündliche Verhandlung verzichten könn⸗ 
ten, ſtehe im Widerſpruch zu den vorher gefaßten grund⸗ 
ſätzlichen Beſchlüſſen. Im Gegenteil, dieſer Beſchluß ſteht 
im vollen Einklang mit dem Streben nach Durchſetzung einer 
wahren Mündlichkeit. Oder will man ernſtlich behaupten, 
daß die vielfach praktiſch geübte Scheinmündlichkeit dem 
Grundſatz der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit dient, daß 
dies z. B. bei den Hamburger „Durchrufsterminen“ der Fall 
ift, in denen zwei Anwälten von dem Büroperſonal zahlreicher 
Kollegen die verſchiedenſten ihnen ganz unbekannten Akten⸗ 
ſtücke in die Hand gedrückt werden, aus denen fie nichts vor⸗ 
tragen als „wir ſubmittieren zum Beweisbeſchluß“ oder „zum 
Urteil“? Iſt es nicht geradezu eine Verſpottung des Münd⸗ 
lichkeitsgrundſatzes, wenn nach einer ſolchen Erklärung im 
Protokoll ſteht: die Parteien verhandelten? Würde der 
Mündlichkeit nicht viel beifer gedient, wenn in ſolchen Sachen, 
in denen ſie ſich praktiſch nicht durchführen läßt, und weder 
Richter noch Parteien ein Bedürfnis nach mündlicher Er⸗ 
örterung des Sachverhalts haben, ehrlich auf die mündliche 
Verhandlung verzichtet wird, entweder ausdrücklich nach 87 
Entl VO. oder ſtillſchweigend dadurch, daß die Parteien durch 
Nichterſcheinen dem Gericht eine Entſcheidung gemäß § 2512 
ermöglichen? Denn geſchieht dies, ſo wird in den Verhand- 
lungsterminen für die Sachen, die der mündlichen Aus⸗ 
ſprache bedürfen, Luft geſchaffen, und die Mündlichkeit kann 
dort, wo ſie nötig iſt, und bisher ſich aus Zeitmangel nur 
dürftig entwickeln konnte, wirklich gedeihen. 

Biel bedeutſamer für die Feſtſtellung des 
Fortſchritts in der communis opinio der Juriz 
ften ift die Stellungnahme des Juriſtentags zur 
Frage der Vertagungen, der ſog. Eventual⸗ 
marime und der Vorbereitung der Streitber- 
handlung. 

Bei früheren Juriſtentagen herrſchte noch immer die 
Anſchauung vor, aus dem natürlichen Recht der Parteien zur 
freien Verfügung über die erhobenen Anſprüche und den zu 
ihrer Begründung vorzubringenden tatſächlichen Stoff folge 
auch das freie Verfügungsrecht über Friſten und Termine. 
Jetzt ſcheint dieſer Trugſchluß endgültig überwunden. Man 
zog aus dem von der Wiſſenſchaft längſt erkannten öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter des Zivilprozeſſes die praktiſche Folge- 
rung, daß das Gericht ſeiner Aufgabe, dem ſtaatlichen Rechts⸗ 
ſchutz zu dienen, nur gerecht werden könne, wenn es die Ge⸗ 
währ habe, daß die von ihm anberaumten, oft lange Vorbe⸗ 
reitung erfordernden Termine — von wichtigen Hinderungs⸗ 
gründen abgeſehen — auch wirklich wahrgenommen werden. 
Man will über die Zuläſſigkeit von Vertagungen auch beim 
Einverſtändnis der Parteien das Gericht entſcheiden laſſen. 
Damit hat ſich der deutſche Juriſtentag gerade in einem be⸗ 
ſonders lebhaft umſtrittenen Punkte auf den Standpunkt der 
Prozeßnovelle v. 13. Febr. 1924 geſtellt. Eine Abweichung 
ergab ſich aus dem Vortrag von Ernſt Wolff nur hin⸗ 
ſichtlich der Druckmittel, die anzuwenden ſind, wenn, ohne daß 
ein Vertagungsgrund vorliegt, beide Parteien in der münd⸗ 
lichen Verhandlung ausbleiben. Der Vortragende betonte 
ſelbſt, daß jede Beſchränkung der Vertagungsfreiheit ein Schlag 
ins Waſſer ſei, wenn die Anwälte jederzeit durch ihr Nicht- 
erſcheinen die Verhandlung vereiteln könnten, er war aber 
der Meinung, daß die diſziplinariſche Verantwortlichkeit der 
Anwälte ebenſo wie im Strafprozeß auch im Zivilprozeß 
eine genügende Gewähr für die Wahrnehmung der Termine 
böte. Ob dieſe Auffaſſung den praktiſchen Verhältniſſen, ins⸗ 
beſondere der grundſätzlichen Verſchiedenheit, die ſich bei der 
Handhabung der Straf- und Zivilrechtspflege herausgebildet 
hat, genügend Rechnung trägt, kann füglich bezweifelt wer⸗ 
den. Es iſt auch bei der Dürftigkeit der an die Vorträge an⸗ 
geſchloſſenen Debatte nicht zu erſehen, ob ſich der Juriſten⸗ 
tag durch ſeine Beſchlüſſe dieſem Gedankengang anſchließen 
wollte. Wenn ferner Wolff die von der Novelle zur Ver⸗ 
hinderung oder Unſchädlichmachung der Fruſtrierung von Ter⸗ 
minen ermöglichte ſogenannte „Entſcheidung nach Lage der 
Akten“ eine Mißgeburt nannte, ſo hat er dabei folgendes über⸗ 
ſehen. Dieſe Entſcheidung iſt keine Erfindung der Novelle, 
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ſondern beſteht längſt im öſterreichiſchen Prozeß für den 
Fall des Ausbleibens einer Partei im Verhandlungstermin. 
Gerade diefe Vorſchrift des öſterreichiſchen Rechts (8 399) wird 
für die künftige Geſtaltung unſeres Prozeſſes vorbildlich ſein 
müſſen. Es wird ſchwerlich einen Praktiker geben, der die Rege⸗ 
lung des Verſäumnisverfahrens in unſerem bisherigen Prozeß⸗ 
recht reſtlos befriedigend gefunden hat. Insbeſondere werden 
es wenige innerlich gebilligt haben, daß, wenn der Bekl. den 
Klagevortrag nicht nur beſtritten hat, ſondern auch die dar⸗ 
über vorgenommene Beweiserhebung zu ſeinen Gunſten aus⸗ 
gefallen iſt, gleichwohl bei ſeinem Ausbleiben in einem ſpä⸗ 
teren Termin der Vortrag des Klägers im kraſſen Gegenſatz 
zum wirklichen Sachverhalt als zugeſtanden gelten muß. 
Das öſterreichiſche Recht geht hier andere Wege, es läßt trotz 
des Fernbleibens des Bekl. das früher von ihm Vorgetragene 
ſowie das Beweisergebnis voll würdigen, das iſt aber nichts 
anderes, als was die Novelle im $ 331a als Entſcheidung 
nach Lage der Akten bezeichnet. Iſt aber ſo die Entſcheidung 
nach Lage der Akten für die einſeitige Verhandlung ein un⸗ 
entbehrlicher Ausweg, ſo iſt es eine reine Zweckmäßigkeits⸗ 
frage, ob man ſie auch beim Ausbleiben beider Parteien er- 
möglichen will. Dafür ſpricht, daß dieſe Einrichtung in 
den Fällen, in denen es nach Anſicht der Parteien einer 
mündlichen Verhandlung bedarf, ein ſtarkes Druckmittel be⸗ 
deutet, beim Fehlen von Vertagungsgründen die anberaum⸗ 
ten Termine auch wirklich wahrzunehmen, und daß ſie in 
den Fällen, in denen nach Anſicht des Gerichts und der 
Parteivertreter die Mündlichkeit entbehrlich iſt, in offener 
und einfacher Weiſe das gleiche Ergebnis ermöglicht, das 
bisher vielfach auf viel umſtändlichere Art durch eine das 
Geſetz umgehende Scheinverhandlung erreicht wurde. 

Von großer Bedeutung iſt ferner, daß der Juriſtentag 
die bisherige Geſetzeslage, nach der der erſte Termin ſofort 
vor dem Kollegium und ohne Rückſicht auf die Verhandlungs⸗ 
fähigkeit einer Sache anzufeßen war, mißbilligt und emp- 
fohlen hat, den Verhandlungstermin erſt anzu⸗ 
ſetzen, weun er fo vorbereitet iſt, daß der Prozeß 
möglichſt in einer Verhandlung entſchieden wer⸗ 
den kann (was natürlich vorausſetzt, daß auch die notwen⸗ 
digen Beweiſe in dieſer Verhandlung mit erledigt werden). 
Damit hat ſich der Juriſtentag zu dem Ziel bekannt, das auch 
der Novelle vorgeſchwebt hat. Er hat ferner zur Durchführung 
dieſes Ziels grundſätzliche Abweichungen vom alten Recht vor⸗ 
geſchlagen, insbeſondere auch empfohlen, daß der Streitverhand⸗ 
lung ein Vorverfahren vor dem Einzelrichter vor⸗ 
angehen ſoll. Die Geſtaltung dieſes Vorverfahrens iſt in 
den Beſchlüſſen des Juriſtentags freilich weſentlich anders 
als in der Novelle gedacht. Der Einzelrichter ſoll in dem 
nach öſterreichiſchem Muſter gedachten Vortermin nicht in den 
ſachlichen Streit eindringen, ſondern nur Verſäumnis⸗, Ans 
erkenntnis⸗ und Verzichtsurteile erlaſſen und prozeſſuale Vor- 
fragen erledigen, womit anſcheinend gemeint iſt, daß er nicht 
nur wie in Oſterreich die Anmeldung prozeßhindernder Gin- 
reden entgegennehmen, ſondern inſoweit ebenſo wie nach den 
Vorſchriften der Novelle auch darüber eutſcheiden foll. Die 
ſachliche Vorbereitung ſoll nicht im Vortermin, ſondern 
durch einen richterlich überwachten Schriftſatzwechſel bewirkt 
werden. Erſt nach dem Eingang von Klagbeantwortung, Jte- 
plik und Duplik ſoll — wie Ernſt Wolff zur Begründung 
ſeiner vom Juriſtentag angenommenen Theſen ausführte — 
der Termin zur Streitverhandlung anberaumt werden. 

Ob dieſe Löſung gegenüber der der Novelle wirklich als 
die einwandfreiere zu betrachten iſt, wird noch gründlicher 
Prüfung bedürfen. Dabei iſt vor allem zu beachten, daß ein 
Vortermin mit ſo beſchränkten Aufgaben nur begrenzten 
praktiſchen Wert hat, namentlich die Aufgabe der Vor⸗ 
bereitung ſo gut wie gar nicht erfüllt. Ver⸗ 
ſäumnisurteile ſpielen ſchon jetzt in den gewöhnlichen land⸗ 
gerichtlichen Prozeſſen keine allzu bedeutende Rolle und wer⸗ 
den es künftig noch weniger tun, wenn die große Prozeß⸗ 
reform eine zeitgemäße Umgeſtaltung des Mahnverfahrens 
bringt. Prozeſſuale Vorfragen kommen praktiſch nicht ſo 
häufig vor, daß ſich ihretwegen die Einrichtung des Vor⸗ 
termins verlohnte. Für die zahlenmäßig häufigſten Sachen, 
in denen keine prozeſſualen Fragen zu erledigen ſind, 
aber eine baldige Sichtung und Konzentrierung des Streit⸗ 
ſtoffes zur Erreichung des Prozeßziels nötig wird, leiſtet 
der Vortermin, jo wie er in den vom Juriſtentag ge⸗ 
billigten Theſen gekennzeichnet wird, im übrigen nichts. Über 
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dieſe negative Seite des öſterreichiſchen Vortermins herrſcht 
leider bei der Mehrzahl der deutſchen Juriſten noch Un⸗ 
kenntnis. Wer aber Gelegenheit hatte, öſterreichiſchen Vor⸗ 
terminen beizuwohnen und mit anſah, wie eta 35 Sachen 
in nicht ganz einer Viertelſtunde erledigt werden, wird ſich 
über den praktiſchen Wert, den gerade dieſe Einrichtung 
für die Vorbereitung eines Prozeſſes hat, keinen Illu⸗ 
ſionen mehr hingeben. Der wird aber auch eine ſehr uner⸗ 
wünſchte Wirkung der beſchrän'ten Befugniſſe des Einzel⸗ 
richters im Vortermin erkennen. Weil der Richter im Vor⸗ 
termin auf den ſachlichen Streitſtoff nicht eingehen darf (in 
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folgen will), kann der Bekl. den Vortermin mit dem einen 
Worte „ich beſtreite“ beendigen und muß dann eine Friſt zur 
Klagebeantwortung erhalten. Wie leicht ſich der Schuldner 
unter dieſen Umſtänden mit Hilfe des Vortermins eine Friſt 
erzwingen kann, zeigte mir draſtiſch ein Fall, den ich in Wien 
miterlebte: Der im Vortermin erſchienene Bekl. bezeichnete 
die Klageforderung als begründet, gab aber an, zur Zeit nicht 
zahlen zu können. Der den Kl. vertretende Bürogehilfe des 
Anwalts hatte keine Vollmacht, Stundung zu gewähren, da 
erklärte der Richter dem Bekl., er möge dann mal erſt be⸗ 
ſtreiten, darauf werde er 4 Wochen Friſt zur Klagebeant⸗ 
wortung erhalten und müſſe dann ſehen, wie er ſich in dieſer 
Zeit mit dem Gläubiger einige. Der Rat traf gewiß in dem 
damaligen Falle praktiſch das Richtige, aber wie leicht können 
ſich böswillige Schuldner die Situation zunutze machen, wenn 
ſie wiſſen, daß das Wort „ich beſtreite“ den Vortermin nutz⸗ 
los macht und an die bis zu ihm verſtrichene Zeit ſich noch 
die Friſten für den Schriftſatzwechſel anſchließen müſſen, ehe 
der erſte Termin zur Streitverhandlung anberaumt werden 
kann. Es dürfte auf die Kürze der Debattezeit, die es un⸗ 
möglich machte, daß auf alle dieſe Dinge genügend gründlich 
eingegangen wurde, zurückzuführen fein, wenn der Juriſten⸗ 
tag für die erſte Inſtanz Maßnahmen vorſchlug, die dahin 
führen können, daß auch klar und einfach liegende Sachen 
beim LG. vor Ablauf von 2—3 Monaten nicht zur ſtrei⸗ 
tigen Verhandlung gelangen. Was das für die heutige Zeit 
bedeutet, wird ſofort klar, wenn man bedenkt, daß man es 
gegenwärtig ſogar in der zweiten Inſtanz ſchon vielfach 
läſtig empfindet, wenn die praktiſche Handhabung der neuen 
Berufungsbegründungsvorſchriften gelegentlich eine Verzöge⸗ 
rung der Anberaumung des erſten Termins in der Be⸗ 
rufungsinſtanz herbeiführt. Es ſei ferner an die in der 
Tagespreſſe verbreiteten zyniſchen Außerungen von bös⸗ 
willigen Schuldnern erinnert, die offen erklären, ſich nur 
deshalb verklagen zu laſſen, weil die bis zum erſten Ver⸗ 
handlungstermin verlaufende Friſt die für ſie entſtehenden 
Prozeßkoſten reichlich aufwiege. Schon dieſer Umſtand dürfte 
gegen jede Regelung, die zu einer Verlängerung der Friſt 
führt, ernſte Bedenken erwecken. 

Trotzdem würden alle dieſe Bedenken weniger ſchwer 
wiegen, wenn die Gewähr geboten würde, daß die nach den 
Vorſchlägen des Juriſtentages im Beginn des Prozeſſes ein⸗ 
tretende Verzögerung durch eine erſchöpfende Gründlichkeit 
der in dieſer Zeit erreichten Vorbereitung der Streitverhand⸗ 
lung aufgewogen würde. Aber auch hier ergeben ſich Zweifel, 
wenn man mit den Theſen von Wolff die Eventualmaxime 
oder, wie es richtiger heißen müßte, die Anwendung von Prä- 
kluſivvorſchriften!) möglichſt vermeiden will. Denn beſteht 
kein Zwang für die Parteien, ihr Vorbringen in Klagebeant⸗ 
wortung, Replik und Duplik erſchöpfend niederzulegen, 
ſo wird durch den Schriftſatzwechſel die leidige Verzettelung 
der Prozeſſe auf viele Termine nicht verhütet, da jede Partei 
den Gegner durch neues Vorbringen in der Verhandlung über⸗ 
raſchen kann. Es ift ja auch kein Zufall, daß im preußiſchen 
Prozeß die den Wolffſchen Vorſchlägen entſprechenden Ein⸗ 
richtungen die Einführung der Eventualmaxime notwendig 
machten! Wolff ſelbſt hat auf dem Juriſtentage in ſeiner 
Schlußbemerkung darauf hingewieſen, daß die in ſeiner Theſe 5 
zugelaſſenen beſchränkten Präkludierungsmöglichkeiten hier aus⸗ 
reichenden Schutz gäben. Hierbei iſt jedoch zu bedenken, daß er 


1) Nicht jede prozeſſuale Präkluſivvorſchrift darf als Eventual⸗ 
maxime begrüßt werden. Letztere iſt vielmehr eine beſonders eigen⸗ 
artige Art der Ausgeſtaltung des Präkluſivprinzips, wie fie weder 
in der Prozeßnovelle noch in dem Regierungsentwurf dazu enthalten 
iſt. Vgl. a. Miller, the formative principles of civi!procedure 
S. 25. 
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eine Präkluſion mit neuem Vorbringen nur bei Verſchleppungs⸗ 
abſicht zulaſſen will und dieſe ſich nur höchſt ſelten feſt⸗ 
ſtellen laſſen wird. Freilich iſt ihm der Juriſtentag hierin nicht 
gefolgt, ſondern hat empfohlen, „mindſtens in II. In⸗ 
ſtanz eine Präkluſion auch mit grob nachläſſig nachgeſchlepp⸗ 
tem Vorbringen zu ermöglichen“. Danach würde alſo eine 
Regelung, die die Partei ſchon in erſter Inſtanz mit allem 
Vorbringen ausſchließt, das ſie aus grober Fahrläſſigkeit in 
ihren Schriftſätzen nicht gebracht hat, dem Votum des Juriſten⸗ 
tages nicht geradezu widerſprechen. Aber welchen gefährlichen 
Weg beträte man damit? Die Novelle, deren Präkludierungs⸗ 
vorſchriften und deren Abweichungen von der Mündlichkeit 
Ernſt Wolff noch zu weitgehend fand, hat mit vollem Be⸗ 
dacht die Ausſchließung einer Partei mit neuem Vorbringen 
grundſätzlich nur inſoweit zugelaſſen, als die Partei die Mög⸗ 
lichkeit und allen Anlaß hatte, es in einer früheren 
mündlichen Verhandlung geltend zu machen. Nur für 
den eng begrenzten Ausnahmefall des $ 279a wird ein Mus- 
ſchluß auch da ermöglicht, wo eine Partei die ſchriftſätzliche 
Mitteilung beſtimmter Tatſachen unterlaſſen hat. Man wollte 
eben den Schwerpunkt des Verfahrens in die 
mündliche Verhandlung, nicht in die Schriftſätze 
verlegen, weil nur die mündliche Verhandlung eine gründ⸗ 
liche Sachaufklärung gewährleiſtet. Der Vorſchlag von 
Wolff könnte zum umgekehrten Ergebnis führen. 
Sollen die angeregten Vorſchriften über Anberaumung des 
Streittermins erſt nach Abſchluß des in beſtimmten Friſten 
ſich abſpielenden Schriftſatzwechſels ihren Zweck erreichen, ſo 
wird man die grundſätzliche Möglichkeit, ein Vorbringen in 
der mündlichen Verhandlung ſchon deshalb zurückzuweiſen, 
weil es im Schriftſatzwechſel 'nicht vorher mitgeteilt war, 
kaum entbehren können. Iſt das aber nicht ſchon ein Abbau 
der Mündlichkeit, ergeben ſich hier nicht beim Durchdenken 
aller Konſequenzen doch berechtigte Zweifel gegen die Be⸗ 
hauptung, daß die Vorſchläge des Juriſtentags dem Münd⸗ 
lichkeitsgrundſatz beſſer gerecht würden als die Vor⸗ 
ſchriften der Novelle über den Einzelrichter? 

Überblidt man danach die praktiſchen Wirkungen, die ſich 
aus der Einrichtung des Einzelrichters, wie ihn die Prozeß⸗ 
novelle vorgeſehen hat, ergeben, ſo iſt folgendes feſtzuſtellen: 

Auch hier wird in der Regel nicht ſofort der Streit⸗ 
termin vor dem Kollegium anberaumt, vielmehr findet zu⸗ 
nächſt ein Termin vor dem Einzelrichter ſtatt. Die Gefahr 
einer Verzögerung der endgültigen Entſcheidung iſt alſo ſchein⸗ 
bar ebenſo gegeben wie bei dem vom Juriſtentage vorge⸗ 
ſchlagenen Vortermin. Doch nur ſcheinbar. Denn abgeſehen 
davon, daß bei dem Einverſtändnis beider Parteien der Einzel⸗ 
richter ſofort auch endgültig entſcheiden kann, hat es der 
Vorſitzende nach § 348 Satz 2 in der Hand, von dem Ber- 
fahren vor dem Einzelrichter ganz abzuſehen, wenn eine Vor⸗ 
bereitung nach den Umſtänden nicht erforderlich erſcheint, d. h. 
wenn er zu der Annahme kommt, daß auch ohne eine Vor⸗ 
bereitung die Sache in einer Verhandlung vor dem Kolle⸗ 
gium zum Spruch kommen kann. Nun liegt ja freilich der 
Einwand nahe, der Vorſitzende müſſe ſeine Entſchließung auf 
Grund der Klageſchrift treffen, und dieſer könne man nicht 
anſehen, wie der Prozeß ſich weiter geſtalten werde. Dem⸗ 
gegenüber iſt aber zweierlei zu bedenken. Einmal iſt die An⸗ 
ordnung, die der Vorſitzende auf die Klageſchrift trifft, nicht 
unwiderruflich. Ebenſo wie er in Fällen, in denen er zuerſt 
von einer Vorbereitung durch den Einzelrichter abſah, dieſe 
nachträglich noch anordnen kann, wenn ſie ſich ſpäter als 
nötig herausſtellt?), ſo kann umgekehrt auch nach Beſtellung 
eines Einzelrichters von der Vorbereitung durch dieſen ab⸗ 
geſehen werden, wenn die Klagebeantwortung ergibt, daß die 
Sache ſpruchreif iſts). Ferner find Sachen, in denen ein 
Verfahren vor dem Einzelrichter überflüſſig iſt, doch nur 
erſtens diejenigen, in denen die Klage ſich von vornherein aus 
Rechtsgründen als unhaltbar erweiſt, ein Umſtand, der Schon 
beim Eingaug der Klageſchrift erkennbar wird, zweitens die⸗ 
jenigen, in denen die Klagebeantwortung entweder alsbald die 
Unhaltbarkeit der Einwendungen des Bekl. ergibt oder zeigt, 


2) Nähere Begründung Anm. 2 zu 348 in meinem Kommentar. 

3) Zweiſelhaft kann nur fein, inwieweit derartige Entſcheidungen 
nur das Kollegium oder auch der Vorſitzende allein treffen kann. 
Dieſe und die zahlreichen anderen Einzel ragen, die ſich bei der Durch⸗ 
führung des Einzelrichterverfahrens ergeben, werden in einem ſpä⸗ 
teren Artikel ausführlicher zu behandeln ſein. 
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daß ſich der Streit durch eine einfache Beweisaufnahme, die 
das Kollegium im Verhandlungstermin ſelbſt vornehmen kann, 
erledigen läßt. In dieſen Fällen wird der Kl. aus den dem 
Streit voraufgehenden Verhandlungen den Sachverhalt meiſt 
überſehen können. Liegt ihm daran, eine Verzögerung durch 
das Verfahren vor dem Einzelrichter zu vermeiden, ſo hat er 
es in der Hand, etwa durch Vorlegung der Korreſpondenz 
ſchon bei der Einreichung der Klage den Vorſitzenden aufzu⸗ 
[ären und um Abſtandnahme von dem Einzelrichterverfahren 
zu bitten. Mit anderen Worten: die Vorſchriften der Novelle 
jind im Gegenſatz zu den flarren Maßnahmen, die der 
Juriſtentag vorſchlug, ſo elaſtiſch gehalten, daß jede Benach⸗ 
teiligung der Prozeßführenden vermieden werden kann, ſobald 
nur erſt Richter und Anwälte die vielfach noch vorhandene 
pſychologiſch begreifliche Scheu vor der Neuerung überwinden 
und in loyalem Zuſammenwirken aus ihnen alles herausholen, 
was daraus entnommen werden kann. 

Im übrigen hat ja leider die bisherige Juſtizſtatiſtik 
gezeigt, daß die Fälle, in denen nach dem alten Verfahren 
eine ſtreitige Sache gleich im erſten Termin entſchieden wurde, 
überaus ſelten waren. Meiſt verging eine lange Zeit, wurde 
wieder und wieder vertagt, ehe die Sache ſo weit geklärt war, 
daß die entſcheidende Verhandlung ſtattfinden konnte. Es 
bleibt zu prüfen, ob nicht gerade für dieſe Fälle das Einzel⸗ 
richterverfahren der Novelle mehr Sicherheiten für ſchnelle 
und erſchöpfende Vorbereitung bietet als die vom Juriſtentag 
vorgeſchlagene Regelung. Letztere nähert ſich trotz des Be⸗ 
kenntniſſes des Juriſtentags zur reinen Mündlichkeit ſo ſehr 
der Schriftlichkeit, daß auch die der letzteren eigentümlichen 
Mißſtände zu befürchten ſein werden. Dieſe ſind Schwer⸗ 
fälfigfeit und die große Gefahr, daß die Parteien in 
ihren Schriftſätzen aneinander vorbeireden, fo 
daß doch in der mündlichen Verhandlung noch 
zahlreiche aufklärende Fragen geſtellt wer⸗ 
den müſſen, die die Parteien überraſchen und deshalb 
zur Vertagung führen. Auch wenn das Gericht leitend 
in den Schriftſatzwechſel eingreift, wird dieſe Gefahr nicht 
beſeitigt, da dies nach den Beſchlüſſen des Juriſtentags 
nur auf dem allen möglichen Mißverſtändniſſen Raum laſſen⸗ 
den ſchriftlichen Wege geſchehen köunte. Das vermeidet die 
Novelle, indem ſie den Einzelrichter im Vortermin beim Be⸗ 
ſtreiten des Bekl. ſeine Akten nicht einfach zuklappen, ſondern 
ihn ſofort in richtiger mündlicher Verhandlung zur Auf⸗ 
klärung des Sachverhalts ſchreiten läßt. Sollte nicht doch eine 
ſolche mündliche Ausſprache des Einzelrichters mit den Par⸗ 
teien die erſchöpfende Zuſammendräugung des Streitſtoffes und 
feine Beſchränkung auf das Weſenkliche mehr fördern, als 
ein in ſtarren Friſten ablaufendes ſchriftliches Verfahren? 
Ferner ergibt ſich das Druckmittel für die Parteien zur Mus- 
nutzung der ihnen gegebenen Vorbereitungs möglichkeit von 
ſelbſt. Denn da die Erörterung vor dem Einzelrichter eine 
richtige mündliche Verhandlung iſt, hat die Partei zu be⸗ 
fürchten, daß ſie das Kollegium in der abſchließenden Ver⸗ 
handlung mit einem neuen Vorbringen, das ſie nach dem 
Stande der Erörterungen vor dem Einzelrichter ſchon da⸗ 
mals hätte geltend machen können und müſſen, gemäß § 279 
ausſchließt. Nicht zwingend iſt, wie nebenbei bemerkt ſei, dem⸗ 
gegenüber auch der vielfach von Praktikern erhobene, freilich 
Überwiegend nur a priori begründete Vorwurf, daß die Vor⸗ 
bereitung durch den Einzelrichter die Prozeſſe verlängern 
müſſe. Denn was der Einzelrichter jetzt leiſten ſoll, mußte 
früher das Kollegium ſelbſt leiſten. Die Arbeitszeit aller drei 
Mitglieder der Kammer wurde dafür gebunden. Das bedingte 
eine Überfüllung der Terminszettel, beeinträchtigte damit 
die Gründlichkeit der Verhandlungen und bewirkte, daß jede 
Vertagung den Prozeß um mehrere Wochen, oft um Monate 
verzögerte. Teilen ſich jetzt 3 Richter in die Vorbereitung 
und beſchäftigen das Kollegium nur noch ſpruchreife Sachen, 
fo find die Terminszettel weit geringer beſetzt, und der Einzel⸗ 
richter kann, wo Vertagungen nötig werden, die neuen Ter⸗ 
mine in weſentlich kürzeren Friſten beſtimmen 4). Vor allem 
aber muß zu denken geben, daß der Grundſatz, den erſten 
Termin nicht gleich vor dem Kollegium, ſondern in der 
Regel vor dem Einzelrichter anzuberaumen, nicht nur vom 
Juriſtentag ſelbſt mit aller Entſchiedenheit gebilligt wird, 
fondern gerade in den Prozeßordnungen eingeführt ift, die 


) Nach Mitteilungen von Praktiſern find ſolche Erfolge, wenn 
auch zunächſt noch vereinzelt, bereits erreicht worden. 
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unſerer alten ZPO. durch die Schnelligkeit des Verfahrens 
weit überlegen ſind, ſo im öſterreichiſchen Recht und im Ge⸗ 
werbegerichtsgeſetz. 

Auch gegen den Einwand, daß das Verfahren vor dem 
Einzelrichter die Mündlichkeit der Schlußverhandlung ge⸗ 
fährde, läßt ſich manches vorbringen. Vor allen Dingen 
ſollte eine richtige Handhabung der Vorſchriften nicht 
dahin führen, daß in der Verhandlung vor dem Kolleginm 
einfach alles das, was Ton dem Einzelrichter vorgetragen 
wurde, reproduziert wird oder gar der Einzelrichter ſelbſt 
den Vortrag übernimmt. Die Verhandlung vor dem 
Einzelrichter braucht nicht ſo umſtändlich zu ſein wie die 
vor dem Kollegium, ſie kann ſich nach Art des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens ſo abſpielen, daß der Einzelrichter 
mit den Anwälten den Sachverhalt erörtert, die weſent⸗ 
lichen Punkte herauszuſchälen ſucht und feſtſtellt, nach wel⸗ 
chen Richtungen der Sachvertrag ergänzungsbedürftig iſt. 
Keineswegs braucht er abzuwarten, bis alle Ergänzungen ihm 
ſelbſt vorgetragen ſind. Er kann vielmehr ſein Verfahren ſchon 
abſchließen, wenn er alle Punkte, die noch aufklärungsbedürftig 
ſind, ſeſtgeſtellt hat und annehmen kann, daß bis zur Verhand⸗ 
lung vor dem Kollegium dieſe Punkte ſo weit vorbereitet ſind, 
daß die Verhandlung zum abſchließenden Ergebnis führt. Die 
Gewähr dafür, daß die Parteien die Vorbereitung auch 
wirklich leiten, ift in der Präkluſionsdrohung des § 279a ge- 
geben. Wird das Verfahren ſo gehandhabt und beſchränkt der 
Einzelrichter Beweiserhebungen ſo, wie dies in Anm. 9 zu 
§ 349 meines Kommentars mit näherer Begründung emp⸗ 
fohlen wird, dann wird in der Verhandlung vor dem Kol⸗ 
legium der Sachverhalt zum erſten Male in vollſtändiger Zu⸗ 
ſammenfaſſung und erſchöpfend vorgetragen. Das wird ſogar 
zu einer lebendigeren Mündlichkeit führen, als wir ſie im 
früheren Verfahren hatten, in dem der Vortrag vor dem 
Kollegium in mehrfachen Terminen und meiſtens jedes⸗ 
mal nur bruchſtückveiſe gebracht wurde. Wenn endlich die 
Gefahr betont wird, daß der Einzelrichter den Prozeß 
auf Wege leiten kann, die ſpäter das Kollegium mißbilligt, 
ſo daß vor dieſem erſt ganz neue und andersartige Sachauf⸗ 
Härungen nötig werden können, jo wird man nicht vergeſſen 
dürfen, daß der Einzelrichter dem Kollegium doch nicht ſo 
fern und fremd gegenüberſteht wie z. B. der Amtsrichter der 
Berufungskammer des LG. Cr ift ſelbſt Mitglied des Kol⸗ 
legiums, kennt ſeine Praxis, bleibt in ſtändiger Berührung 
mit ihm und kann ſich deshalb in Zweifelsfragen jederzeit über 
die Auffaſſung des Kollegiunis unterrichten. Dieſe Erwägung 
dürfte auch die Befürchtung Levins (DIZ. 1924, 876), 
daß das abſchließende Verfahren vor dem Kollegium gegen⸗ 
über dem Einzelrichterverfahren wie eine zweite Inſtanz wir⸗ 
ken müſſe, weſentlich abſchwächen. 

Abſchließend wird man ſagen können, die bisherigen 
praktiſchen Erfahrungen berechtigen noch nicht zu einem end⸗ 
gültigen Urteil darüber, wie der Einzelrichter ſich bei ſach⸗ 
gemäßer Handhabung in der Praxis bewährt, und es iſt 
andererſeits bedenklich, aus a priori angeſtellten Erwägungen 
das Verfahren vor dem Einzelrichter von vornherein als ver⸗ 
fehlt zu bezeichnen, zumal die bisher gemachten Gegenvor⸗ 
ſchläge nichts beſſeres an ſeine Stelle ſetzen. Da man ſich auch 
auf dem Juriſtentag darüber einig war, daß ſich in unſerem 
alten Prozeßverfahren Mißſtände entwickelt haben, die um 
des Rechtes willen ebenſo wie um des Anſehens und der 
Lebensfähigkeit der ordentlichen Gerichte willen überwunden 
werden mëllen, wird ſich empfehlen, daß Gerichte und An⸗ 
wälte in loyalem Zuſammenwirken den ernſten Verſuch 
machen, ob nicht neben anderen Vorſchriften der Novelle auch 
gerade das Verfahren vor dem Einzelrichter Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten in ſich ſchließt, die bei richtiger Handhabung 
des Geſetzes zur Belebung und Beſchleunigung unſeres Pro⸗ 
zeßganges weſentlich beitragen können. 


Aus den vorſtehenden Darlegungen ergibt ſich bereits, 
was gegen die von Heilberg in dieſem Hefte am Einzel⸗ 
richterverfahren geübte Kritik einzuwenden iſt. Wenn er in 
der Befugnis des Einzelrichters, einzelne Beweiſe ſelbſt zu er⸗ 
heben, eine der ſchlimmſten Unſtimmigkeiten ſieht, ſo darf 
nicht überſehen werden, daß es wie bei der Mündlichkeit der 
Verhandlung fo auch bei der Unmittelbarkeit der Beweis- 
aufnahme nicht ſo ſehr auf die äußerſte Konſequenz wie auf 
die praktiſche Durchführbarkeit des Geſetzes ankommt. Ebenſo 
wie man gerade um der Mündlichkeit praktiſch zu dienen Aus⸗ 
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nahmen von ihrer Durchführung zulaſſen muß, fo kann man 
die Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme im Kollegialgericht 
nur erreichen, wenn man ſie nicht ausnahmslos fordert und 
mit Hilfe der vom Einzelrichter zu erwartenden Entlaſtung 
das Kollegium in den Stand ſetzt, größere Sachen gründlich 
zu verhandeln und diejenigen Zeugen und Sachverſtändigen, 
bei denen die Gewinnung eines pe ſönlichen Eindrucks von 
ihrer Bekundung von beſonderem Werte iſt, ſofort im An⸗ 
ſchluß an die Verhandlung zu vernehmen. Daß dies in 
einzelnen Kammern und Senaten auch ſchon zum Teil er⸗ 
reicht worden iſt, iſt bei den in Richterkreiſen über den Einzel⸗ 
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Juriſliſche Wochenſchriſt 


richter abgehaltenen Erörterungen von verſchiedenen Seiten 
hervorgehoben worden. Man darf auch aus Heilbergs 
Bemerkung über die „ſehr energiſche Ablehnung“, die die 
Einrichtung des Einzelrichters „in den Kreiſen der Richter 
wie der Anwälte“ erfahren ſoll, nicht auf eine einhellige 
Anſicht dieſer Kreiſe ſchließen. Nicht nur haben zahlreiche 
Richter bei näherer praktiſcher Beſchäftigung mit den Einzel⸗ 
richterverfahren die Entwicklungsmöglichleiten dieſer, Einrich⸗ 
tung bereits erkannt, ſondern auch in der Anwaltſchaft haben 
namhafte Mitglieder ihre anfänglich grunoſätzliche Ablehnung 
bereits weſeutlich eingeſchränkt. 


III. Steuer- und wirtſchaftsrechtliche Abteilung. 


L Empfehlen ſich Anderungen der Gejergekung zur 
Erleichterung der Kapitalbefchaffung durch Aktien⸗ 
geſellſchaften? , 


Berichterſtatter dis Juriſtentages: 


1. Rechtsanwalt Dr. Max Hachenburg, Mannheim; 
2. Rechtsanwalt Prof. Dr. Flechtheim, Berlin. 


a) Von Rechtsanwalt Dr. Max Hachenburg, Mannheim 
und Rechtsanwalt Prof. Dr. Flechtheim, Berlin ). 


Die Notwendigkeit der Heranziehung fremden Kapitals 
wird nicht beſtritten werden können. Wer daran zweifeln 
wollte, der braucht nur bei wenigen Vertretern der In⸗ 
duſtrie anzufragen. Der braucht ſich nur eine Mitteilung 
der inländiſchen Banken über die Kreditſummen und die 
Fülle der ablehnenden Beſcheide zu beſchaffen. Gibt man die 
Notwendigkeit neuen Kapitalzufluſſes zu, weiß man, daß 
Deutſchland allein dies nicht aufbringen kann, fo bleibt kein 
anderer Ausweg, als der der Heranziehung des Auslandes. 
Das ift kein erwünſchter Zuſtand. Aber er ſcheint heute 
bei dem Notſtande der Wittſchaft als ein kleineres Übel. 
Man darf ſich von dem Schlagwort der Überfremdung nicht 
beirren laſſen. Sie beſagt ein überwiegen fremden Kapi⸗ 
tals und fremden Einfluſſes auf die deutſche Wirtſchaft. 
Wird dies je eintreten? Das iſt ſchwer vorauszuſagen. Denn 
der Kapitalbeſitz allein genügt nicht, um ausſchlaggebend zu 
ſein. Die ſchaffende Intelligenz, die Deutſchland ge⸗ 
geben ift, ſteht mindeſtens als gleichbedeutender Fak- 
tor neben dem Kapitaliſten. Es wird ſich aber auch 
nur um einen vorübergehenden Zuſtand handeln. Die Zeit 
wird kommen, in welcher das fremde Kapital aus Deutſch⸗ 
laud wieder zurückfließt. Wann ſie eintritt, kann man nicht 
prophezeien. Sie wird dann gekommen ſein, wenn durch 
die deutſche Arbeit das verlorene Kapital ſich auch bei uns 
wieder gebildet hat. 

Iſt aber die Kapitalbeſchaffung heute für dieſe Zeit bis 
zur Wiedererſtarkung der deutſchen Wirtſchaft notwendig, fo 
muß man auch ihr die Wege eönen. Die Geſetzgebung und die 
Rechtspflege ſind hierbei nicht führend. Das iſt hier ebenſo 
wie bei allen wirtſchaftlichen Vorgängen. Notwendig aber 
erſcheint die Rückſicht auf dieſe wirtſchaftlichen Bedürfniſſe 
bei den Faktoren des Rechts. Sie können zwar kein Kapital 
herbeiſchaffen. Sie können aber dieſen Vorgang erleich- 
tern, teils durch neue Anordnungen, teils durch Beſeitigung 
beſtehender Hinderniſſe. Dies gilt beſonders für die Aktien⸗ 
geſellſchaften. Sie ſind zweifellos in einer Reihe von Punkten 
Kreditſucher gleich allen anderen Unternehmungen. Unſere 
Aufgabe lautet aber zu unterſuchen, inwieweit die Geſetz⸗ 
gebung den Aktiengeſellſchaften die Gewinnung frem⸗ 
den Kapitals ermöglichen ſoll. Dann muß man ſich auf die 
Spezialfragen beſchränken, die nur für die Aktiengeſellſchaften 
auftauchen. Deshalb ſind auch Anregungen allgemeiner Art 
aus der folgenden Betrachtung ausgeſchieden. Dahin ſind 
a B. die amerifanifchen equipment bonds zu rechnen. Sie 
find aus der beſonderen Nechtsauffaſſung des anglo-ameri- 
kaniſchen Rechts, das überall mit dem Truſtbegrifſe arbeitet, 
erwachſen. Wollte man ſich auf dieſe Frage einlaſſen, ſo 
käme man auch weiter auf die Sicherung des Kredits für 
Betriebszwecke, auf die Vorzugsrechte an gelieferten Waren, 


1) Mit Genehmigung der Verſaſſer und der Schriftleitung 
des BankArch. teilweiſe aus der ausführlichen Wiedergabe in 
BankArch. S. 24 entnommen. D. ©. 


oder die Fortdauer des Eigentums des Verkäufers daran uſw. 
Aus dieſen Gründen unterbleibt jedes Eingehen auf dieſe 
Momente. 

Die Erleichterung der Kapitalbeſchaffung für die AktG. 
bedeutet eine Anderung der Aktiengeſetzgebung. Gibt man 
auch grundſätzlich das Bedürfnis hierzu zu, ſo muß doch 
immer daran feſtgehalten werden, daß bei allem Eutgegen⸗ 
kommen gegen den fremden Geldgeber an den Grundprin⸗ 
zipien unſeres Altienrechts nicht gerüttelt werden kann. Jedes 
Volk prägt ſeinen Charakter in ſeinem Rechte aus. Auch 
da, wo es ſich um Erſcheinungen handelt, die allen Kultur⸗ 
völkern mit entwickelter Wirtſchaft eigen ſind. Die redt- 
liche Orduung entſpricht nicht nur den wirtſchaftlichen Be⸗ 
dürfniſſen, ſondern auch der wirtſchaftlichen Ethik. 
Sie ift von tiefgreiſender Wirkung auf die Rechtsgeſtaltung. 
Die Verſchiedenheit der Altiengeſetze beruht auf dieſen Mo⸗ 
menten. Man muß ſich das vorweg vor Augen halten, wenn 
man aun die Umgeſtaltung des Attienrechts zur Erleichterung 
der Kapitalbeſchaffung herangeht. Auch bor nicht noze ent 
werden, daß es ſich nur um ein vorübergehendes Kapital⸗ 
bedürfnis handelt. Daher wird man die wwerstullite du, dite 
diſcher Rechtsgedanken und Rechtsformen nur als Aushilfe 
betrachten. Es kann ſich nur ein Zwiſchenrecht geſtalten. 
Möglich, daß manche dieſer Neuerungen Uh einbürgern und 
damit ein Teil unſeres Rechtsſyſtems werden. Das wiro ſich 
erſt endgültig nach Ablauf der Probezeit entſcheiden. Für 
diefe trauſitoriſche Natur des Zwiſchenrechts ift gleichgüttig, 
ob man in Geſetzen ausdrücklich hervorhebt, daß jie nach Ab⸗ 
lauf einer beſtimmten Zeit erlöſchen oder beim Eintritt ver⸗ 
änderter Verhältniſſe durch Beſchluß der Reichsregierung wie⸗ 
der beſeitigt werden ſollen, oder ob man dies der künftigen 
Geſetzgebung überläßt. Entweder erreicht Deutſchland die⸗ 
ſes erhoffte Ziel nicht, dann kann es auch die Konzeſſionen, 
die es den fremden Gläubigern machte, nicht zurückziehen. 
Oder es bedarf des fremden Geldes nicht mehr, dann vod- 
zieht ſich nach wirtſchaftlichen Geſetzen der Rückfluß dieſes 
Kapitals. Dann ſtößt das deutſche Recht auch ohne beſonderen 
Vorbehalt die fremden Beſtandteile wieder aus. Aus prak⸗ 
tiſchen Gründen wird man daher davon abſehen, die Neue⸗ 
rungen dieſes Zwiſchenrechtes zu befriſten. Daß ſie nur für 
die Zwiſchenzeit gemeint find, ergibt ſich aus ihrem Juhalte 
von ſelbſt. Daraus ergibt ſich auch, daß heute nicht von 
einer grundlegenden Reform unſeres geſamten Mf- 
tienrechtes die Rede ſein kann. Von einigen Handels⸗ 
kammern iſt dies beantragt worden. Gewiß wird auch einmal 
eine ſolche Reform kommen. Zweifellos macht ſich auch für das 
Aktienrecht die veränderte Wirtſchaftslage und die veränderte 
wirtſchaftliche Auffaſſung in vielen Punkten geltend. Aber, 
bis eine ſolche Arbeit durchgeführt wäre, verginge viel zu 
viel Zeit. Gerade, weil Deutſchland heute raſch ſich das 
ausländiſche Kapital ſichern muß, kann es ſich alſo nur um 
die Anderung bei den Punkten handeln, durch welche dem Aus⸗ 
länder die Überlaſſung des Kapitals an deutſche AktG. er- 
leichtert wird. Daher wird man ſich auch davor hüten müſſen, 
gerade jetzt die ſchon früher viel uniſtrittene Frage nach 
der Stellung des Aufſichtsrats aufzugreiſen. Es ift 
zu verſtehen, daß aus den Keeiſen der Induſtriellen und 
der Juriſten wieder auf die beſondere Geſtaltung der Or⸗ 
gane der MtG. in Deutſchland hingewieſen wird. Wieder 
tauchen Vorſchläge auf, die den Aufſichtsrat beſeitigen und 
ein einheitliches Direktorium, das Vorſtand und Auſſichtsrat 
in ſich vereinigt, bilden wollen. Es iſt aber nicht anzuneh⸗ 
men, daß auf dieſe Momente ſeitens der ausländiſchen Geld» 
geber Wert gelegt wird. Es iſt für ihn gleichgültig, ob die 
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deutſchen AktG. ein einheitliches Organ oder deren zwei 
beſitzen. Auf die Vertrauenswürdigkeit der Geſellſchaft hat 
dies keinen Einfluß. Man darf auch bei der Schaffung der 
Erleichterung nicht ſo weit gehen, daß man glaubt, in jeder 
Richtung die gedankliche Einſtellung des Auslandes berück⸗ 
ſichtigen zu müſſen. Solche Bequemlichkeitsmomente dürfen 
nicht dazu führen, Fragen, die nur bei einer grundſätzlichen 
Reform unſeres ganzen Syſtems gelöſt werden können, im 
Wege der Hilfsgeſetzgebung zu behandeln. Noch mehr gilt 
dies von der Stellung der Generalverſammlung. Man 
mag darüber ſtreiten, ob das das deutſche Aktienrecht beherr⸗ 
ſchende demokratiſche Prinzip heute noch zutrifft. Das Ringen 
zwiſchen den Aktionären und der Verwaltung iſt noch nicht 
beendet. Wir wiſſen nicht, ob wir hier eine völlige Neu⸗ 
geſtaltung der wirtſchaftlichen Geſtaltung der AktG. oder 
nur eine vorübergehende Erſcheinung haben. Auch hier iſt 
das Intereſſe des fremden Geldgebers zu gering, um heute 
ſchon an die Geſetzgebung heranzutreten. Es iſt auch nicht 
richtig, daß die Übertragung der Rechte der Generalverſamm⸗ 
lung auf Vorſtand und Auſſichtsrat, bei der Erhöhung des 
Grundkapitals nötig iſt, um eine Beſchleunigung des ganzen 
Verfahrens herbeizuführen. Bei einer richtigen Einſtellung 
der Regiſterrichter kann man ſehr gut auch auf der heutigen 
Baſis Erhöhungsbeſchlüſſe raſch erledigen. Die Gründe, die 
dazu geführt haben, dem Vorſtand und Aufſichtsrat das 
Recht zur Ausgabe neuer Aktien auf Grund allgemeiner Cr- 
mächtigung zu verſagen, gelten heute noch. Auch hier liegt 
keinerlei Anlaß vor, zur Erleichterung der Kapitalbeſchaffung 
einer gründlich arbeitenden und alles für und wider erwägen⸗ 
den Geſamtreform vorzugreifen. Wir m üſſen uns alſo 
darauf beſchränken, das für jetzt dringend not- 
wendige zu finden. 

Nun beſteht unzweifelhaft ein Unterſchied in der Auf⸗ 
faſſung der Aufgaben des Ge pc? gerade auf dem Gebiete des 
Aktienrechtes zwiſchen Deutſchland einer⸗ und England und 
Amerika andererſeits. Vielleicht geht ſie auf die Einſtellung 
dieſer Völker von der Aufgabe des Staates in der Fürſorge 
für ſeine Angehörigen zurück. Der deutſche Rechtsgedanke 
im Aktienrecht wurzelt in einer weitgehenden Verhütung der 
Nachteile für Gläubiger und Aktionär. Teilweiſe floſſen 
dieſe Vorſchriften aus üblen Erfahrungen, die man in der 
Vergangenheit machte. Teilweife beruhen ſie auf der ethiſchen 
Veranlagung des deutſchen Volles. In England und Amerika 
wird dies leicht als Bevormundung betrachtet. Es ſei nicht 
die Aufgabe des Staates, den einzelnen vor Nachteilen, die 
er ſelbſt verhüten könnte, zu ſchützen. Das ganze Softem 
des deutſchen Aktienrechtes, bei der Kapitalbildung der AktG., 
bei der Gründung wie bei der Erhöhung, Ht dem anglo⸗ameri⸗ 
kaniſchen Rechte fremd und dem. Engländer und Amerikaner 
oft unverſtändlich. Und doch wird grundſätzlich an dem tief 
bei uns eingewurzelten Grundgedanken unſeres Rechtes nicht 
gerüttelt werden dürfen. Es iſt auch nicht anzunehmen, daß 
bieran der engliſch⸗amerikaniſche Geldgeber Auſtoß nimmt. 
Nur darf dieſes Syſtem nicht in Kleinlichkeiten ausarten. 
Man wird gerade dieſer Frage nähertreten müſſen. Es iſt 
durchaus möglich, auf ſolche Auswirkungen des Prinzips 
zu verzichten, die wenigſtens heute nicht mehr als dringend 
geboten erſcheinen und die dem Fremden, auch wenn er das 
Prinzip verſteht, als Ausflüſſe eines Kleinlichkeitsgeiſtes er⸗ 
ſcheinen. 

Daher bleibt es bei der Vorſchrift, daß eine AktG. nur 
dann gegründet werden kann, eine Erhöhung des Grundkapi⸗ 
tals nur dann ſtattfinden kann, wenn alle Aktien übernom⸗ 
men und der Mindeſtgeldbetrag von 250% einbezahlt ift. Da- 
mit iſt die leichte Gründung der engliſch-amerikaniſchen Geſell⸗ 
ſchaften ausgeſchloſſen. Es iſt unmöglich, die Unterbringung 
der Stammaktien nach Eintragung der Geſellſchaft den Grün⸗ 
dern zu überlaſſen. Damit würde ſich das deutſche Wirt⸗ 
ſchaftsleben nie abfinden können. Durch das Feſthalten an 
dem Syſtem der vorherigen Deckung iſt auch die Ausgabe von 
Freiaktien unmöglich. Auch dieſe Idee iſt ſchon aufgetaucht. 
Nicht ſelten brachten ſchon früher Engländer oder Amerikaner 
dieſen Wunſch mit nach Deutſchland. Sie haben ſich aber 
bisher immer dem Beſcheide gefügt, daß das deutſche Recht 
keine ſolchen Aktien kennt. Will der amerikaniſche Vermittler 
einen Nutzen haben, ſo muß er ihn in anderer Form er⸗ 
halten. Die Vorſchriften des deutſchen Aktienrechtes über 
Gründerpoſition (8186 Abſ. 3 HGB.) werden beibehalten 
werden müſſen. Durch die Offenlegung der Proviſion bei der 


Gründung wird freilich manche Freude daran verdorben. Bei 
einer einfachen Erhöhung des Grundkapitals beſteht dieſe 
Vorſchrift nicht. Auch wo ſie gilt, ſind die Freiaktien ab⸗ 
zulehnen. 

Aus den gleichen Motiven entſpringt auch der Wunſch, 
die Verteilung des Grundkapitals in Aktien mit beſtimmten 
Nennbetrage beizubehalten. — Es iſt neuerdings vielfach die 
Einführung der ſogenannten Quoten⸗Aktien, die ſich aller⸗ 
dings nur vereinzelt im Auslande — vorzugsweiſe in 
Amerika — finden, empfohlen worden. Wir haben eine ähn⸗ 
liche Beteiligungsform im Bergwerkskure. Es liegt auf der 
Hand, daß wir von vielen wirtſchaſcichen Schäden und 
juriſtiſchen Schwierigkeiten, die die Inflation mit fih ge 
bracht hat, verſchont geblieben wären, wenn wir damals 
nennwertloſe Aktien gehabt hätten. Auch die Umſtellung der 
alten Papiermark-Aktien in bloße Quoten⸗Aktien wäre tech⸗ 
niſch einfacher geweſen, als ihre Überleitung in Goldmark⸗ 
Aktien. Aber damals wurde bereits gewarnt, eine ſo grund⸗ 
ſätzliche Neuerung im Wege der Gelegenheitsgeſetzgebung ein⸗ 
zuführen. Man hat davon Abſtand genommen. Jetzt handelt 
es ſich lediglich darum, ob die Quoten⸗Aktie eine weſentliche 
Erleichterung für die Kapitalbeſchaffung bedeuten würde. Das 
iſt unbedingt zu verneinen. Selbſt in Amerika iſt ſie auch 
heute noch die Ausnahme. Sie würde es erſt recht in Deutſch⸗ 
land bleiben, wo die Tradition nun einmal gegen dieſe Neue⸗ 
rung ſpricht. Die Quoten⸗Aktie würde weder für den in⸗, noch 
für den auslandiſchen Geldgeber beſonders anziehend ſein. Am 
allerwenigſten aber erſcheint es angängig, daß bereits be⸗ 
ſtehende Geſellſchaften mit einem ſeſten Aktienkapital und 
auf einen beſtimmten Nennwert lautenden Aktien dieſes Kapi⸗ 
tal um ein nennwertloſes Zuſatzkapital, eingeteilt in Quoten- 
Aktien, erhöhen. 

Bedeutungsvoller und ernſter iſt die Frage, ob im Inter⸗ 
eſſe der Heranziehung inländiſchen Kapitals aus dem streile 
kleiner und kleinſter Sparer das Gebiet der Zwanzigmark⸗Attie 
weiter auszudehnen ift. Bekanutlich fegt die Golobilanz VO. 
den Mindeſtbetrag normaler Aktien auf 100 Goldmark feſt. 
In den DurchfBeſt. ift jedoch für die Umſtellungs⸗Aktie in 
weitgehendem Maße die Zwanzigmart-Aitie zugelaſſen. Nicht 
aber für Neuemiſſionen. Es erſcheint auch nicht wünſchens⸗ 
wert, daß das Gebiet der Zwanzigmark-Aktie nach dieſer 
Richtung hin ausgedehnt wird. Den alten Wünſchen nach 
einer leichteren Aktie iſt durch den Betrag von 100 Goldmark, 
zumal unter Berückſichtigung des jetzigen Kursniveaus, weit⸗ 
gehend Rechnung getragen. Die Erfahrungen der Inflations⸗ 
zeit haben die Gefahr der Beteiligung unberufener Kreiſe am 
Aktienhandel verdeutlicht. Auch für die Geſellſchaften ſind 
Aktionäre, die nicht genügend Kapital beſitzen, um eine Hun⸗ 
dertmark⸗Aktie zu kaufen, nicht erwünſcht. Dazu kommen 
die großen techniſchen Schwierigkeiten und unverhältnismäßi⸗ 
gen Koſten, die die Zwanzigmark-Aktie für die Geſellſchaften 
und die Banken mit ſich bringt. Es erſcheint vielmehr wün⸗ 
ſchenswert, daß die einmal zugelaſſenen Umſtellungs⸗Aktien 
von 20% baldmöglichſt verſchwinden. Dieſes ſchon im Inter⸗ 
eſſe neuer Emiſſionen und damit alſo auch der Kapitals 
beſchaffung. Der Geſetzgeber wird ſpäter den Geſellſchaften 
die Möglichkeit geben müſſen, die Zwanzigmark-Aktien, not⸗ 
falls im Wege der Zuſammenlegung, zu beſeitigen. 

War bei dem bisher Beſprochenen auch kein lebhaftes 
Intereſſe der fremden Geldgeber anzunehmen, ſo wird ſich 
doch in einer Reihe von anderen Momenten ein derartiger 
Gedanke nicht abweiſen laſſen. Dies gilt wieder namentlich, wo 
die bisherigen Beſtimmungen des Aktien rechtes ſtark erſchwe⸗ 
rend wirken. Bei der Gründung einer AktG. und der Gr 
höhung des Kapitals verlangt das deutſche Geſetz Bara 
zahlung. Das hat man auch ſchon in Deutſchland und 
noch mehr im Ausland ſchwer verſtanden. Die Kriegsgeſetz⸗ 
gebung hat an Stelle der Barzahlung den akzeptierten 
Reichsbankſcheck geſetzt. Dieſer kleine Fortſchritt ge⸗ 
nügte aber nicht. Es ift unbedingt erforderlich, daß man 
von der Barzahlung abſieht. Selbſtverſtändlich genügt nicht 
das Zahlungsverſprechen des Aktienzeichuers, wohl aber 
die Überweiſung an eine einwandfreie Bank. Hier hätte ent⸗ 
weder die Landesjuſtizverwaltung oder der Landgerichtspräſi⸗ 
dent auf Vorſchlag der Handelskammer für ſeinen Bezirk die 
Banken zu bezeichnen, deren Gutſchrift die Barzahlung erſetzt. 
In gleicher Weiſe wäre auszuſprechen, daß Zahlung in Wäh⸗ 
rung beſtimmter Länder der Zahlung in deutſcher Währung 
gleichſteht. Andernfalls bedeutete die Überweiſung von ameri- 
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kaniſchen Dollars und engliſchen Pfund eine Sacheinlage, 
welche die ganze Umſtändlichkeit dieſes Verfahrens nötig 
machte. Das iſt ein Unding. Es führte auch bisher zu der 
vorherigen häufigen zweckloſen Umwechſlung. Will man dem 
Ausländer die Beteiligung an deutſchen Unternehmungen er⸗ 
leichtern, ſo muß man ſein Geld als gut genug zur Deckung 
der Aktienübernahme anſehen. 

Eine Reihe anderer Vorſchriften beſchäftigt ſich nicht 
mit der materiellen Einlage, ſondern mit den Vorausſetzungen 
der Aktienausgabe. Auch hier erſtrebt die Vorſchrift des 
deutſchen Rechts die Verhütung unſolider Gründungen. Im 
Vordergrunde ſteht das Verbot der Aktienausgabe unter Pari. 
Eine ſolche würde bedeuten, daß man für einen dem Nenn⸗ 
wert der Aktien nicht entſprechenden Betrag die gleichen An⸗ 
teile am Geſellſchaftsvermögen gibt wie den Stammaktionären. 
Das wäre nur deren Nachteil. Darüber hätten ſie zu be⸗ 
finden. Es würde aber auch das Aktienkapital in ſeinem 
Nennbetrag größer erſcheinen, als es den Leiſtungen der 
Aktionäre entſpricht. Das ift gegen das Prinzip des Schutzes 
der Gläubiger. 

Das Verbot der Unterpari⸗Emiſſion zwingt die Gefell- 
ſchaft, die Aktien ausgeben will, deren Kurs aber eine Unter⸗ 
bringung der Aktien zu Pari nicht zuläßt, entweder zunächſt 
das alte Kapital herabzuſetzen, oder aber die neuen Aktien 
mit Vorrechten auszuſtatten. Beides geht auf Koſten der 
alten Aktionäre. Sie müſſen das in den Kauf nehmen. Sie 
ſind eben an einer notleidenden Geſellſchaft beteiligt. So war 
wenigſtens die wirtſchaftliche Lage vor dem Kriege und wie 
ſie dem Geſetzgeber vor Augen ſtand. Ganz anders die jetzige 
Situation: Auch die umgeſtellten Aktien der beſten Geſell⸗ 
ſchaften ſtehen zum weitaus größten Teile unter Pari. Das 
iſt einmal die Folge des ungünſtigen allgemeinen Kurs⸗ 
niveaus, zum anderen eine Folge der Umſtellung. Eine 
Geſellſchaft ſoll ihr Kapital verſtändigerweiſe auf den Betrag 
umſtellen, auf den ſie in der Zukunft eine angemeſſene Divi⸗ 
dende verteilen zu können erwartet. Geſellſchaften, die hier⸗ 
nach verfahren, haben erleben müſſen, daß der Kurs der 
neuen Goldaktie weit unter Pari liegt und damit eine er⸗ 
wünſchte Kapitalerhöhung nur durch eine neue Sanierungs⸗ 
aktion möglich ſein wird. Die Verwaltung hätte alſo, um 
dieſes zu vermeiden, den Schnitt noch tiefer machen müſſen, 
alſo über das Maß hinaus, das durch die Rückſicht auf die 
Rentabilität bedingt iſt. Eine ſolche Einſtellung der Ver⸗ 
waltung bei der Entſchließung über die Umſtellung wäre für 
die Aktionäre und die Wirtſchaft verhängnisvoll. Das Ver⸗ 
bot der Unterpari⸗Emiſſion gewinnt hierdurch eine ganz neue 
Bedeutung. Man hat vorgeſchlagen, es ganz abzuſchaffen 
oder einzuſchränken. Dem iſt nicht beizuſtimmen. Die Be⸗ 
ſeitigung der Beſtimmung, die allen Rechten gemeinſam iſt, 
würde auch das Vertrauen in die Solidität des deutſchen 
Aktienweſens beeinträchtigen. Nicht die Beſtimmung des 
HGB. ift zu reformieren, ſondern die Beſtimmungen der 
GoldbilanzV O., die die Geſellſchaften in dieſes Dilemma 
bringen, Geſellſchaften, die keinen Parikurs haben, obgleich 
ſie ſtarke ſtille und offene Reſerven beſitzen. Hier zeigt ſich 
der Ausweg. Es iſt kein Verſtoß gegen das Verbot der Unter⸗ 
pari⸗Emiſſion, wenn bilanzmäßiger Gewinn oder Reſerven 
zur Einzahlung auf das neue Kapital, alſo zur Deckung des 
Disagios, benutzt werden. Das iſt die alte Technik der ſo⸗ 
genannten Gratisaktie. In der Sache findet lediglich eine 
Umgruppierung des Eigenkapitals ſtatt. Reſervekapital wird 
zum Grundkapital. Es bleibt in beiden Fällen gebunden. 
Eine Ausſchüttung findet nicht ſtatt. Die Gläubiger werden 
nicht beuachteiligt oder gefährdet; im Gegenteil: es wird das 
haftbare Vermögen vergrößert. Aber auch die Aktionäre 
werden nicht geſchädigt. Sie verlieren allerdings ihren Anteil 
an den Reſerven zugunſten der neuen Aktionäre, die hiermit 
einen Teil ihrer Aktien einzahlen, aber ſie entgehen der 
ſonſt unvermeidlichen Sanierungsaktion, alſo der Herabſetzung 
des alten Aktienkapitals oder der Ausgabe von Vorzugsaktien. 
Dennoch empfiehlt es ſich, den alten Aktionären ein un⸗ 
entziehbares Bezugsrecht auf die neuen Aktien einzuräumen. 
Soweit es ſich um die Deckung des Fehlbetrages aus Gewinn 
und freien Reſerven handelt, bedürfte es keiner neuen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung. Anders für die aus der Umſtellung her⸗ 
rührenden Reſerven. Sie ſind geſetzlich gebunden. Hier iſt 
einzuſetzen. Es muß den Geſellſchaften freiſtehen, auch dieſe 
geſetzlichen Umſtellungsreſerven dem Kapital zuzuſchlagen, in⸗ 
dem bei einer Neuausgabe ein Teil des einzuzahlenden Be⸗ 
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trages hieraus gedeckt wird. Es iſt keine eigentliche Unter⸗ 
pari⸗Emiſſion, ſo wenig wie im Falle der Gratisaktie. Es 
wird die Umſtellung auf Goldmark nachträglich korrigiert. 
Daher kann eine ſolche Beſtimmung als Durchf VO. zur Gold- 
bilanz BD. ergehen. Sie wäre das Spiegelbild zu der Be⸗ 
ſtimmung des § 261 Ziff. 2 HGB., wonach das Emiſſions⸗ 
agio in den geſetzlichen Reſervefonds fließt. Die Möglichkeit 
ſollte auf eine beſtimmte Zeit, etwa drei oder fünf Jahre, 
beſchränkt fein. Die Regelung gerade dieſes Punktes er- 
ſcheint dringlich, damit die Geſellſchaften bei ihren jetzt bevor⸗ 
ſtehenden Umſtellungen zur Erleichterung künftiger Emiſſionen 
das Verhältnis ihrer ſtillen und offenen Reſerven richtig 
gegeneinander abſtimmen können. Es wird auch ſonſt für die 
Kreditfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft nichts ſchaden, wenn 
aus dieſem Grunde die frühere Tendenz der Bevorzugung 
ſtiller Reſerven zugunſten der offenen Reſerven veyſchoben 
wird. Das Verbot der wirklichen Unterpari⸗Emiſſion ſoll — 
wie gejagt — nicht angetaſtet werden?). 

Anders ſteht es bei der Frage des Verbots der Ausgabe 
junger Aktien vor der Vollzahlung der alten. Dieſe ganze 
Beſtimmung hat heute ſchon einen weſentlichen Teil ihrer 
Berechtigung verloren. Sie war von Bedeutung zur Zeit, 
als man noch auf die Einlagepflicht der Aktionäre verzichten 
konnte. Man hat ſie, trotzdem ſolche Verzichte jetzt ungültig 
ſind, auch bei der Schöpfung des neuen HGB. aufrechter⸗ 
halten. Man rechtfertige dies damit, daß die zweckloſe An- 
häufung von Kapitalien vermieden werde. Dieſer Grund iſt 
zweifellos heute fortgefallen. Man kann auch für Deutſchland 
ſelbſt die Vorſchrift eutbehren. Man wird ſie aber auch ſchon 
deshalb beſeitigen müſſen, weil andernfalls jede neue Kapital⸗ 
aufnahme gehemmt wäre. Denn wir wiſſen ja nicht, wie die 
Einlagepflicht der Aktionäre aufzuwerten iſt. Sie iſt auch 
durch die GoldbilanzVO. und die DurchfBeſt. hierzu nicht be- 
ſeitigt. Es kann zahlloſe Prozeſſe darüber geben. Dazu kommt 
noch, daß ein rigoroſes Vorgehen gegen die alten Aktionäre 
bei mangelnder Vollzahlung unwirtſchaftlich wäre. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift des 8278 Abſ. 1 HGB. ift aljo zu ſtreichen. 

Noch eine Hemmungsvorſchrift mag zur Erleichterung 
beſeitigt werden, das Verlangen der beſonderen Abſtimmung 
der mehreren Aktiengattungen (§S 278 Abſ. 2 HGB.). Die 
ganze Stelle kam erſt in das neue HGB. Bisher war nur 
bei einem Eingriff in die Rechte der einzelnen Aktionäre 
die Sonderabſtimmung nötig (vgl. § 275 Abſ. 3 HGB.). 
Irgendeine Begründung für dieſe Verdeutlichung gibt die 
Denkſchrift zum HGB. nicht. Hier liegt eine Überſpannung 
des Gedankens der geſonderten Rechte vor. Die Erhöhung des 
Grundkapitals greift rechtlich nicht in die Stellung der ein⸗ 
zelnen Gattungen ein. Wohl aber mag dieſe Vorſchrift für die 
neue Kapitalbeſchaffung hemmend ſein. Sie kann zu einer 
Ausbeutung durch die Minderheit führen. Man ſperrt die 
Beſchlüſſe, um einen Sondervorteil zu erreichen. Man be⸗ 
achte, daß wir ſehr wahrſcheinlich zur Schaffung von echten 
Vorzugsaktien gedrängt werden. Soweit nicht ausnahmsweiſe 
Unterpari⸗Ausgaben ſtattfinden, muß dem neuen Kapital⸗ 
geber ein Lockmittel gewährt ſein. Der Begriff der Vorzugs⸗ 
aktien iſt etwas in Verruf geraten. Man denke an die Aktien 
mit Mehrſtimmen, oder an die obligationsähnlichen. Jetzt 
kommen wieder die echten Vorzüge zu ihrer Geltung. Das 
verlangt ein Opfer aller bisherigen Aktionäre. Wer heute 
Kapital will, muß leiden. Was aber ſollte in einem ſolchen 
Falle die Sonderabſtimmung? 

In Verbindung mit den Vorzugsaktien gedenken wir 
eines anderen Vorteils. Er greift in das beſtehende Recht 
ein: Das iſt das Verbot des Bezugsrechts vor dem 
Beſchluſſe über die Erhöhung. Heute wird der Aus⸗ 
länder, der ein Riſiko läuft, es fordern. Als Kurs wird meiſt 
der gefordert, wie bei der Übernahme. Hier darf man nicht 
engherzig fein. Sonſt geſchieht es auf obligatoriſchem Wege. 
Aber zugleich begrenzen muß man dieſen Riß in das 
Prinzip. Unbegrenzte Bezugsrechte als Voraus wird auch 
kein Geldgeber fordern. Die amerik. pref. ſhares erhalten 
ihre Dividende halbjährlich. Das iſt eine Gewohnheit, die man 
begreift und der man Rechnung tragen ſoll. Nur brauchen 
wir hierfür keine Anderung der Geſetzgebung. Sie verbietet 
die Halbjahresbilanzen nicht. Nur länger als zwölf Monate 
darf ein Geſchäftsjahr nicht ſein, wohl aber kürzer. Läßt man 


) Zu dem Aufſotz von Springer, VankArch. 24 S. 4 ff., ſiehe 
die Erwiderung von Flechtheim⸗Hachenburg ebenda S. 27, Anm. 1. 
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dies zu, ſo muß auch die Dividendenverteilung geſtattet ſein. 
Freilich kann man keine Sonderbilanz nur für die Vorzugs⸗ 
aktien machen. Sie muß auch für die Stammaktien gelten. 
Sonſt wäre ſie überhaupt keine Bilanz. Wir ſchüfen ein Vor⸗ 
recht ohne endgültige Gewinnfeſtſtellung. Das geht nicht. 
Dann wäre die Möglichkeit gegeben, daß die offizielle Bilanz 
auf Jahresſchluß anders abſchlöſſe. Dann wäre der Vorzugs⸗ 
aktionär nicht gedeckt. Man könnte hier natürlich helfen, wenn 
man die Rückzahlung ausſchlöſſe. Allein weshalb dies, wenn 
man dasſelbe erreicht, ſobald die Halbjahresbilanz für alle 

Aktionäre gilt. Eine Genehmigung durch die Generalverſamm⸗ 
lung iſt freilich dann ſtets geboten. Aber He wäre es doch 
auch, ſobald man nur für die Vorzugsaktien eine Gewinn⸗ 
verteilungsbilanz vorſähe. Ich denke bei den Vorzugsaktien 
nicht an ſolche mit beſchränkter Dividende, ſondern an wirkliche 
Vorrechte. Hier greifen meiſt die Anſprüche der Vorzugs⸗ 
und Stammaktien ineinander. Schon das ſpricht für die 
gemeinſame Semeſterbilanz. Möglich wäre, dieſen Aktien 
eine Halbjahresdividende aus dem Gewinne der Vergangen- 
heit zu gewähren. Auch das verträgt ſich mit dem heutigen 
Rechte. Es bedeutet im Grunde nur eine Zurückhaltung eines 
Gewinnbetrages zur ſpäteren Ausſchüttung. 

Der Gedanke der nur für die Vorzugsaktien beſtimmten 
Gewinnausſchüttung in kürzerer Zeit ſtreift an die Gewinn⸗ 
gewährung, ohne Rückſicht auf das ſchließliche Jahresergebnis. 
Er führt folgerichtig zur Garantie eines beſtimmten Ertrages 
oder zur Verzinſung. Das widerſpricht der Regel unſeres 
Aktienrechtes. Es geht nicht an, daß der Aktionär als Zins 
ſeine Einlage zurückerhält. Auch die Bauzinſen ſind nicht un⸗ 
bedenklich. Aber unſtatthaft wäre es, ſchlechthin zur Heran⸗ 
ziehung des fremden Kapitals eine feſte Summe zu verſprechen. 
Will der Kapitaliſt Zinſen, ſo kann er nicht Aktionär werden. 
Er muß Gläubiger ſein. Dann kann er ſich neben den Zinſen 
Gewinnanteil geben laſſen. Er kann ſtiller Geſellſchafter wer⸗ 
den. Aber Aktiengeſellſchafterrechte ſtehen ihm nicht zu. 

Er kann auch zunächſt Gläubiger ſein und dann Aktionär 
werden. Dann hat in dieſem Momente der Zinsgenuß auf⸗ 
gehört. Daher wird er nur dann dazu greifen, wenn ihm 
der Gewinnbezug als Aktionär mehr wert iſt als der An⸗ 
ſpruch auf feſte Verzinſung. Dafür hat das amerikaniſche 
Recht eine beſondere Form gefunden: die convertible 
bonds?). Schon vor dem Kriege (1913) hat Melchior 
(Bank Arch. XII, 354) darauf hingewieſen. Aus feiner Arbeit 
ſchöpfen die meiſten, die heute dafür eintreten. Der Geld⸗ 
bedarf Deutſchlands und die Zurückhaltung des Kapitals 
führt dazu, auch dieſe Form ernſthaft ins Auge zu faſſen. 
Aktionär einer deutſchen MtG. zu werden, entſchließt fih heute 
mancher auch bei uns ſchwer, noch weniger der Ausländer. 
Andererſeits lockt ihn der hohe Zinsfuß allein noch nicht. 
Er rechnet mit der Rückzahlung, wenn die MtG. ſeiner nicht 
mehr bedarf. Daher ſein Verlangen, wenn ſich ihre Verhält⸗ 
niſſe gebeſſert und gefeſtigt haben, ihr dauernd anzugehören. 
Daher das Recht der Umwandlung der Darlehen in Aktien 
begehrt wird. Dieſe Prämie beſtimmt dann wieder zu einer 
geringeren Verzinſung. Darin liegt der Vorteil der AktG. 
Zap. Aus dieſem Grunde wird man der Aufnahme dieſes 
wirtſchaftlichen Gedankens zuſtimmen. Man ſpricht mit dem 
amerikaniſchen Syſteme meiſt von bonds, alſo bei uns Schuld⸗ 
verſchreibungen. Derſelbe Gedanke muß aber auch von dem 
Darlehen der einzelnen gelten. Auch der Großkapitaliſt, der 
ſich für ein Unternehmen intereſſiert, mag zuerſt als Gläu⸗ 
biger zu ſeiner Sicherheit auftreten. Dann aber will er 
Aktionär werden. Daher müſſen wir dieſen Gedanken dem 
deutſchen Rechte anpaſſen. Er muß in dasſelbe eingearbeitet 
werden. Die daraus fih ergebenden Abweichungen von fei- 
nem Heimatrechte werden den amerikaniſchen Geldgeber nicht 
abſchrecken. 

Auch heute, ohne Anderung unſerer Geſetzgebung, kann 
dieſes wirtſchaftliche Reſultat auf Umwegen erreicht werden. 
Sie ſind aber umſtändlich und unſicher. Die Mitglieder 
von Vorſtand und Aufſichtsrat ſichern perſönlich dem Gläu⸗ 
biger den Umtauſch ſeines Guthabens in Aktien zu. Solange 
fie die Z4- Mehrheit der Stimmen befigen, können fie erfüllen. 
Auch dann iſt aber die Vollſtreckung eines gegen ſie er⸗ 
gehenden Urteils ſchwierig. Wir kommen auf das umſtrittene 
Gebiet der Verpflichtung, in einem gewiſſen Sinne zu ſtimmen. 
Auch wenn ſie bejaht wird, erwächſt die Frage der Vollſtrek⸗ 


3) Siehe zu dieſen jetzt auch Kabiſch, Fraulf. Ztg. 
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kungsmöglichkeit. Mit Schadenerſatz iſt dem Gläubiger nicht 
gedient. Verſtärkt kann die Verpflichtung werden, wenn man 
den Mitgliedern des Aufſichtsrats ſchlechthin die Pflicht zum 
Aktienumtauſch auferlegt. Sie müſſen notfalls alte Aktien 
beſchaffen. Wie aber, wenn ſie keine mehr haben? Soweit eine 
MtG. Vorratsaktien zu ihrer Verfügung hat, kann fie deren 
Umtauſch zuſagen. Aber dieſer Fall wird nicht mehr allzu 
zahlreich ſein. Man darf auf ihm nicht aufbauen. Auch hier 
hat der Gläubiger keine volle Sicherheit. Er will eine un⸗ 
mittelbare Umwandlung haben, keine nur obligatoriſche Ver⸗ 
pflichtung. Dieſe muß das Aktienrecht gewähren. Sehr viel 
wird daran nicht zu ändern ſein. Zunächſt muß man ſich die 
Sache nicht vorſtellen, als ob die Verwaltung der Akt., 
Vorſtand und Aufſichtsrat, allein die Umwandlungseigen⸗ 
ſchaft den Obligationen zuſprechen dürfe. Das will auch 
das amerikaniſche Recht nicht. Die Generalverſammlung muß 
bei der Kapitalaufnahme ihre Zuſtimmung geben. Ob man 
nun darin allein ſchon die bedingte Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals kraft Geſetzes ſieht, oder ob eine ſolche ausdrücklich 
ausgeſprochen werden muß, iſt gleich. Jedenfalls muß die 
Generalverſammlung dieſe bedingte Erhöhung beſchließen. 
Dann wird den Inhabern der Schuldverſchreibungen das Recht 
auf Übernahme nur ſoviel Aktien zugeſprochen, als ſie Geld 
zu fordern haben. Die Aufrechnung auf ihre Kapitaleinlage 
mit dieſem Guthaben wird geſtattet. Auch das entſpricht dem 
8279 HGB. Verzichtet wird nur auf die formelle Übernahme 
durch den Zeichnungsſchein. Das iſt alles. Wenn ein Gläu⸗ 
biger ſeine Obligationen einreicht und dafür Aktien fordert, 
ſo erſetzt dies die Aktienzeichnung. Die Leiſtung beſteht in 
der Verrechnung. Man ſieht, der juriſtiſche Unterſchied iſt 
gar nicht ſo groß als man glaubt. Und der Einſchnitt in 
das beſtehende Recht durchaus erträglich. Trotzdem kann auch 
hier zunächſt nur eine vorübergehende Maßnahme in Frage 
kommen. Das Reichsjuſtizminiſterium hätte feſtzuſtellen, ob 
ein Bedürfnis zum Beibehalten vorliegt oder ob eine Auf⸗ 
hebung dieſer Beſtimmung geboten er cheint. Freilich ohne 
Geſetz geht weder das eine noch das andere. Mit dem heutigen 
Rechte allein kommt man nicht aus. 

Man wird auch bei der Ausarbeitung und der praktiſchen 
Durchführung nicht viel ungewohntes zu beſtimmen haben. 
Das meiſte wird man der Vereinbarung überlaſſen. So 
namentlich, zu welchem Kurſe die Gläubiger die Aktien er⸗ 
halten. In Amerika hat man nicht ſelten ein Agio feſt⸗ 
geſetzt. Bei ſteigendem Werte einer aufblühenden Geſellſchaft 
hat man dann die Chance, zu dem vereinbarten Kurſe die 
Aktie zu erhalten und an dem weiteren Kurſe zu gewinnen. 
Das wird auch bei uns anzuſtreben ſein. Man muß aber 
auch mit dem Fall rechnen, daß der vereinbarte Kurs unter 
100% liegt. Dann wird das von der Unterpari⸗Emiſſion Ge⸗ 
ſagte wieder bedeutſam. Eines greift in das andere ein. Auch 
hier muß eine Übernahme der Aktien unter 100% grundſätzlich 
verboten bleiben. Es darf nicht dem Geldgeber das Recht 
eingeräumt werden, für eine Obligation zu 1000 %, auf die 
auch nur 1000 % eingezahlt find, etwa die Ausfolgung einer 
Aktie zu 1200 % zu verlangen. Nur, ſoweit man ausnahms⸗ 
weiſe die Deckung des Fehlbetrages aus den Reſerven ge⸗ 
ſtattet, wird auch für die Wandelobligation die Feſtſetzung 
eines Unterpari⸗Kurſes geſtattet ſein. Es iſt aber in vieſem 
Falle Vorſorge zu treffen, daß dieſe Reſerve auch noch bei 
Ausübung des Umtauſchrechts vorhanden ift. 

Auch das wird anzuordnen fein, daß jede Ausgabe der 
Wanbelobligationen eine Endfriſt, bis zu deren Ablauf die 
Option ausgeübt ſein muß, zu enthalten hat. Auch das iſt 
nichts Neues. Man ſehe ſich die Zeichnungsſcheine an. Ewig 
kann man dieſe Chance nicht erhalten. Dagegen bleibt es 
lediglich den Beteiligten überlaſſen, ob ſofort der Umtauſch 
möglich iſt, oder erſt nach einiger Zeit. Das letztere empfiehlt 
fich des ruhigen Übergangs wegen. 

Zum Prinzip ſoll jeder Inhaber einer Obligation das 
Recht des Umtauſches haben. Doch wird man beachten, daß 
dieſe Umwandlung eine Anmeldung und Eintragung zum 
Handelsregiſter verlangt. Man kann bei 1000 000 Schuldver⸗ 
ſchreibungen zu 100 % nicht 10000 Einträge brauchen. Es 
ſchadet der Brauchbarkeit nichts, wenn die Durchführung erſt 
verlangt werden kann, ſobald ein beſtimmter Betrag, ſagen 
wir z. B. 10000 , zuſammenkommen. Die Vorteile des 
Aktientauſches, namentlich den Gewinnanteil, muß der Gläu⸗ 
biger vorher ſchon erhalten. Vielleicht auch das Stimm⸗ 
recht. Selbſtverſtändlich darf die Möglichkeit der Umwand⸗ 
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lung nicht wieder genommen werden dürfen. Daher kann 
auch die Einſtimmigleit eines Beſchluſſes der Generalverſamm⸗ 
lung die Erhöhung des Grundkapitals in Verbindung mit 
der Wandelobligation nicht wieder aufheben. Er iſt durch das 
wohlerworbene Recht des Dritten gefeſſelt. Die Schuldver⸗ 
ſchreibungen ſelbſt werden eine Geſamtheit bilden. Eine An⸗ 
derung der Bedingungen der Umwandlung oder die Auf⸗ 
hebung dieſes Rechtes kann durch deren Mehrheit erfolgen. 
Mindeſtens wird man drei Viertel derſelben fordern. Ein 
anderes könnte nur durch den Beſchluß der Generalverſamm⸗ 
lung bei der Schaffung der Obligationen und deſſen Annahme 
durch die Geldgeber bedungen werden. 

Nicht ſoweit darf man bei der weiteren Erhöhung des 
Grundkapitals gehen. Durch die Ausgabe der Wandelobliga⸗ 
tionen kann die AktG. nicht an der Aufnahme neuen Kapitals 
durch junge Aktien gehindert ſein. Nur wird man verhüten 
müſſen, daß dadurch dieſes Recht der Gläubiger verſchlech⸗ 
tert wird. Es dürfen ohne ihre Zuſtimmung zwar neue 
Stammaktien herausgegeben werden nicht aber Vorzugs⸗ 
aktien, die beſſer geſtellt ſind als ſie. Auch bei der Aus⸗ 
gabe von Stammaktien wird man ſie nicht ganz ausſchalten. 
Aber ſie können billigerweiſe nicht mehr fordern, als ſie hätten, 
wenn ſie Aktionäre wären. Wenn alſo auch in dieſem Falle 
unter Zurechnung ihrer Stimmen die Erhöhung beſchloſſen 
werden könnte, ſo müßten ſie ſich fügen. Andernfalls iſt ihre 
Zuſtimmung mit Mehrheit geboten. 

Es ſoll nicht verſucht werden, weitere Einzelheiten zu 
geben. Sie werden ſich im praktiſchen Gebrauche heraus⸗ 
ſtellen. Genug, daß der einfache Weg der Geſetzgebung ge⸗ 
zeigt wurde. 

Eines aber iſt erforderlich: Das Steuergeſetz darf keine 
Barriere bilden, vor der der Kapitaliſt halt macht. Wenn 


zweifellos wieder ab. Die Finanzbehörde muß wirtſchaft⸗ 
lich denken. Die Kapitalübertragung als ſolche auf die AktG. 
bleibt ſteuerpflichtig. Aber gerade weil das Schuldverhältnis 
nur proviſoriſch ſein ſoll, weil es nur als Übergang zur 
Beteiligung gewollt iſt, wie durch dieſe Form die Kapital⸗ 
beſchaffung erleichtert werden ſoll, muß die bei der Aktien⸗ 
ausgabe entſtehende Kapitalverkehrsſteuer um den für die 
Obligationen bereits entrichteten Betrag gemindert, es muß 
dieſe auf jene aufgerechnet werden. Der Staat braucht freilich 
Geld. Er braucht aber eine wiederauflebende Wirtſchaft. Denn 
erſt dieſe bringt ihm die Steuern. Er iſt an den Erträgniſſen 
der Wirtſchaft beteiligt. Man erkennt allmählich, daß jeder 
zu ſtarke Eingriff, jede Schwächung, ſeine Hauptquelle ver⸗ 
ſiegen macht. Das hatte man zu lange vergeſſen. Auch die 
Arbeiterpartei ſieht jetzt, daß die vielgeforderte Wegſteuerung 
der Goldwerte allen, auch dem Arbeiter, zum Nachteil ge- 
reichen mußte. Man weiß heute allerſeits, daß eine zu große 
ftenerliche Belaſtung den Geldgeber zurückhält. Hier kann man 
nicht warten, bis eine Reform unſerer Steuergeſetzgebung er⸗ 
folgt. Damit kommen wir über den beſonderen Fall der c. b. 
hinaus. der Zufluß fremden Kapitals durch ſteuerliche Be⸗ 
ſtimmungen gehemmt wird, die aus der Inflationszeit ſtam⸗ 
men, muß hier ſofort die beſſernde Hand angelegt werden. 
Das gilt in erſter Reihe von den Kapitalverkehrsſteuern, 
bei der Ausgabe von Aktien und Schuldverſchreibungen. Hier 
wirken die heutigen, in der Zeit der Geldentwertung über- 
ſteigerten Sätze prohibitiv. Sie ſchrecken vor allem den aus⸗ 
ländiſchen Geldgeber ab. Die Höhe dieſer Steuern ertötet 
aber auch ihre fiskaliſche Einträglichkeit. Wir müſſen hier 
mindeſtens wieder auf die Vorkriegsſätze zurückgehen. Ge⸗ 
fordert werden muß aber auch ein beträchtlicher Abbau der 
Börſenumſatzſteuer. Für den in⸗ und für den ausländiſchen 
Geldgeber iſt es nakurgemäß von größter Wichtigkeit, zu 
wiſſen, daß er die angeſchafften deutſchen Wertpapiere auch 
ohne allzu drückende ſteuerliche Belaſtung wieder abſtoßen 
kann. Auf die Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer in dieſem 
Zuſammenhang einzugehen, verbietet ſich ſchon deshalb, weil 
wir uns hier in einem übergangsſtadium befinden und die 
Grundlagen des zukünftigen Rechts noch nicht bekannt ſind. 
Doch wird der Geſetzgeber auch hierbei Rückſicht darauf zu 
nehmen haben, daß nicht durch Art und Höhe der Beſteuerung 
der Zufluß neuen Kapitals ungebührlich erſchwert wird. 
Bern gehört z. B. auch, daß die Körperſchaftsſteuer auf die 
orzugsdividende der ſchuldverſchreibungsähnlichen Aktien 
weſentlich ermäßigt wird, wie ja ſchon § 12 KapVerkStG. 
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eine ſolche Vorzugsſtellung dieſer Aktien vorſieht. Ohne eine 
ſolche weſentliche Steuerbegünſtigung wird dieſe im Auslande 
ſehr beliebte und auch in Deutſchland bekannte und ohne wei⸗ 
teres zuläſſige Rechtsform für die Kapitalsbeſchaffung nicht 
nutzbar gemacht werden können. Der Geſichtspunkt, daß nicht 
durch die Steuergeſetzgebung die Heranziehung neuen Kapi⸗ 
tals für die deutſche Wirtſchaft unangemeſſen erſchwert wer⸗ 
den darf, iſt natürlich nicht nur für die Aktiengeſellſchaften 
von Bedeutung. Man wird auch das zu unterſuchen haben, 
was zugleich alle anderen Geldſucher trifft. Dahin iſt zu 
rechnen das Verbot des Grunderwerbs durch Ausländer in 
den einzelnen Staaten, das auch bei der Zwangsvollſtreckung 
gilt. Auch die Sätze für die Grunderwerbſteuer werden ſich 
nicht halten laſſen. Es muß aber, dem eingangs berichteten 
Prinzip entſprechend, darauf verzichtet werden, dieſe Frage 
hier weiter zu verfolgen. 

Neben der Geſetzgebung, von deren Anderung die Rede 
war, ſteht ein zweiter, nicht minder wichtiger Faktor, die 
Handhabung des Aktienrechts in der Praxis der 
Regiſtergerichte. Die Erfahrung lehrt, daß dieſe vielfach 
über das zum Schutze der Gläubiger und der Aktionäre Ge⸗ 
botene hinausgehen. Der Regiſterrichter iſt nicht Prozeß⸗ 
richter. Es iſt nicht ſeine Aufgabe, jedes Aktienſtatut mit 
minutiöſer Sorgfalt durchzuprüfen, ob nicht eine zweifelhafte 
Beſtimmung zu finden und die Eintragung zurückzuweiſen iſt. 
Welchen Sinn hat es, wenn er die Einführung des Minori⸗ 
tätswahlrechts zum Auffichtsrat beanſtandet? Oder, wenn er 
es für unzuläſſig erklärt, daß bei Stimmengleichheit die Bi⸗ 
lanz durch ein Schiedsgericht genehmigt werden kann? Oder, 
wenn er eine Verdeutlichung fordert, ob die Erklärung über die 
für die Beſchlüſſe der GenVerſ. erforderliche Mehrheit eine 
Anderung der geſetzlichen Vorſchriften enthalten ſoll? Jeder 
praktiſche Juriſt wird ohne Mühe eine Reihe von Erfah⸗ 
rungen mitteilen können, die er in gleicher Weiſe gemacht hat. 
Man iſt hier genötigt, entweder den Beſchwerdeweg zu be⸗ 
ſchreiten. Dann verliert man wieder zuviel Zeit. Oder man 
fügt ſich. Dann müſſen wieder die Beteiligten zuſammen⸗ 
treten. Auch wenn ſie einem Vollmacht erteilen und wenn 
dieſe weit genug gefaßt iſt, ſo muß wieder eine notarielle 
Urkunde errichtet werden. Nun deuke man ſich aber die Er⸗ 
richtung einer Geſellſchaft oder die Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals unter Mitwirkung von Engländern und Amerikanern. 
Was man ſchon in früheren Zeiten erleben konnte, wird jetzt 
doppelt und dreifach zutage treten. Der Ausländer ſieht in 
dieſem übervorſichtigen Verhalten des Regiſtergerichts eine 
Schikane. Er wird geneigt ſein, ſich wieder im Einzelfalle 
zurückzuziehen. Daraus wird ſich dann wieder eine allgemeine 
Abneigung bilden, ſich an deutſchen Unternehmungen zu be⸗ 
teiligen. Es iſt aber nicht Aufgabe des Regiſterrichters, dem 
Prozeßrichter vorzugreifen. Er mag es den Gründern oder 
der beſtehenden Geſellſchaft ruhig überlaſſen, Stellen in ihr 
Statut aufzunehmen, die er für zweifelhaft hält. Seine 
Stellungnahme zu einer Kontroverſe nützt ja doch den Par⸗ 
teien nichts, wenn die Angelegenheit einmal ſtreitig wird. 
Die Aufgabe des Regiſterrich ers iſt, ſcharf darüber zu wachen, 
daß die notwendigen Vorausſetzungen der Entſtehung einer 
Geſellſchaft oder der Erhöhung des Grundkapitals beachtet 
ſind. Nur dann darf, aber dann ſoll er auch eintragen. Man 
kann auch einer Klarſtellung der Befugniſſe des Regiſter⸗ 
richters bei der Umgehung der Vorſchriften über die Sach⸗ 
einlage und einer Erweiterung feiner Machtbefugnis hierbei 
das Wort reden. Aber bei den Unterlagen der Entſtehung 
der AktG. oder der Erhöhung des Kapitals muß es halt 
machen. Die Einzelprüfungen jedes Statutenſatzes aber ſoll⸗ 
ten unterbleiben. Vielfach gehen ſie auf ein Gefühl der 
Angſtlichkeit zurück. Der Regiſterrichter hält ſich für alles, 
was etwa nach dem Statut ſich als nicht zutreffend heraus⸗ 
ſtellt, verantwortlich. Davon iſt keine Rede. Niemals kann 
irgendeine Geſellſchaft oder irgendein Altionär Regreß gegen 
ihn nehmen, weil das RG. die Rechtsgültigkeit einer ſpe⸗ 
ziellen Satzungsbeſtimmung über Mehrſtimmrecht oder Auf⸗ 
ſichtsratswahl u. dgl. für ungültig erklärt hat. Die Ein⸗ 
tragung zum Handelsregiſter iſt keine Garantie für die Wirk⸗ 
ſamkeit. Man könnte ſogar noch einen Schritt weitergehen. 
Man könnte den Regiſterrichter gleich dem Prozeßrichter von 
einer Haftung befreien, wenn er nicht im Wege des gericht⸗ 
lichen Strafverfahrens wegen Pflichtverletzung mit Strafe 
bedroht iſt. Doch wird man hier wohl auf Widerſtand ſtoßen. 
Denn die Vorſchrift des 8 839 Abſ. 2 BB. erfreut fih nicht 
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durchweg der Billigung des rechtsſuchenden Publikums. Ein 
Aufſchluß ſeitens der Juſtizverwaltung oder notfalls ein 
Ausſpruch der Geſetzgebung, daß der Regiſterrichter für Ver⸗ 
ſehen bei der Eintragung von AktG. uſw. nicht verantwortlich 
iſt, die ſich nicht auf die Vorausſetzungen der Entſtehung dieſer 
beziehen, wird aber ſicherlich weder von den Intereſſenten 
noch von den Gerichten beanſtandet werden können. 

Die vorſtehenden Ausführungen haben ſich ausſchließlich 
mit den Aktiengeſellſchaften beſchäftigt. Die ihnen ſonſt viel⸗ 
fach gleichſtehenden Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
weiſen nicht dasſelbe Bedürfnis auf. Hier ſind ja ſchon die 
geſetzlichen Vorſchriften weniger ſtreng. Doch wird in einer 
Reihe von Punkten eine entſprechende Anwendung auch auf 
die GmbH. möglich und nötig fein. Auch für die Gmbh. 
gilt ja die Vorſchrift der Barzahlung in deutſchem Gelde. 
Auch hier iſt eine Unterpariausgabe der neuen Geſchäftsanteile 
nicht möglich. Auch hier iſt die Umwandlung von Anleihen 
in Geſchäftsanteile in gleicher Weiſe wie bei der AktG. denk⸗ 
bar. Auch hier iſt die ſteuerliche Erleichterung notwendig. 
Dem Ausländer ift die deutſche Form der GmbH. an fih 
unbekannt. Auch der engliſche Juriſt denkt ſich nur mit Mühe 
in unſere deutſche Entſcheidung der beiden Kategorien hinein. 
Man wird daher beide auch hier tunlichſt gleich zu behandeln 
haben. Vielfach wird ſeitens der ausländiſchen Geldgeber die 
Umwandlung der Gmb. in AktG. verlangt werden. Das 
geſchieht ja ſchon jetzt auch ſeitens deutſcher Kapitaliſten. 
Sie ſcheitert daran, daß die Kapitalverkehrsſteuer nochmals 
voll zu entrichten iſt. Es wird zu prüfen ſein, ob nicht auch 
hier eine ſteuerliche Erleichterung fih empfiehlt. Der Reichs⸗ 
fisfus hat ja bereits die Kapitalverkehrsſteuer erhalten. Wenn 
auch die GmbH. nicht auf dem vereinfachten Wege in eine 
AktG. umwandeln kann, wie dies umgekehrt möglich ift, wenn 
man auch zur Wahrung der Schutzmaßnahmen des Aktien⸗ 
rechts im erſteren Falle die Form der Neugründung der AktG. 
bisher wahren zu müſſen glaubte, ſo liegt doch kein zwin⸗ 
gender Grund vor, wegen dieſer Form die gleiche Steuer 
zweimal zu verlangen. Man wird ſich aber begnügen müſſen, 
dieſen Punkt anzudeuten. Die aktienrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften müſſen ſofort umgeſtaltet werden. Für 
diefe ſteuerrechtliche Maßnahme mag man zunächſt die Cirt- 
wicklung der Dinge abwarten. Liegt kein Bedürfnis vor, hier 
dem Auslande entgegenzukommen, ſo wird ſich die Reichs⸗ 
finanzbehörde weigern, auf eine Einnahmequelle zwecklos zu 
verzichten!). 


b) Von Rechtsanwalt Dr Kraemer, Berlin. 

I. In mehr als vierſtündiger Sitzung hat die 3. Abteilung 
des Deutſchen Juriſtentages über Anderungen der Geſetzgeb ung 
zur Erleichterung der Kapitalbeſchaffung durch Aktiengeſell⸗ 
ſchaften verhandelt. Die beiden Berichterſtatter Flechtheim 
und Hachenburg hatten gemeinſchaftliche Leit äge vorgelegt 
und erſtatteten eingehende und — wie bei der Perſon der Be⸗ 
richterſtatter nicht anders zu erwarten war — höchſt wertvolle 
Berichte. Ihre Leitſätze ſowohl wie ihre mündlichen Auße⸗ 
rungen zur Begründung ihrer Leitſätze beſchränkten ſich aber 
faft sagt, darauf, eine Reihe von einzelnen A ände- 
rungsvorſchlägen, insbeſondere für das HGB. vorzulegen. Nur 
ganz gelegentlich klang bei den Berichterſtattern der Gedanke 
an, daß es mit der Abänderung einzelner geſetzlicher Beſtim⸗ 
mungen vielleicht nicht getan ſein möchte, ſondern daß der 
beſtehenden Kreditnot nur durch einen Wandel der geſetzgebe⸗ 
riſchen Methoden geſteuert werden kann. Kredit heißt Ver⸗ 
trauen, und Vertrauen hat zur Vorausſetzung die Überzeugung, 
daß man ſich auf das Wort ſeines Vertragsgegners ver⸗ 
laſſen kann. Dieſe Überzeugung muß erſchüttert werden, 
wenn die Geſetzgebung des Landes, dem der Vertrag sgegner 
angehört, ihm die Möglichkeit eröffnet, ja vielleicht gar die 
Pflicht auferlegt, am gegebenen Wort nicht feſtzuhalten, und 
wenn dieſe Geſetzgebung den Gerichten in den Arm fällt, 
weil ſie dem Staat als Schuldner unliebſame Entſcheidungen 
erläßt. Der derzeitige Leiter des Reichs uſt zminiſteriums ver- 
ſchließt ſich der Erkenntnis nicht, daß die Geſetzgebung der 
letzten Jahre ſolche gefährlichen Bahnen gewandelt iſt. In 
feiner Begrüßungsanſprache bei Eröffnung des Juriſtentages 
gab er dem Ausdruck und verſuchte, das Geſetzgebungsver⸗ 
fahren der jüngſten Vergangenheit mit dem Notſtande zu ent⸗ 
ſchuldigen, in dem ſich das Deutſche Reich befunden habe. 
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Wenn er gleichzeitig in Ausſicht ſtellte, daß mit dieſen ge⸗ 
ſetzgeberiſchen Methoden gebrochen werden ſollte, ſo muß er 
doch wohl der Anſicht ſein, daß der Notſtand überwunden ſei. 
Es iſt hier nicht der Ort, ſich über dieſe Anſicht zu verbreiten, 
wohl aber glaube ich, daß der Hoffnung nicht lebhaft genug 
Ausdruck gegeben werden kann, es werde ein Wandel in den 
Geſetzgebungsmethoden eintreten. Unter einem Rechte, das 
es dem Staat als Schuldner ermöglicht, ſeine eigenen Ver⸗ 
bindlichkeiten mit einem Federſtrich der geſetzgebenden Organe 
zu tilgen, wird Niemand Kredit in Anſpruch nehmen können. 
Was nützen dem Gläubiger die ſubtilſten Beſtimmungen eines 
HGB. über die Erhaltung der Subſtanz einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft zugunſten der Gläubiger, wenn die Geſetzgebung, dem 
dieſe Aktiengeſellſchaft unterworfen iſt, ſich berecht gt glaubt, 
dieſe Subſtanz durch in das fadenſcheinige Gewand von 
Steuern gekleidete Expropation beiſeite zu ſchaffen? Die 
vernichtende Wirkung, die die Beſtimmungen der 3. Steuer⸗ 
NotVO. auf den Kredit der öffentlichen Körperſchaften haben 
müſſen und die ſich zweifellos erſt mit der Zeit in ihrer 
vollen Bedeutung erkennen laſſen werden, find oft genug Hr 
vorgehoben worden. Daß fie auch zu ſchwerwiegenden Be- 
einträchtigungen des Privatkredits führen müſſen und darum 
einen Hauptgrund für die herrſchende Kreditnot der Privat- 
wirtſchaft abgeben, bedingt unzweifelhaft eine Anderung, die 
auch zur Erleichterung der Kapitalbeſchaffung durch Aktien- 
geſellſchaſten zu dienen geeignet ſein wird. 

II. Treten, wie geſagt, gegenüber dieſen allgemeinen Ge⸗ 
ſichtspunkten die Fragen, inwieweit einzelne Beſtimmungen 
der Geſetzgebung abänderungsbedürftig ſind, zurück, ſo bieten 
doch die von den Berichterſtattern des Juriſtentages vorge⸗ 
legten Leitſätze und die zu ihrer Begründung vorgetragenen 
Darlegungen ſo reichen Stoff für eine Erörterung, daß die 
auf dem Juriſtentag anſcheinend zur Tradition gewordene 
Beſchränkung der Redezeit auf 5 Minuten nur 
aufs äußerſte beklagt werden kann: Einem ſo vorzüglichen 
Kenner des Aktienrechts wie Bondi, einem ſo ausgezeichneten 
Praktiker der Finanzierung wie Melchior oder dem für 
die Vorbereitung etwaiger Geſetzesänderungen maßgebenden 
Miniſterialrat Schlegelberger zuzumuten, zu einer in 
zweiſtündigen Darlegungen gegebenen Fülle von Anregungen 
in 5 Minuten Stellung zu nehmen, erſcheint doch geradezu 
grotesk. Bei aller Wertſchätzung der von der ſtändigen De- 
putation des Juriſtentages beſtellten Berichterſtatter muß 
betont werden, daß auch unter den Mitgliedern des Ju⸗ 
riſtentages ſich Sachkenner befinden, die berufen waren, 
eingehender als es in 5 Minuten möglich ift, zu ſolchen 
Fragen Stellung zu nehmen und der Geſetzgebung wertvolle 
Anregungen zu geben, deren Erörterung in einem Kreiſe her⸗ 
vorragender Fachleute ſicherlich der Geſetzgebung zugute kom⸗ 
men würde. Der Juriſtentag drückt die innere Bedentung feirer 
Beſchlüſſe ſelbſt herab, wenn er an dieſer Tradition feſthält 
und damit die in ſeinen Reihen vorhandenen Kräfte lahmlegt. 

Die bedeutſamſten Vorſchläge der Berichterſtatter be⸗ 
trafen das Verbot der Unterpariemiſſion und die Einführung 
konvertibler Bonds. Sehr zutreffend erſchien mir der Hinweis, 
daß die Finanzierungspraxis unſerer Aktiengeſellſcha ten dem 
Bedürfnis der Einführung konvertibler Bonds, der das gel⸗ 
tende HGB. entgegenſteht, bereits auf Umwegen abzuhelfen 
gewußt hat, daß aber die Frage trotzdem durch die Geſetz⸗ 
gebung ausdrücklich geregelt werden müſſe, weil immerhin 
Zweiſel über die Rechtsbeſtändigkeit der auf dieſem Umwege 
geſchaffenen Titres beſtehen. Derartige rechtliche Zweifel be⸗ 
einträchtigen natürlich die Möglichkeit, durch Ausgabe foler 
Titres Kapital heranzuziehen. 

Den Bedenken gegen die Aufhebung des Verbotes der 
Unterpariemiſſion, die ja auf der Hand Liegen, trat Flecht⸗ 
heim ſehr feinſinnig mit dem Hinweiſe entgegen, daß es ſich 
bei der Zulaſſung der Unterpariemiſ ion in der von den Be⸗ 
richterſtattern vorgeſchlagenen Beſchränkung, nämlich ber Del- 
kung des Fehlbetrages aus ausgewieſenem Gewinn oder aus 
vorhandenen offenen Reſerven, nur um eine Erweiterung der 
in der GoldbilanzV O. und deren Durchführungsbeſtimmungen 
ſchon in die Geſetzgebung eingeführten Gedanken handele. Wie 
ſich die Umſtellung unſerer Aktiengeſellſchaften auf Goldmark 
auf die Kursgeſtaltung der umgeſtellten Aktien auswirken wird, 
ift heute natürlich noch nicht zu überſehen. Viele Fia! 
praktiker rechnen damit, daß insbeſondere unter dem Druck der 
durch das Dawesgutachten der Induſtrie auferlegten Laſten 
die Aktienkurſe auch bei den gut fundierten Geſellſchaften 


1832 


unter pari bleiben werden. Erweiſt fich dieſe Befürchtung als 
zutreffend, fo wird dieſen Geſellſchaften durch die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Verbotes der Unterpariemiſſion die Kapitalbe⸗ 
ſchaffung auf dem Weg der Kapitalerhöhung ſo gut wie un⸗ 
möglich gemacht. Haben ſolche Geſellſchaften bei der Umſtellung 
verfügbare offene Reſerven ſchaffen und in den Jahren nach 
der Umſtellung Gewinne erzielen können, ſo bedeutet es in 
der Tat nichts weiter als eine Berichtigung der Goldbilanz, 
wenn aus Anlaß einer Kapitalerhöhung ein bei der Ausgabe 
der neuen Aktien in Kauf zu nehmendes Disagio aus offenen 
Reſerven oder ausgewieſenem Gewinn gedeckt wird:). 

Die weiteren Vorſchläge der Berichterſtatter zur Ande⸗ 
rung aktienrechtlicher Beſtimmungen treten hinter dieſen bei- 
den an Bedeutung zurück. Sie wollten zunächſt das Verbot 
der Ausgabe neuer Aktien vor der Volleinzahlung der alten 
(8 278 Abſ. 1 S. 1 HGB.) ſuspendieren. Es it natürlich nahe- 
liegend, daß in Zeiten der Kreditnot und Kapitalverknappung 
die Einberufung früher gezeichneten Aktienkapitals auf Schwie⸗ 
rigkeiten ſtoßen kann, ſo daß die Geſellſchaft zur Befriedigung 
ihrer Kapitalbedürfniſſe andere Kreiſe, als die Zeichner früher 
aufgelegter und nicht voll gezahlter Aktien, heranzuziehen 
genötigt iſt. Auch erſcheinen mir die Bedenken, die Rießer, 
DIJA. 1924 S. 681 gegen den Vorſchlag geltend gemacht 
hat, und die ſich eigentlich nur auf die Wiedergabe eines Satzes 
aus der Denkſchrift zum Entwurf eines HGB. von 1896 be⸗ 
ſchränken, nicht ſo ſchwerwiegend, um nicht eine Abweichung 
von dem Grundſatze des 8278 Abi. 1 Satz 1 als Notmaß⸗ 
nahme zu rechtfertigen. 

Weiter ſollte die Einräumung von Bezugsrechten auf 
künftig auszugebende Aktien als zuläſſig erklärt werden. 
Dieſer Vorſchlag hat den Fall im Auge, daß Kapitaliſten 
ihre Beteiligung an einer Aktiengeſellſchaft ſukzeſſive vor⸗ 
zunehmen beabſichtigen und ſich die Sicherheit verſchaffen. 
wollen, daß die Geſellſchaft bei künftigem Kapitalbedarf in 
erſter Linie auf ſie zurückgreift. Beſonderes Gewicht legten 
die Berichterſtatter dieſem Vorſchlage ſelbſt nicht bei. 

Einen verhältnismäßig breiten Raum in der Erörterung 
nahm der letzte Vorſchlag der Berichterſtatter zur Abänderung 
des Aktienrechts ein, der die Vorſchrift der geſonderten Ab⸗ 
ſtimmung bei der Kapitalerhöhung durch die Inhaber der Ak⸗ 
tien verſchiedener Gattungen beſeitigen wollte. Hiergegen ſetzte 
ſeitens Alfred Friedmann⸗Berlin und feines Kollegen 
Lehmann Frankfurt a. M. eine ſehr temperamentvolle 
Oppoſition ein, die ſich auf reiche Erfahrung auf dem Ge⸗ 
biete der Finanzierung ſtützen konnte. Zuzugeben iſt, daß die 
Entgegnung Flechtheims, es ſollte ja nicht — wie die 
Opponenten aus dem Vorſchlage der Berichterſtatter folger⸗ 
ten — das Sonderrecht der Vorzugsaktionäre aufzehrten, 
vielmehr ſollte nur die Spezialbeſtimmung des § 278 Abf. 2, 
nicht dagegen die allgemeine Beſtimmung des 8 275 Abf. 3 
beſeitigt werden, den Kern der Sache nicht trifft. Es iſt 
ohne weiteres klar, daß auf dem Umwege einer Kapital⸗ 
erhöhung die Sonderrechte der Vorzugsaktionäre praktiſch 
illuſoriſch gemacht werden können, wenn die Möglichkeit 
beſteht, eine ſolche Kapitalerhöhung gegen den Widerſpruch 
der Vorzugsaktionäre zu beſchließen. Die Folge davon iſt 
naturgemäß eine Entwertung der Vorzugsaktien, die nicht 
unbedenklich erſcheint. Der Vorſchlag der Berrichterſtatter iſt 
allerdings nur eine Fortbildung der Stellungnahme zu den 
Vorzugsaktien, wie fie in 85 DurchfBeſt. zur Gold Bil VO. 
zum Ausdruck gekommen iſt. Offenbar ſchwebte den Bericht⸗ 
erſtattern die in der Zeit der Geldentwertung etwas miß⸗ 
liebig gewordene Praxis vieler Aktiengeſellſchaften vor, durch 
Ausgabe von Vorzugsaktien mit der geringſten zuläſſigen 
Einzahlung und vervielfachtem Stimmrecht das Schickſal der 
Geſellſchaft vollſtändig in die Hand der Verwaltungsorgane 
oder der hinter ihnen ſtehenden Kapitaliſtengruppe zu legen. 
Im Hinblick auf die Tatſache, daß durch die gedachte Durchf.⸗ 
Beſt. zur Gold Bil VO. ohnehin die Vorzugsaktie einen etwas 
problematiſchen Wert erhalten hat, erſcheint mir die Frage 
zur Zeit nicht von beſonders praktiſcher Bedeutung. In der 
Abſtimmung ſiegte der Vorſchlag der Berichterſtatter aller⸗ 
dings mit nicht gerade überwältigender Mehrheit. 

III. Sehr knapp hatten ſich die Berichterſtatter zu den 
ſteuerrechtlichen Geſichtspunkten gefaßt, die das Thema be⸗ 


3) Dem hierzu ergangenen Beſchluſſe des Juriſtentages ift in- 
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trafen. Sie gingen wohl davon aus, daß es gewiſſermaßen 
communis opinio ſei, ohne eine weſentliche Milderung der 
Steuergeſetzgebung könne die Kreditnot der Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten nicht behoben werden. Sie beſchränkten ſich deshalb auf 
zwei Vorſchläge, nämlich 1. die geltenden Sätze des Kapital⸗ 
verkehrsſteuer. auf die Friedenshöhe zurückzuführen und 
2. im Falle der umtauſchbaren Teilſchuldverſchreibungen die 
Wertpapierſteuer für die Teilſchuldverſchreibungen auf die 
bei der Umwandlung entſtehende Geſellſchaftsſteuer anzu⸗ 
rechnen. 

Wie wenig jene communis opinio von den Regierungs⸗ 
ſtellen gewürdigt wird, läßt die VO. v. 14. Sept. 1924 
über wirtſchaftlich notwendige Steuermilderungen erkennen, 
die eine Herabſetzung der Geſellſchaftsſteuer nur auf 5 v. H. 
bei Aktiengeſellſchaften gebracht hat. Aber auch abgeſehen 
davon, erſcheinen mir die Vorſchläge der Berichterſtatter dem 
Problem nicht gerecht zu werden. Es iſt nicht nur die Ge⸗ 
ſellſchaftsſteuer, unter der die Attiengeſellſchaſten zu leiden 
haben, und die die Kapitalbeſchaffung erſchwert. Wer Geld 
in Aktiengeſellſchaften inveſtiert, mag das in der Regel zum 
Zwecke dauernder Kapitalanlage tun. Immerhin will er ſein 
Geld nicht immobiliſieren und wählt die Anlage in Aktien 
im Hinblick auf die leichte Umſatzfähigkeit dieſer Wertpapiere. 
Wird der Umſatz ſteuerlich ſo belaſtet, wie es zur Zeit noch 
der Fall iſt — die Börſenumſatzſteuer beträgt noch das 
10 fache des Vorkriegsſatzes 2), fo ift das eine Beeinträchtigung 
der Umſatzfähigkeit, die den Anreiz zur Kapitalanlage in 
Aktien beeinträchtigt. Weiter wird die Befriedigung des Kapi⸗ 
talbedürfniſſes der Aktiengeſellſchaften durch die unerträg⸗ 
lich hohen Belaſtungen des Grundſtückverkehrs auf das gründ⸗ 
lichſte erſchwert. Größere Anlagen ſind in aller Regel nur 
unter gleichzeitiger Erwerbung von Grundbeſitz zu erſtellen, 
und wenn dieſer Erwerb, wie es zur Zeit in vielen Gemeinden 
der Fall iſt, mit 8% Grunderwerbſteuer belaſtet iſt, ſo muß 
eine Aktiengeſellſchaft, die zum Zwecke des Grunderwerbes 
ihr Aktienkapital erhöht, mehr als ein Achtel des aufge⸗ 
nommenen Kapitals für Geſellſchaftsſteuer und Grunderwerb⸗ 
ſteuer abgeben. Ferner beeinträchtigen Grundvermögensſteuer, 
Gewerbeſteuer, Umſatzſteuer mit ihren außerordentlich hohen 
Sätzen die Ertragsfähigkeit des in Aktiengeſellſchaften in- 
veſtierten Kapitals empfindlich, drücken auf die Dividende 
und erſchweren damit die Kapitalbeſchaffung. 

Und als letztes wieder ein allgemeiner Geſichtspunkt zur 
heutigen Geſetzgebungsmethode: 

Die VO. v. 14. Sept. d. Is. iſt vom Reichspräſidenten 
auf Grund des § 48 RVerf. erlaſſen worden. Die im Haus- 
haltausſchuſſe des Reichstags aufgeworfene ſtaatsrechtliche 
Frage, ob es angängig ſei, auf Grund des Artikel 48 prak⸗ 
tiſch das Etatsrecht des Reichstages beiſeite zu ſetzen, ſoll 
hier nicht näher unterſucht werden. Nur ſoviel ſteht feſt: 
Auf die Stetigkeit insbeſondere der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe muß es von verhängnisvollem Einfluß ſein, wenn aus⸗ 
wärtige Intereſſenten darauf hinweiſen konnen, daß der gel- 
tende Rechtszuſtand in Deutſchland es ermöglicht, durch eine 
von heute auf morgen gefaßte Entſchließung des Reichs⸗ 
präſidenten ſteuerliche Vorſchriften von ſolcher Tragweite zu 
erlaſſen. So gut wie heute der Reichspräſident auf Grund 
des Artikel 48 die Geſellſchaftsſteuer herabſetzen kann, kann 
er ſie morgen heraufſetzen, und was von der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer gilt, gilt natürlich von allen anderen Steuern. Der 
Kapitaliſt, der ſein Geld in deutſchen Aktien anlegt, muß 
alſo gewärtig ſein, daß die Erträge ſeines Kapitals durch 
eine Entſchließung des Reichspräſidenten als Steuer für 
das Reich oder andere Gemeinweſen in Anſpruch genommen 
werden. Es genügt, dieſe Möglichkeit aufzuzeigen, um Ver⸗ 
ſtändnis für den Standpunkt zu gewinnen, der in einem vor 
einigen Wochen durch die Preſſe gegangenen Schreiben eines 
Schweizer Geldinſtituts zum Ausdruck kam, das die Ge⸗ 
währung eines Kredits, für den im übrigen alle Unterlagen 
vorhanden waren, mit dem Hinweis auf die Unſicherheit 
der deutſchen Rechtsverhältniſſe ablehnte s). 

Allen anderen Vorſchlägen zur Anderung der Geſetz⸗ 
gebung zwecks Erleichterung der Kapitalbeſchaffung durch 


2) Inzwiſchen durch die elfte VO. über die Börſenumſatzſteuer 
vom 10. Nov. 1924 auf das doppelte des Vorkriegsſatzes ermäßigt. 
s) Noch erſtaunlicher als die NO. v. 14. Sept. 1924 ift die 
neueſte VO. v. 10. Nov. 1924 (RGBl. I 737). Hier wird auf Grund 
des Art. 48 der äert, alfo zur Wiederherſtellung der öffentlichen 
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Aktiengeſellſchaften muß alfo die wichtigſte Forderung vor» 
angeſtellt werden: Rückkehr unſerer Geſetzgebung zu Metho⸗ 
den, die eine Stetigkeit der wirtſchaftlichen Entwicklung ge⸗ 
währleiſten, nicht aber, wie ein verzweifelnder Bankrotteur, 
zur Befriedigung eines als zwingend empfundenen Augen⸗ 
blicksbedürfniſſes zu Maßregeln greifen, die ſich in näherer 
oder fernerer Zukunft aufs ſchwerſte rächen müſſen. 


c) Von Rechtsanwalt Dr. Alfred Friedmann, Berlin. 


Daß die kurze Redezeit den einzelnen Diskuſſionsrednern 

eingehende Ausführungen nicht geſtattete, iſt wohl bei allen 
Berichten über den Heidelberger Juriſtentag hinreichend her⸗ 
vorgehoben worden. In der Erörterung über die Hachen⸗ 
burg⸗Flechtheimſchen Leitfäte machte fich dies beſonders 
empfindlich geltend, weil man bei mehreren Rednern doch den 
Eindruck gewann, daß ſie durch weitere Ausführungen zur 
Förderung der von den Referenten behandelten Probleme bei⸗ 
getragen hätten. 

Dies gilt insbeſondere für Dr. Melchior, Hamburg, 
und für den Vertreter des Reichsjuſtizminiſteriums, Geheim⸗ 
rat Prof. Dr. Schlegelberger. 

Dr. Melchior ſprach zur Frage der Convertible Bonds. 
Er erinnerte daran, daß er als erſter auf die beſonderen For⸗ 
men des amerikaniſchen Aktienrechts hingewieſen hatte. Er 
führte aus, daß die Überfremdungsgefahr hier als Schlag⸗ 
wort wenig ſchrecken ſolle, weil man ſich bei dem Bedarf an 
Kapitalanlagen im Auslande die Tatſache vergegenwärtigen 
ſolle, daß der ausländiſche Geldgeber nicht die Beherrſchung 
von Geſellſchaften, ſondern eine gute Kapitalanlage anſtrebe. 
Dazu komme, daß die Gefahren, die uns bezüglich des Stimm⸗ 
rechts immer vorſchweben, auch bei amerikaniſchen Geld⸗ 
gebern leicht zu überwinden ſeien. Dort ſeien in den Voting 
Truſts bekannte Formen für die Stimmrechtsbindung gegeben, 
und dieſe würden ſich auch bei Begebungen von Convertible 
Bonds bezüglich der ſpäter im Umtauſch zu erlangenden 
Aktien leicht durchführen laſſen. 

Geheimrat Prof. Dr. Schlegelberger ging nach eini⸗ 
gen einleitenden Bemerkungen, in denen er hervorhob, daß 
man eine Regierung nicht nur nach den Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen beurteilen ſolle, die von ihr ausgehen, ſondern 
auch nach ihrer Zurückhaltung bezüglich geſetzgeberiſcher Maß⸗ 
nahmen, zu der Hachenburg⸗Flechtheimſchen Theſe II 
Abſ. 2 über, welche auf die Beſeitigung der 20 Aktie hin- 
zielte. Er betonte hier warm das Intereſſe der Kleinaktionäre. 
Man dürfe den Schutz, den das Goldbilanzrecht ihnen gebe, 
nicht vermindern und müſſe ſich davor hüten, nun durch 
Zwangsbeſeitigung der 20 K-Aktie eine erneute Verminde⸗ 
rung der Anteilsrechte herbeizuführen. 

Von Rechtsanwalt Prof. Dr. Wimpfheimer, Berlin, 
und Juſtizrat Dr. Wertheimer, Frankfurt a. M., wurde 
ein Thema berührt, das in den Leitſätzen unberückſichtigt ge⸗ 
blieben war: die Frage der Schutz- und Stimmrechtsaktien. 
Daß dieſe Art von Aktien das deutſche Aktienweſen diskredi⸗ 
tieren und daß auch die Kapitalbeſchaffung unter dieſem Mo⸗ 
ment leidet, wird den Berichterſtattern kaum entgangen ſein, 
und ſie werden ſelbſt den Zuſammenhang zwiſchen dieſem 
Thema und ihren Theſen richtig erkannt haben. Vielleicht 
befürchteten fie aber, zuviel Streitſtoff aufzurühren und haben 
deshalb von der Aufſtellung dieſer Sätze Abſtand genommen. 
Unverkennbar fielen die Ausführungen Wimpfheimers 
und Wertheimers auf einen fruchtbaren Boden. Be⸗ 
dauerlicherweiſe entſchloſſen ſich die Diskuſſionsredner aber 
nicht zur Einbringung eines Antrages. 

In der Frage der Convertible Bonds vertrat IR. Dr. 
Heilbrunn, Frankfurt a. M., den Standpunkt, daß zur 
Einführung der Convertible Bonds eine Anderung der Geſetz⸗ 
gebung in Deutſchland nicht erforderlich ſei. 

In derſelben Frage wurden auch von Geh. Ober⸗ 
finanzrat Dr. Ernſt Springer, Berlin, Ausführungen ge⸗ 
macht, die darauf hinzielten, die Frage des Bedürfniſſes nach 
neuen Formen für die Kapitalbeſchaffung im weſentlichen zu 
verneinen. Er erblickte in den Vorſchlägen der beiden Re⸗ 
ferenten eine Abkehr von weſentlichen Grundſätzen des be⸗ 
ſtehenden Deutſchen Aktieurechts. Dieſes bilde ſeit dem auf 


Sicherheit und Ordnung am 10. Nov. 1924 mit Wirkung vom 
1. Jan. 1925 eine Ermäßigung der Umſaätzſteuer angeordnet! Bis 
dahin alfo muß fid die öffentliche Sicherheit und Ordunng mit 
den geltenden Umſutzſteuerſätzen abfinden! 
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der Kenntnis der üblen Erfahrungen der ſiebenziger Jahre 
beruhenden Reformgeſetz von 1884 ein wohlüberlegtes Syſtem, 
in welches man nicht ungeſtraft, vermeintlicher Bewegungs- 
freiheit zu Liebe, Lücken reißen dürfe. Die Unterpari⸗ 
Emiſſion und die unbeſchränkte Zulaſſung künftiger Bezugs⸗ 
rechte — wovon auch die Convertiblen Bonds im Grunde nur 
eine Abart darſtellten — bergen Gefahren, welche unſer Geſetz 
bewußt ausſchließen wollte. Das unbeſtrittene Kreditbedürfnis 
der vergeſellſchafteten Induſtrie werde ſich auch vom Auslande 
her unter Währung unſeres erprobten Rechtes befriedigen 
laſſen. Das Aktienrecht habe drei Gruppen von Intereſſen 
zu wahren, die der Gläubiger, die der Geſellſchaften und die 
der Aktionäre; die letzteren aber gerade würden durch die 
Vorſchläge gefährdet. 

In ähnlichem Sinne äußerte ſich Prof. Dr. Waldecker, 
Königsberg. 

Bedauerlicherweiſe unterließen es die genannten Dis⸗ 
kuſſionsredner, Anträge zu ſtellen. Dagegen wurden Anträge 
zu den Leitſätzen der Referenten von ſeiten des Verfaſſers 
dieſer Zeilen in Gemeinſchaft mit Rechtsanwalt Dr. Julius 
Lehmann, Frankfurt a. M., eingebracht. In der Debatte 
mußten ſich beide Antragſteller darauf beſchränken, Einzel⸗ 
heiten vorzubringen. So wandte ſich Dr. Friedmann 
gegen die Ausführungen des Geheimrat Springer, der 
auch die Unterpari⸗Emiſſion in der von Flechtheim be⸗ 
gründeten Weiſe bekämpfen wollte, und ſprach ſich dahin aus, 
daß gerade für mittlere Geſellſchaften der Flechtheimſche 
Vorſchlag außerordentliche Vorteile biete und man dem Refe⸗ 
renten für dieſe Anregung nur dankbar ſein könne. Weiter 
wandte er ſich aber gegen die Theſe III Nr. 4, in der von 
den Berichterſtattern die Beſeitigung der Gattungsſonder⸗ 
abſtimmung bei Kapitalerhöhungen verlangt worden war. 
Er erklärte den Ausgangspunkt der Berichterſtatter, daß 
die Vorſchrift des 8275 Abſ. 3 erſt durch die Novelle der 
neunziger Jahre und ohne jede Begründung von der Geſetz⸗ 
gebung aufgenommen fei, für irrig. Die Vorſchrift ſtamme 
aus der Novelle der achtziger Jahre, und die Denkſchrift ent⸗ 
halte eine ganz ausführliche Begründung. Er halte es nicht für 
richtig, durch vorzugsfeindliche Novellen den ſoviel und nach 
ſeiner Anſicht zu Unrecht angefeindeten Typus der Vorzugs⸗ 
aktien, insbeſondere der neuerdings als ſchuldverſchreibungs⸗ 
ähnlich bezeichneten Vorzüge, weiter zu diskreditieren. 

Rechtsanwalt Dr. Julius Lehmann, Frankfurt a. M., 
berührte ebenfalls eine Frage des Vorzugsaktienrechts, näm⸗ 
lich die Frage der Zahlungen der Halbjahrsdividende. In den 
Verhandlungen mit ausländiſchen Geldgebern müſſe die Frage 
derartiger regelmäßig zu zahlender Leiſtungen ſehr häufig 
erörtert werden, und als gewiſſenhafter Berater könne man 
dem Ausländer nur ſagen, daß in dieſer Frage keine ge⸗ 
nügende rechtliche Klarheit beſtehe und die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit derartiger Zahlungen wie der bei fehlendem Rein⸗ 
gewinn ſich ergebenden Folgen ſich nicht ohne weiteres be⸗ 
ſtimmen ließen. Deshalb hielt Dr. Lehmann es für er⸗ 
wünſcht, eine beſondere Theſe aufzunehmen, in der die Zu⸗ 
läſſigkeit derartiger Zahlungen im Rahmen des geſetzlich 
Möglichen zwecks Klärung der Zweifel ausgeſprochen wurde. 

Die gemeinſchaſtlichen Anträge Friedmann⸗veh⸗ 
mann hatten im weſentlichen folgenden Inhalt: Zu der Frage 
der Halbjahresausſchüttungen wurde beantragt, unter 1 der 
Leitſätze den Satz einzufügen: „Dagegen können auf einen 
beſtimmten Hundertſatz feſtgeſetzte Dividendenanteile für Vor⸗ 
zugsaktien halbjährlich zu einem beſtimmten Termine des 
vorangegangenen Jahres oder aus einem für Reſervezah⸗ 
lungen beſtimmten offenen Reſervefond geleiſtet werden.“ 
Dieſen Antrag übernahmen die Referenten, und er gelangte 
in der ſpäteren Abſtimmung zur Annahme. 

In der Frage der Convertible Bonds wurde beantragt, 
außer der Konvertibilität von Darlehen und Anleihen auch die 
Umtauſchmöglichkeit für Vorzugsaktien aufzunehmen. Auch 
dieſem Antrage wurde ſtattgegeben. 

Dagegen wurden Einzelanträge, die ſich auf die Con⸗ 
vertible Bonds bezogen, nicht übernommen, weil man der 
Anſicht war, daß hierzu zunächſt ein Programm aufzuſtel⸗ 
len jei und eine Detaillierung ſich zunächſt nicht empfehle. 
Immerhin iſt hervorzuheben, daß in den Anträgen Fried⸗ 
mann⸗Lehmann ſogleich betont wurde, daß der Geſamt⸗ 
betrag von Aktien, die zum ſpäteren Umtauſch dienen ſollten, 
einen beſtimmten Prozeutſatz des Grundkapitals nicht über⸗ 
ſteigen dürfe. 
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In der Frage der Sonderabſtimmung der Gattungen 
kam es, da ſich zwiſchen den Referenten und den Antrag⸗ 
ſtellern eine Einigung nicht erzielen ließ, zu einer Abſtim⸗ 
mung, bei der die Anträge Hachenburg⸗Flechtheim 
mit 24 gegen 18 Stimmen angenommen wurden, und zwar 
mit einem Zuſatz, der klarſtellte, daß bei gattungsbeeinträch⸗ 
tigenden Beſchlüſſen es bei der Sonderabſtimmung zu ver⸗ 
bleiben habe. Eine weitere Anregung, die Kapitalbeſchaffung 
hinderlichen reichs⸗ und landesrechtlichen Beſchränkungen hin⸗ 
ſichtlich des Erwerbs von Grundeigentum durch den grund⸗ 
buchlich eingetragenen Gläubiger in der Zwangsverſteigerung 
aufzuheben, erſchien außerhalb des Rahmens des Themas 
liegend und fand deshalb keine Annahme. Bei dem ebenfalls 
gemeinſchaftlich geſtellten Antrage (Friedmann⸗Leh⸗ 
mann), die Einziehbarkeit für Vorzugsaktien, die nach dem 
Inkrafttreten einer Novelle ausgegeben werden, leichter zu 
geſtalten als es der jetzt geltenden Regeln der § 227 Abſ. 2 
des HGB. entſpricht, wurde bemerkt, daß man von dieſem 
Antrage abzuſehen bitte, weil ſich die hieraus ergebenden Fol⸗ 
gerungen doch noch nicht klar überſehen ließen. 

Die Abſtimmung bot inſofern Intereſſe, als bei dem 
von Prof. Waldecker geſtellten Antrag, eine Beſchluß⸗ 
faſſung über die Unterpari⸗Emiſſion und die Convertible 
Bonds zu unterlaſſen, die der Bankwelt beſonders nahe⸗ 
ſtehenden Herren Geh. Rat Dr. Rießer und RA. Dr. Bern⸗ 
ſtein dem Prof. Waldecker zuſtimmten, alſo auch ihrer⸗ 
ſeits einer Beſchlußfaſſung entgegentraten. Die Verſamm⸗ 
lung ſtimmte aber für die Beſchlußfaſſung und es kam zu 
den bereits bekanntgegebenen Entſchließungen. 


2. welche Grundſätze empfehlen fh für das inter: 
nationale Vertragsrecht zur Vermeidung internationaler 
Doppelbeſteuerung bei Einzelperſonen und Körper: 

ſchaften, insbeſondere bei gewerblichen Betrieben? 


Berichterſtatter des Juriſtentages: 
Miniſterialrat Dr. Dorn, Berlin. 


Von Miniſterialrat Dr. Dorn, Berlin. 

Das Thema iſt im Auslande viel behandelt; das institut 
de droit international hat von 1897 bis 1922 verſucht, 
Grundſätze zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem 
Gebiete des Erbrechts zu finden. Der Völkerbund be⸗ 
müht ſich unter Zuziehung der erſten Sachverſtändigen und 
Praktiker der Welt um die Löſung der hier auftretenden 
Fragen. Die Genueſer Wirtſchaftskonferenz hat 
dieſe Arbeit als weſentlich empfohlen. Die internationale 
Schiffahrtskonferenz und die internationale 
Konferenz der Handelskammern ſchließen ſich durch 
Kritik und Mitarbeit dieſen Bemühungen an. Das institut 
intermédiaire international im Haag hat durch planmäßige 
Veröffentlichungen über den Stand der Doppelbeſteuerungs⸗ 
fragen in den einzelnen Ländern zur Klärung beigetragen. 
Aufgabe einer nicht lebensfremden deutſchen Wiſſenſchaft, 
einer Wiſſenſchaft, die bewußt notwendiger Rechtsentwicklung 
den Weg bereiten will, iſt es, hier mitzuarbeiten. Zweierlei 
iſt not: Einmal Kenntnis vom Stande der Dinge, dann Be⸗ 
ſchaffung von Grundlagen für eine Anderung des beſtehenden 
Zuſtandes, ſoweit er vom Standpunkt der Weltwirtſchaft oder 
des Wirtſchaftsverkehrs zweier Staaten aus unzureichend iſt. 


Was it „internationale Doppelbeſteuerung“? 

Der Klang des Wortes iſt geläufig, ſein Inhalt aber 
nicht klar. 

Internationale Doppelbeftenerung (Mehrfachbeſteuerung) 
liegt vor, wenn mehrere ſelbſtändige Steuerhoheitsträger (ins⸗ 
beſondere mehrere ſelbſtändige Staaten) denſelben Steuer⸗ 
pflichtigen wegen desſelben Gegenſtandes gleichzeitig zu einer 
gleichartigen Steuer heranziehen. 

Die Begriffsbeſtimmung iſt ebenſo umſtritten wie jedes 
ihrer Merkmale; an ihr muß aber — was in Heidelberg 
näher zu begründen war — feſtgehalten werden. Aus dem 
Geſichtspunkt der Gleichartigkeit der Steuer beantwortet ſich 
z. B. die Frage, ob die engliſche income tax mit ihrer „Be⸗ 
ſteuerung an der Quelle“ den Einkommenſteuern des Kon⸗ 
tinents gleichartig iſt, aus dem Geſichtspunkt der Gleichheit 
der Steuerpflichtigen und des Gegenſtandes die Frage, ob 
Beſteuerung des Aktionärs mit der Dividende im einen und 
der Aktiengeſellſchaft im andern Staate Doppelbeſteuerung 
darſtellt. Wird innerhalb eines Einheitsſtaates dieſelbe Per⸗ 
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ſon und dasſelbe Gut mit mehreren gleichartigen Steuern 
belegt, ſo handelt es ſich nicht um echte Doppelbeſteuerung, 
ſondern um eine mehr oder minder gerechte Verteilung der 
Laſten auf die Schultern der verſchiedenen Steuerpflichtigen. 
Ebenſo iſt dann, wenn, wie regelmäßig im Bundesſtaat, eine 
höchſte Gewalt für mehrere Staatswirtſchaften, die Finanz⸗ 
gebarung beſtimmt, die ſtaatsrechtlich zugelaſſene Heran⸗ 
ziehung desſelben Steuerguts derſelben Perſon durch die 
Steuern verſchiedener Steuerberechtigter gewollte Art der 
Laſtenverteilung. Anders nur, wenn in einem Staate meh⸗ 
rere Steuerwirtſchaften mit ſelbſtändiger freier Entſchließung 
über die Nutzung ihrer Steuerquellen beſtehen. In dieſem 
Falle kann eine Doppelbeſteuerung innerhalb eines Bundes⸗ 
ſtaats vorliegen; ſie kann ebenſo vorliegen innerhalb eines 
Einzelſtaats von Provinz zu Provinz, von Gemeinde zu Ge⸗ 
meinde, vom Staat zu ſeinen Kolonien. Die eigentliche Do⸗ 
mäne des Doppelbeſteuerungsrechts iſt aber das internationale 
Doppelbeſteuerungsrecht im engeren Sinne, d. h. das Recht, das 
die Steuergewalten zweier vollſtändig voneinander unabhängi⸗ 
ger Staats⸗ und Steuerwirtſchaften gegeneinander abgrenzt. 

Das Doppelbeſteuerungsrecht iſt als internationales 
Steuerrecht Teil des internationalen Verwaltungsrechts und 
damit Beſtandteil des internationalen Privatrechts. Anders 
als grundſätzlich im internationalen Zivilrecht, in dem ſtets 
die Anwendung des einen oder des anderen Rechts zur Er⸗ 
örterung ſteht, wird die Prüfung nach den Grundſätzen des 
internationalen Steuerrechts zunächſt vielfach ergeben, daß 
beide oder mehrere Staaten aus verſchiedenen Gründen zu 
ſteuerlichem Zugriff auf dieſelbe Perſon und dasſelbe Gut 
befugt ſind. 

In dieſer Beziehung iſt beſonders die Spruchpraxis des 
oberſten Bundesgerichts der Vereinigten Staa⸗ 
ten von Nordamerika lehrreich, das nicht wie das Schweizer 
Bundesgericht unter der Suggeſtivkraft eines Verfaſſungs⸗ 
artikels ſteht, der Beſtimmungen gegen die Doppelbeſteuerung 
in Ausſicht ſtellt. Das oberſte nordamerikaniſche Bundes⸗ 
gericht hat lediglich die Frage zu prüfen, ob der Steuerzugriff 
eines Einzelſtaats ſtaatsrechtlich unzuläſſig iſt, ob er dem 
14. Amendement der Bundesverfaſſung v. 28. Juli 1888 
widerſtrebt, nach dem es unterſagt iſt, daß ein Einzelſtaat 
Freiheit oder Eigentum without due process of law (ohne 
gehöriges Rechtsverfahren) entzieht. 

Die Ergebuiffe der Rechtſprechung zeigen, daß nur felten 
der oberſte Gerichtshof ſolche Unzuläſſigkeit anzunehmen in 
der Lage iſt, weil er die Zuläſſigkeit überall bejahen muß, wo 
eine hinreichende Verknüpfung der Steuerpflichtigen oder des 
beſteuerten Guts mit dem Territorium vorhanden ift. Dieſe 
Praxis warnt vor der Überſchätzung der Methode, die theore⸗ 
tiſch mit vollem Recht verlangt wird: zunächſt die Zuſtändigkeit 
des beſteuerten Staates an fich feſtzuſtellen und dann erft bir 
Frage zu erörtern, welche Wirkungen einer konkurrierenden 
Steuergewalt anderer Staaten eingeräumt werden ſollen. 

Das Steuerſyſtem des einzelnen Staates erwächſt als 
Kompromiß zwiſchen der eigenen Privatwirtſchaft und Staats⸗ 
wirtſchaft. Seine Durchführung iſt Staatsnotwendigkeit. Nur 
Unerreichbarkeit des Steuerpflichtigen oder des Steuerguts 
oder dringendes Bedürfnis der Volkswirtſchaft führen zum 
Steuerverzicht. Im übrigen greifen die Steuerſyſteme vielfach 
in ihren Wirkungen über die Gebietsgrenzen hinaus. Da⸗ 
durch überdecken ſie einander zu Laſten des Steuerpflichtigen. 
Die Wiſſenſchaft des Rechtes, die ſchon heute der Steuer⸗ 
gewalt des Einzelſtaates theoretiſche Grenzen ziehen wollte, 
ſähe ſich aber der geſchloſſenen Phalanx der Staatspraxis 
gegenüber. Es iſt unfruchtbar, ſich darüber hinwegzutäuſchen. 
Doppelbeſteuerung beſteht; ſie beſteht nach poſitivem Recht. 
Große Geſichtspunkte der Weltwirtſchaft fordern Milderung 
oder Beſeitigung. Es gilt den Kampf um die Erkenntnis der 
Staaten von der Richtigkeit des Ziels und der Möglichkeit 
bereits gewieſener oder noch zu weiſender Wege. Grundſätzlich 
wird daher mit der Genueſer Wirtſchaftskonferenz und dem 
Völkerbund nur der Weg internationaler Verſtändigung, des 
Staatsvertrags als gegeben angeſehen werden können, um die 
ſchweren wirtſchaftlichen Nachteile der Doppelbeſteuerung zu 
bekämpfen. Der Weg der Staatsverträge muß beſchritten 
werden. Dabei wird im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
an einen Geſamtvertrag gedacht werden können, der die Ge⸗ 
ſamtheit der kontinentalen und anglo⸗amerikaniſchen Steuer⸗ 
wirtſchaften umfaßt. Die nächſte Zeit wird vielmehr in 
praktiſcher Arbeit den Abſchluß von Verträgen erbringen 
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müſſen, die von Staat zu Staat unter ſorgſamer Abgleichung 
der Steuerſyſteme zu finden ſind. Dieſe Verträge werden, um 
voll wirkſam zu ſein und die notwendigen Erleichterungen 
für den Wirtſchaftsverkehr ſchaffen zu können, mit Verträgen 
über Rechtshilfe in Steuerſachen verbunden werden müſſen, 
einer Rechtshilfe, die ebenſowohl auf dem Gebiet der Er- 
mittlung und Feſtſetzuug der Steuer als auch auf dem des 
Rechtsmittelverfahrens und der Beitreibung zu leiſten ſein 
wird. Darüber hinaus wird bei den außerordentlichen Schivie- 
rigkeiten, die ein Doppelbeſteuerungsvertrag der erſchöpfenden 
Regelung entgegenſtellt, dafür Sorge zu tragen ſein, daß 
der Vertrag ohne erneute diplomatiſche Verhandlungen aus⸗ 
baufähig iſt, daß im Sinne des Vertrages liegende Erweite⸗ 
rungen oder Abänderungen im Einvernehmen zwiſchen den 
oberſten Finanzbehörden der vertragſchließenden Länder ver- 
einbart werden können. Der Prüfung wird in Zukunft be⸗ 
dürfen, ob und inwieweit der Gedanke der Schiedsgerichtsbar⸗ 
keit für die Doppelbeſteuerungsverträge nutzbar gemacht wer- 
den kann, ob und inwieweit namentlich dann Schiedsverfahren 
einſetzen dürfen, wenn die notwendige und erſtrebte Einigung 
zwiſchen den leitenden Finanzb Hörden für einen Einzelfall 
nicht erzielt werden kann. Ausbau und Ergänzung der Dop- 
pelbeſteuerungsverträge kann dagegen nicht von einer An- 
wendung des allgemeinen Grundſatzes der Meiſtbegünſtigung 
erwartet werden. Das Weſen der Doppelbeſteuerungsverträge 
iſt ins einzelne gehende Abſtimmung zweier Steuerſyſteme 
aufeinander. Abweichungen in verſchiedenen Verträgen, be- 
ſondere Verzichte des Staates auf beſtimmtes Steuergut, 
auf das in früheren Verträgen gegenüber einem anderen 
Staate nicht verzichtet wurde, haben ihren Grund zumeiſt 
darin, daß anders geartete Wirtſchaftsverhältniſſe oder eine 
andere Art des Ausgleichs der Steuerſyſteme den Verzicht 
notwendig oder doch erklärlich machen. Rechte aus einem 
Doppelbeſteuerungsvertrage können daher auf Grund der all» 
gemeinen Meiſtbegünſtigungsklauſel nicht beanſprucht werden. 
Das Ineinandergreifen der Doppelbeſteuerungsbeſtimmungen 
ſchafft eigenartige Gegenſeitigkeit ſtrengſter Obſervanz, eine 
Abhängigkeit der Beſtimmungen voneinander, die die Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel unanwendbar machen. Wenn überſtaat⸗ 
liches Recht gefunden werden ſoll, ſo müſſen die Linien ge⸗ 
ſucht werden, die nach rechtspolitiſch entſcheidenden Grund- 
ſätzen die Steuergewalten gegeneinander abgrenzen ſollten, die 
Linien, auf denen ſich die Staaten am eheſten treffen können, 
weil der Verzicht des einen Staats volkswirtſchaftlich gerecht- 
fertigt und ſtaatswirtſchaftlich erträglich iſt, weil er durch 
Verzichte des anderen Staats, die in dem Geſamtkomplex der 
getroffenen Regelung liegen, aufgewogen wird. 

Die Doppelbeſteuerung iſt nicht nur vom Standpunkt 
der Einzelwirtſchaft oder der einzelnen Volkswirtſchaft, ſon⸗ 
dern auch vom Standpunkt der Weltwirtſchaft aus ſchwerer 
Schaden. Durch ſie wird die normale Wirtſchaftsentwicklung 
gehemmt. An die Stelle des Standorts der günſtigen Arbeits⸗ 
bedingung tritt der Standort der leichteſten Steuerlaſt. Das 
führt zu unſachgemäßer Verteilung der Produktions- und 
Vertriebsſtätten. Auch die Freizügigkeit des einzelnen wird 
durch die Möglichkeit mehrfacher Steuer beeinträchtigt. Den⸗ 
noch iſt die Einſtellung zu der Erſcheinung, die man unter 
dem Begriff der Doppelbeſteuerung zuſammenfaßt, verſchieden. 
Die anglo⸗amerikaniſche Auffaſſung ſtand aber bis vor kurzem 
namentlich zu der kontinentalen im Widerſpruch. Von Weſt⸗ 
lake im Jahre 1897 bis Lord Phillimore im Jahre 1922 
haben die engliſchen Vertreter auf den Tagungen des Institut 
de droit international nicht nur die rechtliche Zuläſſigkeit, 
ſondern auch die materielle Gerechtigkeit der Doppelbeſteue⸗ 
rung vertreten. Der leitende Gedanke der anglo-amerifanifchen 
Auffaſſung iſt der, daß die Erhebung doppelter Steuer für 
doppelten Staatsſchutz nicht zu beanſtanden ſei. Dieſes Be⸗ 
kenntnis zum Recht auf doppelte Steuern wird geſtützt durch 
politiſche Erwägungen. Die neueſte Entwicklung drängt auch 
in England zu der Erkenntnis, daß Doppelbeſtenerungs⸗ 
berfräge nottun. Dies erkennt Sir Joſiah Stamp nicht nur 
in ſeinen Schriften (zu vergl. the fundamental principles 
of taxation), ſondern auch durch ſeine Mitarbeit bei dem 
Gutachten für den Völkerbund an. Auch die Royal 
Commission für die Einkommenſteuer in England hat in 
ihrem Bericht v. J. 1920 über ſchwerſte Bedenken hinweg den 
Seg der Einzelverträge mit anderen Staaten auf dem Ge- 
biete der Doppelbeſteuerung empfohlen. Damit nähert ſich die 
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lich die Doppelbeſteuerung als Widerſpruch zur materiellen 
Gerechtigkeit empfindet und die mit beſonderer Schärfe Stri⸗ 
ſower in ſeinem 1921 auf der Tagung in Rom dem In- 
stitut de droit international vorgelegten Referat vertreten 
hat. Die Verſchiedenheit der Meinungen findet ihre Erklärung 
darin, daß geltendes Recht und berechtigte rechtspolitiſche 
Forderung noch allzuſehr auseinanderklaffen. Das Vertrags⸗ 
recht der Doppelbeſteuerung, für das mögliche Grundlagen ge⸗ 
funden werden ſollen, iſt Verſöhnung von Intereſſenkonflikten, 
die ſich hier im Konflikt der Rechte ausdrücken. Die Ver⸗ 
ſöhnung iſt beſonders ſchwierig, weil Intereſſen der Einzel⸗ 
wirtſchaft mit denen der Volks⸗ und Staatswirtſchaft und 
Intereſſen von Volks- und Staatswirtſchaft verſchiedenſter 
Geſtaltung zuſammenſtoßen. Das Intereſſe des einzelnen 
geht entſcheidend dahin, nur einmal mit dem geſamten Ein⸗ 
kommen, geſamten Vermögen, der geſamten Erbmaſſe be⸗ 
ſteuert zu werden ohne Rückſicht darauf, in wieviele Staats⸗ 
wirtſchaften die Privatwirtſchaft hineinwirkt. Damit iſt aber 
auch dem Intereſſe der Einzelwirtſchaft im weſentlichen ge⸗ 
nügt. Die Art, wie ſich die mehreren Staatswirtſchaften 
über dieſes Geſamtgebiet aufeinanderſetzen, iſt zwar nicht ganz 
ohne Belang, können doch die Vereinbarungen verſchieden wir⸗ 
ken, je nachdem, ob ſie mehr Gut dem Lande der höheren 
Steuerſätze oder dem der geringeren, dem Lande der ſchärferen 
oder der matteren Steuerverwaltung, dem Lande der höheren 
oder geringeren Bewertung zuweiſt. Aber das Hauptintereſſe 
geht doch dahin, lediglich einmal beſteuert zu werden. Da⸗ 
gegen iſt die Verſöhnung der volkswirtſchaftlichen Intereſſen 
ſchwerer. Sir Baſil Blackett weiſt in einem Memorandum 
an die vorläufige Wirtſchafts- und Finanzkommiſſion des 
Völkerbundes darauf hin, daß Auſtralien mit ſeinen reichen 
Naturſchätzen ſich leicht darauf beſchränken könne, nur von 
den Gütern, die ſich im Lande befinden, Steuern zu er⸗ 
heben, daß aber England als Finanzzentrum darauf o: 
gewieſen ſei, die Bewohner mit ihrem geſamten Vermögen, 
alſo auch ſoweit es im Auslande belegen, durch Finanz⸗ 
Transaktionen erworben ſei, in die Steuern einzubeziehen 
Die Verſchiedenheit der Intereſſen von Schuldner- und Gläu⸗ 
bigerland wird auch von anderer Seite hervorgehoben, dabei 
bleibt aber meiſtens unbeachtet, daß auch die Art, in der 
das eine Land dem anderen verſchuldet iſt, von weſentlicher 
Bedeutung ſein kann. Ein Land, das überwiegend Schuldner 
kurzfriſtiger Anlagen von Kaufpreisforderungen, Wechſeln 
uſw. iſt, ſteht in der Frage, welches Steuergut es ſich er⸗ 
halten muß, anders als ein Land, in dem das Ausland 
durch langfriſtige Anlagen ſich feſtgeſetzt hat, das der Über⸗ 
fremdung unterworfen iſt. 

Die Beſteuerung kann ſowohl an die Herrſchaft über die 
Perſon des Steuerpflichtigen (Staatsangehörigkeit, Wohn⸗ 
ſitz, Aufenthalt einer natürlichen Perſon, Sitz, Ort der Lei⸗ 
tung eines Unternehmens) als auch an die Gebietshoheit, 
die Herrſchaft über das ſteuerbare Gut, insbeſondere über 
Grundſtücke und Gewerbebetriebe anknüpfen. Da die An⸗ 
knüpfung der Steuer an die Perſon mit der Vorſtellung ver⸗ 
bunden ift, daß alles Einkommen, alles Vermögen, der ge: 
ſamte Nachlaß dieſer Perſon dem Staate ſteuerlich verpflichtet 
iſt, an den ihn die perſönliche Beziehung bindet, ſo ergibt 
ſich eine große Reihe denkbarer Konflikte, die in der Tat 
faſt alle unter den gegenwärtigen Steuerrechtsſyſtemen ver- 
wirklicht werden. 

Die Konflikte beruhen teils auf der Ausübung der 
Steuerhoheit gegenüber derſelben Perſon wegen ihrer perſön⸗ 
lichen Beziehungen (doppelten Wohnſitz, Wohnſitz und Staats⸗ 
angehörigkeit, doppelter Staatsangehörigkeit) teils wegen der 
perſönlichen Beziehung zum einen, der ſachlichen Beziehung 
zum andern Staate (Wohnſitz oder Staatsangehörigkeit hier, 
Eigentum dort), teils auf der Ausübung der Steuerhoheit 
über verſchiedene Perſonen wegen desſelben Guts (Erbſchafts⸗ 
beſteuerung am letzten Wohnſitz des Erblaſſers, am Wohnſitz 
des Erben). Eine Reihe von Fragen werfen ſich auf. Welche 
Schwierigkeiten haben ſich in der Staatspraxis hauptſächlich 
gezeigt, welche Abhilfe iſt bisher in der inneren Geſetzgebung 
der Staaten und den internationalen Verträgen gefunden 
worden, welche Anregungen hat die Wiſſenſchaft zur Löſung der 
Doppelbeſteuerungsfragen gegeben und welche Wege laſſen ſich 
noch für eine Ausgeſtaltung des Konfliktenausgleichs zeigen? 

In den meiſten Staaten, die zu einer Einkommens⸗ 
beſteuerung übergegangen ſind, iſt neben die unbeſchränkte 
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rung der im Inlande belegenen Sachgüter geſtellt. Dies gilt 
für Dänemark, Deutſchland, England, von ſeinen Dominiens, 
Canada, Britiſch⸗Columbien, Indien, Neu⸗Seeland, Tasma⸗ 
nien, Neu⸗Fundland u. a., Japan, die Niederlande, Nor⸗ 
wegen, Öfterreich, Polen, ſchweizeriſche Kantone, die tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Republik und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, ſowie zahlreiche nordamerikaniſche Einzelſtaaten. Für 
alle dieſe Staaten beſteht die Möglichkeit, daß der Steuer⸗ 
pflichtige in dem einen Staate wegen ſeines Wohnſitzes mit 
ſeinem geſamten Einkommen oder Vermögen erfaßt und in 
anderen Staaten in verſchiedenem Umfange mit einzelnen 
ſeiner Güter zur Steuer herangezogen wird. 

Faſt alle Staaten, die überhaupt die Einkommenſteuer 
und ihre Teilung in unbeſchränkter und auf beſtimmte Güter 
beſchränkte Steuerpflicht kennen, beſteuern ohne Rückſicht auf 
Staatsangehörigkeit, Wohnſitz und Aufenthalt des Steuer⸗ 
pflichtigen das Einkommen aus Grundbeſitz und Gewerbe⸗ 
betrieb. So: 

Dänemark, Deutſchland, England mit feinen foeben ge- 
nannten Dominiens, Niederlande, Italien, Japan, Oſterreich, 
Polen, Tſchechoſlowakiſche Republik. 

Das Einkommen aus anderer inländiſcher Erwerbstätig⸗ 
keit wird entweder dadurch zur Steuer herangezogen, daß der 
Aufenthalt des Erwerbes wegen bereits die unbeſchränkte 
Steuerpflicht begründet oder daß durch Abzug der Steuer an 
der Quelle, wie in England und Italien, das Erwerbseinkom⸗ 
men im Rahmen beſchränkter Steuerpflicht gefaßt wird. 

Bei dem Kapitaleinkommen und Kapitalvermögen folgen 
eine Reihe von Staaten dem Grundſatz: mobilia ossibus 
inhaerent; ſie kennen eine Belegenheit des Kapitalvermögens 
nicht. Fehlt unbeſchränkte Steuerpflicht, fo bleibt es frei; 
fo: Deutfchland und Dänemark. Dagegen werden in anderen 
Ländern Kapitalvermögen unter dem Geſichtspunkt der be⸗ 
legenen Sache herangezogen; ſo z. B.: 

1. In Amerika gewiſſe Zinſen und Dividenden; 

2. in England außer Zinſen aus Schuldverſchreibungen 
privater Unternehmungen nach Schedule D, Zinſen aus eng⸗ 
liſchen Staats⸗ und Gemeindeanleihen nach Schedule C; 

3. Italien: Forderungen, bei denen der Wohnſitz des 
Schuldners im Inlande belegen iſt, grundbücherlich ſicher⸗ 
geſtellte Renten und Forderungen, Beteiligungen an Unterneh⸗ 
mungen ſowie Bezüge aus öffentlichen und privaten Kaſſen; 

4. in Oſterreich und der Tſchechoſlowakiſchen Republik: 
Einkommen aus 

a) Hypothekenforderungen, durch Fideikommiß oder Ver⸗ 
mögenszwang gebundenes Vermögen; 

b) Beteiligung an einem Unternehmen; 

c) Einkünfte aus öffentlichen Kaſſen; dagegen nicht aus 
Aktien, Anteilſcheinen und anderen Wertpapieren; 

d) ruhende Erbſchaften auch hinſichtlich des beweglichen 
Kapitalvermögens. 

Das Geſamtbild, das aus den Einzelheiten aufzubauen, 
hier vorbehalten werden muß, iſt für das Gebiet der Ein⸗ 
kommen⸗, Vermögens⸗ und Erbſchaftsbeſteuerung das folgende: 

Der Beſteuerung von Geſamteinkommen und Geſamt⸗ 
vermögen durch den eigenen Staat ſteht in den weitaus über⸗ 
wiegenden Fällen eine Beſteuerung des unbeweglichen Guts 
und des Gewerbebetriebs durch einen anderen Staat zur 
Seite. Im Gebiet des Kapitalvermögens und des Einkom⸗ 
mens; aus ihm ſind völlig verſchiedene Syſtemkonflikte denk⸗ 
bar. Soweit z. B. die Aktien von dem einen Staat um des⸗ 
willen herangezogen werden, weil die Aktiengeſellſchaft ihren 
Sitz in ſeinem Gebiete hat, während im anderen Staate 
Aktien dem beweglichen ungebundenen Vermögen der Perſon 


zugerechnet werden, bedarf es einer Auseinanderſetzung zwi⸗ 


ſchen den Staaten im Sinne der Entſchließung darüber, 
ob der Wohnſitzſtaat oder der Belegenheitsſtaat entſcheiden 
ſoll. Um die Zielrichtung des internationalen Rechtsbewußt⸗ 
ſeins in den Fragen der Doppelbeſteuerung kennenzulernen, 
müſſen wir drei verſchiedene Gruppen von Vorſchriften und 
Vorſchlägen kennen. Einmal die Normen, durch die die 
Staatspraxis der Bundesſtaaten zur Löſung beigetragen hat, 
ferner die Abhilfe, die gegenüber anderen ſelbſtändigen Staa⸗ 
ten bisher durch das nationale Recht der einzelnen Staaten 
geſucht wird, die Ergebniſſe förmlicher Staatsverträge und 
ſonſtiger internationaler Abmachungen ſowie ſchließlich die 
Löſungen der Wiſſenſchaft. Dabei muß mit beſonderer Vor⸗ 
ſicht geprüft werden, ob die Grundſätze, die innerhalb eines 
Bundesſtaats gefunden ſind, ſich zur Anwendung auf inter⸗ 
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nationale Verhältniſſe, d. h. die Beziehungen vollſtändig un⸗ 
abhängiger Staats⸗ und Steuerwirtſchaften zueinander über⸗ 
tragen laſſen. Dieſe Frage wird namentlich dann verneint 
werden müſſen, wenn es ſich bei der verſuchten Löſung um 
eine offenſichtliche Protektionsnahme im Rahmen einer großen 
Reichspolitik handelt, wie dies etwa der engliſche Verzicht auf 
500% der Steuer gegenüber den Dominiens darſtellt. Dagegen 
ſind die Grundſätze der Vergleichung fähig, die im Deutſchen 
Reich zur Vermeidung von Doppelbeſteuerungen zwiſchen den 
Ländern im Finanzausgleichsgeſetz, die das Schweiz. Bundes⸗ 
gericht und das oberſte Bundesgericht der Ver. Staaten für 
die Grenzen des Beſteuerungsrechts der Kantone und die 
Einzelſtaaten aufgeſtellt haben. 

Die internationale Doppelbeſteuerung wird durch die 
nationalen Rechte auf zwei grundſätzlich verſchiedenen Wegen 
vermieden: 


Entweder läßt das Steuerſyſtem gewiſſes Steuergut von 
vornherein frei. Dann kann Doppelbeftenerung gar nicht 
entſtehen. Oder die Beſteuerung liegt auch für dieſes Steuer⸗ 
gut in dem Syſtem, für den Fall eines anderen Staates iſt 
aber Milderung oder Aufhebung der Steuer vorgeſehen. 

Derartige Beſtimmungen ſind indeſſen zur Zeit noch Zu⸗ 
fälligkeiten der Steuerrechtsſyſteme, von denen Entſcheidendes 
auf unſerem Wege nicht erwartet werden kann. Klarer er⸗ 
kennbar wird die Zielrichtung des ſich bildenden internatio⸗ 
nalen Rechtsbewußtſeins in den Staatsverträgen, nament⸗ 
lich in denen der letzten Zeit. Für die Betrachtung ſtehen 
außer den von dem Deutſchen Reich mit Ofterreih und 
der Tſchechoſlowakiſchen Republik geſchloſſenen vollſtändigen 
Doppelbeſtenerungsverträgen, den Teilverträgen, die mit der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und mit Griechenland abge⸗ 
ſchloſſen ſind und den Regelungen, die gegenüber der Stadt 
Danzig, gegenüber dem Saargebiet und gegenüber Polen vor⸗ 
liegen, ſowie zwiſchen fremden Staaten ein Vertrag zwiſchen 
Oſterreich und der Tſchechoſlowakiſchen Republik, ferner der 
jog. „Romvertrag“ v. 6. April 1922 zwiſchen Sſterreich⸗ 
Ungarn, Italien, Polen, Rumänien und dem Serbiſch⸗ 
Kroatiſch⸗Sloveniſchen Königreich, ein Vertrag zwiſchen 
Danzig und Polen v. 17. März 1924 und eine Regelung 
zwiſchen Frankreich und der Regierungskommiſſion des Saar⸗ 
gebiets v. 5. Juli 1923. 

Die Vergleichung dieſer neueren Verträge ergibt ein Bild 
relativer Übereinſtimmung trotz ſehr ſtarker Verſchiedenheit 
des Aufbaus und der Faſſung. Die ſachliche Übereinſtimmung 
beſteht namentlich in den zwei großen Prinzipien: Aufteilung 
der Steuerquellen in der Art, daß für Geſamteinkommen⸗ 
beſteuerung der Wohnſitzſtaat zuſtändig iſt, daß aber ſowohl 
für das Gebiet der Perſonalſteuern wie für das Gebiet der Er⸗ 
tragsſteuern dem Belegenheitsſtaate die Beſteuerung des un⸗ 
beweglichen Gutes und des Gewerbebetriebes vorbehalten wird. 
Dieſe Regelung iſt gleichermaßen für Einzelperſonen wie für 
juriſtiſche Perſonen maßgebend. Übereinſtimmung beſteht auch 
in gewiſſem Umfange für die Behandlung des beweglichen 
Vermögens. So wird für Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen, 
Penſionen, Wartegeldern, Gehältern, dem Schuldnerſtaat zu⸗ 
meiſt das Vorrecht der Beſteuerung eingeräumt, ſo können 
ferner Zinſen von Wertpapieren, Spareinlagen uſw. nach 
dem Grundſatz der Belegenheit von dem Schuldnerſtaat mit 
der Objektſteuer erfaßt werden. Dagegen finden ſich weſent⸗ 
liche Abweichungen auf dem Gebiete der Beſteuerung des be⸗ 
weglichen Kapitals. Insbeſondere fallen ſowohl in den öſter⸗ 
reichiſch⸗tſchechiſchen Vertrag wie auch in dem Romvertrag 
hypothekariſch geſicherte Forderungen in jedem Falle unter 
den Grundſatz des unbeweglichen Guts, während ſie nach den 
deutſchen Verträgen für alle laufenden Steuern grundſätzlich 
als bewegliches Kapitalvermögen behandelt werden, im Danzig⸗ 
Polen⸗Vertrag gelten ſie für die Einkommenſteuer als Kapital⸗ 
vermögen, für die Vermögenſteuer als Grundbeſitz. Ferner 
gelten anders als in dem deutſch⸗tſchechiſchen Vertrag als ge⸗ 
werbliches Betriebsvermögen nach dem deutſch⸗öſterreichiſchen, 
dem öſterreichiſch⸗tſchechiſchen und dem Danzig⸗polniſchen Ver⸗ 
trag alle Beteiligungen an geſellſchaftlichen Unternehmungen 
mit Ausnahme von Kuxen, Aktien, Anteilſcheinen und ſon⸗ 
ſtigen Wertpapieren. Während der Arbeitsertrag einſchließlich 
des Ertrages der freien Berufe nach dem Romvertrag am 
Orte der Tätigkeit beſteuert wird, wird nach den deutſchen 
Verträgen ebenſo wie nach dem öſterreichiſch⸗tſchechiſchen und 
dem Danzig⸗Polen⸗Vertrage grundſätzlich die Beſteuerung des 
Angehörigen freier Berufe und des Arbeiters an feinem 
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Wohnſitz vorgenommen und nur eine Veltenerung am Orte 
der Tätigkeit zugelaſſen, wenn der freie Beruf von einer ſeſten 
Betriebsſtätte ausgeübt wird. Für die Steuer vom Vermögen 
hat der Romvertrag überhaupt keine endgültige Löſung finden 
können. Nur für unbewegliche Güter, Gewerbe- oder Handels- 
betriebe und Hypothekenforderungen ift der Grundſatz der be- 
legenen Sache auch bei der Vermögensbeſteuerung anerkannt, 
im übrigen dagegen wird auf ein Spezialabkommen verwieſen, 
das die Vermögensbeſteuerung des beweglichen Kapitals ein⸗ 
ſchließlich der Wertpapiere regeln ſoll, und bis zu deſſen Ab⸗ 
ſchluß die Doppelbeſteuerung fortbeſteht. 

Die für die Abgrenzung der Steuergewalten namentlich 
bei dem beweglichen Kapital noch beſtehenden Schwierigkeiten 
beruhen auf der Verſchiedenheit der Steuerſyſteme, die noch 
fühlbarer wird, wenn man den Ausgleich zwiſchen dem angel⸗ 
ſächſiſchen und einem kontinentalen Einkommenſteuerſyſtem 
verſucht. Einen ſolchen Verſuch hat Prof. Suyling, Utrecht, 
für die International Law Aſſociation auf der Tagung des 
Jahres 1921 mit dem Ziel gemacht, die engliſch-holländiſche 
Einkommenbeſteuerung zu verſöhnen. Er kommt hier zu dem 
Schluß, daß die Quellen verteilung, deren Tragweite er wohl 
überſchätzt, ausſcheide: „Apart from exceptional cases, 
governments do not feel at liberty to show such a spirit 
of self-denial in regard of their right of taxation. The 
continental scheme may, therefore, be left out discussion 
as not belonging to the sphere of measures capable of 
direct taxation.“ Er ſchlägt vor, dem Quellenprinzip Cng- 
lands Opfer zu bringen und auf die Beſteuerung am Wohn⸗ 
ſitze jedenfalls bis zur Hälfte zu verzichten. Wie wenig er 
mit ſeinem Vorſchlag den wirtſchaftlichen Leitgedanken Eng⸗ 
lands getroffen hat, ergeben die Ausführungen Sir Bafil 
Blacketts, nach denen das Wohnfigprinzip und feine 
ſchärfſte Durchführung bei der Steuer als für England un— 
erläßlich bezeichnet wird. 

Mit dieſen Gegenüberſtellungen haben wir den Boden der 
Staatspraxis verlaſſen. Wir ſtehen in der Betrachtung der 
eie Behandlung unſerer Fragen und ihrer Er- 
gebniſſe. 

Den entſcheidenden Schritt zu einer modernen Betrach⸗ 
tung dies in ſeinem Weſen wirtſchaftlichen Problems hat 
Schanz in einem Aufſatz des Jahres 1894 getan. Er ſchlug 
hier vor, die Auseinanderſetzung konkurrierender Steuer- 
aewalten in dem Sinne vorzunehmen, daß jedem Staat das 
Steuergut zugeteilt werden ſollte, deſſen Wirtſchaft es zu⸗ 
gehört. Was feit dieſer Erkenntnis: Wirtſchaftszugehörig⸗ 
keit als maßgebender Grund für die Beſteuerung in dieſer 
Frage gedacht und geſchrieben worden iſt, hat bewußt oder 
unbewußt darauf aufgebaut. 

Damit war die einſtmals überragende Stellung der 
Staatsangehörigkeit des Steuerpftichtigen für das 
Steuerrecht ausgeſchaltet. Damit war in einer Zeit, in der 
die Rechtswiſſenſchaft noch ſtark in einer Überſchätzung des 
ſubjektiven Moments befangen war, auf die Notwendigkeit 
der Anknüpfung an objektive Merkmale hingewieſen. Noch 
aber herrſchte unter den Gelehrten großer Streit: Bezeichnend 
iſt das Ergebnis des erſten Verſuchs, die Aufteilung der 
Steuergewalten für die Erbſchaftsſteuer durch einen Kreis aus⸗ 
erleſener Juriſten des Institut de droit international porzu⸗ 
nehmen, zu denen u. a. v. Bar, Lyon⸗Caen, Weiß, 
Weſtlake, Stoerck, Harburger gehören. Der Bericht⸗ 
erſtatter Sir Thomas Barclay ſteht ſich im Jahre 1897 
fünf Meinungsgruppen gegenüber. Die fünf Gruppen waren 
unverſöhnlich, eine Mehrheitsentſchließung war nicht zu er⸗ 
zielen. Erſt im Jahre 1922, alſo 25 Jahre ſpäter, konnte 
mit Stimmenmehrheit ein Beſchluß zur Doppelbeſteuerung auf 
dem Gebiete der Erbſchaftsſteuer gefaßt werden. Danach wird 
die Beſteuerung am Wohnſitz des Verſtorbenen zum Grund⸗ 
ſatz erhoben. Grundbeſitz und Gewerbebetrieb, Hypotheken⸗ 
forderungen nebſt Zubehör werden jedoch dem Belegenheits⸗ 
ſtaate überlaſſen. Die Steuer ſoll nur in einem Staate er⸗ 
hoben und nach näheren Vereinbarungen verteilt werden. 
Immer deutlicher tritt die Abkehr vom Heimatsprinzip, die Zu⸗ 
neigung zum Vorrang des Wohuſitzes, immer ſtärker auch 
der Verſuch hervor, eine Stufenfolge der Zugehörigkeit des Gutes 
zu einem der Steueranſprüche erhebenden Lande feſtzuſtellen. 

Um die Feſtſtellung dieſer Stufenfolge der Wirtſchafts⸗ 
zugehörigkeit haben ſich zuletzt auch die vier Gutachter 
der Finanz⸗ und Wirtſchaftskommiſſion des Völkerbundes 
Bruins, Einaudi, Seligmann und Sir Joſiah 
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Stamp bemüht. Grundgedanke des Gutachtens iſt völlige 
Löſung von dem Anknüpfungsmerkmal, das in der Staats⸗ 
angehörigkeit (allsgeance politique) liegt, unbeſchränkte Mn- 
erkennung des Prinzips der Wirtſchaftszugehörigkeit (alle- 
geance économique). 

Die Wirtſchaftszugehörigkeit wird nach dem Gutachten 
im weſentlichen von zwei Momenten beſtimmt. Der Moment 
der Entſtehung oder der Belegenheit eines Gutes auf der 
einen, dem Wohnſitz einer Perſon auf der anderen Seite. Die 
Unterſuchungen des Völkerbundes führen zu dem Ergebnis 
einer Verteilung der geſamten Güter und Einkommensquellen 
nach den beiden beherrſchenden Grundſätzen. Dem Urſprungs⸗ 
land werden für Einkommen⸗, Vermögen- und Erbſchaftsſteuer 
als wirtſchaftszugehörig betrachtet: Grundbeſitz, Gewerbebetrieb 
und Handel, landwirtſchaftliches Zubehör und Schiffe. Da⸗ 
gegen wird die Wirtſchaftszugehörigkeit zum Wohnſitzſtaate 
bejaht für Koſtbarkeiten und ſonſtige bewegliche Sachen, für 
Aktien, Obligationen, für Staatsanleihen, für Forderungen 
und für Erwerbstätigkeit. Bei Hypotheken wird die Wirt⸗ 
ſchaftszugehörigkeit für Vermögenſteuern dem Staate der Be⸗ 
legenheit des Grundſtücks, für Einkommenſteuer dem Wohn⸗ 
fitftaate des Gläubigers zugewieſen. Die Kommiſſion fügt 
hinzu, es wäre abſolut unmöglich, innerhalb einer jeden Kate⸗ 
gorie den genauen Anteil der Wirtſchaftszugehörigkeit zu 
beſtimmen, der auf den Belegenheitsſtaat oder auf den Wohn⸗ 
ſitzſtaat entfalle. Ein ſolcher Verſuch würde einen ausge- 
ſprochen willkürlichen Charakter tragen. Die Kommiſſion rech⸗ 
net daher damit, daß ohne Prüfung dieſer Anteile im ein⸗ 
zelnen die Quellen ganz dem Wohnſitzſtaat oder dem Belegen⸗ 
heitsſtaat überlaſſen würden; dies wird gebilligt, weil, was 
jedes Land im einen Falle verliere, es im anderen an⸗ 
nähernd gewinnen würde, und weil dieſe Methode den großen 
Vorteil habe, verhältnismäßig einfach zu ſein. Auf der 
Baſis dieſer Erwägungen ſieht die Kommiſſion vier mögliche 
Löſungen; die aber auch nach ihr wegen der Verſchiedenheit 
der abzugleichenden Steuerſyſteme der Abänderung unterliegen 
müſſen. 

1. Befreiung der Einkünfte aus dem Ausland (Beſteue⸗ 
rung nur nach der Belegenheit). 

2. Umgekehrt: Befreiung der ins Ausland fließenden 
Einnahmen (Veſteuerung nur nach dem Wohnſbitz). 

3. Teilung der Steuer, z. B. indem jeder Staat die 
Hälfte ſeiner Steuer für ſich beanſprucht (Teilung der Steuer 
zwiſchen Wohnſitz- und Belegenheitsſtaat). 

4. Teilung der Quellen: 

Für die Vermögen- und Erbſchaftsſteuer empfiehlt ſie das 
Prinzip der Quellenteilung, und zwar der Quellenteilung im 
Sinne einer Anrechnung der fremden Stener, die die Quelle 
belaſtet, auf die Steuer, die die Erbmaſſe im ganzen trifft. 
An dieſer Stelle betont der Völkerbund, nachdem er zuvor 
ſchon den „manque d’esprit de suite en matière d'admini- 
stration“ beklagt hat, mit Recht die Notwendigkeit der Rechts- 
hilfe und deutet den Gedanken an, daß im Falle eines Kol⸗ 
lektivvertrages der Austauſch der Mitteilungen unter Um⸗ 
ſtänden über eine zentrale Stelle geleitet werden könnte. Für 
die Einkommenſteuer glaubt die Kommiſſion des Völierbundes 
die Methode 2 empfehlen zu können, nach der alle Einkünfte, 
die aus inländiſchen Quellen fließen und ins Ausland gehen, 
von der Steuer freigelaſſen werden ſollen. Die Methode wird 
auch für die Einkünfte aus Quellen empfohlen, die wie 
Grundbeſitz und Gewerbebetrieb aufs engſte mit den einzelnen 
Staaten verbunden ſind. 3 

Mit dieſem Ergebnis fegen fih die Gutachter in Wider⸗ 
ſpruch zu faſt allen ſonſt gefundenen Löſungen, allen bisher 
erzielten Ergebniſſen der Staatspraxis. Die Begründung für 
dieſen Widerſpruch liegt in dem bereits in einem Gutachten 
von Sir Baſil Blackett dargelegten, eingehend erörterten 
Gedanken, daß die Vermögensanlagen des Ausländers in 
Wahrheit durch den Schuldnerſtaat niemals beſteuert werden 
könnten, da eine entſprechende Erhöhung des Zinsfußes, die 
Steuer ſtets auf den Schuldnerſtaat zurückwälze. Die be- 
ſtehende Steuer fei nur Barriere, nicht Laſt für neues Leih⸗ 
kapital. Die Doppelbeſteuerung werde durch das jeu ordinaire 
des forces &conomiques aufgehoben. Meines Erachtens be⸗ 
deutet der Gedanke eine Schematiſierung der Wirtſchaftsvor⸗ 
gänge, die der Wirklichkeit fremd ift. Auch in normalen Zeiten 
iſt der Zinsertrag keinesfalls allein das für die Anlagen aus⸗ 
ſchlaggebende Motiv. Uhterfchägt wird von den Gutachtern 
meines Erachtens 
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1. die Spekulation, und zwar nicht nur ſoweit fie Aus⸗ 
Dec von Kriſen und Sonderkonjunkturen bedeutet, ſondern 
auch ſoweit ſie auf natürliche Entwicklung des Anlagewertes 
rechnet, die Ungewißheit des Ertrages alſo in Kauf nimmt; 

2. die Anlage aus Sicherheitsgründen, Verteilung des 
Geldes auf verſchiedene Länder, ſelbſt auf die Gefahr der Er⸗ 
tragsntilderung, als Schutz vor wirtſchaftlichen Kriſen und 
kriegeriſchen Verwicklungen. 

3. Anlegung zum Ausbau und zur Unterſtützung not⸗ 
leidenden eigenen oder fremden Betriebes, an deſſen Fort⸗ 
beſtand und Ertrag dem Geldgeber gelegen ift. 

4. Anlegung zur Erreichung von außerhalb des Dar⸗ 
lehnszwecks ſelbſt liegenden Zwecken, zur Aufrechterhaltung 
von Geſchäftsbeziehungen, zur Abwendung von Verluſten, 
Annahme von Hypotheken für Forderungen, die zur Zeit nicht 
einbringlich ſind in Form von Krediten für Warenlieferungen. 

Die Theſe iſt — wie auch die Gutachter zugeben — jeden⸗ 
falls nur auf feſtverzinsliche Werte anwendbar, die nicht in 
jeder Steuerwirtſchaft die entſcheidende Rolle ſpielen. Auch 
für das enge Gebiet aber iſt ſie keineswegs unangefochten. 
Dem hohen Lied der Steuerbefreiung zugunſten von Aus- 
ländern bei feſtverzinslichen Werten ſtehen ernſte ablehnende 
Worte von Gaſton Js ze gegenüber, der erft jüngſt in über⸗ 
zeugender Weiſe die verhängnisvollen Folgen der Steuer⸗ 
befreiung auf dem Gebiete der öffentlichen Anleihen dargelegt 
hat. Auch die Erfahrungen der Ver. Staaten, die allerdings 
bei ihren Anleihen die Steuerbefreiung auf Inländer erſtreckt 
haben, reizen nicht zur Nachahmung. Die Herbeiführung eines 
Zuſtandes, dem ſchwere grundſätzliche Bedenken entgegenſtehen, 
kann nicht Aufgabe eines Doppelbeſteuerungsvertrages ſein. 
Die Überſpannung des Wohnſitzprinzips, für das die Gutachter 
eintreten, wird aber auch für Schuldnerländer kaum erträg⸗ 
lich ſein, die ſtark überfremdet ſind. Je mehr Häuſer von Aus⸗ 
ländern aufgekauft oder mit Hypotheken belegt werden, je 
mehr Unternehmungen in fremde Hände kommen, deſto weni⸗ 
ger würde dem Staat an materiellem Steuergut bleiben, deſto 
ſtärker wäre er genötigt, das Reſtgut und die Arbeitserträge 
ſeines Volkes zu belaſten. Ein Doppelbeſteuerungsvertrag auf 
ſolcher Grundlage würde daher immer weitergehende Erſchöp⸗ 
fung des überfremdeten Staates bedeuten. Die Befürchtung 
der Gutachter dagegen, daß der Belegenheitsſtaat zu hohe 
Steuern auf das Gut legen könnte, iſt praktiſch bedeutungs⸗ 
los, da ſie die eigenen Staatsangehörigen und Einwohner 
in erſter Linie treffen würde. Wie iſt nun vom Standpunkt 
der Wirtſchaftszugehörigkeit zu entſcheiden? Die wirtſchaft⸗ 
liche Zugehörigkeit einer Perſon zu dem Lande feines Wohn- 
ſitzes begründet ein wirtſchaftliches Band für den Geſamtkreis 
der an ihn wirtſchaftlich gebundenen Güter, für ſein ge⸗ 
ſamtes Vermögen und Einkommen zu demſelben Lande. Die 
Wirtſchaftszugehörigkeit des Geſamtbeſitzes iſt eine durch die 
Perſon vermittelte, iſt mittelbare Wirtſchaftszugehörigkeit. 
Unmittelbare Wirtſchaftszugehörigkeit, d. h. die örtliche Ver⸗ 
bindung des Gutes mit der Volkswirtſchaft, innerhalb deren 
es gelegen iſt, wird man dagegen mit der herrſchenden Mei⸗ 
nung und der Staatspraxis für Grundbeſitz, Gewerbebetrieb 
und deren Zubehör annehmen dürfen. Mit dieſem Kreiſe der 
gebundenen Güter iſt die Übereinſtimmung im weſentlichen 
erſchöpft. Die Meinungen darüber, welche Wirtſchafts⸗ 
zugehörigkeit die ſtärkere iſt, die unmittelbare Verbindung mit 
dem Gebiet oder die mittelbare Verbindung durch die Perſon 
des Verfügungsberechtigten geſtattet im übrigen vielfach 
Zweifel. Die Schwierigkeit der Entſcheidung wird klar, wenn 
man als Ausgangspunkt die unbeſtrittene Tatſache nimmt, 
daß ein Gewerbebetrieb dem Staate zugehört, in dem er be⸗ 
legen iſt. Nehmen wir an, daß der Gewerbebetrieb eine 
Aktiengeſellſchaft ſei, und daß ſich der Geſamtbeſitz der Aktien 
in einer Hand, und zwar in der Hand eines Ausländers be⸗ 
findet. Nicht mit Unrecht wird in einem ſolchen Falle die 
Frage aufgeworfen werden können, ob denn der Inhaber aller 
dieſer Aktien der durch dieſen Beſitz den Gewerbebetrieb in 
ſeiner Verfügungsgewalt und ausſchließlichen Nutzung hat, 
dem Lande, in dem ſich der Gewerbebetrieb befindet, nicht 
auch und nahezu in demſelben Maße eingeordnet iſt, wie der 
im Auslande wohnende Inhaber eines entſprechenden Betriebs 
ohne Aktiengeſellſchaftsform. Man wird auch die Frage vom 


1) Die Schwierigkeiten, die aus der Verſchiedenheit der An- 
knüpfungsbegriffe Wohnſitz, Einkommen, Vermögen erwachſen, ſind 
hier zurückgeſtellt. 
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Standpunkt der Wirtſchaft aus verſchieden beurteilen können, 
ob es einen Unterſchied mache, wenn dieſe Aktien auf Namen 
geſtellt, oder wenn ſie Inhaberaktien ſind. Zweifel können 
ebenſo auftreten über die Wirtſchaftszugehörigkeit der Obli⸗ 
gationen von Induſtrieunternehmungen und der Schuld⸗ 
verſchreibungen von öffentlichen Körperſchaften. Hier läßt 
ſich vom Standpunkt der Wirtſchaft ſehr wohl die Auffaſſung 
vertreten, daß der Ort, wo fih der Schuldner befindet, hier 
ebenſo wie bei allen anderen Forderungen im Grunde die 
engſte Wirtſchaftszugehörigkeit bedeutet, da ja der Gläubiger 
zumeiſt nur dort fein Recht verwirklichen könne, und da er 
mit der Begründung dieſer Forderung und dem Eintritt in 
die Gläubigerrechte ſich ſelbſt in die Wirtſchaft des Schuldner⸗ 
landes eingeordnet habe. Ahnliche Zweifel ſind möglich für 
die Ausübung irgendeiner Erwerbstätigkeit, insbeſondere auch 
des freien Berufs, wenn Wohnſitz⸗ und Berufsausübung aus⸗ 
einander fallen. Das gleiche gilt, wenn Sitz und Ort der 
Leitung bei einer juriſtiſchen Perſon in verſchiedenen Län⸗ 
dern liegen. 

Wenn das Merkmal der Wirtſchaftszugehörigkeit keine 
Eutſcheidung bringt, müſſen wir uns darauf beſinnen, daß 
Beſteuerung nicht nur ein Vorgang der Volkswirtſchaft, fon- 
dern nach Urſache und entſcheidendem Zweck Vorgang der 
Staatswirtſchaft iſt. Wo alſo nicht ſchon die volkswirtſchaft⸗ 
liche Zugehörigkeit zweifelsfreie Löſung ergibt oder wo ſie 
ſtaatswirtſchaftlich unerträglich wäre, muß die ſtaatswirtſchaft⸗ 
liche Zugehörigkeit des Steuergutes den Ausſchlag geben. 

Vom Standpunkt der Steuerwirtſchaft eines Staates aus 
ift das Gut am wertvollſten und daher am ſchwerſten verzicht— 
bar, bei dem 

1. die beſten Möglichkeiten zur Feſtſtellung des Gutes 
nach Art, Umfang und Wert vorliegen, bei dem 

2. die beſten Möglichkeiten gegeben ſind, das Gut ſtändig 
zu kontrollieren und bei dem 

3. die Erzwingbarkeit des Steueranſpruchs ebenſo wie im 
Falle einer Gefährdung die Sicherung des Anſpruchs am 
leichteſten durchführbar iſt. 

Die drei ſtaatswirtſchaftlichen Momente laſſen ſich bis 
zu einem gewiſſen Grade durch die internationale Rechtshilfe 
vervollkommnen. Dieſe Vervollkommnung muß angeſtrebt, die 
Anforderungen an ſie dürfen aber nicht überſpannt werden. 
Insbeſondere darf die Beſteuerung in dem einen Lande nicht 
in weiterem Umfange von der Rechtshilfe eines anderen Lan- 
des abhängig ſein, die ein Tätigwerden der Behörden des 
fremden Landes aus eigenem Antrieb fordert. 

Die Prüfung unter dem Geſichtspunkt der Staatswirt⸗ 
ſchaft, der Beſteuerungsfähigkeit des Guts hat Kontrollfunktion, 
wenn ſchon die Wirtſchaftszugehörigkeit eine beſtimmte Ant⸗ 
wort geſtattet, Entſcheidungsfunktion, ſoweit das Merkmal der 
Wirtſchaftszugehörigkeit verſagt. Der Weg des Doppel⸗ 
beſteuerungsrechts führt von der Zuerkennung des Beſteue⸗ 
rungsrechts an den Staat, dem die beſteuerte Perſon nach 
ſtaatsrechtlichen Grundſätzen angehört, zu der Zuerkennung 
an den Staat, dem das Gut ſtaatswirtſchaftlich zugehört. In 
ſcharfer Antitheſe: Ausgangspunkt der Entwicklung iſt die 
Staatsangehörigkeit der Perſon, Endpunkt die Staatszuge⸗ 
hörigkeit des Guts. 

Das Ergebnis der Prüfung unter beiden Geſichtspunkten 
führt zu den folgenden beſonderen Grundſätzen über die Ver⸗ 
teilung des Steuerguts: 

Beſteuerung des Einkommens. 

1. Die Beſteuerung des Geſamteinkommens ſteht bei 
Einzelperſonen dem Staate des Wohnſitzes, bei Fehlen eines 
Wohnſitzes dem Staate des Aufenthalts zu. Iſt mehrfacher 
Wohnſitz nach dem Rechte der beteiligten Staaten anzunehmen, 
ſo entſcheidet die Dauer des Aufenthaltes in jedem Staate 
über den Anteil an der Geſamteinkommenſteuer. Begründet 
nach dem Steuerſyſtem in beiden beteiligten Staaten die 
Staatsangehörigkeit die Einkommenſteuerpflicht oder wird 
durch die Staatsangehörigkeit bei Aufgabe des Wohnſitzes 
die Steuerpflicht aufrechterhalten, ſo kann und wird zweck⸗ 
mäßig aus Gründen der Einfachheit an die Stelle der Teilung 
der Steuer nach der Dauer des Aufenthalts die Zuweiſung 
der Steuer an den Staat erfolgen, dem der Steuerpflichtige 
angehört. In dieſen Fällen würde nur bei Perſonen mit dop⸗ 
pelter Staatsangehörigkeit und bei Staatenloſen die Teilung 
der Steuer nach der Dauer des Aufenthalts oder kraft be⸗ 
ſonderer Vereinbarung nach feſtem Prozentverhältnis einzu⸗ 
treten haben. In dem Vertrage iſt ſicherzuſtellen, daß im 
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Falle eines Wohnſitzwechſels bei Beginn der Steuerpflicht im 
neuen Staat die Steuerpflicht in Abwanderungsſtaate endet. 

Bei juriſtiſchen Perſonen ſoll die Beſteuerung des Ge⸗ 
ſamteinkommens dem Staate zuſtehen, in dem ſich der Sitz 
des Unternehmens befindet. Fällt der Sitz nicht mit der ge⸗ 
ſchäftlichen Leitung (dem Ort der Leitung) zuſammen, ſo 
ſollen für die Verteilung der Einkünfte die Grundſätze gelten, 
die unten für den einheitlichen Gewerbebetrieb in mehreren 
Staaten erörtert ſind. 

2. Der Staat, dem nach Nr. 1 die Geſamteinkommenſteuer 
zuſteht, ſoll jedoch ganz oder zum Weſentlichen auf gewiſſe 
Einkommensquellen verzichten, die einem anderen Staate (dem 
Belegenheitsſtaat) wirtſchaftlich und ſteuerlich zugehören. 
Dies gilt - 

a ſtets für dort belegenen Grundbeſitz und Gewerbebetrieb 
ſowie das ihnen dienende Zubehör, für eine Erwerbstätigkeit 
mit feſter örtlicher Stätte in dem Staat und für Bezüge aus 
ſeinen Kaſſen; 

b) mit den im folgenden vorgeſehenen Beſchränkungen: 
für die dem Grundbeſitz gleichgeſtellten Rechte, durch 
Grundbeſitz geſicherte Forderungen und Rechte, ins⸗ 
beſondere Hypotheken, für Beteiligungen an einem Ge⸗ 
werbebetrieb, Patente, Urheber- und Erfinderrechte, 
Konzeſſionen und Forderungen gegen den Staat, ſo⸗ 
fern die Rechte oder Forderungen in einem öffent⸗ 
lichen Buch oder Regiſter des Staates verlautbart ſind, 
in dem ſich das Grundſtück oder der Gewerbebetrieb 
befindet oder das Recht begründet ift, ſchließlich Na⸗ 
mensaktien oder andere auf den Namen lautende An⸗ 
teilſcheine ſowie für öffentlich oder unter öffentlicher 
Aufſicht verwaltete Vermögen (3. B. Fideikommiſſe, 
Güter unter vormundſchaftlicher Verwaltung). 

Solange ein Vertragsſtaat die beſchränkte Steuerpflicht 
auf eine der unter b bezeichneten Einkommensquellen nicht 
erſtreckt hat, bleibt es für dieſe Quelle bei der Beſteuerung 
durch den Wohnſitzſtaat. 

II. Beſteuerung des Ertrags. 

Tritt neben die Beſteuerung des Geſamteinkommens in 
dem Belegenheitsſtaate eine Ertragsbeſteuerung, d. h. die Be⸗ 
ſteuerung eines Gutes ohne Rückſicht auf die Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Steuerpflichtigen, ſo ſollen die Güter, die durch eine 
ſolche Ertragsſteuer getroffen werden, der Geſamteinkommen⸗ 
ſteuer durch den Wohnſitzſtaat überlaſſen bleiben, ſoweit es 
H nicht um die unter I 2a oben aufgeführten Güter handelt. 
Dies gilt auch für Aktien und Obligationen auf ben In⸗ 
haber und dinglich nicht geſicherte Forderungen. Sie ſollen 
dem Staate überlaſſen bleiben, an den ſie wirtſchaftlich ge⸗ 
bunden ſind. Die Bindung beſteht an dem Ort, in dem der 
Schuldner, die Aktiengeſellſchaft Wohnſitz oder Sitz hat. 

Werden von beiden Seiten Ertragsſteuern erhoben, ſo 
ſollen ſie für die im vorangehenden Abſatz bezeichneten Er⸗ 
träge dem Staat überlaſſen bleiben, an den ſie unmittelbar 
gebunden ſind. 

III. Beſteuerung des Vermögens. 

Die Beſteuerung des Grundvermögens wird in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Grundſätze zu I 2a und b erfol- 
gen können. Beſtehen in beiden Staaten Einkommen⸗ und 
Vermögenſteuern, ſo wird für die unter Ib bezeichneten Güter 
eine Ausgleichung der ſteuerlichen Intereſſen dadurch möglich 
fein, daß in den Fällen, in denen der Wohnſitzſtaat auf die 
Einkommensbeſteuerung eines ſolchen gebundenen Gutes ver⸗ 
zichtet, die Vermögensſteuer ihm zufällt. 

IV. Beſteuerung von Er bſchaften. 

Die Beſteuerung der Geſamterbmaſſe wird dem Staate 
zuſtehen, in dem der Erblaſſer ſeinen letzten Wohnſitz hatte. 
Sit bei beiden Vertragsſtaaten die Steuerpflicht an die Staats- 
angshörigkeit geknüpft, ſo entſcheidet dieſe; ebenſo im Falle 
doppelten Wohnſitzes. Die Verteilung des Steuergutes im 
übrigen kann ähnlich wie die des Vermögens erfolgen. 

Die Begründung dieſer Leitſätze im einzelnen, in Heidel⸗ 
berg angedeutet, wird demnächſt eingehender an anderer Stelle 
erfolgen. Wo mehrere Möglichkeiten der Löſung vorgeſehen 
ſind, beruhen fie auf der Erwägung, daß der Verſchieden⸗ 
heit der Steuerſyſteme und Wirtſchaftsordnungen ebenſo wie 
der augenblicklichen Beziehungen der ſich vertragenden Staats⸗ 
wirtſchaften zueinander, der Eigenart des in ihnen vorhan⸗ 

enen Steuerguts Rechnung getragen werden muß. Beſon⸗ 
dere Behandlung mußte der Beſteuerung des Gewerbebetriebes 
zuteil werden, weil hier ſonſt kaum vorhandene Schwierig⸗ 


Größere Aufſätze 


1839 


keiten ſich der verwaltungstechniſchen Löſung der Doppel⸗ 
beſteuerungsfrage entgegenſtellen. Die gefundenen Leitſätze 
für den Fall der Beſteuerung eines rechtlich einheitlichen Br 
triebes mit Hauptſitz im einen, Zweigniederlaſſung im anderen 
Lande laſſen ſich dahin zuſammenfaſſen: 

1. Die Beſteuerung durch die mehreren beteiligten Staa⸗ 
ten ſoll grundſätzlich nicht mehr als das einheitlich feſtgeſtellte 
Geſamtvermögen oder Geſamteinkommen, den einheitlich feſt⸗ 
geſtellten Ertrag heranziehen. Zu dieſem Zwecke ſind geeignete 
Rechtshilfebeſtimmungen zu ſchaffen (Mitteilung der beider⸗ 
ſeitigen Veranlagungsergebniſſe, wobei zur Wahrung des 
Steuergeheimniſſes von der Mitteilung der Einzelheiten, ſo⸗ 
weit irgend möglich, abzuſehen ift; Einigung über den Ge⸗ 
ſamtwert oder Geſamtertrag). 

2. Die Verteilung des Steuerguts ſoll nach einfachen 
Maßſtäben erfolgen, die durch Verwaltungsvereinbarung von 
vornherein feſtgeſtellt werden ſollen. Ihre Aufſtellung darf 
aber nicht ausſchließen, daß im Einzelfall durch Benehmen 
zwiſchen den oberſten Finanzverwaltungsbehörden eine andere 
Verteilung Platz greift. Vor einer anderen Verteilung ſind die 
Steuerpflichtigen von den Finanzbehörden beider Staaten zu 
hören. 

3. Die Vereinbarung eines beſonderen Anteils für den 
Staat, in dem das Unternehmen ſeinen Sitz hat leines Vor⸗ 
aus), iſt grundſätzlich zu billigen; ſie muß abgelehnt werden, 
wenn der Sitz der Unternehmung in dem einen, der Ort 
der geſchäftlichen Leitung dagegen in dem anderen Staate 
liegt. 

Was die Frage der wirtſchaftlichen Einheit von Unter⸗ 
nehmungen angeht, die als rechtlich ſelbſtändige Betriebe 
in den beiden Staaten beſtehen, ſo liegt hier eine noch nicht 
hinreichend geklärte Frage vor. Es ſcheint mir kühn, die 
Tochtergeſellſchaft als ſtändigen Vertreter der Muttergeſell⸗ 
ſchaft im Sinne des geltenden Doppelbeſteuerungsrechts zu 
behandeln. Rein privatrechtlich geſehen iſt das Verhältnis 
von Mutter⸗ zu Tochtergeſellſchaft dasſelbe wie das von 
Aktionär zu Aktiengeſellſchaft. Hier muß das Vorliegen einer 
Doppelbeſteuerung verneint werden, wenn der Gewinn der 
Aktiengeſellſchaft als Einkommen bei dem Aktionär wieder 
zur Steuer herangezogen wird. Die Entſcheidung nach der 
rechtlichen Selbftändigfeit auf der anderen Seite iſt klar, 
aber nicht wirtſchaftlich gerecht. Die Schwierigkeit, hier dem 
internationalen Recht die Nachprüfung wirtſchaftlich nicht 
eben durchſichtiger Tatbeſtände im einzelnen aufzuerlegen, iſt 
nicht verkennbar. Sie beſteht vielleicht weniger dann, wenn 
ein 100% iger Aktienbeſitz bei der Muttergeſellſchaft gegeben 
iſt. Verſchiedene Intereſſen ſtoßen bei der Löſung dieſer Frage 
zuſammen. Auf der einen Seite kann die Wirtſchaftseinheit 
der Unternehmungen zu beliebiger Verſchiebung des Steuer⸗ 
guts führen, auf der anderen Seite hat die Nichtanwendung 
der Doppelbeſteuerungsgrundſätze Härten zur Folge. Die 
Frage ſcheint mir noch nicht reif. Einſtweilen wird es da⸗ 
her noch bei der Entſcheidung bleiben müſſen, die der öſter⸗ 
reichiſche Verwaltungsgerichtshof am 10. Nov. 1922 gefällt 
hat und die eine Anwendung der im Doppelbeſteuerungs⸗ 
vertrage für die juriſtiſche Einheit gegebenen Grundſätze auf 
die wirtſchaftliche Einheit ablehnt. 


C. Verkehrsſteuern. 


Für das Gebiet der Verkehrsſteuern ſcheiden m. E. aus 
dem Kreis der Doppelbeſteuerungsbehandlung die Fälle aus, 
in denen ein und dasſelbe wirtſchaftliche Ergebnis um des⸗ 
willen zweimal mit einer Steuer getroffen wird, weil es in 
verſchiedenen Staaten erreicht werden ſoll. Als Doppel⸗ 
beſteuerung ſehe ich es z. B. danach nicht an, wenn ein Wechſel 
mit der Wechſelſteuer ſowohl im Inlande wie im Auslande 
getroffen wird. Dabei gehe ich davon aus, daß die Wechſel⸗ 
ſteuer in einem Lande lediglich den Umlauf in dieſem Lande 
freimachen ſoll. Der Eintritt in eine neue Rechtsſphäre eines 
anderen Staates bedeutet für den Eigner des Wechſels einen 
ſelbſtändigen Rechtsvorgang, der ſelbſtändig der Beſteuerung 
unterliegen kann. Offenbare Fälle der Doppelbeſteuerung 
werden ſich vorausſichtlich für das Gebiet der Umſatzſteuer 
finden laſſen, beiſpielsweiſe dann, wenn vom Marktverkehr 
im einen Staate Umſatzſteuer erhoben wird, dieſelben Ge⸗ 
ſchäfte aber bei der ſtändigen Niederlaſſung des Handeltreiben⸗ 
den im anderen gleichfalls ſteuerpflichtig ſind. Doppelbeſteue⸗ 
rung kommt allgemein in Frage für ſolche Verkehrsſteuern, 
die an einen Geſchäftsabſchluß anknüpfen, wenn dieſer Ge⸗ 


1840 


ſchäftsabſchluß vom Inland in das Ausland oder vom Aus- 
land in das Inland, etwa durch Briefwechſel erfolgt und 
auf Grund dieſer Tatſache beide Staaten die Beſteuerung 
verlangen. Die Frage der Doppelbeſteuerung auf dem Ge⸗ 
biet der Verkehrsſteuern wird bei dem weiteren Ausbau der 
Umſatzſteuer in Zukunſt größere Bedeutung beanſpruchen. Es 
muß beſonderer Prüfung vorbehalten bleiben, die hier auf⸗ 
tauchenden Fragen zu vertiefen. 

Für die Technik der Steuerverteilung auf Grund von 
eee beſtehen verſchiedene Möglich⸗ 
eiten. 

Von all dieſen Möglichkeiten iſt in den Leitſätzen die 
gewählt, die bei fortſchreitender Ausgeſtaltung der Doppel⸗ 
beſteuerungs⸗ und Rechtshilfeverträge als Ziel erreichbar er⸗ 
ſcheint und die auf der anderen Seite eine möglichſt große 
Entlaſtung des Steuerpflichtigen bedeutet. Danach wird vor⸗ 
geſchlagen: 

Die Aufteilung der Steuerquellen ſollte in der Weiſe 
erfolgen, daß dort, wo eine Quelle dem anderen Staat zur 
ſelbſtändigen Beſteuerung überlaſſen wird, im übrigen das 
Beſteuerungsrecht des Staates, in dem die Geſamtſteuer er⸗ 
hoben wird, voll gewahrt bleibt. Die der beſchränkten Be⸗ 
ſteuerung durch einen anderen Staat unterworfenen Güter 
werden zunächſt in die Geſamtbeſteuerung einbezogen; ſie 
ſollen auch den Satz der Beſteuerung mit beſtimmen. Im 
Ergebnis wird alſo die fremde Steuer von der eigenen 
abgeſetzt, jedoch nur bis zur Höhe des Betrages, der der 
eigenen Steuer für das Gut entſpricht. Bei dieſer Auf⸗ 
teilung der Steuerquellen kann dem Wohnſitzſtaat ein etwa 
vereinbarter Voraus (Bruchteil des Ertrages oder des Wertes 
der Quelle) leicht belaſſen werden. Dieſe Löſungen ſetzen aber 
eine vervollkommnete Rechtshilfe voraus. 

Solange es an zureichender Rechtshilfe fehlt, um dieſe 
Art der Steuerverteilung durchzuführen, oder ſomeit nach 
der Verſchiedenheit der Steuerſyſteme die Beſchaffung ge⸗ 
eigneter Wertfeſtſtellungen ohne außerordentliche Aufwand 
nicht möglich erſcheint, muß die Quellenverteilung vollſtändig 
durchgeführt und von der Einrechnung der Werte und der 
Berückſichtigung beim Steuerſatz in dem Staate verzichtet 
werden, dem die Geſamtbeſteuerung zukommt. 

Nur in großen Zügen konnten Anregungen vermittelt 
werden. Unerſchöpflich reiches Material aber ſteht zur Ver⸗ 
fügung. Es fordert vertiefte Einzelarbeit im Zuſammenwirken 
von Wirtſchaft und Wiſſenſchaft. Der Erfolg wird nicht nur, 
wenn auch in erſter Linie, ein Nutzen für den Ausbau der 
weltwirtſchaftlichen Beziehungen Deutſchlands ſein. Der in 
der Sache velegene Zwang zur Rechtsvergleichung, der Zwang 
zum Eindringen nicht nur in die Geſetzgebung, ſondern auch 
in die Verwaltungspraxis des Auslandes, wird dem deut⸗ 
ſchen Juriſtennachwuchs unentbehrliches Rüſtzeug für feine 
Mitarbeit am Wiederaufbau von Recht und Wirtfchaft fein. 
Mehr denn je gilt es zu verhindern, was Ihering einſt 
befürchtet hat, daß die Rechtswiſſenſchaft zur Landesjuris⸗ 
prudenz degradiert werde. 


5. Iſt es erwünſcht, das Einkommen aus Gewerbe⸗ 
betrieb nach gleichmäßigen Grundſätzen zu beſteuern, 
ohne Rückſicht auf die Rechtsform, in der das Gewerbe 
betrieben wird? Welche Wege rechtlicher Ausgeſtal⸗ 
tung bieten ſich für eine ſolche Beſteuerung? 


Berichterſt itter des Juriſtentages: 
1. SenPräſ. am NJH. Enno Becker, München. 
2. RA. Dr. Max Lion, Berlin. 


Von Rechtsanwalt Dr. Max Lion, Berlin. 

Die Berichterſtatter hatten ſich auf gemeinſchaftliche Leit⸗ 
ſätze geeinigt, die mit einigen unweſentlichen Anderungen an⸗ 
genommen wurden ). SenPräſ. Becker führte aus: Als 
Vorfrage iſt zunächſt zu erörtern, was als Einkommen aus 
Gewerbe zu beſteuern iſt. Es handelt ſich dabei nicht um eine 
„Einkommenſteuer aus Gewerbe“, ſondern nach wie vor um 
eine Beſteuerung des gewerblichen Einkommens, aufgefaßt 
als beſonderer Rechnungspoſten innerhalb des Geſamteinkom⸗ 
mens. Dieſes gewerbliche Einkommen iſt abweichend von den 
Grundſätzen feſtzuſtellen, die früher das preuß. OVG. an⸗ 

1) Siehe oben S. 1807. Die beiden Referate find im vollen 
Wortlaut bei Carl Heymann, Berlin, als Heft 5 der „Zeitgemäßen 
Steuerfragen“, Jahrgang 5, erſchienen. 
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gewendet hat. Dieſes ging davon aus, daß der Kaufmann 
nach $40 HGB. alle Gegenſtände mit dem vollen, objeitiven 
Wert einſetzen müſſe. Das hat zur Folge, daß auch der un⸗ 
realiſierte Konjunkturgewinn mit der Einkommenſteuer er⸗ 
faßt wird und daß überhaupt die Bilanz in einer Weiſe auf⸗ 
gemacht werden muß, die der Kaufmann nicht als ſolide emp⸗ 
findet. Das praktiſche Leben lehrt jedenfalls, daß dieſer 
Standpunkt des OVG. nicht zutreffend war; alle ordentlichen 
Kaufleute verfahren fo, wie die Aktiengeſellſchaften, d. h. ſie 
vermeiden die Bilanzierung unrealiſierter Gewinne, ſetzen alfo 
in die Bilanz den Anſchaffungspreis ein, falls nicht der ge⸗ 
meine Wert am Bilanzſtichtage geringer iſt. Es muß bei 
dieſem gefunden Grundſatz des ſoliden Kaufmannes, der in 
833a Eink StG. Anerkennung gefunden hat, auch in Zukunft 
verbleiben. Allerdings ſoll dann nach Auffaſſung des Referen⸗ 
ten bei Veräußerung des ganzen Geſchäfts auch der dadurch 
erzielte Gewinn, im Gegenſatz zum gegenwärtigen Rechts⸗ 
zuſtand, beſteuert werden; desgleichen müſſe bei Natural⸗ 
entnahmen nicht der Buchwert, ſondern der gemeine Wert 
zur Zeit der Entnahme berückſichtigt werden. 

Bei der weiteren Frage, wer denn nun gleichmäßig be⸗ 
ſteuert werden ſolle, ſchilderte der Referent zunächſt den gegen⸗ 
wärtigen, komplizierten Rechtszuſtand, der lediglich an die 
Rechtsform der Unternehmung anknüpft. Er unterſchied fünf 
verſchiedene Arten von Trägern des Geſchäftsvermögens: den 
Einzelkaufmann; die offene Handels- und Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft, wobei er auf die Rechtſprechung des NFH- hinwies, 
daß auch der nicht verteilte Gewinn dieſer Unternehmungen 


den Geſellſchaftern ſteuerlich zugerechnet werden muß; die 


GmbH. und die AG., bei denen die Geſellſchaft den ge- 
werblichen Gewinn erzielt, während die Dividende bei den 
Geſellſchaftern Kapitaleinkommen iſt; die Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien, bei der für die perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter ebenfalls dieſe beiden Arten Einkommen zu berück⸗ 
ſichtigen find; endlich bei der GmbH. die Vergütung für die 
Geſellſchafter-Geſchäftsführer, die nach der Rechtſprechung des 
NFH. zur Rentenbankumlage gewerbliches Einkommen iſt, 
wenn ſie auf Grund des Geſellſchaftsvertrages bezogen wird, 
dagegen Einkommen aus Arbeit, wenn ein Dienſtvertrag vor⸗ 
liegt. Die Folgen des gegenwärtigen Beſteuerungsſyſtems 
bei dieſen verſchiedenartigen Trägern des Unternehmungsver⸗ 
mögens ſind die bekannten Unterſchiede: Der Einzelkaufmann, 
die offene Handels⸗ und Kommanditgeſellſchaft werden bis zu 
600% beſteuert, die Körperſchaften für den nicht ausgeſchütteten 
Gewinn nur mit 20%, bei voller Ausſchüttung mit 400% 

(nämlich noch 25% der nach Abzug der erſten 20% Steuer 
verbliebenen 80%). Er legte ſodann die dadurch hervor⸗ 
gerufenen wirtfchaftlichen Erſcheinungen dar: Die Umwand⸗ 
lung von Unternehmungen aller Art in Aktiengeſellſchaften 
und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, lediglich aus 
Steuergründen; ein Schaukelſyſtem, das nicht weiter ge- 
duldet werden könne. Dabei fei mit BD RAbgO. wenig an- 
zufangen. So ſei es z. B. keine Steuerumgehung, wenn die 
Inhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft eine GmbH. grün⸗ 
den, aber ihren Betrieb nicht einbringen, ſondern nur an die 
GmbH. verpachten, oder wenn umgekehrt die Geſellſchafter 
einer Gmb. eine offene Handelsgeſellſchaft bilden und den 
Betrieb der Gmb H. pachten. 

Es fragt ſich nun, ob eine Einheitsbeſteuerung möglich 
iſt. Dafür gibt es zwei Wege. Zunächſt können auch die 
Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung wie offene Handelsgeſellſchaften behandelt werden. Dieſer 
Weg verbietet ſich aber ſchon wegen der Unmöglichkeit, bei 
der Aktiengeſellſchaft die einzelnen Geſellſchafter zu erfaſſen. 
Bei der GmbH. würde wirtſchaftlich der einzelne Gefell- 
ſchafter unrichtig belaſtet, abgeſehen davon, daß die Ver 
hältniſſe überaus verſchieden liegen. So hatte Referent aus 
Nürnberg erfahren, daß dort von 882 GmbH. weit über 
800 weniger als fünf Geſellſchafter haben; dagegen ſollen in 
Groß-Berlin von 22000 GmbH. 850% mehr als fünf Gefell- 
ſchafter haben. 

Ebenſo unrichtig aber wäre es, umgekehrt auch die offene 
Handels- und die einfache Kommanditgeſellſchaft ohne Unter- 
ſchied in gleicher Weiſe wie eine GmbH. zu behandeln. Das 
würde wiederum der Verſchiedenheit der Verhältniſſe nicht 
gerecht und außerdem würden unüberwindliche techniſche 
Schwierigkeiten eutjtehen. Auch dadurch würde nichts o: 
wonnen, daß man nur die offenen Handelsgeſellſchaften und 
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Kommanditgeſellſchaften der GmbH. gleichſtellte. Dann hätte 
man theoretiſch zwar eine wundervolle Gleichmäßigkeit wenig⸗ 
ſtens für alle Geſellſchaften. In Wirklichkeit würde man 
den Fehler, daß man die GmbH. ohne Rückſicht auf ihre 
wirtſchaftlichen Unterlagen gleichmäßig behandelt, verallge⸗ 
meinern und den Geſellſchaftern der GmbH. die Möglichkeit 
nehmen, ſich durch Verwandlung in eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder Kommanditgeſellſchaft zu retten. Es ſei aber auch 
ungerechtfertigt, die Einzelkaufleute und die offenen Handels⸗ 
und Kommanditgeſellſchaften verſchieden zu behandeln. 

Der Weg der Einheitsbeſteuerung iſt daher abzulehnen. 
Dagegen iſt es notwendig, die Grenzfälle richtig zu erfaſſen, 
alſo alle diejenigen Fälle, in denen Aktiengeſellſchaften oder 
GmbH. innerlich eigentlich offene Handels⸗ oder Kommandit⸗ 
geſellſchaften ſind oder umgekehrt. In allen dieſen Fällen 
muß es auf Antrag der Beteiligten möglich ſein, daß ſie ſich 
unter das Recht der anderen Gruppe ſtellen; aber auch dem 
Finanzamt muß die Befugnis zuſtehen, eine derartige Gefell- 
ſchaft dem Einkommenſteuerrecht der anderen Gruppe zu unter⸗ 
ſtellen. „Es liegt nun aber doch wohl auf der Hand, daß dar⸗ 
über, ob ein Unternehmen für die Einkommenſteuer ausſcheiden 
und für die Körperſchaftsſteuer ſelbſtändige Bedeutung haben 
ſoll, nicht lediglich die willkürlich beliebte Rechtsform ent⸗ 
ſcheiden darf, ſondern daß dies nur dann bejaht werden darf, 
wenn das Unternehmen auch wirtſchaftlich eine gewiſſe ſelb⸗ 
ſtändige Bedeutung hat; es muß insbeſondere in gewiſſer 
Weiſe von der Perſönlichkeit der jeweiligen Inhaber los⸗ 
gelöſt und dieſen gegenüber eine gewiſſe Selbſtändigkeit haben. 
Das iſt zunächſt dann der Fall, wenn der einzelne Beteiligte, 
wie es meiſt bei den Aktiengeſellſchaften, vielfach aber auch 
bei den GmbH. zutrifft, in der Menge der Beteiligten unter- 
geht, ſo daß man zutreffend ſagen kann, daß das, was ihnen 
am Gewinn zufließt, für ihn kein gewerbliches Einkommen, 
ſondern Kapitaleinkommen iſt. Trifft dieſe Vorausſetzung 
nicht zu, ſondern gehört das Unternehmen nur einer oder 
wenigen Einzelperſonen, ſo muß die Sache, wenn das Unter⸗ 
nehmen für die Einkommenſteuer eine ſelbſtändige Bedeutung 
haben und der beſonderen Art der Körperſchaftsſteuer (Ge⸗ 
ſchäftsgewinn⸗ und Ausſchüttungsſteuer) zugewieſen werden 
ſoll, doch ſo liegen, daß das Unternehmen nicht mehr, wie 
weitaus die meiſten Unternehmen, den Zwecken ſeiner In⸗ 
haber dient, indem es vornehmlich dazu beſtimmt iſt, dieſen 
und ihren Familien Lebensunterhalt, vielleicht auch reich⸗ 
lichen Lebensunterhalt zu gewähren, ſondern daß es ſelber 
zu einer wirtſchaftlichen Macht geworden iſt, die nach eigenen 
Geſetzen leben muß und dadurch ihre Inhaber zwingt, ſich — 
namentlich auch hinſichtlich der Entnahmen — den Bedürf⸗ 
niſſen des Unternehmens zu fügen oder ihre Rechte an dem 
Unternehmen auf andere zu übertragen Als ſelbſtändige 
körperſchaftsſteuerpflichtige Unternehmen ſollten in dieſem 
Sinne m. E. nur ſolche behandelt werden, die eine gewiſſe 
Selbſtändigkeit haben, eine gewiſſe Dauer verbürgen, und 
vielleicht auch mit einem gewiſſen Mindeſtmaß von Arbeits⸗ 
kräften und Anlagekapital nach außen in die Erſcheinung 
treten. Nur für Unternehmen ſolcher Art ſcheint mir die 
Unterſcheidung zwiſchen der Geſchäftsgewinnſteuer und der 
beſonderen Ausſchüttungsſteuer berechtigt zu ſein.“ Allerdings 
nüffen für eine ſolche Regelung noch eingehende tatſächliche 
Unterlagen zunächſt beſchafft werden. Jedenfalls bietet ſich 
durch eine derartige Regelung die Möglichkeit, die kraſſeſten 
Ungerechtiakeiten zu beſeitigen. Im übrigen müſſen beſonders 
die Steuerſätze auf ein angemeſſenes Maß herabgeſetzt werden: 
das Merkmal des Verbrauchs an Stelle des Einkommens darf 
nur mit weitgehenden Kautelen angewandt werden. 

Rechtsanwalt Dr. Lion führte aus: Die Rechtsformen 
der Unternehmungen, an die das gegenwärtige Steuerſyſtem 
anknüpft, beruhen auf dem juriſtiſchen Eigentumsbegriff. Sie 
blicken nicht auf „das Unternehmen“ als beſondere, organi⸗ 
ſierte Vermögensmaſſe, ſondern auf ihren Eigentümer, den 
Unternehmer. So ergeben ſich die beiden großen Klaſſen der 
Unternehmungen: diejenigen, bei denen das Unternehmungs⸗ 
vermögen und ebenſo ſeine Vermehrung, der Gewinn, einem 
oder mehreren Kaufleuten als natürlichen Perſonen gehört, 
ſodann diejenigen, bei denen Vermögen und Gewinn einer 
juriſtiſchen Perſon gehören und die Geſellſchafter nur mit Mit⸗ 
gliedſchaftsrechten ſowie den etwa ausgeſchütteten Gewinnen 
beteiligt ſind. Bei der Frage, ob ſich die Beſteuerung der bei⸗ 
den Klaſſen vereinigen läßt, iſt zunächſt feſtzuſtellen, was den 
beiden Gruppen wirtſchaftlich gemein, was verſchieden iſt. Es 


zeigt ſich eine ſehr weitgehende wirtſchaſtliche Gleichheit trotz 
rechtlicher Verſchiedenheit. AR 

„Zunächſt: was ijt bei allen Unternehmungen gleich ? Um 
uns dies zu vergegenwärtigen, müſſen wir den Standpunkt 
des Juriſten verlaſſen und einmal auf die Unternehmung 
ſelbſt blicken, alſo auf den Betrieb, das Geſchäft. Dies iſt 
eine beſondere Vermögensmaſſe, beſtehend aus Grundſtücken 
mit Gebäuden, Inventar, Maſchiuen, Vorräten und einem 
beſtimmten Betriebskapital; ſie iſt organiſiert zum Zwecke 
der gewerblichen Betätigung, indem ſie leitende Perſonen und 
Angeſtellte hat, ferner eine Firma als eigenen Geſchäfts⸗ 
namen. So ſchließt fie Verträge mit Lieferanten und Wun- 
den, fabriziert, verkauft, macht Reklame, immer unter ihrer 
Firma und ſehr oft, ohne daß man weiß oder ſich darum 
kümmert, wer dahinter ſteht. Das iſt auch, abgeſehen von der 
Kreditfrage, für den wirtſchaftlichen Konkurrenztampf, ſür 
die Produktion und den Abſatz meiſt gleichgültig. Jedes 
geſchäftliche Unternehmen hat zunächſt ſeine allgemeinen Be⸗ 
triebsausgaben für Angeſtellte und Arbeiter, für Rohſtoffe 
und Waren. In jedem Unternehmen müſſen ferner die lei⸗ 
tenden Perſönlichkeiten Einnahmen haben, die ihren Lebens⸗ 
unterhalt decken, einerlei ob dieſe Einnahmen nun „Gehälter“ 
für Direktoren ſind oder Entnahmen des Einzelkaufmanns 
oder mehrerer Sozien. Iſt der Ertrag der gewerblichen Be— 
tätigung eines Unternehmens größer, ſo bildet er über die 
erwähnten Poſten hinaus wirtſchaftlich „Gewinn“, alſo ein 
günſtiges Ergebnis, das von der guten Organiſierung des 
Unternehmens zeugt und wiederum zur Stärtung und Fort⸗ 
führung verwendet werden kaun. Wer juriſtiſcher Eigentümer 
iſt, kann dabei zunächſt gleichgültig bleiben. Vielmehr wird 
man vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus fagen können: 
Normalerweiſe wird über den Gewinn eines Unternehmens 
nach ſeinen Bedürfniſſen entſchieden; ſoweit er für die Fort⸗ 
führung nötig iſt, wird er im Geſchäft belaſſen und arbeitet 
darin, wobei es wirtſchaftlich gleichgültig iſt, wie das nun 
rechtlich oder bilanzmäßig ausſieht; ob alfo damit ausdrück⸗ 
liche „Reſerven“ geſchaffen werden, oder ob die Kapital⸗ 
konten der Inhaber buchmäßig vergrößert werden. Soweit 
der Gewinn zur Fortführung nicht nötig iſt, wird er heraus⸗ 
gezogen und arbeitet dann nicht mehr mit. Wer ihn er⸗ 
halten hat, iſt wiederum ganz gleichgültig: ob es nun der 
Einzeltaufmann ift, der fich dafür eine Villa kauft, oder ein 
Aktionär, der ſich Deviſen oder Effekten dafür anlegt, oder 
ein fremder Gelddarleiher, der für fein Darlehen eine Ge- 
winnbeteiligung erhalten hat. In allen Fällen verſchwindet 
der ausgeſchüttete Betrag als überflüſſig aus dem Geſchäft. 
Hierbei müſſen wir nun noch daran denken, daß der ſolide 
Kaufmann in der Entziehung der Mittel aus dem Unter⸗ 
nehmen äußerſt vorſichtig zu fein pflegt. Er nimmt regel 
mäßig lange nicht das heraus, was er entnehmen könnte. 
Vielmehr ſucht er ſchon den Gewinn ſo gering wie möglich zu 
berechnen, indem er die Bilanz entſprechend aufmacht; und 
ferner läßt er einen erheblichen Betrag im Geſchäft, um es 
zu ſtärken und möglichſt auszudehnen. 

Wer iſt nun im wirtſchaftlichen Leben das ſtärkere 
Unternehmen, das leiſtungsfähigere? Zunächſt das beſſer 
organiſierte, alſo das die beſſeren Waren und Rohſtoffe führt, 
ſie beſſer vertreibt und verarbeitet. Außerdem aber natür⸗ 
lich vor allem das lapitalſtärkere. Dabei ift die Rechtsform 
gleichgültig. Man wird nicht bezweifeln, daß eine offene 
Handelsgeſellſchaft Mendelsſohn oder Bleichröder ſtärker iſt 
als eine kleine Aktien⸗ oder GmbH. Bank in der Provinz. 
Das Geſchäftskapital hat an ſich mit der Rechtsform nichts 
zu tun, ebenſowenig das Geſchäftserträgnis als ſolches.“ 

Dagegen beſtehen auch wirtſchaftlich erhebliche Verſchieden⸗ 
heiten, beſonders durch den Zugang der Aktiengeſellſchaften 
zum großen allgemeinen Geldmarkt, bei der GmbH. durch die 
Haftungsbeſchränkung. ; 

Bei der Frage, ob es rechtlich möglich ift, die Beſteue⸗ 
rung beider Gruppen zu vereinheitlichen, ſind zunächſt die 
verſchiedenartigen Inflationsprojekte aller Art, die an Stelle 
der Einkommenſteuer irgendwelche neuen und unerprobten 
Syſteme ſetzen wollten, abzulehnen. Grundlage iſt vielmehr 
allein der Geſchäftsgewinn in ſeiner Ermittlung durch die 
Methode der Ertragsbilanz; eine Meinungsverſchiedenheit 
vom erſten Referenten beſtand nur hinſichtlich der Bewertung 
der Entnahmen und des Geſchäftsverkaufs; in den Leitſätzen 
wurde darüber nichts aufgenommen. 

Bei der Möglichkeit der Vereinheitlichung lehnte auch der 
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zweite Berichterſtatter zunächſt die Gleichſtellung der Aktien⸗ 
eſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung mit 
n offenen Handelsgeſellſchaften ebenſo wie der erſte Refe⸗ 
rent als von vornherein unmöglich ab. „Auch für die GmbH. 
iſt im allgemeinen, ſelbſt wenn die Geſellſchafter nicht zu zahl⸗ 
reich ſind, eine ſolche Beſteuerung abzulehnen. Sie war früher 
in Geltung, z. B. im preuß. Kommunalabgabenrecht. Dort 
wurde jeder einzelne Geſellſchafter einer GmbH. fo behandelt, 
als ob er Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft wäre. 
Er wurde daher nicht nur mit dem ausgeſchütteten Gewinn 
beſteuert, ſondern auch mit dem auf ſeinen Geſchäftsanteil 
verhältnismäßig entfallenden Anteil an den Reſerven, ja 
ſogar an den ſtillen Reſerven, welche die Steuerbehörde nicht 
gelten ließ, indem ſie Abſchreibungen oder Rückſtellungen be⸗ 
mängelte. Das wollte ſchon vor dem Kriege in den Kopf des 
Publikums niemals hinein und führte zu vielen Unzuträg⸗ 
lichkeiten; was aber damals bei den niedrigen Steuerſätzen 
noch halbwegs hingenommen werden konnte, iſt vollkommen 
unmöglich bei unſeren heutigen Steuerlaſten. Wenn ein Ge⸗ 
ſellſchafter z. B. 33½ % von beanſtandeten Beträgen bezahlen 
ſoll, die gelegentlich einer Buchprüfung bei der GmbH. er⸗ 
miltelt worden ſind, die aber in keiner Weiſe ausgeſchüttet 
wurden, ſo kann ihn das vollkommen ruinieren.“ 

Dagegen befürwortete auch er die wirtſchaftlich zutreffen⸗ 
dere Berückſichtigung der Grenz- und Miſchformen, wobei eine 
Differenz gegenüber dem Berichterſtatter SenPräſ. Becker 
nur hinſichtlich der Frage beſtand, ob nur auf Antrag oder 
auch von Amts wegen eine Unternehmung der einen Gruppe 
unter das Recht der anderen Gruppe geſtellt werden dürfe. 

Sodann unterſuchte Lion eingehend im einzelnen die 
techniſche Möglichkeit, überhaupt Einzelunternehmungen oder 
offene Handels- und Kommanditgeſellſchaften in ähnlicher 
Weiſe zu behandeln wie Körperſchaften, alſo zunächſt den Ge⸗ 
ſchäftsgewinn zu erfaſſen und außerdem den ausgeſchütteten 
Gewinn. An die Spitze ſtellte er den Satz, daß durch einen 
ſolchen Syſtemwechſel jedenfalls die natürlichen Perſonen nicht 
ſchlechter geſtellt werden dürften als jetzt, daß aber auch 
für den Fiskus beſtimmte Grenzen gegeben ſeien. Die wei⸗ 
teren Darlegungen wieſen nach, daß ein ſolcher Syſtemwechſel 
ſteuerrechtlich nicht möglich und ausführbar ift. Dagegen be- 
fürwortete der Referent eine Anderung dahin, daß bei den 
Unternehmungen der natürlichen Perſonen der nichtausge⸗ 
ſchüttete Gewinn eine ſteuerliche Begünſtigung durch Anwen⸗ 
dung eines niedrigeren Steuerſatzes erfahren ſolle. „Dies 
ließe ſich auf einfache Weiſe dadurch erreichen, daß der nach 
dem allgemeinen Tarif zu ermittelnde Steuerſatz für den 
Anteil am ganzen Gewinn berechnet, aber für den Teil des 
Einkommens, der auf den nichtverteilten Gewinn entfällt, er⸗ 
mäßigt wird; den Ermäßigungsſatz zu beſtimmen, iſt keine 
grundſätzliche Schwierigkeit, ſondern eine einfache Tariffrage. 
Man könnte etwa an folgendes denken: Bei Steuerpflichtigen, 
die nach ihrem Geſamteinkommen in einen Steuerſatz kommen, 
der höher iſt als die Gewinnſteuer der Körperſchaften, wird 
die Mitte zwiſchen dieſen beiden Steuerſätzen genommen; bei 
Steuerpflichtigen mit geringerem allgemeinen Steuerſatz wird 
die Mitte zwiſchen 10 v. H. und ihrem Steuerſatz genommen. 
Aber auch jede andere Feſtſetzung eines günſtigeren Steuer⸗ 
ſatzes wäre denkbar und durchführbar. Daß das fiskaliſche 
Intereſſe durch eine ſolche partielle Begünſtigung beſonders 
ſchwer beeinträchtigt werden ſollte, iſt, zumal wegen der zu 
erörternden Kautelen, wohl kaum anzunehmen. Die nicht er⸗ 
hobene Steuer bleibt im Geſchäft als werbendes Kapital, ſie 
erhöht die Vermögensſteuern und ſchließlich hört die Herab⸗ 
drückung der Einkommenſteuer auf, indem weitere Umwand⸗ 
lungen aus ſteuerlichen Motiven nicht erfolgen oder Rück⸗ 
bildungen von Körperſchaften in Einzelunternehmungen ſtatt⸗ 
finden.“ 

Es handelt fih alfo um eine Tarifvergünſtigung, die 
natürlich Kautelen erforderlich macht für den Fall, daß etwa 
ſpäter das begünſtigte Kapital doch entnommen wird, ſowie 
um Schiebungen zu verhüten. Der Referent legte einen kurz 
gefaßten Vorſchlag für eine dahingehende Geſetzesbeſtimmung 
vor. Er befürwortete weiter eine Tarifänderung und gab An⸗ 
regungen für die Neugeſtaltung des Tarifs der natürlichen 
Perſonen, der feiner Anſicht nach bei 33 % des Einkommens 
enden müſſe; ferner befürwortete er die Beſeitung der Aus⸗ 
ſchüttungsſteuer von 25 0% bei den Körperſchaften, da durch 
ſie die Geſellſchaften ſteuerlich überlaſtet werden und der Ge⸗ 
danke, auch den Ausländer mit dieſer Steuer zu erfaſſen, 
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jetzt gegenüber der Notwendigkeit der Heranziehung auslän⸗ 
diſchen Kapitals verkehrt ſei. 

Ausſprache: Zunächſt hob Prof. Dr. Waldecker, 
Königsberg, hervor, daß nach feiner Auffaſſung insbeſ. die 
Beſteuerung der einfachen Kommanditgeſellſchaft gänzlich un⸗ 
zureichend ſei. Es müſſe hier differenziert werden. Dieſe 
Geſellſchaftsform müſſe als ein dritter beſonderer Typus be⸗ 
handelt werden. Die Steuer für das Einkommen müſſe von 
der Geſellſchaft für alle Geſellſchafter entrichtet werden, wäh⸗ 
rend die Verrechnung zwiſchen der Geſellſchaft und den ein⸗ 
zelnen Geſellſchaftern eine private Angelegenheit der Be⸗ 
teiligten ſei. 

Dr. Schmidt, Köln, beanſtandete vor allem die Be⸗ 
ſteuerung der GmbH. Die jetzige Form der Beſteuerung werde 
den Beſonderheiten dieſer Geſellſchaften durchaus nicht ge⸗ 
recht. Angeſichts der Kürze der für die Ausſprache zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Zeit könne der Redner ſeinen Plan für eine 
zutreffende Beſteuerung nicht ausführlich entwickeln, er gehe 
aber dahin, daß die Geſellſchaften ſelbſt nur mit einer ge⸗ 
ringen Steuer, einer Art Lizenzgebühr, erfaßt werden ſollten. 

Rechtsanwalt Dr. Pauly, Hamburg, wandte ſich be- 
ſonders gegen die Auffaſſung, als ob die Umgründungen von 
Unternehmungen in Aktiengeſellſchaften oder GmbHs immer 
nur aus Steuergründen erfolgt ſeien. Das treffe durchaus 
nicht zu, vielmehr ſeien auch andere wirtſchaftlich durchaus 
berechtigte Gründe dafür maßgebend geweſen, die mit „ſteuer⸗ 
lichen Schiebungen“ nichts zu tun hätten; bei mindeſtens 
10% aller Umgründungen treffe dies zu. 

Regierungsrat Dr. Ball vom Reichsfinanzminiſterium, 
Berlin, führte aus: Die Entwicklung des Steuerrechts zeigt 
in immer ſtärkerem Maße die Freimachung von den Be⸗ 
griffen und Einrichtungen des Zivilrechts und die Fort⸗ 
entwicklung zum öffentlichen Recht. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt ſei z. B. zwiſchen dem Kommanditiſten bei der einfachen 
Kommanditgeſellſchaft und dem ſtillen Geſellſchafter kein 
Unterſchied zu machen. Es müſſe darüber hinaus, der er⸗ 
wähnten Tendenz folgend, der Finanzgeſetzgebung und ⸗ver⸗ 
waltung das Recht zuſtehen, ohne Rückſicht auf die Unter⸗ 
nehmungsform lediglich nach der wirtſchaftlichen Betrachtung 
und nach den beſonderen Grundſätzen des Steuerrechts die 
Beſteuerung der Unternehmungsformen zu regeln. Jusbe⸗ 
ſondere beantragte der Redner gemeinſchaftlich mit Profeſſor 
Waldecker die Streichung des Leitſatzes B III I, nach dem 
grundſätzlich an der Verſchiedenheit der beiden großen Grup⸗ 
pen von Unternehmungen mit und ohne juriſtiſche Perſon 
für die Einkommenbeſteuerung feſtzuhalten fei. 

Prof. Dr. Henſel, Bonn, verlangte für das Finanz⸗ 
miniſterium umfaſſende Vollmachten, um in dieſer überaus 
ſchwierigen und problematiſchen Frage von ſich aus die Rege⸗ 
lung zu treffen. Dabei müſſe das Hauptgewicht auf die CS 
ſteuerung der GmbH. gelegt werden, für welche das Finanz- 
miniſterium in einer Art Diktatur die zutreffenden Grund⸗ 
ſätze aufſtellen und erproben müſſe. Auch die Frage des 
Finanzausgleichs ſpiele in den ganzen Problemkreis hinein 
und dürfe nicht überſehen werden; daraus ergebe ſich insbeſ. 
die Notwendigkeit einer Reichsgewerbeſteuer. 

Rechtsanwalt Dr. Keil, Effen, beantragte insbeſ. eine 
Abänderung der urſprünglichen Faſſung des Leitſatzes BIVI 
dahin, daß nicht nur zu prüfen ſei, ob Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung und Aktiengeſellſchaften, die nach ihrer 
inneren Struktur nur wie Einzelbetriebe oder offene Handels⸗ 
geſellſchaften aufzufaſſen ſeien, dem Einkommenſteuerrecht der 
letztgenannten Gruppe unterſtellt werden dürften; vielmehr 
ſolle der Leitſatz in die Form einer poſitiven Empfehlung 
für den Fall gekleidet werden, daß die Geſellſchaft ſelbſt 
dieſen Syſtemwechſel beantrage. 

Rechtsanwalt Dr. Delbrück, Stettin, wünſchte ebenſo 
wie der Berichterſtatter Dr. Lion eine Berückſichtigung der 
Reſerven bei der offenen Handels- und Kommanditgeſellſchaft; 
nur wollte er ſie an die ausgewieſenen Reſerven angeknüpft 
wiſſen, insbeſondere auch an die in der Steuerbilanz ausge⸗ 
wieſenen (in der Handelsbilanz „ſtillen“) Reſerven. 

Im Schlußwort erwiderte der Berichterſtatter Dr. Lion 
den einzelnen Diskuſſionsrednern. Er bemängelte bei den 
Anregungen von Waldecker hinſichtlich der Kommandit⸗ 
geſellſchaft, Schmidt hinſichtlich der GmbH. und Henſel 
hinſichtlich der GmbH. die Unbeſtimmtheit dieſer Anregungen, 
die ſich zu einem Vorſchlage an den Geſetzgeber nicht ver⸗ 
dichten ließen. Gegenüber den Ausführungen von Ball 
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machte er geltend, daß der Unterſchied zwiſchen einem Rom- 
manditiſten und einem ſtillen Geſellſchafter doch ſo groß ſei, 
insbeſondere hinſichtlich der Haftung und der Teilnahme an 
der Subſtanz, daß die ſteuerliche Belaſtung daran nicht vor⸗ 
übergehen könne. Der von Ball vorgeſchlagene viel zu weit 
gehende Eingriff der Steuergewalt in die private Wirtſchaft 
ſei zu verwerfen, insbeſondere die von Ball angeregte 
Klaſſeneinteilung der Gewerbe, die ſich ſchon bei früheren 
Gewerbeſteuern der Einzelſtaaten als ein künſtlicher Aufbau 
erwieſen habe. Wenn Ball / Waldecker die Streichung des 
Leitſatzes B III über die grundſätzliche Beibehaltung der bei- 
den Steuerſyſteme beantragten, ſo fehle demgegenüber ein 
poſitiver Vorſchlag der Antragſteller, was denn an die Stelle 
treten ſolle. 
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Mit der Anregung Keils zu konkreterer Faſſung des 
Leitſatzes B IVI erklärte er fih einverſtanden. Gegenüber den 
Ausführungen von Henſel hob der Referent hervor, daß 
die Zeit für eine immer größer werdende Erweiterung der 
diskretionären Machtmittel der Finanzverwaltung vorbei ſei, 
und daß im Gegenteil Steuern aller Art ausſchließlich wieder 
nach feſtbeſtimmter geſetzlicher Grundlage erhoben werden 
müßten. Dies müſſe doch auch der Wunſch der zahlreichen 
und oft hervorragenden Juriſten in der Reichsfinanzverwal⸗ 
tung ſein, und es ſei beſonders die Sache des Deutſchen 
Juriſtentages, das Ideal der Gerechtigkeit auf dem Wege feſter 
geſetzlicher Normen zu erſtreben. 

Hierauf fanden die oben S. 1807 abgedruckten Leitſätze 
der beiden Berichterſtatter Annahme. 
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Die Rechtswiſſenſchaft der Gegenwart in Selbſidarſtel⸗ 
lungen. Herausgegeben von Prof. Dr. Haus Planitz. 
Bd. I. Konrad Coſack. Ludwig Ebermayer. Bic- 
tor Ehrenberg. Otto Fiſcher. Otto Lenel. Otto 
Mayer. Ernſt Zitelmann. Philipp Zorn. Jeder 
Beitrag mit dem Bildnis des Verfaſſers und deſſen Namens⸗ 
zug. VII und 236 S. Leipzig 1924. Felix Meiner. 
Vornehmer Halbleinen⸗Geſchenkband. 10 Goldmark. 

Mit dem vorliegenden Bande wird ein Sammelwerk eingeleitet, 
das die Selbſtbiographien der führenden Vertreter der 
deutſchen Rechtswiſſenſchaft enthalten ſoll. Gleichgerichtete 
Werkg für den Bereich der Philoſophie und Medizin haben einen 
durchſchlagenden wiſſenſchaftlichen Erfolg gehabt und die volle, zum 
Teil enthuſiaſtiſche Zuſtimmung der Kritik des In⸗ und Auslandes 
erfahren. Weitere Werke für das Gebiet der Nationalökonomie, der 
Kunſtwiſſenſchaft uſw. ſind im Erſcheinen begriffen, — geplant, — 
in die Wege geleitet. Das Ziel des gewaltigen Unternehmens: „Die 
Wiſſenſchaft der Gegenwart in Selbſtdarſtellungen“ iſt: „eine 
großartige Umſicht über das ganze (zunächſt deu ti d e) 
wiſſenſchaftliche Leben unſerer Zeit, und, da alle 
dieſe Sammlungen fortgeſetzt werden ſollen, über 
das zukünftiger Geſchlechter“. 

Die Bedeutung dieſes Unternehmens kann gar nicht hoch genug 
eingeſchätzt werden. Denn feine Aufgabe ift eine einzigartige. 
Die Enzyklopädie will einen „Überblick über alle oder einzelne 
Wiſſenſchaftsgebiete ermöglichen“, „objektive Erkenntnis, das Reſultat 
der Gedankenarbeit zahl- und namenloſer Forſchergenerationen vere 
mitteln“, — das Lehrbuch nebenher (mehr oder weniger betont) zu 
der von ſeinem Verfaſſer für richtig gehaltenen wiſſenſchaftlichen 
Methode erziehen, — die Selbſtdarſtellung (Autoergographie) verſetzt 
uns (was keine noch ſo glänzende Darstellung der Geſchichte der 
Einzelwiſſenſchaften, kein Lehrbuch leiſten kann) „mitten in die 
Werkſtatt des einzelnen Forſchers“. „Wir lernen ſeine 
geiſtige Entfaltung kennen und ſehen, in welcher Geiſteslage die Pro⸗ 
bleme feiner Wiſſenſchaft an ihn herankommen; wir lernen verſtehen, 
warum er gerade dieſen und nicht anderen Fragen jein Indereſſe 
zuwandte; wir gehen mit ihm den ganzen Weg ſeiner Forſchungs⸗ 
arbeit, erleben die Beglückungen gefundener Problemlöſungen und die 
Leiden vergeblichen Ringens“, hören von feinen Plänen und Hoff- 
nungen. Die Selbſtdarſtellung bietet „die Erkenntnis der Dynamik 
des wiſſenſchaftlichen Geſchehens“, leiſtet der Geſchichtsſchreibung der 
einzelnen Wiſſenſchaften unſchäzbare Dienſte, verringert die Gefahr, 
daß die Menſchen und deren Forſchungsergebniſſe in ſchnell anf- 
geſtellte bequeme Fächer, Gruppen und Schulen eingeordnet werden. 
Sie erleichtert kurze Selbſtverteidigungen und die Richtigſtellung von 
Mißverſtändniſſen und Irrtümern. Sie wird — einmal als wiſſen⸗ 
ſchaftliche Einrichtung eingeführt — auch ſolche Denker zu Auße⸗ 
rungen über ſich veranlaſſen, die bislang ſich ſtreng an Bacons 
Wort: „De nobis ipsis silemus“ gehalten haben Sie führt viele 
auf bequemem Wege durch den Menſchen zu ſeinem Werk. 

Daß für den Bereich der Rechtswiſſenſchaft die „Selbſt⸗ 
darſtellung“ von höchſter Bedeutung iſt, ja geradezu not tut, hat 
Planitz im „Vorwort“ näher ausgeführt und begründet. Hier 
kann ein Hinweis auf jene Darlegungen genügen. 

Für die deutſche Rechtswiſſenſchaft hat die Zeit des Kaiſerreichs 
eine Epoche höchfter Blüte bedeutet. Ein lebensvolles Bild dieſer 
klaſſiſchen Epoche in „Selbſtdarſtellungen“ für die Zukunft feft- 
zuhalten, war die erſte Aufgabe dieſes Sammelwerkes. Ihre Löſung 
iſt in dem vorliegenden I. Bande erheblich gefördert worden, und es 
war eine beſonders glückliche Fügung, daß Eruſt Zitelmann, 
einer der größten Rechtslehrer aller Zeiten, noch kurz vor ſeinem 
Tode zur Abfaſſung ſeines Beitrags veranlaßt werden konnte. 

Die Lektüre der vorliegenden Selbſtdarſtellungen (ſie wirken 

vielfach ſo unmittelbar wie das geſprochene Wort) bereitet erleſenen 

Genuß, gibt ſtarke Anregungen und bietet reiche Belehrung. Man 

teje z. B. Coſacks Ausführungen über: das Ziel feiner Vorleſungen, 


das Ideal, welches ihm bei der Abfaſſung ſeiner ausgezeichneten 

Lehrbücher vorſchwebt, ſeine Stellungnahme zur Freirechtsſchule, die 

Ablehnung der Entwicklung des geltenden Rechts aus dem alten. — 

Voller Erfolg ift Ehrenbergs Anregung: auf dem Gebiete des 

Zivilrechts ſyſtematiſch Rechtsvergleichung zu treiben, zu wünſchen. — 

Aus Zitelmanns feinſinniger Selbſtdarſtellung erſcheinen mir 

beſonders bedeutſam die Erörterungen über den Rechtsunterricht (die 

Reform der Vorbildung der Juriſten) und die juriſtiſche Methoden⸗ 

lehre, wohl das Tiefſte, was hierüber bis heute geſchrieben wurde. 

Niemand kann in Zukunft zu Zitelmanns Jnternational⸗Privat⸗ 

rechtstheorie mehr Stellung nehmen, ohne die Ausführungen S. 196ff. 

geleſen zu haben. Wie fein abgewogen iſt die Antwort auf die Frage: 

„Was iſt das, was man Geltung des Rechts nennt, und wodurch 

entſteht die Geltung?“ (S. 184/85), und in wie herrlichen Worten 

preiſt er die Aufgabe der Rechtsphiloſophie! — Das mag genügen, 
um das Intereſſe weiteſter Kreiſe auf das vorliegende Werk hin⸗ 
zulenken. 

Aber dieſes Werk bedeutet noch mehr. Es legt Zeugnis ab von 
dem ſtarken Lebenswillen des deutſchen Volkes und der ungebrochenen 
Kraft ſeiner Denker und geiſtigen Führer. Auch in den ſchwerſten 
Zeiten bleiben ſie — der Welt — Lichtbringer. 

Prof. Dr. Peter Klein, Königsberg i. Pr. 

Karl Lehmann⸗Heinrich Hoeniger: Deutſches Handelsrecht, 
Teil II (Sammlung Göſchen). Berlin⸗Leipzig 1924. Walter 
de Gruyter & Co. 126 S. Preis 1,25 . 

Karl Heinsheimer: Handels- und Wechſelrecht (Enzyklopädie 
Kohlrauſch und Kaskel). Berlin 1924. Julius Springer. 
VII und 92 S. Preis 3,60 M. 

Die beiden kleinen Schriften haben eine unverkennbare Familiene 
ähnlichkeit. Sie ſtellen in kurzem Umriſſe das in Deutſchland geltende 
Handelsrecht dar (Lehmann⸗Hoeniger in Fortſetzung des erſten 
Teiles); ſie rühren von rühmlichſt bekannten Rechtslehrern her; ſie 
ſind nicht für durchgebildete Juriſten berechnet, ſondern die erſte 
mehr der belehrungsbedürftigen Allgemeinheit, die zweite der ſtudie⸗ 
renden Jugend zugedacht. Sie ſtimmen auch in manchen Außerlich⸗ 
keiten überein, ſo in der kargen Bedenkung der ſtillen Geſellſchaft, 
dieſes Stiefkindes der juriſtiſchen Literatur, das bei ſeiner großen 
Bedeutung für die Geſchäftswelt weit beſſerer Pflege bedürfte. Die 
erfreulichſte Übereinſtimmung aber ift die gleich vollkommene Beherr⸗ 
ſchung des Stoffes und Sorgfalt der Abfaſſung. Bei Lehmann⸗ 
Hoeniger ſind für Leſer mit guten Augen noch die zahlreichen An⸗ 
merkungen bemerkenswert, die ſogar dem Sachkenner nicht ſelten An⸗ 
regung bieten. Wer ſelbſt ſolche kurzen Zuſammenſtellungen geſertigt 
hat, weiß, wieviel unerkannte Mühe auf ſie verwendet werden muß. 
An Kleinigkeiten läßt ſich natürlich mäkeln. So iſt mir, den die 
Behandlung der Aktiengeſellſchaften beſonders angezogen hat, auf⸗ 
gefallen, daß Heinsheimer (S. 45, vgl. 47) bei der Erörterung 
der Tantieme von Vorſtands mitgliedern davon ſpricht, fie fei aus 
dem „echten Reingewinn, nach allen Abſchreibungen und Rücklagen“, 
zu berechnen. Damit wird die ſchlechte Geſegesfaſſung noch verſchlim⸗ 
mert, Aktienrechtlich gibt es nur einen Reingewinn, den bilanz⸗ 
mäßigen, und der Sinn der anerkannt mißlungenen Vorſchrift (8 237 
HGB.) ift, daß von dieſem „echten“ Reingewinn nur derjenige Neft 
tantiemepflichtig iſt, der nach Vornahme aller Abſchreibungen und 
Rücklagen verbleibt. Deshalb ſtimmt es erſt recht nicht, wenn es bei 
Lehmann⸗Hoeniger S. 22 heißt, zunächſt müßten die ſämt⸗ 
lichen geſetzlichen und ſtatutariſchen Abſchreibungen und Rücklagen 
vorgenommen werden; die Hauptbedeutung der Beſtimmung liegt ja 
gerade darin, daß auch alle anderen Abſchreibungen und Rücklagen 
als die geſetzlichen und ſtatutariſchen für die Tantiemeberechnung den 
Reingewinn mindern. Nicht unterſchreiben möchte ich auch den Satz 
von Heins heimer (S. 46), daß der Vorſtand zwar eine General⸗ 
verſammlung berufen könne, aber eine Satzungsbeſtimmung oder ein 
Beſchluß, die den Vorſtandsmitgliedern die perſönliche Teilnahme an 
der Generalverſammlung verſagten, nicht geſetzwidrig ſeien. Es kann 
doch unmöglich richtig ſein, daß es dem Vorſtande, der im Geſell⸗ 
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ſchaftsintereſſe eine Generalverſammlung beruft, verwehrt werden 
dürfte, ſeinen Standpunkt in der Verſammlung zu vertreten. Das 
gibt ja ſelbſt F. Goldſchmidt zu, der ſonſt für den Aufſichtsrat 
in entfprechender Weiſe das Teilnahmerecht grundſätzlich — wohl 
zu Unrecht — ablehnt (JW. 1921, 1121). Ebenſowenig möchte ich 
Lehmann⸗Hoeniger beitreten, wenn S. 23 der Aufſichtsrat 
kurz als eine „verunglückte geſetzgeberiſche Schöpfung“ bezeichnet wird. 
Es ift faſt luſtig, bei Paſſow (3 R. 64, 27ff.) zu leſen, wie der 
Aufſich srat bei der Aktiengeſellſchaft eigentlich nur aus Verſehen in 
das HGB. geraten iſt. Immerhin hat das Geſetz es nicht gehindert, 
daß die vielbemängelte Kontrollfunktion des Aufſichtsrats ſich ſchließ⸗ 
lich zur Herrſchaſtsfunktion des alten Verwaltungsrats, ja zu der- 
jenigen der noch älteren „Hauptpartizipanten“ zurückentwickelt hat; 
nur ſchade, daß jetzt wieder die Praxis der Geſellſchaften von dieſer 
bei gehörigem Minderheitsſchutze geſunden Entwicklung abdrängt, 
um die in den Aufſichtsrat entſendeten Betrichsratsmi.glieder tun- 
lichſt lahmzulegen. So läßt ſich mit den Verf. üder das eine oder 
andere rechten, wie z. B. nicht einleuchtet, weshalb Lehmann⸗ 
Hoeniger bei dem Eiſenbahnfrachtvertrage ſtatt von „Vorſatz (oder 
Argliſt) und grober Fahrläſſigkeit“ von „dolus und lata culpa“ ſpre⸗ 
chen und weshalb Heins heimer in dieſer kleinen Schrift der Be- 
trachtung der Firma ſoviel Raum zugeſteht. Aber das ſind Fragen 
perſönlichen Geſchmacks. Der Dank für das Gebotene, das auch dem 
fertigen Juriſten den oft nötigen ſchnellen Überblick über das Ganze 
bietet, iſt um dieſer und jener Ausſtellung willen kein geringerer. 
Vize Präſ. a. D. Geh. Ober JR. Ring, Berlin. 
Dr. Alexander Elſter: Das deutſihe Erfinderrecht (Patent- 
und Muſterſchutzrecht). Sammlung Göſchen Bd. 891. 
Berlin und Leipzig 1924. Walter de Gruyter & Co. 118 S. 


Preis 1,25 . h. 

Eine gemeinverſtändliche Einführung in das geltende Patent- 
recht zu geben, zugleich wiſſenſchaftlich fundiert und unter Berück⸗ 
ſichtigung des neueſten Standes der Forſchung, wie dies die Göſchen⸗ 
Sammlung erſtrebt, ift angeſichts der zahlreichen umſtrittenen patente 
rechtlichen Probleme und angeſichts der Notwendigkeit, auch tech⸗ 
niſche Dinge und begriffliche Unterſcheidungen techniſcher Art dem 
Leſer näherzubringen, keine ganz leichte Aufgabe. Der Verf. hat ſich 
dieſer Aufgabe mit bemerkenswertem Geſchick und guter Beherr⸗ 
ſchung der patentrechtlichen Literatur und Rechtſprechung unterzogen. 
Anzuerkennen ift namentlich die Art, in der er bei Erörterung der 
ſchwierigeren patentrechtlichen Fragen, wie derjenigen des Erſinder⸗ 
rechts, der ſchutzzähigen Erfindung, der Patentausiegung, markante 
Außerungen der Literatur und höchſtrichterlicher Entſcheidungen in 
den Text verwoben, einander gegenübergeſtellt und kritiſch gewertet 
hat. Durch dieſe Darſtellungsweiſe, die dem Leſer beſondere An⸗ 
regungen vermittelt und ihn zum Mitdenken veranlaßt, daneben 
aber auch durch ſonſtige Vertiefung der Ausführungen hebt ſich die 
Schrift Ga nicht unweſentlich von feiner früheren ähnlichen Dar- 
ſtellung des Patentrechts in ſeinem „Gewerblichen Rechtsſchutz“ 
(1921) ab, der gegenüber ſie unzweifelhaft einen Fortſchritt be⸗ 
deutet. Andererfeit3 zeigen Ausdrucksweiſe und Gedaukenformulierung 
vielfach nicht die nötige und gerade für die Bedürfniſſe der Stu- 
dierenden wünſchenswerte dogmatiſche Schärfe. 

Daß man auch gegenüber einer gedrängten Geſamtdarſtellung 
des Patentrechts in vieren Punkten abweichender Meinung fein wird, 
ſpricht natürlich nicht gegen den Wert der Leiſtung im ganzen und 
würde eine beſondere Entgegnung vielleicht nicht notwendig machen. 
Immerhin gibt die vorliegende Schrift zu einigen grundſätzlichen Be⸗ 
denken Anlaß, die nicht unerwähnt bleiben dürfen. 

I. Bedenklich ſcheint mir vor allem die Art und Weiſe, wie E. 
den Patentſchutz mit dem Wettbewerbstecht verknüpft. Zunüchſt ſteht 
er zwar in ſeinen Ausführungen über das Verhältnis des (ſubjek⸗ 
tiven) Erfinderrechts zum Erfindungsbeſitz und zum Patentrecht 
(S. 12 ff.) auf dem Boden der urheberrechtlichen Auffaſ⸗ 
fung und übernimmt fogar die von mir (Iherings Jb. 71, ff., ins⸗ 
bei. 39 ff.) näher begründete konſtruktive Auffaſſung des Erfinder⸗ 
rechts als eines Geſtaltungsrechts, d. h. einer materiellrechtlichen Be⸗ 
fugnis zum Erwerbe des Patentrechts durch Geſtaltungsgeſchäft 
(S. 19 ff.; allerdings nicht konſeguent durchgeführt, vgl. z. B. S. 15, 
16, 61, 65). Inſoweit ſtimme ich im weſentlichen mit ihm überein. 
Neben dieſen urheberrechtlichen Gedanken aber ſtellt E. als zweiten 
Grundgedanken des Patentſchutzes den Wettbewerbsgedanken. 
Er will „das Wettbewerbsmoment“ als „das allerwichtigſte juri- 
ſtiſche Moment des (Urheber- und) Erfinderrechts“ (S. 8) erweiſen 
und — wie er es ſchon in feiner früheren Schrift S. 13 angedeutet 
hatte — die Kohler ſche Immaterialgüterrechtstheorie zu einer 
Theorie des „Immaterialgüter⸗Wettbewerbsrechts“ 
weiterbilden. 

Da dieſe neue Lehre, die Heymann in ſeiner Beſprechung 
des früheren Buches E.s (JW. 1922, 1295) als „beachtenswert, aber 
nicht genügend gegenüber den anderen Theorien durchgeführt“ be⸗ 
zeichnet hat, hier, in einer auf weiteſte Verbreitung berechneten Schrift, 
zum erſten Male in ihrer Anwendung auf das Erfinderrecht eine ein⸗ 
gehende Begründung erhält und den größten Teil der dogmatiſchen 
Ausführungen der vorliegenden Schrift durchzieht, erſcheint es an⸗ 
gebracht, näher zu ihr Stellung zu nehmen. 

Daß ein Wettbewerbsmoment bei der Regelung des Erfindungs⸗ 
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ſchutzes mit hineinſpielt, ift ſicher zutreffend und in der patentrecht⸗ 
lichen Literatur ſchon verſchiedentlich bemerkt worden (vgl. z. B 
Kohler, Handbuch des Patentrechts, 1900, S. 3 ff.; O ſterrieth, 
Lehrbuch des gewerblichen Rechtsſchutzes, 1908, S. 3f.; dazu die 
volkswirtſchaftliche Literatur über den Erfindungsſchutz, insbej. neue⸗ 
ſtens Kändler). Es mag daher nicht unlohnend fein, die voſitiv⸗ 
rechtliche Geſtaltung des ganzen Rechtsgebietes einmal unter Voran⸗ 
ſtellung dieſes mehr wirtſchaftlichen Geſichtspunktes zu be⸗ 
trachten. Der Wettbewerbsgedanke in der von E. ihm gegebenen 
Geſlalt dürfte aber nicht geeignet fein, die Sätze des geltenden 
Patentrechts erklären zu helfen oder grundlegende Lehren, wie die 
der Erfindung und des Erfinderrechts, näher zu beleuchten. 

Unter dem Wettbewerbsmoment, der „wetebewerdlichen Weſen⸗ 
heit der ſchutzfahigen Erfindung“ (S. 43 ff.), verſteht E., wenn man 
aus ſeinen nicht immer ganz klaren, auch nicht widerſpruchsloſen 
und mehrfach nicht ſcharf formulierten Gedankengängen das weſent⸗ 
liche herausſchält und von dem wettbewerblichen Moment der ge⸗ 
werblichen Verwertbarkeit (S. 42/43, 48, 60 ff.), deſſen Behandlung 
ohnehin etwas dürftig geraten ift, hier abſieht, ein doppeltes: zunächſt 
„die Erſtmaligkeit der Löſung“ einer techniſchen Auf⸗ 
gabe (S. 8); ſodann den Umſtand, daß die neue Erfindung „zur 
erſt vor anderen gleichartigen angemeldet i Dé 
(S. 48). Das erftere mache die für den Erfindungsbegriff not- 
wendige „ſubjektive Neuheit und Originalität“ aus (S. 7) und 
ſei das „auf den Grundgedanken des geiſtig⸗gewerblichen Wett⸗ 
bewerbsrechts (und auf 8 3 Patch.)“ —!— „geſtützte Merkmal der 
ſubjektiven Neuheit“ (S. 48); das zweite fei „das auf 83 PatG. 
(alſo auf das Aumelderprinzip) geſtützte Merkmal patentrechtlicher 
Neuheit (Priorität)“ (S. 48). Auch dieſes zweite Moment (afo die 
Anmeldungspriorität!) ſoll ſich als „Merkmal“ der ſchutzfähigen 
Erfindung „aus ihrem Wettbewerbscharakter“ ergeben (S. 47; dazu 
S. 11 unten). Demgemäß fol „das Patentrecht ... feine Weſen⸗ 
heit“ finden „als warſchaftliche Wettbewerbshandlung“ (sie!) „im 
Sinne des Immaterialgüter⸗Wettbewerbsrechts“ (S. 20); in dieſem 
Wettbewerbe liege „die Syntheſe des geiftigen Schaffens vom lite⸗ 
rariſch⸗künſtleriſchen Urheberrecht bis zum Schutze des lauteren ges 
ſchäftlichen Wettbewerb umſchloſſen“ (S. 8) 

Ich kann nicht finden, daß in dieſen Gedanken eine förderliche 
Fortentwicklung der Immaterialgüterrechtstheorie und ein Gewinn 
für unſere Patentrechtsdogmatik enthalten ijt. 

Schon der Hauptſatz E.s: „Juriſtiſch knüpft fih der Schutz an 
den Wettbewerbscharakter dieſer erſtmalig geſchaffeuen Form einer 
Idee“ (S. 8), führt irre. Es ſcheint danach, als ſpiele nach Ess 
Meinung dieſe Erſtmaligkeit der Löſung, dieſe Priorität der 
Erfindungstat, für die Frage der Pateutſchutzerlangung nicht 
nur bei jeder Erfindung als ſchöpferiſches Neuheitsmoment, ſondern 
namentlich bei Doppelerfindungen als Vorausſetzung der rechtmäßigen 
Patenterteiiung eine ausichlaggebnde Role. E. erklart, daß „nur 
die Erſtmaligkeit der Löſung der Aufgabe (obſchon jede davon 
unabhängige nicht erſtmalige auch Erfindung ſein kann) Rechts⸗ 
ſchutz genießen darf“ (S. 8). Daß dieſer Satz für unſer poſitives 
Recht handgeeiflich falſch ift, bedarf keiner weiteren Begründung. 
Man könnte vielleicht geneigt fein, dieſe Aufſtellung als de lege 
ferenda im Sinne einer berechtigten Forderung an ein konſequent 
aus urheberrechtlicher Grundanſchauung durchge Aire Patentrecht- 
ſyſtem hinzunehmen, wenn nicht andere Auſzerungen den Schluß 
nahe legten, daß der Gedanke doch (mindeſtens zugleich) de lege lata 
gelten Soll. So ſagt E. an anderer Stelle (S. 10) ausdrücklich im 
Hinblick auf unſere Rechtsordnung: „Lige das juriſtiſch Weſeutliche 
nicht im Wettbewerblichen (im „Zuerſt!“), ſo wäre nicht einzuſehen, 
warum der zweite Erfinder oder der zweite unabhängige Geſtalter 
einer geiftigen Idee nicht ebenſo ſtarkes Recht genießen ſollte, wie der 
erfte.” In Wahrheit genießt der zweite Erfinder (Doppelerfinder) 
als ſolcher ebenſo ſtarkes Recht (Erfinderrecht) wie der erſte, und 
wenn er (der ſpätere Erfinder) früher anmeldet, erlangt nur er mit 
der Patenterteilung das Patentrecht. Daß er aber, wenn er ſeiner⸗ 
ſeits die Anmeldung unterläßt, kein Patentrecht erwerben kann, 
beruht nicht auf einer rechtlichen Minderbewertung feiner Erfinder⸗ 
leiſtung, ſondern liegt in der beſonderen Funktion der Anmeldung 
begründet, und welche Rolle die Anmeldung bei Doppelerfindungen 
gerade für denjenigen ſpielen muß, der das Erfinderrecht — wie der 
Verf. — als geſtaltungsrechtliche Befugnis zum Patentrechtserwerbe 
auffaßt, habe ich an anderer Stelle (Iherings Ib. 71, 50 f.) näher 
dargelegt. 

Aber auch unerachtet dieſer dogmatiſchen Unklarheit iſt m. E. 
die neue Lehre Ess, jedenfalls in der von ihm vorläufig gegebenen 
Ausgeſtaltung, abzulehnen (ſo ey neueſtens von anderem Ge⸗ 
ſichtspunkte her auch Heck in der Beſprechung von E., Urheber⸗ und 
Verlagsrecht, im ArchZivPrax. N. F. Bd. 3, 1924, S. 112). Ihr 
Grundfehler ſcheint mir darin zu liegen, daß ſie in dem einheitlichen 
Gedanken eines „wettbewerblichen Zuerſt der Erfindung“ die allge⸗ 
meine objektive Vorausſetzung des Patentſchutzes (ſchutzfähige Erfin⸗ 
dung als das aus geiſtiger Schöpfungstat erwachſene immaterielle 
Rechtsgut) mit einem beſonderen ſubjektiven Erfordernis ſeiner Er⸗ 
langung (Priorität der Anmeldung des Schutzſuchenden) zuſammen⸗ 
wirft oder mindeſtens die mögliche Doppelfunktion des Wettbewerbs⸗ 
moments nicht genügend erkennt und ſcheidet. Dieſer Hauptfehler 
bricht auch in der wenig glücklichen Aufſtellung des Begriffspaares 
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der „subjektiven“ und der „patentrechklichen Neuheit“ durch. Indem 
E. zu dem Gedanken des Immaterialgutes mit der „wettbewerblichen 
Weſenheit der Erfindung“ ein außerhalb dieſer liegendes dynamiſches 
Moment hinzufügt, verwiſcht er die klaren Linien der urheberrecht⸗ 
rechtlichen Auffaſſung des Erfindungsſchutzes und verläßt er die kon⸗ 
ſtruktive Baſis der Immalerialgüterrechtstheorie. Die Grenzverwir⸗ 
rung zwiſchen dem Bedeutungsbereich der 58 1, 2 Pat. einerſeits, 
des 8 3 andererſeits dient unſerer theoretiſchen Erkenntnis nicht. 

Ob nach Beſeitigung der gerügten Mängel die Abſicht Eis, 
das Wettbewerbsmoment als das „allerwichtigſte juriſtiſche Mo⸗ 
ment“ des Erfinderrechis und des Patentſchutzes zu erweiſen, erfolg⸗ 
reich ſein würde, bleibe hier dahingeſtellt. Will man überhaupt den 
Wettbewerbsgedanken zur konſtruktiven Erklärung patentrechtlicher 
Sätze heranziehen, ſo wäre er wohl nur verwertbar zur Erklarung 
des Grundſatzes der Anmeldungspriorität des 8 31 PatG. 

II. Sieht man von dieſer fehlerhaften Grundeinſtellung des 
Verf. in den Erörterungen über die ſchutzfähige Erfindung und ihre 
einzelnen Begriffsmerkmale (S. 36 ff.) ab, fo ift gegen dieſe Er⸗ 
örterungen nichts Weſentliches einzuwenden. Auch die überwiegend 
klaren und gut verſtändlichen Ausführungen über „Umfang, Aus⸗ 
legung, Begrenzung“ (S. 73 ff.), „Schutz gegen Rechtsverletzungen“ 
(S. 89 ff.) und „Endigung des Patentrechts (S. 99 ff.), ebenſo die 
kleineren Abſchnitte über „Warenzeichenrecht“ (S. 107 ff.), deſſen 
Charakteriſierung als „Patentnamenrecht“ übrigens nicht glücklich 
ift, und über „Patentverwaltungsrecht“ (S. 109 ff.) geben zu beſon⸗ 
deren Bemerkungen innerhalb dieſer Beſprechung kaum Anlaß. Die 
Darſtellung der ſehr ſchwierigen Lehre der Patentauslegung auf der 
mittleren Linie der Rechtſprechung und Literatur iſt in dieſem engen 
Rahmen durchaus befriedigend. 

Dagegen leiden die Ausführungen über den „konſtitutiven 
Werdeakt der Wirkſamkeit des Patentrechts leinſchließlich Über- 
tragung und Lizenzerteilung“ (S. 62 ff.), die mit einer knappen 
Erörterung der Angeſtelltenerfindung (S. 70 ff.) ſchließen, in ihrem 
erſten Teile an einer Anzahl nicht unerheblicher dogmatiſcher 
Mängel. So läßt ſich die ziviliſtiſche Funktion der Anmeldung nicht 
als Funktion „der Feſtlegung eines zivilrechtlichen An⸗ 
ſpruchs“ (S. 63) bezeichnen, weder dann, wenn man darin die 
Ausübung eines zivilrechtlichen Geſtaltungsrechtes (Erfinderrechts) 
erblickt, noch dann, wenn man darin (wie ich für richig halte) zu⸗ 
gleich — oder (nach anderer Meinung) lediglich — die Begründung 
oder auch die Geltendmachung des Anſpruchs auf Patenterteilung 
jicht. Die Formulierung Eis vom „zivilrechtlichen Anſpruch“ (om: 
lich auch S. 15, 65: „Auſpruch“ = Erfinderrecht? oder Patent- 
erteilungsanſpruch?) ift offenbar aus der Übernahme der von Kiſch 
(Handbuch des Deutſchen Patentrechts, 1923, S. 120 ff.) nicht ſehr 
glücklich geprägten Bezeichnung des Anſpruchs auf Patenterteilung 
(83 Patch.) als „Patentanſpruchs“ (vgl. ferner z. B. S. 15, 48, 
57, 60/61, 75 f.), und zwar, nach Kiſch als „materiellrechtlichen 
Patentanſpruchs“ (im Gegenſatz zum „formellrechtlichen“, techniſch 
vom Geſetz jo genannten „Patentanſpruchs“ des § 20 Patch.; vgl. 
Kiſch a. a. O. S. 337 Anm. 20) entſtanden. Für Kiſch lebenſo 
wie für die herrſchende Lehre; vgl. dazu meine Ausführungen in 
Iherings Ib. 71, 52 ff.) iſt dieſer „materiellrechtliche Patentanſpruch“ 
oder Patenterteilungsanſpruch ſelbſtverſtändlich ein öffentlich⸗ 
rechtlicher (und nicht etwa ein privatrechtlicher); dem Verf. iſt 
inſofern jedenfalls ein Mißverſtändnis untergelaufen. Der Ausdruck 
ſelbſt hat ihn auch ſoaſt zu Unklarheiten verführt (fo S. 15 und 
namentlich S. 75/76, wo er den Ausdruck „Patentanſpruch“ dreimal 
nacheinander in zweideutiger Weiſe gebraucht). Meine Bedenken, die 
ich ohnehin gegen die Verwendung des Kiſch den Ausdrucks hatte 
und die inzwiſchen auch von anderer Seite erhoben worden ſind 
(ogi. A. Seligſohn in der Beſprechung des Kiſch ſchen Buches, 
Goldſchmidts Z. 87, 351), find durch die bei E. fih ſindenden Un- 
ſicherheiten und Unklarheiten nur verſtärkt worden; man bleibe bei 
der abgekürzten Bezeichnung „Patenterteilungsanſpruch“ (oder auch 
„Anſpruch auf das Patent“). 

Unrichtig ift bei den Ausführungen E.s über die Übertragung 
des Patentrechts die Bemerkung, daß zwar der Übertragungsvertrag 
formlos ſein könne, „aber über die Umſchreibung in der Patentrolle 

- eine Urkunde ausgeſtellt“ werde (S. 65). Vielleicht liegt hier eine 
Verwechſlung mit der in § 19] für die Patentrollenumſchreibung er- 
forderten Urkunde über die Übertragung vor, die dem Patentamt 
als Unterlage („in beweiſender Form“) einzureichen iſt. Überhaupt 
ſcheint dem Verf. die Bedeutung der Umſchreibung für den Rechts⸗ 
übergang auf den Erwerber (§ 19 D 2 PatG.) nicht klar zu fein; 
ſonſt könnte er nicht ſchreiben (S. 65): „Es können ſich da die 
Wirkungen der vertragsrechtlichen Übertragung von denen des patent⸗ 
rechtlichen (formal gebundenen) Übergangs ſcheiden; denn der For⸗ 
derungsberechtigte kann bereits einen obligatoriſchen Anſpruch an 
den Abtretenden haben, ohne dadurch ſchon den Vollbeſitz des Patent⸗ 
rechts zu erlangen.“ Das iſt ſelbſt für den, der (m. E. zu Unrecht) 
die patentamtliche Umſchreibung als materiellrechtliche Vorausſetzung 
des Rechtsübergangs anſieht, eine völlig unhaltbare Formulierung, 
die überdies, abgeſehen von anderen Fehlern, eine Unklarheit über 
das Verhältnis des Übertragungsgeſchäftes (Verfügung) und des 
ihm zugrunde liegenden obligatoriſchen Vertrages (Rechtsgrundgeſchäf⸗ 
tes) — von dem in dieſem Zuſammenhang überhaupt nicht zu reden 
war — enthält. 

Auch der Satz, die ausſchließliche Lizenz ſei, „ſofern keine obli⸗ 
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gatoriſchen Beſchränkungen dem entgegenftehen, übertragbar“ (S. 69), 
iſt fehlerhaft, mindeſtens unklar; denn nicht eine verpflichtende Ver⸗ 
einbarung der Nichtübertragung (5 137 Satz 1 BGB.), ſondern nur 
eine, Charakter und Inhalt des Lizenzrechts unmittelbar beeinfluf⸗ 
ſende, daher verfügungsmäßig wirkende Parteiabrede i. S. der 88 399, 
413 BGB. kann die Übertragbarkeit ausſchließen. 

Dieſe verſchiedenen Beanſtandungen ſollen jedoch dem günſtigen 
Geſamturteil über Wert und Brauchbarkeit der Schrift nicht Eintrag 
tun. Die Schrift bietet, wie mit den nötigen Vorbehalten anerkannt 
werden muß, eine verſtändliche, anregende und in der Behandlung der 
meiſten Fragen zutreffende Darſtellung des ſchwierigen Gebietes; ſie 
kann ſowohl Studierenden wie gebildeten Laien zur Einführung 
beſtens empfohlen werden. 

Einzelne Verſehen und Druckfehler, die ſich in die Schrift ein⸗ 
geſchlichen hatten, ſind inzwiſchen durch ein beſonderes Deckblatt be- 
richtigt worden. Prof. Dr. Konrad Engländer, Leipzig. 
Freund- Magnus: Das deutſche Warenzeichenrecht. 6. nen- 

bearbeitete Auflage erläutert von Geh. Regierungsrat Dr. 
Friedrich Jüngel und Juſtizrat Dr. Julius Magnus. 
Teil I: Die internationalen Verträge. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. Berlin und Leipzig 1924. Preis 9,— A. 

Die Haupterforderniſſe, die an ein Werk wie das vorliegende 
geſtellt werden müſſen, ſind Vollſtändigkeit, Zuverlaſſigkeit und 
Knappheit. Sie ſind hier reſtlos erfüllt, einmal durch gründliche 
Vorbereitung des Stoffes, durch genaue Sachkenntnis und durch 
volle Beherrſchung der Materie. Daß dieſe ſich durchaus nicht leicht 
bezwingen läßt, ergab ſich ſchon aus den Vorarbeiten zu dem endlich 
am 1. Dez. 1922 erfolgten Beitritt Deutſchlands zum Madrider Ab⸗ 
kommen von 1891—1900—1911 betreffend die internationale Ein⸗ 
tragung von Fabrik und Handelsmarken, und ſodann aus den 
zur Durchführung dieſes Anſchluſſes vorher und nachher ſowohl in 
Berlin wie in Bern getroffenen Maßnahmen und Veröffentlichungen. 

Die hierbei reichlich aufgewandte Mühe hat ſich aber auch reich⸗ 
lich gelohnt. Nicht weniger als 3545 deutſche Handels⸗ und Fabrik⸗ 
marken ſind vom Zeitpunkt des Beitrittes bis zum 1. Oktober des 
laufenden Jahres, alſo in 22 Monaten, in Bern eingetragen worden, 
und noch nimmt trotz Nachholung der Eintragungen für ältere Marken 
der Andrang nicht merklich ab. Nicht nur haben alle Inhaber ſolcher 
Marken ein Intereſſe daran, über die Art und Tragweite des 
Schutzes genau orientiert zu ſein, ſondern dies iſt auch mit allen 
denjenigen der Fall, deren aufſtrebender Außenhandel ihnen eine 
internationale Hinterlegung ihrer Marken nahelegt, gar nicht zu 
ſprechen von den zahlreichen Patentanwälten und ſonſtigen gewerb⸗ 
lichen Auskunfteien, deren Mithilfe an der Einreichung von Ge⸗ 
ſuchen zur Eintragung in Bern oder bei Beanſtandungen der Marken 
in den anderen Verbandsländern beanſprucht wird. 

Was finden ſie in dem erſten Band des deutſchen Waren⸗ 
zeichenrechts, der „die internationalen Verträge“, alſo neben der 
Verbandsübereinkunft auch der Sonderverträge und Friedensverträge 
behandelt? Fürs erſte alle nur irgendwie in dieſe Materie ein⸗ 
ſchlagenden geſetzlichen, vertraglichen und adminiſtrativen Vorſchriften, 
alle Reglemente, Rundſchreiben, Hilfsangaben wie Merkblätter uſw., 
nicht bloß des deutſchen Patentamtes, ſondern auch des „Berner 
Bureaus“, in erſchöpfender Zahl, ferner zwei eigentliche, mit großer 
Sorgfalt verfaßte Kommentare. Der eine (S. 1—47) beſpricht 
das Madrider Abkommen, betreffend internationale Markenregiſtrie⸗ 
rung, eingehend. Es iſt die erſte wiſſenſchaftliche und zu⸗ 


ſammenfaſſende Auslegung dieſes eine engere Union von 


20 Staaten beherrſchenden Abkommens. Der Band enthält aber 
auch einen kürzeren Kommentar zum Unionsvertrag, der für den 
Geſamtverband gilt (S. 91—127), von dem naturgemäß beſonders 
die die Marken betreffenden Artikel, vornehmlich Art. 4 und 6, eine 
intenſivere Bearbeitung erfahren haben und hervorgehoben ſeien. 
Die beiden Kommentare fußen auf dem doppelſprachig, im fran⸗ 
zöſiſchen Urtext und in der deutſchen amtlichen Überſetzung, neben⸗ 
einander gehellten Wortlaut der Beſtimmungen. Die Literatur iſt 
ſorgfältig herangezogen. 

Im Anhang (S. 187—215) findet ſich nicht bloß der Worta 
laut des zweiten Madrider Abkommens, betreffend die Unterdrückung 
der falſchen Herkunftsangaben, dem hoffentlich Deutſchland auch bald 
beitreten wird, und des panamerikaniſchen Markenertrages von 1910, 
ſondern auch Mitteilungen aus Japan und den Vereinigten Staaten 
ſowie neuere Erlaſſe aus den Jahren 1914—1923. Großen An⸗ 
klang werden die Tabellen finden, die in ſynoptiſcher Form das 
Allerweſentlichſte über das einheitliche Markenrecht ſowie die zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Verpflichtungen von 59 Ländern enthalten (unter Groß⸗ 
britannien ſind 11 Kolonien und Territorien angeführt). 

Geleilet durch ein gutes, ausführliches Sachregiſter, haben wir 
das beſcheiden als „Hilfsbuch“ bezeichnete Werk ſchon öfters zur 
Hand genommen und geprüft und dasſelbe ſtets, auch bei verwickelten 
Fragen, mit Befriedigung aus der Hand gelegt. Wir wüßten daran 
auch nichts Weſeutliches auszuſetzen. Einzig die Frage des Unions⸗ 
prioritätsrechts, die übrigens an der nächſten Reviſionskonferenz 
Gegenſtand ernſtlicher Beratung bilden wird, könnte zu abweichen⸗ 
den Meinungen Veranlaſſung geben, aber dieſe Frage iſt im Zeichen⸗ 
weſen von keiner durchſchlagenden praktiſchen Bedeutung. So läßt 
ſich von dieſer hochwertigen, fleißigen Arbeit nur Gutes berichten. 

Prof. Dr. Ernſt Röthlisberger, Bern. 
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Stern: Die kanfmänniſchen Lieferungsgeſchäfte und die 
gebräuchlichen Klauſeln beim Handels lauf unter Ve⸗ 
rückſichtigung wichtiger Notverordnugen. J. Bens⸗ 
heimer, Mannheim 1924. Preis 3,50 . 

Das Buch iſt in erſter Linie für die Kaufmannſchaft beſtimmt. 

Es ſoll dieſer die Kenntnis des für ſie Notwendigſten auf dem Gebiet 

des bürgerlichen und des Handelsrechts vermitteln. Es enthält zu⸗ 

nächſt an der Hand der geſetzlichen Beſtimmungen und der Ergeb⸗ 
niſſe der Rechtſprechung eine überſichtliche und leicht verſtändliche 

Darſtellung der Lehre vom Kauf⸗ und Wertlieferungsvertrag unter 

Einziehung auf die in den letzten Jahren aktuell gewordenen Rechts⸗ 

fragen (clausula, Geldentwertung uſw.). Ferner gibt es den Inhalt 

ber 3. SteuerNotVO. über die Aufwerkung und der VO. über Gold- 
bilanzen nebſt den zwei erſten Durchführungsverordnungen hierzu 
wieder. Es folgt eine Darſtellung der Vorſchriften der Preistreiberei⸗ 
verordnung, namentlich ihrer ſtrafrechtlichen Beſtimmungen. Eudlich 
werden die gebräuchlichen Klauſeln beim Handelskauf in ihrer recht⸗ 
lichen Bedeutung unter eingehender Anführung der ergangenen Entſch. 
des RG. und unter ſelbſtändiger Stellungnahme des Verf. beſprochen. 
Namentlich dieſer Teil des Buches wird auch dem Praktiker, der 
ſich über die Rechtſprechung raſch orientieren will, gute Dienſte leiſten. 
SenPräf. i. R. Fürſt, Karlsruhe. 


Reichsgerichtsrat Dr. Erich Brodmann: Geſetz betr. die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Kommentar. 
Berlin 1924. Walter de Gruyter & Co. 306 S. Preis 18 Æ. 

Eine Buchbeſprechung iſt nicht der Ort, juriſtiſche Streitfragen 
auszutragen. Sie ſoll die Eigenart des Werkes und damit die des 

Verfaſſers zeigen. Je ſtärker deſſen Individualität, deſto mehr iſt 

ſie auch aus ſeinen Schriften zu erkennen. Es gewährt einen eigenen 

Reiz, ſich auch dem Buche deſſen Schöpfer vorzuſtellen. Ich habe 

das einmal bei einer Anzeige des Ehrenberg ſchen Handbuches 

des Handelsrechtes (LZ. 1919, 39) verſucht. Dort heißt es (S. 39): 

„Erich Brodmann zeigt fih in dem allgemeinen Grundſatze der 

Handelsgeſellſchaft als der philoſophiſche Richter.“ Er „tritt an 

ſeine ganze Aufgabe mit erkenntniskritiſcher Methode heran“. Er 

„unterſucht die Berechtigung der von den Einzelvorgängen ab⸗ 

geleiteten Sätze zur Wirklichkeit des Lebens“ uſw. Man durfte 

geſpannt ſein zu ſehen, wie ſich dieſe Auffaſſung in einem Kom⸗ 
mentar bekundet, dazu einem ſolchen, der nach der Methode des 

Kommentars der Reichsgerichtsräte geſchrieben werden mußte und der 

eigentlich nur ein Spiegelbild des Rechtes nach der reichsgericht⸗ 

lichen Judikatur bieten ſoll. Es iſt doch derſelbe B., der ſich in 
der freien wiſſenſchaftlichen Darſtellung des allgemeinen Teiles des 

Handelsrechtes zeigt. Dort gibt er (Ehrenberg IV 2 S. 5) als 

Richtſchnur, „daß der immer ſehr allgemein lautende, der Aus⸗ 

legung zugängliche in die Feinheiten hinein der Auslegung höchſt 

bedürftige Rechtsſatz nur in einem beſtimmten Sinne richtig iſt“. 

Daran hat er ſich auch hier gehalten. Wohl bleibt er im Rahmen 

ſeiner Aufgabe. Kein anderes Zitat findet ſich, als obergerichtliche 

Entſcheidungen, im Vordergrunde die des RG. Hier und da wird 

erwähnt, daß deſſen Anſicht beſtritten iſt. Aber keine Literatur. 

Dem Leſer ſoll eben nicht die Fülle der literariſchen Streit⸗ 

fragen zur Auswahl und Bildung eigener Anſicht ausgebreitet oder 

angedeutet werden. Die Kommentatoren des NS. tun genug, wenn 
ſie das Vorhandenſein abweichender Meinungen erwähnen. Das 
fließt aus dem Zwecke und der Anlage des Buches Aber damit 


ſchaltet B. ſich nicht ſelbſt aus. Er gibt ſeine Darſtellung des 


Rechtes der GmbH. und arbeitet in dieſe die Rechtsſprüche hinein. 
Ich bitte, einige Sätze aus dem Eingang (Anm. 2 zu § 1) anführen 
zu dürfen. „Immer bleibt das Geſetz angewieſen auf ſeine ab⸗ 
ſtrakten Sätze, abſtrakte Normen, die niemals heraureichen bis an 
die letzten Differenzen des wirklichen Lebens. Den letzten Schritt 
muß die Rechtsanwendung tun und die Methode, welche bei uns 
herrſcht, iſt wenig geneigt, es mit völliger Freiheit zu tun.“ „Die 
juriſtiſche Konſtruktion iſt mitnichten vom Übel. Sie nun zu ver⸗ 
ſagen, wäre ebenſo geſcheit, wie dem Schmied Hammer und Amboß 
zu nehmen.“ Und weiter:: „Mit innerer Freiheit, das heißt nicht 
gegen das Geſetz, aber auch nicht ſchlechthin ohne Geſetz, es heißt 
vielmehr, bei gründlicher Kenntnis des ganzen Syſtems und ſicherer 
Beherrſchung ſeiner Technit in eigener Entſchließung den Stand⸗ 
punkt einzunehmen, nicht nur in den Sazungen des geſchriebenen 
Rechtes, ſondern zugleich über ihnen.“ Wenn man dies und anderes 
lieſt, ſo wird man es auch als ſelbſtverſtändlich auſehen, daß die glei⸗ 
chen Ideen auch auf die Rechtsſätze des NS. Anwendung finden. 
Bei „Kartellen und Syndikaten“ (Anm. 8 zu § 3) wird die Schwierig⸗ 
keit der Anpaſſung der Form der GmbH. gegenüber dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke dargelegt. „Wo immer ein materieller Streitpunkt im 
Verhältnis der Geſellſchafter untereinander und zur Geſellſchaft auf⸗ 
tritt, muß dieſer ohne Feſſelung durch die Form aus Inhalt und 
Geiſt des Kartellvertrages nach den allgemeinen Rechtsſätzen von der 
Geſellſchaft und nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen entſchieden wer⸗ 
den können.“ Dann werden die praktiſchen Folgerungen hieraus 
gezogen. Der nächſte Abſatz hebt aber an: „Die Rechtſprechung wan⸗ 
delt andere Wege.“ Und dann wird die reichsgerichtliche Judikatur 
wiedergegeben. Kennzeichnend iſt auch die Stellungnahme zur Be⸗ 
handlung des inneren Wertes eines Unternehmens bei der Sachein⸗ 
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lage. „Erſt heißt es, Einlage kann ſein, was in die Bilanz als 
Aklivum eingeſtellt werden darf und nun hört man, was an Werten 
eingebracht wird, muß Aktivum ſein können.“ Und doch läßt auch 
B. den Aktivpoſten: „Firma, Kundſchaft, Organiſation, Faſſon, 
good will“ als Aktivum zu. Es beſteht eben ein unabweisliches Be⸗ 
dürfnis. „Theorie und Praxis drücken ein Auge zu“ (Anm. 4 zu 
85). Bei der bekannten Frage der Ausdehnung der Geſamthaftung 
der Geſellſchafter auf Neuemiſſionen wird an die Urteile des RG. 
die Bemerkung geknüpft: „Richtig iſt, daß die Entſcheidung in beiden 
Fallen die gleiche ſein kaun. Nur muß ſie in entgegengeſetztem Sinne 
ausfallen. Die Gründe im RG. 93, 25 ſind nicht überzeugend.“ Ich 
denke dieſe Proben genügen, die Selbſtändigkeit des Verf. gegenüber 
dem RG. und die Durchführung feiner Grundprinzipien der freien 
Rechtsfindung zu zeigen, aber wohl auch das Intereſſe für das ganze 
Werk zu wecken. RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


Dr. G. A. Delbanco: Kartel- und Konzernrecht. Bonn 1924. 


Alexander Schmidt. 35 S. 

Die Schrift iſt als erſtes Heft einer Sammlung: „Arbeiten 
zur wirtſchaftlichen Entwicklung“ bezeichnet, über deren Abſichten 
aber nichts mitgeteilt wird. Der Titel des vorliegenden Heftes iſt 
durchaus irreführend. Es behandelt im weſentlichen die Frage, ob 
ein Konzern, worunter hauptſächlich die „vertikale Konzentration“ 
verſtanden wird, einen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellung aus⸗ 
üben könne. Das wird verneint, weil die Konzerne im allgemeinen 
keine Monopolſtellung hätten. Wenn letzteres auch zutrifft, ſo wird 
doch überſehen, daß auch Konzerne oder überhaupt große Unter⸗ 
nehmungen durch Niederkonkurrieren, Aufkaufen u. dgl. einen Macht⸗ 
mißbrauch ausüben können, der als wirtſchaftlich bezeichnet werden 
muß. Der Verf. bezeichnet ſich im Vorwort als einen „Wirtſchaftler, 
dem das Leben von Kartellen und Konzernen nicht nur aus der 
Theorie bekannt iſt“. Dabei wimmelt aber die Schrift von wirt» 
ſchaftlichen, wenn man will, wirtſchaftstheoretiſchen Irrtümern. Der 
folgenſchwerſte iſt die früher verbreitete Gleichſtellung von Kartellen 
und Aktiengeſellſchaften. S. 8 heißt es von den Kartellen: „Ihr 
Zweck iſt Gewinnſtreben.“ Ein fundamentaler Irrtum! Die Kartelle 
ſind nicht ſelbſt Unternehmungen. Dieſer Irrlum wirkt ſich dann 
aus im 4. Abſchnitt, wo der Verf. den Verſuch macht, den Begriff 
des Gemeinwohls nach § 4 der KartVO. zu erklären. Er meint, 
wenn monopoliſierte Induſtrien übermäßig hohe Preiſe und Ge⸗ 
winne erzielen, ſo bewirke das doch nur „eine Vergrößerung und 
Verbeſſerung des geſamten voclkswirtſchaftlichen Kapitals, die letzten 
Endes der ganzen Volkswirtſchaft zugute kommen“! (S. 21.) Es 
handele ſich dabei alſo nur um die Frage: „Konſumtionsſteigerung 
oder Produktionsſteigerung“, „Sehädigung des Allgemeinwohls der 
Gegenwart und Förderung des Allgemeiuwohls der Zukunft“! Die 
„Löſung“ dieſes Problems ſieht der Verf. darin: „Die verfügungs⸗ 
berechtigten Meuſchen müſſen entſcheiden, welche Politik von den 
Kapitalsgruppen getrieben werden ſoll, handele es ſich unn um 
Dividendenpolitik der Aktiengeſellſchaften oder Preispolitik der Kar⸗ 
telle und Konzerne. Im erſteren Falle iſt es unumſtritten, daß 
allein die Aktionäre maßgebend ſind. Im zweiten Falle muß es den 
Konſumenten, Arbeitern oder ſonſtigen Kontrahenten überlaſſen 
bleiben, ſich durch Anteilserwerb (1) den Anſpruch auf Einfluß zu 
erwerben.“ (S. 26.) Nach dieſen Zitaten ift wohl eine weitere Enip- 
fehlung der Schrift überflüſſig. 

Prof. Dr. Robert Liefmann, Freiburg. 


Enno Becker: Die Reichsabgabenordnung. Dritte neu⸗ 
bearbeitete Auflage (Steuerbücherei Bd. 4). Carl Heymanns 
Verlag. Berlin 1924. Preis 18 h. 

I. Im Mai dieſes Jahres erſchien die dritte Bearbeitung der 
Reichsabgabenordnung von Enno Becker. Darin liegt eine lite⸗ 
rariſche Anerkennung dieſes Buches, wie ſie bisher keinem Kommen⸗ 
tar zur RAbgO., ja nur wenigen Erläuterungen nachrevolutionärer 
Steuergeſetze zuteil geworden iſt. Man darf dieſen äußeren Erfolg 
auch innerlich als vollberechtigt anſehen: Kaum ein Werk der letzten 
fünf Jahre iſt für die Entwicklung des modernen Steuerrechts von 
ſo weittragender Bedeutung geworden, wie gerade Beckers Er⸗ 
läuterungsbuch. Das erklärt ſich aus mehreren glücklichen Um⸗ 
ſtänden. Allgemein bekannt iſt der Anteil, den die Vorarbeiten 
Enno Beckers an der endgültigen Faſſung der RAbgD. haben; 
in der erſtaunlich kurzen Zeit von kaum einem Jahre wurde der 
Regierungsentwurf der RAbgO. fertiggeſtellt, der dann mit nur 
ganz wenigen Veränderungen (die nicht immer Verbeſſerungen be⸗ 
deuteten!) Geſetz geworden iſt. Schon der Text des kommentierten 
Geſetzes darf alſo zum weitaus größten Teil als eigenſtes Werk 
des Kommentators angeſehen werden. Bald nach dem Inkrafttreten 
der RAbgO. wurde dann ihr Verfaſſer an den NFH. in München 
berufen, auf deſſen Rechtſprechung er als Senatspräſident in den 
letzten Jahren einen weſentlichen Einfluß ausüben konnte. Das 
verſetzte den Verf. in die nur felten gebotene Situation, die Aus⸗ 
wirkung des von ihm geſchaffenen Geſetzes in der Praxis von einem 
weite Überſicht gewährenden Standpunkt aus beobachten und an der 
Weiterbildung mitſchaffen zu können. Hinzu kommt endlich, daß 
Beckers Intereſſe ſtets von der Einzelfrage auf das Allgemeine 
gerichtet iſt; 


das veranlaßt ihn, aus der Fülle von Einzelheiten 
ſtets den großen ſyſtematiſchen Zuſammenhang im Auge zu be⸗ d 
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halten. Erſt dies letztere läßt ſeinen Kommentar als eine Leiſtung 
erſcheinen, die Anſpruch auf hohe wiſſenſchaftliche Wertung er⸗ 
heben darf 

Vorſtehende Angaben gewähren bereits Einblick in die Eigen⸗ 
art und den beſonderen Eigenwert des Becker ſchen Erläuterungs⸗ 
buches. Es ift einmal ein Referentenkommentar im beſten Sinne, 
d. h. ſein Verfaſſer iſt mit allem Stofflichen vertraut und kann 
uns darüber Auskunft geben, was dieſe oder jene Formulierung 
eines beſtimmten Gedankens bezwecken ſollte. (Nebenbei bemerkt: das 
Mißtrauen, welches die Praxis den literariſchen Arbeiten der Refe⸗ 
renten für die einzelnen Geſetze traditionell entgegenbrachte, dürfte 
für die neuere Steuerrechtsliteratur ſchwinden.) Im Gegenſatz zu 
anderen Erläuterungen der RAbgO. ſpart Becker allerdings mit An- 
gaben und Anführungen von Materialien, die gerade für dieſes 
Geſetz auch nur an wenigen Stellen (z. B. bei 88 4, 5, 139) von 
wirklicher Bedeutung ſind. Noch breiteren Raum als bisher nimmt 
in der neuen Auflage die Darſtellung der Rechtſprechung ein. Das 
iſt durchaus berechtigt, denn die wirkliche praktiſche Bedeutung der 
einzelnen Beſtimmungen iſt erſt im Spiegel der Judikatur zu er⸗ 
kennen. Auch hier iſt erfreulicherweiſe die bloße Aufzählung ver⸗ 
mieden; Becker verſucht vielmehr, die Fortbildung der einzelnen 
Rechtsſätze an Hand der ſyſtematiſch zuſammengefaßten Leitſätze 
der Urteile zu verdeutlichen. Dabei beſchränkt er ſich nicht auf die 
Veröffentlichungen der amtlichen Sammlungen, ſondern zieht auch 
die ergänzenden Spruchmitteilungen (namentlich in der Zeitſchrift 
„Steuer und Wirtſchaft“) ſtark heran. Beſonderer Wert ſcheint mir 
in der dritten Auflage darauf gelegt zu ſein, die neueſten Erkennt⸗ 
niſſe an erſter Stelle mitzuteilen und Altes allmählich auszumerzen. 
Bedeutſam tritt in der Neubearbeitung vor allem das Beſtreben 
des Verf. nach Vereinheitlichung, ſyſtematiſcher Zuſammenfaſſung 
und Betonung der großen Linie hervor. Hier ſcheint mir der weſent⸗ 
lichſte Fortſchritt zu liegen. Freilich muß man die Schwierigkeiten 
nicht unterſchätzen, die ſich gerade dieſem Teil der Arbeit entgegen⸗ 
ſtellen. Gerade der in der täglichen Praxis ſtehende Richter, an 
dem in kürzeſter Zeit eine Fülle von jeweils anders geſchichteten 
Fällen vorüberzieht und der bemüht iſt, jedesmal das Richtige im 
Urteil auszuſprechen, unter Benutzung aller Auslegungsmöglich⸗ 
keiten, die das Geſetz zuläßt, wird nicht leicht geneigt fein, allgemeine 
Leitſätze mit dem Anſpruch auf uneingeſchränkte Geltung zu for⸗ 
mulieren; und Beckers Stärke und Eigenart liegt zum großen 
Teil in der Vielheit der Anwendungsmöglichkeiten, die er bei jeder 
Beſtimmung ſofort vor fih ſieht. Der Praktiker behält einen Neft 
von Argwohn gegenüber jedem verallgemeinernden Satz. Nur da 
kommt der Syſtematiker voll zu Worte, wo es ſich um Fragen der 
juriſtiſchen Topographie handelt: die Zuordnung der Gebietskreiſe 
der einzelnen Beſtimmungen zueinander, die Erkenntnis der Zu⸗ 
ſammenhänge von materiellem Recht und Verfahrensnorm, von Bei⸗ 
treibung, Zwang und Strafe, von Generalklauſel und möglichen 
Anwendungsfällen im Spezialrecht iſt höchſt lehrreich; allein die Ver⸗ 
weiſungen, die Becker bei den einzelnen Erläuterungen auf andere 
Teile feines Werkes gibt, führen in die Syſtematik des Steuerrechts 
beſſer ein, als manches Lehrbuch. 


Eng damit hängt das Beſtreben des Verf. zuſammen, einige 
wenige Grundgedanken überall wieder erſcheinen zu laſſen. Stärker 
noch als bei den früheren Auflagen wird in der Neubearbeitung 
eine kleine Zahl von Paragraphen zu Angelpunkten des Ganzen; 
hier ift es intereſſant, zu ſehen, welche Beſtimmungen bei der Aus- 
arbeitung beſonders bevorzugt worden ſind; im Vorwort gibt der 
Verf. als ganz umgearbeitet an 88 4—6, 79, 137, 138, 152, 299; 
als ſtark erweitert 88 1, 76, 81. Schlägt man hier nach, jo ſtößt 
man auf folgende Materien: Begriff der Steuer, Auslegung der 
Steuergeſetze, Steuerumgehung, Ermeſſungsgrenzen, Rechtskraft des 
Steuerbeſcheides, Begriff des Steuerſchuldners und des perſönlich 
Haftenden, Entſtehung des Steueranſpruchs, Grundbegriffe der Be⸗ 
wertungslehre (gemeiner Wert und Ertragswert) und endlich die 
Grundlagen der Beitreibung und des Finanzzwanges. Wollte man 
die ſyſtematiſch entſcheidenden Stellen der RAbgoO. erſchöpfend auf- 
führen, ſo hätte man dieſer Überſicht nur wenig mehr hinzuzufügen, 
und auch die notwendigen Ergänzungen (z. B. die Erſtattungs⸗ 
anſprüche, der finanzpolizeiliche 31 in § 202) jind in der dritten 
Auflage ſtark verändert und erweitert worden, während andere große 
Partien nur durch Hinzufügung neuerer Rechtſprechung ergänzt 
worden ſind. 

Au Hand einer dieſer von Becker in den Vordergrund ſeiner 
Darſtellung gerückten Beſtimmungen möchte ich verſuchen, noch eiwas 
tiefer in die Auffaſſung des Verf. von der Bedeutung ſteuerrechtlicher 
Normen hineinzuführen; ich wähle dazu den § 4 über die Auslegung 
der Steuergeſetze, eines der wenigen Gebiete, wo Beckers Grund- 
auffaſſung von der meinigen zuweilen abweicht, wenn auch die 
neue E in mancher Beziehung frühere Extreme mildert. Als 
man die Beſtimmung des 84 „Bei Auslegung der Steuergeſetze 
ſind ihr Zweck, ihre wirtſchaftliche Bedeutung und die Entwicklung 
der Verhältniſſe zu berückſichtigen“ in die AO. aufnahm, ahnte wohl 
niemand, welch große Bedeutung dieſer anſcheinend ſelbſtverſtändlichen 
Richtſchnur für die Praxis durch die Rechtſprechung des NFH. gtt- 
kommen würde; heute bezeichnet Becker den Paragraphen mit 
vollem Recht als „die wichtigſte Vorſchrift der AO.“ (S. 30), deren 
Erläuterung er allein 25 Seiten ſeines Kommentars widmet. Den 
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Kernpunkt der Auslegungslehre bildet der Kampf gegen das Dm 
längliche) Geſetz zugunſten des wirtſchaftlichen Grundgedankens im 
Steuerrecht. „Wir kranken an einer Überſchätzung des Geſetzes⸗ 
ausdrucks, wenn nicht des Geſetzesrechts überhaupt“ (S. 23). „In 
der Regel fußt das Steuerrecht auf wirtſchaftlichen Begriffen; be⸗ 
ſteuert werden ſoll das Einkommen, das Vermögen, die Vermögens⸗ 
vermehrung, der Umſatz, der Verbrauch uſw.; aber bei dem Fehlen 
fet umriſſener ſteuerrechtlicher Begriffe beingt die Durchführung 
dieſer Grundgedanken mit ſich, daß die Beſteuerung oft nicht an 
wirtſchaftliche Merkmale, ſondern an beſtimmte privatrechtliche Tate 
beſtände, z. B. Eigentum, Kauf, Veräußerung geknüpft ift... In 
erſter Linie ift es Aufgabe der Steuergeſetzgebung, die ſteuer⸗ 
rechtlichen Wirtſchaftsbegriffe vorſichtig zu beſtimmen. 
. . . Oft wird aber die Verwendung von Begriffen des bürgerlichen 
Rechts zur Umſchreibung noch nicht eingebürgerter ſteuerrechtlicher 
Wirtſchaftsbegriſſe nicht zu vermeiden fein. Das ift ein Notbehelf. 
Dieſer Notbehelf führt aber zu vernünftigen Ergebniſſen, wenn der 
Finanzrichter in dieſen Fällen an der rein privatrechtlichen Auf⸗ 
faſſung auch da feſthält, wo Zweck und wirtſchaftliche Bedeutung der 
Steuergeſetze das Gegenteil fordern.“ Dieſe wörtlich wiedergegebenen 
Leitſätze (S. 27) ſchrankt allerdings Becker in mancher Hinſicht nicht 
unerheblich ein (und dieſe Einſchränkungen treten, wenn ich mich 
nicht täuſche, ſtärker hervor als früher). So wird (S. 25) ausdrück⸗ 
lich vor dem Mißverſtändnis gewarnt, „als ob der Zweck der Steuer⸗ 
geſetze weſentlich der fei, dem Reiche möglichſt viel Geld zu ſchaffen. 
Natürlich iſt auch dieſer Punkt zu beachten, aber es kommt darauf 
an, wie dieſer Zweck unter möglichſter Schonung und Wahrung der 
wirtſchaftlichen Intereſſen zu erreichen ſei“. „Es iſt nicht davon die 
Rede, daß hier die Gedanken der Freirechtsſchule, inſoweit ſie 
den Richter über das Geſetz ſtellen, verwirklicht werden ſollen“ (S. 26). 
„Es kann bei dem derzeitigen Rechtszuſtande nicht die Rede davon 
fein, von der bürgerlich⸗rechtlichen Auffaſſung ganz abzuſehen und 
nur die wirtſchaftliche Bedeutung zu würdigen“ (S. 29). „Unzu⸗ 
läſſig it es, auf einen Tatbeſtand, der einer Steuer nicht unter⸗ 
worfen iſt, die Steuerpflicht deshalb auszudehnen, weil dies nach 
Anſicht des Richters zweckmäßig und folgerichtig wäre“ (S. 31). Aber 
trotz dieſer und anderer Reſtriktionen ſeiner Leitſätze bleibt doch in 
Beckers Grundauffaſſung ein Bereich, in den ich ihm nicht zu 
folgen vermag: Ich glaube (mit der früheren Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs, die ſich allerdings in den letzten Jahren gewan⸗ 
delt haben dürfte) daran feſthalten zu müſſen, daß „ſoweit für 
die Erhebung von Steuern Rechtsvorgänge des bürgerlichen Rechts 
maßgebend ſind, deren Begriff und Tragweite grundſätzlich dem 
bürgerlichen Recht zu entnehmen ſind, es ſei denn, daß die Steuer⸗ 
geſetze ſelbſtändige Beſtimmungen enthalten“ (ap. 1, 125). Das 
Steuerrecht it von Rechtsnormen beherrſcht, der „Wirtſchafts⸗ 
begriff“ mag wohl Motiv für die Aufſtellung des Rechtsbegriffs ge- 
weſen fein und das Motiv mag bei Zweifeln über die Aus⸗ 
legung herangezogen werden; wenn aber der Wortlaut zweifelsfrei 
auf Übereinſtimmung von Steuerrecht und bürgerlichem Recht hin⸗ 
weiſt, ſo iſt an ihm bei der Auslegung feſtzuhalten, ſelbſt wenn das 
Ergebnis dem Geſetzesmotiv nicht voll gerecht wird. Damit ſteht 
aber ein von Becker ausdrücklich anerkannter Satz aus einem 
Urteil des NFH. in Widerſpruch: „Die wirtſchaftlichen Grundgedanken 
des Steuergeſetzes ſollen ſtets voll verwirklicht werden, mögen ſie 
ſich mit den Regeln des bürgerlichen Rechts decken oder nicht.“ 
Praktiſch wird dieſer Widerſpruch der verſchiedenen Auslegungs⸗ 
grundſätze namentlich auf dem Gebiete der Verkehrsſteuern, die mehr 
als andere Abgabengeſetze an Rechtsvorgänge des bürgerlichen Rechts 
anzuknüpfen gezwungen ſind. Es iſt Aufgabe des Geſetzgebers hier 
den Tatbeſtand ſo weit abzugrenzen, daß alle Vorgänge, die er wirt⸗ 
ſchaftlich mit der Steuer belaſten will, durch die gewählte Geſetzes⸗ 
formulierung getroffen werden; dabei iſt es ſein gutes Recht (und 
zuweilen eine unumgängliche Notwendigkeit) mit allgemeinen, kaut⸗ 
ſchukartigen Klauſeln zu arbeiten. Wenn aber der Geſetzgeber aus- 
geſprochen hat, ein Rechtsvorgang beſtimmter Art ſolle von der 
Steuer betroffen werden, ſo erſcheint es mir ein Gebot der Rechts⸗ 
ſicherheit zu ſein, nicht durch Zweckauslegung Erweiterungen des 
Tatbeſtandes vorzunehmen. Erkennt man den (richtig ausgelegten) 
Geſetzesausdruck nicht mehr als unbedingt bedeutſam an, ſo gibt man 
damit auch eine der wichtigen rechtsſtaatlichen Schranken auf, welche 
die Staatsauffaſſung des 18. und 19. Jahrhunderts gegenüber den 
Eingriffen des Staates in die Sphäre des Individuums errichtet 
hat ). Ich gebe de zu, daß die Klarſtellung dieſer verſchieden⸗ 
artigen Grundanſchauungen vorläufig nicht allzu große praktiſche 
Bedeutung hat. Mögen auch viele der gegen die neuen Steuergeſetze 
erhobenen Vorwürfe über Unklarheit, Unverſtändlichkeit, Ungenauig⸗ 
keit uſw. übertrieben ſein (Becker weiſt S. 23 mit Recht darauf 
hin, daß hier vielfach notwendige Übel vorliegen), die techniſche 
Unvollkommenheit unſerer neuen Finanzgeſetzgebung kann nicht ge⸗ 
leugnet werden; und ihr gegenüber erſcheint es einſtweilen ange- 
brachter, durch weite und manchmal auch weitherzige Auslegung den 
Einzelfall befriedigend zu ordnen und namentlich den Steuerpflich⸗ 


I) Eine ausführliche Darlegung des hier nur angedeuteten Pro⸗ 
blems „Steuerrecht und Rechtsſtaat“ findet ſich in meiner Abhand⸗ 
lung: „Zur Dogmatik des Begriffs Steuerumgehung“, Duncker und 
Humblot, 1923. 
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tigen vor ungerechter Inanſpruchnahme zu ſchützen, als den Geſetz⸗ 
geber durch Starrheit der Judikatur auf Schwächen ſeiner Arbeit 
aufmerkſam zu machen, die doch nicht (zum mindeſten nicht ſofort) 
abgeſtellt werden konnen. Gerade im Verfahrensrecht (das ja den 
Hauptinhalt der AO. ausmacht) wirkt die Zweckbeſinnung befrucht⸗ 
tend, und Beckers Werk durchzieht in allen Teilen ein erfreulicher 
Geiſt der Zielbewußtheit bei Auslegung der Verfahrensnormen. Die 
gerechte Veranlagung, die Sachentſcheidung ſteht im Vordergrund, 
ihr hat der Steuerprozeß zu dienen; Formalismus, Umſtändlichkeit, 
fiskaliſche Rechtshaberei, unnötige Beläſtigung des Verfahrensſchuld⸗ 
ners durch Ermeſſensmißbrauch (86) werden mehrfach ſcharf zurück⸗ 
gewieſen. Hier möchte ich ihm ſelbſt dann folgen, wenn der Geſetzes⸗ 
buchſtabe eine ſtrengere Auslegung als gewollt erſcheinen ließe. Und 
auch in der Rechtsprechung über materielle Steuerfragen wird man 
meiſt mit ihm gehen können (namentlich auch bei der intereſſant ver⸗ 
kieften Bewertungslehre). 

Beckers Erläuterungen ſind nicht immer leicht zu verſtehen 
und zu überſehen. Der Charakter ſeines Werkes als einer „Hand⸗ 
ausgabe“ zwingt ihn oft zur Kürze, bei der auf der anderen Seite 
doch nichts Weſentliches verloren gehen ſoll. In bezug auf Literatur⸗ 
angaben hat fih der Berf. ſtarke Beſchränkung auferlegt, obwohl 
das wirklich Bedeutſame ſelten fehlt; noch weniger finden ſich aus⸗ 
führliche Auseinanderſetzungen mit abweichenden Lehrmeinungen. 
Der Raumerſparnis iſt leider auch die Aufführung der zahlreichen 
Nebengeſetze zur AO. im Anhang zum Opfer gefallen. Das er- 
ſchwert die praktiſche Benutzung der neuen Auflage etwas; wird die 
nächſte Bearbeitung durch Fortfall der Inflationsprobleme entlaſtet 
werden können, ſo würde ich die Wiederaufnahme des früheren An⸗ 
hangs begrüßen. Vorzüglich iſt das faſt 100 Seiten ſtarke Sach⸗ 
regiſter, durch das die Arbeit mit dem ſchwierigen Geſetz dem Un⸗ 
kundigen erleichert und das Verſtändnis der ſyſtematiſchen Zuſammen⸗ 
hänge für jedermann bedeutend vertieft wird. 

Prof. Dr. Albert Henſel, Bonn. 


II. Es gereicht mir zur beſonderen Freude, auch meinerſeits 
gerade an dieſer Stelle die dritte Auflage dieſes Buches anzeigen zu 
können. Ich begrüße es, daß, o5twshl dies Werk bereits von anderer 
ſachkundigſter Seite besprochen, auch mir, als Anwalt, Ge 
legenheit gegeben iſt, mich zu dieſem Werk zu äußern. Ein außer⸗ 
gewöhnlicher Fall; doch das Buch rechtfertigt es; handelt es ſich 
doch um das wichtigſte Werk, das gerade der Anwalt und Rechts⸗ 
berater bei jeder Gelegenheit, bei der er als Spezialiſt oder aus 
feiner ſonſtigen Praxis heraus in einer Steuerangelegenheit tätig 
wird, zu Rate ziehen muß. Auf die häufig aus Kollegenkreiſen, 
die ſich nicht ſpeziell mit dem Steuerrecht beſchiftigen, geſtellte Frage, 
wie fie jiġ am ſchnellſten und zuv'rläſſigſten orientieren oder auch 
in das Steuerrecht einarbeiten können, iſt in erſter Linie auf das 
Buch von Becker zu verweiſen. Es iſt keine Frage, daß gerade 
der Anwalt, der im Steuerrecht nicht von Grund aus zu Hauſe iſt, 
dem Wuſt der Kommentare zu den Einzelgeſetzen meiſt ziemlich hilf⸗ 
los gegenüberſteht. Es fehlt ihm der Zuſammenhang, die Heraus⸗ 
hebung der leitenden, ſpeziell ſteuerrechtlichen Grundgedanken. Auch 
kann nicht verſchwiegen werden, daß mit verhältnismäßig wenigen 
Ausnahmen die Kommentare zu den neueren Steuergeſetzen, die 
meiſt unter dem Druck eilfertiger Arbeit und unter dem Damokles⸗ 
ſchwert unaufhörlicher Geſetzesänderungen geſchrieben werden, gegen- 
über dem dem Anwalt gewohnten Niveau etwa der Kommentare von 
Staub, Düringer⸗ Hachenburg, Stein, Jäger und den 
großen Kommentaren zum BYV., keine ſehr günſtige Figur machen. 
Das liegt aber auch daran, daß die Wiſſenſchaft des Steuerrechts 
gerade in ihren Grundbegriffen noch verhältnismäßig unentwickelt 
iſt. Keinen beſſeren Führer wüßte ich da zu empfehlen, als den 
Kommentar von Becker. Hier findet der Leſer bei aller Fülle des 
Stoffes in knappſter Darſtellung die wiſſenſchaftlichen Grundbegriffe, 
die leitenden ſteuerrechtlichen Gedanken und die Berückſichtigung der 
bisherigen Rech ſprechung in meiſterhafter Form. Dabei runden 
ſich manchmal die Ausführungen zu kleinen Abhandlungen, die 
über einen ganzen Fragenkomplex orientieren, ihn mauchmal auch 
zum erſten Male in geſchloſſener Form und in ſeinen verſchiedenen 
Verzweigungen beleuchten, und die doch nie, was für den Praktiker 
beſonders wichtig ift, den Raum eines knappgefaßten Kommentars 
ſprengen oder fih in abſtralte Dedu tionen verlieren. Der Raum 
geſtattet hier natürlich nicht, auf alles einzugehen, was zuſtimmend 
oder mitunter auch ablehnend zu der überreichen Stoffülle des Werkes 
zu ſagen wäre. Einiges aber ſei hervorgehoben: 

Gerade wer, wie ich, ſo manche Beſtimmungen der Reichs⸗ 
abgabenordnung vom Standpunkte des Anwalts und Rechtsberaters 
aus bekämpft hat oder einer zu weitgehenden Auslegung im fiska⸗ 
liſchen Intereſſe entgegengetreten iſt, muß mit Befriedigung die 
hohe, überall von Gerechtigkeilsſtreben erfüllte Geſinnung bei einem 
Buche anerkennen, das wie kein anderes die Praxis beeinflußt; 
fein Schöpfer it nicht nur der Verfaſſer der "Rat. fo daß ſchon 
deshalb ſein Kommentar große Autorität genießt, ſondern er wirkt 
auch als Genatspräfident am RFH. auf das Fortleben und die 
Praxis des Geſetzes in beſonderem Maße ein. „Gerecht und 
verſtändig“, dieſes Wort Bolzes, das Becker auf S. 26 
zitiert, könnte man als Motto über das ganze Buch ſchreiben. 
Überall verſucht er, die weitgehenden Anforderungen, die der Steuer⸗ 
ſiskus nach dem verlorenen Kriege in früher nie gekannter Weiſe 
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-an die Staatsbürger ſtellen und auch durchſetzen muß, ſoweit irgend 


tunlich mit den Intereſſen der anderen Seite, des Steuerzahlers, 
zu vereinigen. Es iſt ſehr zu wünſchen, daß gerade dieſer Grundſatz 
und die auf ihm beruhenden Ausführungen des Verf. auch in der 
Verwaltungspraxis überall zur Geltung kommen. Bei Becker ge⸗ 
langen fie zu beſonderer Wirkſamkeit in den Ausführungen zu 8 4, 
über die Henſel an anderer Stelle dieſes Blattes berichtet; ferner 
in überragender Weiſe zu 8 6, dem er eine Wirkung auf das ganze 
Geſetz zuſchreibt, mit der ſich gerade der Anwalt ſehr einverſtanden 
erklären kann. Das Finanzverwaltungsrecht beruht in noch weit 
höherem Maße als das ſonſtige Verwaltungsrecht auf einem Han⸗ 
deln der Behörden nach ihrem Ermeſſen. Sp beſtimmt nun, 
daß die Behörden, wo ſie im Sinne des Geſetzes die Entſcheidung 
nach ihrem Ermeſſen zu treffen haben, „nach Recht und Billig⸗ 
keit“ verfahren müſſen. Das Debt zunächſt nur wie eine allgemeine 
Floskel aus; es wird aber in der Auslegung Beckers zu einem 
oberſten Grundſatz, der fajt bei jeder Beſtimmung der RAbgo. feine 
Wirkung geltend macht. Das ganze Recht des „Finanzbefehls“, 
d. h. einer auf ein Tun oder Laſſen des Staatsbürgers gerichteten 
Anordnung der Finanzbehörde, die nach 8 202 NAbgD. durch 
Strafen erzwingbar und nach § 283 im Beſchwerdewege nachprüfbar 
ift, wird von Becker dem Grundſatz des § 6 unterſtellt: „Nun ift die 
Erzwingbarkeit der Anordnungen in 8 202 Abſ. 1 davon abhängig 
gemacht, daß die Behörde die Anordnung innerhalb ihrer 
geſetzlichen Befugniſſe trifft, und da $6 die Behörden bei 
Ausübung ihres Ermeſſens auf Recht und Billigkeit verweiſt, ſind 
alle dieſe Anordnungen, auch wenn ſonſt die Vorausſetzungen für 
ihre Erlaſſung zutreffen, nur zuläſſig, wenn ſie nach den 
Umſtänden des Falles einer Prüfung auf Recht und 
Billigkeit ſtandhalten. Tun ſie das nicht, ſo hat die Be⸗ 
hörde außerhalb ihrer, eben durch § 6 eingeſchränkten geſetzlichen 
Befuguniſſe gehandelt; die Anordnung iſt geſetzwidrig und als folde 
aufzuheben. Die Prüfung, ob 86 verletzt it, it Sache des RH.“ 
(S. 59). Die oberſten Grundſäßze des Rechtsſtaates, die im Trubel 
der ſich überſtürzenden Ereigniſſe gerade auf dem Gebiete des Steuer⸗ 
rechts in der Nachkriegszeit nur zu oft gefährdet oder aufgegeben 
waren, werden hier in leuchtender Weiſe an die Spitze geſtellt, und 
ſie werden überall an entſcheidenden Stellen wiederholt. So ſei 
auch auf die Ausführungen S. 717 zu den Beſtimmungen des 
8377 über die Ordnungsſtrafe verwieſen, gegen die in der 
Praxis von vielen Finanzamtern nur zu ſehr geſündigt wird: 
„Immer bleibt zu beachten, daß die Ordnungsſtrafe nur dazu dienen 
ſoll, die Durchführung der Finanzverwaltung zu ſichern, Störungen 
zu beſeitigen, böſen Willen zu brechen. Es gilt kein Anklage⸗ 
zwang, im Gegenteil es gilt § 443 Abſ. 2, wonach die Finanzämter 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen ($6) vom Einſchreiten ab⸗ 
zuſehen haben, wenn das Verſchulden des Taters geringfügig iſt. 
Es wird Sache der Landesfinanzämter ſein, übereifrige Finanzämter 
zu zügeln und Verhängung von Ordnungsſtrafen, die nicht durch 
ein Bedürfnis der Verwaltung gerechtfertigt werden, auf Beſchwerde 
oder von Amts wegen aufzuheben.“ 


Dieſes Vertrauen Beckers auf das Eingreifen der Landes⸗ 
finanzämter, das auch z. B. auf S. 25 (Verhinderung von Mißbrauch 
der großen Befugniſſe der Finanzämter) zum Ausdruck kommt, ver⸗ 
mag ich allerdings nach den Erfahrungen der bisherigen Zeit, ebenſo 
wie wohl viele andere Kollegen, nich: zu teilen. Die Landesfinanz⸗ 
ämter fühlen ſich doch zu ſehr dazu berufen, möglichſt weitgehend 
die Finanzämter zu decken, aber auch die ſchweren Steuerlaſten und 
die zu ihrer Sicherung erlaſſenen Vorſcheiften aller Art aufs ſchärfſte 
durchzuſezen. Sie haben jid) bisher zu wenig mit dem Gedanken 
durchdrungen, daß ſie zugleich auch ein Hort des Steuer⸗ 
pflichtigen, ein Schutz gegen die unvermeidlichen Übergriffe und 
allzu großen Schirfen der unterſten Juſtanzen fein müſſen. Es iſt 
nicht verwunderlich, wenn demgegenüber bei Steuerpflichtigen und 
Beratern auf die Beſchwerde an das Landesfinanzamt ein verhältnis⸗ 
mäßig geringes Vertrauen geſetzt wird, wenn daher auch der Reichs⸗ 
finanzminiſter mit Anträgen, Geſuchen und Beſchwerden in einer 
Weiſe überſchüttet wird, wie ſie mit ſeiner Eigenſchaft als oberſter 
Zentralbehörde kaum recht im Einklang ſtehen ſollte; wenn ferner 
in Strafſachen der Beſchuldigte, wenn irgend möglich, nicht die 
Beſchwerde an das Landesfinanzamt, ſondern die gerichtliche Ent- 
ſcheidung wählt und oft nur deshalb davon abjieht, weil dieſe ihn 
in der öffentlichen Meinung ſchwerer ſchädigen könnte und er lieber 
noch eine ſeinem Gefühl nach viel zu harte und ungerechte Strafe 
als das kleinere Übel hinnimmt. Es iſt ſehr zu hoffen, daß die 
Landesfinanzämter, wenn die ſtabileren Verhältniſſe andauern, fiğ 
mehr als ſelbſtändige Zwiſchenbehörden fühlen, die beſonders be⸗ 
rufen ſind, den Grundſätzen Beckers und dem Erfordernis des 
Sp zur Durchführung zu verhelfen. Für die Praxis beſonders 
wichtig iſt der Hinweis Beckers auf S. 755 zu dem überaus häufig 
angewandten § 410 mit der freiwilligen Unterwerfung 
des Steuerpflichtigen unter eine Strafe. Dieſer Hinweis müßte 
häufig genug eine Nichtigkeit der Unterwerfung zur Folge 
haben: „Eine durch ernſtliche Drohung, z. B. mit Ver⸗ 
haftung oder ſofortiger Abgabe an die Staatsanwaltſchaft abgepreßte 
Unterwerfung wird als nicht vorhanden zu behandeln ſein, da der 
Grundſatz coactus volui sed volui für das öffen liche Recht keine 
Geltung beanſpruchen kann, wenn die Behörde ſelber den Zwang 
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ausgeübt hat.“ Das Kapitel Unterwerfung wird eines der erſten 
fein, das einer Nachprüfung und Abänderung der beſtehenden Be- 
ſtimmungen bedarf. Dazu wäre allerdings erforderlich, daß Steuer⸗ 
pflichtige, die davon betroffen worden ſind, und ebenſo ihre Be⸗ 
rater mit ihren Erfahrungen nicht, wie es ja leicht erklärlich iſt, 
zurückhalten, und daß ſie mindeſtens in wiſſenſchaftlichen Zeit⸗ 
ſchriften von dieſen Erfahrungen Mitteilung machen. Die vorgeſetzte 
Behörde, aber auch manche Finanzamtsleiter würden ſich ſicherlich 
über manches wundern, was da zu ihrer Kenntnis gelangen würde. 

Vom Standpunkt des Anwalts kann ich den Ausführungen 
Beckers (S. 750) über die Rechte des Verteidigers nicht 
beipflichten. Danach ſoll ein Recht des Verteidigers auf Atten- 
einſicht im Verwaltungsſtrafverfahren nicht beſtehen. Becker 
beruft Do auf ein Urteil des FG. Dresden, in welchem ausgeführt 
iſt, daß das Recht auf Akteneinſicht beſonders hätte hervor⸗ 
gehoben werden müſſen. Die Ausführungen dieſer Entſchei⸗ 
dung ſind aber durchaus nicht überzeugend; ſie verkehren die allge⸗ 
meine Beſtimmung der RAbgD., die in § 385 an die Spitze ge- 
ſtellt iſt: „Die Strafprozeßordnung gilt, ſoweit die Steuergeſetze 
nichts Abweichendes vorſchreiben“, in ihr Gegenteil. Sie ſind aber 
auch dem Sinn nach nicht begründet. Der Verteidiger kann die 
Akteneinſicht ohne weiteres erreichen, wenn ein Strafbeſcheid des 
Finanzamts ergeht und dagegen gerichtliche Entſcheidung beantragt 
wird. Gerade der Beſchluß darüber, ob der Beſchuldigte einen Straf- 
beſcheid hinnehmen ſoll, ob er ſich unterwerfen, ob er Beſchwerde 
oder Antrag auf gerichtliche Eutſcheidung erheben ſoll, wird auf das 
ſtärkſte dadurch beeinflußt, daß der Verteidiger den Akteninhalt 
kennt. Wie ſoll er ſeinen Schutzbefohlenen ſachgemäß beraten, ohne 
die Akten einſehen zu können? Und welchen Sinn foll es haben, 
ihm die Akten bis zum Erlaß des Strafbeſcheides vorzuenthalten, 
fie ihm aber ſofort am folgenden Tage vorzulegen, wenn er gericht⸗ 
liche Entſcheidung beantragt? Warum ſollen die Akten der Steuer⸗ 
behörde einer Einſicht weniger zugänglich ſein als die Akten jedes 
Gerichts auch in den ſchwerſten Verbrechensfällen? 

S. 364 behandelt Becker die eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rung des Steuerpflichtigen, welche das Finanzamt mit 
Genehmigung des Landesfinanzamts einfordern kann. Nicht be⸗ 
handelt iſt hier die Frage, ob dieſe eidesſtattliche Verſicherung auch 
noch 5 1 werden kann, wenn ein Strafverfahren eingeleitet 
iſt olche Fälle ſind mir in der Praxis wiederholt vorgekommen. 
Nach meiner Auffaſſung iſt die Frage unbedingt zu verneinen; es 
gibt keine eidliche Einlaſſung eines Beſchuldigten im deutſchen Recht. 
Daher können aus der Verweigerung der eidesſtattlichen Verſicherung 
auch nicht die ſonſt üblichen Folgerungen (Schätzung nach 8 210) 
gezogen werden 
f S. 330 ff. gibt Becker eine zuſammenfaſſende Darſtellung über 
das Buchprüfungsweſen. Bekanntlich hat die Reichsfinanz⸗ 
verwaltung einen beſonderen „Buch⸗ und Betriebsprüfungsdienſt“ 
eingerichtet. Auch die Ausführungen Beckers können mich aber 
von der anderweit ſchon mehrfach von mir dargelegten Auffaſſung 
nicht abbringen, daß diefe ganze weitverzweigte und für den Stener- 
fisfus allerdings ſehr wichtige Inſtitution doch nur durch ein 
Hintertürchen auf geſetzliche Grundlage geſtellt wird, nämlich 
auf dem Wege über den höchſt unſcheinbaren § 162 Abſ. 9 (in Verb. 
mit § 163 Satz 2) RAbgO.: „Das Finanzamt kann prüfen, ob die 
Bücher und Aufzeichnungen fortlaufend, vollſtändig und formell 
und fachlich richtig geführt werden.“ Hieraus hat die Aus⸗ 
legung, leider unter Billigung des NFH., nichts Geringeres gemacht 
als eine vollkommene Steueraufſicht der Finanz⸗ 
verwaltung über alles, was Bücher führt, insbeſondere über die 
geſamte Kaufmannſchaft. Das Finanzamt kann jederzeit nach ſeinem 
Belieben bei einem Steuerpflichtigen erſcheinen und auf Grund 
dieſer Steueraufſicht eine Buchprüfung vornehmen, die oft wochen⸗ 
lang dauert und eine weitgehende Beanſpruchung der Arbeitskraft 
des Steuerpflichtigen und ſeiner Angeſtellten erfordert. Daß dies 
nicht gemeint fein konnte, geht m. E. ſchon aus der ganzen Faſſung 
und dem Aufbau der Beſtimmungen der NUbgD. hervor (vgl. auch 
den beſonderen Abſchnitt über „Steueraufſicht“ § 193 ff.). Es 
zeigt ſich aber auch darin, daß die ganzen Kautelen, die zugunſten 
des Steuerpflichtigen in den 88 205 ff. für die Buchprüfung vor- 
geſchrieben ſind, durch die Auslegung des 8162 Abſ. 9 einfach illu⸗ 
ſoriſch werden. Jede Buchprüfung, die auf Grund der 88 205 ff. 
ſchlechthin ungültig wäre, wird als Buchprüfung im Steueraufſichts⸗ 
wege aufrechterhalten. 

5 Über das Bilanzweſen im Steuerrecht enthalten die 
Ausführungen Beckers zu 8 174 eine ſchöne, knappe, die Recht⸗ 
ſprechung eingehend berückſichtigende Darſtellung; beſonders hat es 
mir Freude gemacht, dabei das weitgehende Zurückgreifen Beckers 
auf mein „Hilanzſteuerrecht“ ſeſtſtellen zu können. Über einzelne 
einungsverſchiedenheiten zu ſprechen, wird ſich bei anderer Ge⸗ 
legenheit ergeben. 
y Wer das Buch Beckers aufmerkſam durcharbeitet, wird mit 
einem überaus wertvollen Rüſtzeug für jedes Arbeiten in Steuer⸗ 
angelegenheiten verſehen ſein und zugleich erkennen, welch überaus 
e Gebiet für den Juriſten dieſes Sonderfach mit ſeinen 
en Verzweigungen in das private und öffentliche Recht 
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Das Werk bedeutet eine überaus wertvolle Neuerſcheinung, 
die zuſammen mit dem beſprochenen Kommentar von Becker zur 
RAbgD. den Kollegenkreiſen für ihre Orientierung im Steuerrecht 
nicht genug empfohlen werden kann. Es iſt kein Geheimnis, daß 
die Wiſſenſchaft des Steuerrechts gegenüber anderen Rechtsgebieten 
noch außerordentlich rückſtändig iſt. Vor dem Kriege ſpielte es im 
Geſichtskreis des Juriſten eine verhältnismäßig untergeordnete Rolle, 
trotz des rieſigen Rechtsſtofſes, der Dë zumal in der Rechtſprechung 
der oberſten Verwaltungsgerichtshöfe angehäuft hatte. Soweit eine 
zuſammenfaſſende Darſtellung verſucht wurde, war fie überwiegend 
finanzwiſſenſchaftlich gehalten. Das traf fogar noch auf ein ſo 
hervorragendes und führendes Werk wie Fuiſtings Grundzüge 
der Steuerlehre zu; die darin enthaltenen Rechtslehren litten dar⸗ 
unter, daß ſie teils auf ein beſonderes Rechtsgebiet (die preußiſche 
Einkommen⸗ und Vermögensſteuer) ſtark zugeſchnitten waren, teils 
auch nicht in dem ſonſt in der juriſtiſchen Wiſſenſchaft üblichen Auf⸗ 
bau von den rechtlichen Grundbegriffen und Oberſätzen aus gehalten 
waren. Als ein Werk, das dieſer wiſſenſchaftlichen Vertiefung und 
Behandlung am meiſten entſprach, wäre im weſentlichen das Deutſche 
Verwaltungsrecht von Otto Maher zu nennen; hier war in Band 1 
in einem beſonderen Abſchnitt die „Finanzgewalt“ behandelt, in der 
wundervollen klaſſiſchen Art, die das ganze Werk Otto Mayers 
auszeichnet, leider aber doch auch nicht ausreichend; teils war die 
Behandlung zu kurz, teils zu abſtrakt und zu wenig unmittelbar für 
den großen Stoff an Geſetzen und Entſcheidungen verwendbar. 
Außerdem war das Werk ſchon vor dem Kriege in dieſem Teil durch 
die Entwicklung überholt, und dieſes Urteil muß leider auch für 
die dritte im Jahre 1924 erſchienene Auflage aufrechterhalten bleiben. 
Es find dort zwar einzelne Beſtimmungen der RAbgd. berückſichtigt, 
allein es kann nicht zweifelhaft ſein, daß dieſe 72 Seiten des Buches, 
die überdies ganz überwiegend noch mit dem alten Rechtsſtoff ar⸗ 
beiten und nur geringe Veränderungen gegenüber der vorigen Auf⸗ 
lage zeigen, von einer idealen Darſtellung des rieſigen neueren 
Rechtsſtoffes weit entfernt find. Seit der neueren Nachlriegsgeſetz⸗ 
gebung iſt das Büchlein von Ball erſchienen, das an ſich als 
elementarer Leitfaden ſehr zu loben iſt, gerade in den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Grundfragen aber nicht genügend in die Tiefe und Breite 
geht und auch nicht gehen will; ein Büchlein von Waldecker 
wird von dieſen Ausſtellungen noch mehr betroffen. Die meiſten 
anderen Darſtellungen bleiben ſtark im Finanzwiſſenſchaftlichen ſtek⸗ 
ken, ſo ſelbſt das Buch von Strutz: „Grundlehren des Steuer⸗ 
rechts“, wiewohl dieſes natürlich ganz hervorragende Ausführungen 
auch über die juriſtiſchen Grundbegriſſe enthält. Nach alledem muß 
das Buch des jungen Bonner Profeſſors, der bereits einige vor⸗ 
zügliche Monographien zum Steuerrecht veröffentlicht hat, als eine 
wiſſenſchaftliche Tat bezeichnet werden. Ein ungeheurer Stoff 
iſt auf verhältnismäßig knappem Raum und in ausgezeichnetem, 
logiſchem Aufbau bewältigt. Die Darſtellung iſt wohltuend klar, von 
echt wiſſenſchaftlichem und juriſtiſchem Geiſte getragen. Sie iſt ge⸗ 
ſchloſſen und durcharbeitet das geſamte Rechtsgebiet, und zwar nach 
feinem neueſten Zuftande. Es ift ganz ſelbſtverſtändlich und bez 
deutet keine Ausſtellung an dem Buche, wenn man ſagt, daß bei 
ſolchem erſten Wurf zu einem Werk, das eigentlich eine ganze 
Zebensarbeit erfordert, noch nicht in allen Punkten die endgültige 
oder zutreffende Löſung gefunden fein kann, daß viele Probleme 


noch der Vertiefung bedürfen, zumal ja die Vorarbeiten auf dieſem 


Gebiet überaus ſpärlich ſind. Der durchſchlagende Wert des Werkes 
liegt jedenfalls in ſeiner ſyſtematiſchen Zuſammenfaſſung, in der 
wiſſenſchaftlichen Durchdringung der Grundbegriffe und Oberſätze 
und der Ableitung der einzelnen Erſcheinungen aus den Grund⸗ 
prinzipien. Auf die Fülle von Problemen auch nur im entfern⸗ 
teſten einzugehen, fehlt hier naturgemäß der Raum. Nur einiges 
ſei hervorgehoben. 


Zutreffend iſt es, wenn Henſel an verſchiedenen Stellen 
(S. 15, 139) auf die nahe Verwandtſchaft des Steuer⸗ 
rechts mii dem Strafrecht hinweiſt; ich darf erwähnen, daß 
ich ſelbſt ſtets ebenfalls dieſen Standpunkt vertreten habe, z. B. 
ſchon in meinem Kommentar zum Reichszuwachsſteuergeſetz (1911), 
S. 14 ff., 78 ff., wo ich immer wieder hervorgehoben habe: „Wie 
es heißt: nulla poena sine lege, ſo muß auch der Satz gelten: 
Keine Steuer ohne geſetzlich genau umſchriebene Beſtimmung. Das 
Steuerrecht duldet an ſich nicht eine Generalklauſel (wie ſie für das 
Zivilrecht unbedenklich zuläſſig ſein mag), die die Feſtſtellung eines 
ſteuerpflichtigen Tatbeſtandes in das freie Ermeſſen der Behörde 
legt.“ Eutſprechend ſagt Henſel S. 139: „Eine extenſive Inter⸗ 
pretation der Steuergeſetze mit gegen den Steuerpflichtigen gerichteter 
Spitze iſt m. E. aus rechtsſtaatlichen Gründen abzulehnen. Auf die 
Ahnlichkeit von Steuerrecht und Strafrecht wurde bereits mehrfach 
hingewieſen. Dieſe Ahnlichkeit beſteht nicht zum wenigſten in der 
überaus ſtarken Geſetzesgebundenheit der beiden obrigkeitlichen Ein⸗ 
griffe in die Individualſphäre.“ Gewiß haben ſich feit meinen 
Ausführungen 1911 die ſtaatlichen Verhältniſſe und die dadurch 
bedingte Anſchauung über die Beziehungen des Staates zum Staats⸗ 
bürger in mancher Weiſe gewandelt. Was wir aber gerade in der 
Entwicklung des Steuerrechts dabei manchmal erlebt haben, ver- 
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läßt doch allzuſehr den hier auch von Henſel mit Recht feſt⸗ 
geſtellten Charakter des Steuerrechts. 

Bei den Grundbegriffen, wie ſie Henſel in ſeiner Ein⸗ 
leitung entwickelt, iſt beſonders erfreulich die hier endlich einmal 
vollzogene vollkommene Loslöſung von den Grundbegriffen der 
Finanzwiſſenſchaft; natürlich ſind die letzteren außerordent⸗ 
lich wichtig und für den im Steuerrecht Arbeitenden unentbehrlich; 
gerade der wiſſenſchaftliche Aufbau eines Steuer rechts aber ver- 
langt zunächſt die ſcharfe Scheidung der Rechtsbegriffe von den 
wirtſchaftlichen, finanzwiſſenſchaftlichen Begriffen. Und wenn Hen⸗ 
ſel S. 4 bedauert, daß beide Diſziplinen in Unterricht und theo e⸗ 
tiſcher Arbeit allzu ſcharf geſchieden würden, ſo möchte ich im 
Gegenteil jagen: bei wiſſenſchaftlichen, grundsätzlichen Unterſuchungen 
auf ſteuerrechtlichem Gebiet können ſie gar nicht ſcharf genug ge⸗ 
ſchieden werden und ſind ſie bisher viel zu wenig geſchieden worden. 
Die Herausarbeitung des Steuerrechts als einer beſonderen Art 
des Verwaltungsrechts wird noch mancher Mühe bedürfen, bis fie 
die gleiche Höhe erreicht hat, wie andere Rechtsgebiete. 

Im einzelnen wird man auch ſchon bei den Grundbegriffen 
vielfach anderer Anſicht ſein können als Henſel. Nach meiner 
Auffaſſung ſtellt Henſel den Steueranſpruch allzu ſehr in 
den Vordergrund auf Suiten des ſteuerrechtlichen Schuldverhält⸗ 
niſſes (S. 15ff.; 149). Der Steueranſpruch, d. h. der Anſpruch 
auf Zahlung einer Geloſumme, ift, wie auch Henſel ſelbſt übrigens 
an den verſchiedenſten Stellen hervorhebt, nur ein Teil des ganzen 
entſtehenden Schuldverhäleniſſes, und die Nebenpflichten aller Art 
ſind allmählich in der neueren Steuergeſetzgebung ſo ſtark hervor⸗ 
gewuchert, daß fie doch auch für die grundſätzliche Betrachtung eine 
andere Stellung erſahren müßten. Ein ſteuerrechtliches Schuldver⸗ 
hältnis entwickelt ſich auch nicht nur aus einem Steuertatbeſtande, 
der einen beſtimmten Steueranſpruch erzeugt. Vielmehr entſteht 
ein ſolches Schuldverhältnis m. E. auch ſchon vorher und unab⸗ 
hängig von einem beſtimmten Steuertatbeſtande. Die Steuer⸗ 
aufſicht, die Henſel übrigens S. 161 zu eng begrenzt, da 
die S. 163 angeführte Berechtigung zur Buch- und Betriebsprüfung 
auch nichts anderes darſtellt, ift ebenfalls ein ſtenerrechtliches Schuld⸗ 
verhältnis, das verſchiedenarlig gejärbte Rechtsbeziehungen zwischen 
der Verwaltungsbehorde und dem Staatsbürger ſchafft. Es erſcheint 
mir in dieſem Zuſammenhange niche berechtigt, wenn Henſel S. 149 
die Verwendung des „Gewaltverhältniſſes“ ablehnt. Nach 
meiner Auffaſſung wäre vielmehr der Aufbau der Grundbegriffe 
folgender, den ich hoffe, demnächſt ausführlich darlegen zu konnen: 
Die Steuerhoheit (Henſel S. 15) ijt das allgemeine Staats⸗ 
hoheitsrecht, gerichtet auf die Auferlegung und Durchſetzung von 
ſteuerrechtlichen Schuldverhältniſſen; ihr eutſpricht auf ſeiten der 
Staatsbürger die allgemeine Untertanenpflicht zur Befolgung 
der ſtaatlichen Finanzgebote und zur Erfüllung der daraus ſich er⸗ 
gebenden Verbindlichkeiten. Auf Grund dieſer allgemeinen Rechts⸗ 
beziehung entſteht für den einzelnen Staatsbürger im einzelnen Falle 
ein ſpezielles „Gewaltverhältnis“ durch den Finanz- 
befehl, der durch allgemeine Anordnung im Geſetz oder Verordnung, 
aber auch durch die einzelne Verfügung der Verwal⸗ 
tungsbehörde eutſtehen kann; ein Hauptbeiſpiel bildet gerade 
die Steueraufſicht, ferner aber jede Anforderung des Finanz⸗ 
amts auf Abgabe einer Steuererklarung, auf Auskunfterteilung, auf 
Duldung von Beſichtigungen und Prüfungen uſw.; auch die 
öffentliche Aufforderung erzeugt dieſes ſpezielle Gewalt⸗ 
verhältnis. Schon dieſes Gewaltverhältnis ift ein 
Schuldverhältnis und erfordert daher die juriſtiſche Erörte⸗ 
rung ſeiner Grundbegriffe und ſeiner Folgen. Ein großer Teil der 
Vorſchriften der RADgD. bezieht ſich auf dieſes Gewaltverhältnis 
und nicht auf einen einzelnen Steueranſpruch. 

Endlich entſteht zwiſchen dem Staats ürger und dem Fiskus 
ein individuelles Steuerſchuldverhälrnis, das unter anderem 
auch den Steueranſpruch erzeugt. Dieſes Schuldverhältnis ſetzt die 
Verwirklichung des Steuertatbeſtandes eines beſtimmten Steuer⸗ 
geſetzes voraus. Hierbei möchte ich nun im Gegenſatz zur RAbgO., 
zu den Ausführungen von Henſel (S. 61 in der Anm.) und zu 
vielen anderen Schriften der Nachkriegszeit eine Lanze brechen für 
die juriſtiſche Bedeutung des Unterſchiedes zwi- 
ſchen direkten und indirekten Steuern, den ich ebenfalls 
an anderer Stelle weiter ausführen will. Bis zur RAID. hatte 
bekanntlich in der Rechtſprechung des preuß. OVG. dieſer Unterſchied. 
rechtlich eine ſehr große Bedeutung. Der Steueranſpruch bei tu- 
direkten Abgaben entſtand durch Verwirklichung des Tatbeſtandes, 
derjenige bei direkten Steuern ect durch die konſtitutive Kraft der 
Veranlagung als Verwaltungsakt. Durch SSL RAbgdO. ſoll dieſes 
beſeitigt ſein. Ich ſehe aber nach wie vor einen erheblichen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den beiden Steuerarten, und zwar nicht nur einen 
finanzwiſſenſchaftlichen. Indirekte Steuern ſind nach meiner Auf⸗ 
faſſung nur ſolche, bei denen der Steueranſpruch durch einen 
einmaligen Vorgang unmittelbar erzeugt wird (Umfatz; Ver- 
bringung einer Sache über die Grenze in das Inland). Bei direkten 
Steuern beſteht der Tatbeſtand nicht in einem einmaligen Vor⸗ 
gang, ſondern in einem Zuſtand, mag dieſer auch die Folge 
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einer einmaligen gewillkürten Handlung ſein. Der Zuſtand kaun 
insbeſondere ſein: Wohnſitz, Aufenthalt, Ort der Leitung; Beſitz 
eines Grundſtücks (im Gegenſatz zu dem einmaligen Vorgang des 
Erwerbes), Betrieb eines Gewerbes (im Gegenſatz z. B. zur Grün⸗ 
dung einer Geſellſchaft) uſw. Der Tatbeſtand umfaßt daher bei den 
direkten Steuern überwiegend auch eine gewiſſe Zeitdauer, 
und dies wirkt ſich juriſtiſch aus: die Steuerſchuld eukſpricht regel 
mäßig der Zeitdauer, fie ift aun dieje geknüpft hinſichtlich 
Anfang und Ende, ähnlich wie bei einem zivilrechtlichen 
dauernden Schuldverhältnis, etwa der Miete oder einer 
Geſellſchaft. Ferner erſaßt jte das Geſamtergeb nis dieſes 
Zeitraumes, und nicht einen einmaligen Vorgang, wie die indirekte 
Abgabe. Der Unterſchied zeigt ſich am deutiichſten bei der Gin- 
kommenſteuer einerſeits, der Umſatzſteuer (mit der herrſchenden Auf⸗ 
faſſung als indirekler Abgabe) andererſeits. Die Pflicht zur Zahlung 
der Einkommenſteuer nu pr: der Zeitdauer, während der die 
ſubjektive Steuerpflicht beſtanden hat; bei der Umſatzſteuer dagegen 
kommt es nur auf die Umſätze an. Bei der Einkommenſteuer beruht 
die Pflicht auf dem geſamten Einkommensergebnis der betreffenden 
Periode, bei der Umſatzſteuer nur auf jedem einzelnen Umſatz. Es 
find aljo auch erhebliche rechtliche Unterſchiede vorhanden. Dieſe 
können nicht deshalb überſehen werden, weil nun in einer Anzahl 
von Grenzfällen eine außerordentliche Annäherung der beiden Arten 
ſtattfindet. So ſieht die Umſatzſteuer in ihrer modernen Ausgeſtal⸗ 
tung einer Gewerbeſtener nach dem Umſatz in vielen Punkten ſehr 
ähnlich; ferner kommen direkte Abgaben insbeſondere auf das Ver⸗ 
mögen vor, die keine Zeitdauer verlangen (Noropfer, Wehrbeitrag), 
bei denen aber übrigens auch ein beſtimmter Zuſtand, kein ein⸗ 
zelner Vorgang, an einem beſtimmten Tage verlangt wird. Dieſe 
meine Auffaſſung führt rechtlich dazu, die direkten Abgaben den 
indirekten etwa jo gegenüberzuſtellen, wie es im Zivilrecht für ein 
dauerndes obligatoriſches Schuldverhältnis im Gegenſatz zu einem 
Realkontrakt geſchieht. Den Zuſtand, der bei den direkten 
Abgaben vorhanden fein muß, kaun man als beſonderes „Sub⸗ 
jektions verhältnis“ bezeichnen; dabei braucht man für das 
neuere Recht nicht die Folgerungen daraus zu ziehen, die das preu⸗ 
ßiſche Oberverwaltungsgericht nach der bekannten „Bändertheorie“ 
daraus zog. Andererſeits kann man nur dieſes Sabjektionsver⸗ 
hältnis als das beſondere „Rechtsband“ auffaſſen, das Henfel 
S. 17 als erforderlich erklärt, das aber bei den indirekten Abgaben 
nicht vorhanden iſt; die von ihm angeführten Beiſpiele: Vornahme 
von Rechtsgeſchäften, Überſchreiten der Zollgrenze, ſind kein be⸗ 
ſonderes Rechtsband, ſondern ſchon ſelbſt der objekrive ſteuerpflichtige 
Tatbeſtand. 

Doch wird es ſchwer ſein, ſich gerade über dieſe erſten Grund⸗ 
begriffe zu einigen, zumal ja auch in den übrigen Rechtsgebieten 
und in allen Wiſſenſchaften gerade die erſten Grundlagen am meiſten 
im Streit find. Jedenfalls ift zuſammenſaſſend zu jagen: Das Buch 
von Henſel geht keiner Frage aus dem Wege, es behandelt alle 
lichtvoll und klar und übertrifft hierin und in der juriſtiſchen Durch⸗ 
dringung ſeine Vorgänger aus der Nachkriegszeit um ein ganz be⸗ 
deutendes. Als ſyſtematiſches wiſſenſchaftliches Handbuch für eine 
grundlegende Durcharbeitnng des Steuerrechts ijt es in hervor⸗ 
ragendem Maße geeignet. RA. Dr. Lion, Berlin. 


K. Mayer. Landgerichtspräſident Heilbronn: Das Württem- 
bergiſche Aus führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch und zu deſſen Nebengefetzen. II. Teil. 1. und 
2. Abteilung. Stuttgart 1923. J. B. Metzlerſche Verlags⸗ 
buchhandlung. 

In IW. 1921, 884 und 1922, 777 find die den erſten Teil 
bildenden Lieferungen dieſes umfangreichen und muſtergültig aus⸗ 
geſtatteten Werkes beſprochen worden. Das Werk iſt jetzt vollendet. 
Zutreffend weiſt der Verf. im Vorwort darauf hin, daß nicht bloß 
das AG. zum BGB., ſondern das geſamte württ. Privatſonder⸗ 
recht wiedergegeben iſt, die neuen Geſetze durch Wortlaut mit 
Kommentar, die älteren und die Geſetze mit nicht überwiegend 
privatrechtlichem Inhalt durch Überjichten. Einzelne württ. Rechts⸗ 
inſtitute find beſonders durch ſyſtematiſche Darſtellungen behan- 
delt, z. B. die Güterſtande und die ſtatutariſche Nutznießung. End⸗ 
lich findet man zur Ergänzung auch die AG. zur ZPO. und zum 
GVG. Wer ſomit als Praktiker oder Theoretiker mit württ. 
Privatrecht zu tun hat, findet in dem vorliegenden Werk den ge⸗ 
ſamten Stoff vereinigt. Man kann darüber ſtreiten, ob für das 
Sonderrecht eines kleinen Staates ein ſolch ſtattliches Werk not⸗ 
wendig war. Aber nur das Beſte ift gut genug. Wenn der Verf. 
im Vorwort bemerkt, daß dem Verleger beſonderer Dauk für das 
große Opfer in gegenwärtiger ungünſtiger Zeit gebühre, ſo müſſen 
wir Inriſten noch mehr dem Verf. danken, denn ohne feine Aus⸗ 
dauer hätten wir niemals mehr eine derartige Geſamtdarſtellung 
des württ. Privatrechts erhalten. Bezüglich der Art der Dar⸗ 
ſtellung kann nur wiederholt werden, was früher ſchon über die 
Arbeit geſagt wurde, daß man bei einer Behandlung einer Frage 
des württ. Privatrechts ohne Beiziehung dieſes Werkes nicht aus“ 
kommen kann. RA. Dr. Heß, Stuttgart. 
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Preußiſcher Richterverein. 
Vertretertag in Hildesheim, 25. und 26. Okt. 1924. 
Berichtet von LGDir. Schimmack (), Berlin. 
Vorſitzender: LGDir. Ernſt, Berlin. 


I. Beſoldungsfragen. 

Berichterſtatter: Senpeaſ. Dr. Spiegelthal, Berlin. 
II. Arbeitsgerichte. 

Berichterſtatter: KR. i. R. Geh. IR. Hauchecorne, Berlin. 

Einigkeit herrſchte über folgende Geſichtspunkte: Die neuzuſchaf⸗ 
fenden Arbeitsgerichte müſſen unter allen Umſtänden in die ordent- 
lichen Gerichte eingegliedert werden. Nur die Aufrechterhaltung 
der Trennung von Juſtiz und Verwaltung kann die 
Unabhängigkeit der Rechtſprechung gewahrleiſten. Dieſer Grundſatz 
gilt für das Arbeitsrecht gerade ſo gut wie für andere Rechtsgebiete. 
Warum die Richter nicht in der Lage ſein ſollten, ohne in die 
Abhängigkeit von Kommunen zu treten und ohne ihre Unabhängig- 
keit aufzugeben, über Arbeitsfragen in ſozialem Sinne zu urteilen, 
iſt nicht einzuſehen. Der Vorwurf, die Richter brächten dieſen Fra⸗ 
gen nicht das nötige Verſtändnis entgegen, iſt völlig unbegründet. 
Die Richter wollen den Zuſammenhang mit dem Volk nicht verlieren 
und würden es für einen nicht wieder gut zu machenden Fehler 
halten, wenn den ordentlichen Zivilgerichten nur noch die Eut⸗ 
scheidung über „kapitaliſtiſche Rechtsſtreitigkeiten“ gelaſſen werden 
würde. Der Eingliederung ſteht die Einführung eines beſonderen 
einfachen und billigen Verfahrens unter Laienbeteiligung nicht im 
Wege. Zur Aufrechterhaltung der Rechtseinheit muß auch auf dem 
Gebiete des Arbeitsrechts das Reichsgericht die letzte Inſtanz ſein. 


III. Zibilprozeßreform. 

Berichterſtatter: LER. Brugſch, Berlin. 

Die Reform enthält allerdings eine Reihe von Härten gegen⸗ 
über den Anwälten; trotzdem ſei die Neuordnung im Intereſſe des 
rechtſuchenden Publikums ein Fortſchritt. Für ein Verfahren nach 
einem ſchlechten Geſetze macht das Publikum nicht den Geſetzgeber, 
ſondern den Richter verantwortlich. Wenn geſagt wird, die Parteien 
und ihre Vertreter ſeien jetzt nicht mehr litis domini, ſo iſt zu ent⸗ 
gegnen, daß jeder, der das Gericht, ein ſtaatliches Organ, anruft, 
damit die Verpflichtung übernimmt, alles ordnungsgemäß vorzube⸗ 
reiten, was dasſelbe für die Entſcheidung des Rechtsſtreits braucht, 
und zwar mit der Beſchleunigung, die im allgemeinen Intereſſe für 
derartige Verfahren gelten muß. 

Die Frage des Einzelrichters in Zivilſachen ift noch nicht 
als geklärt anzuſehen. Ein Vorſchlag, in jedem Falle zunachſt einen 
Termin vor der Zivilkammer ſtattfinden zu laſſen und in dieſem 
zu eutſcheiden, ob die Weiterbearbeitung durch einen Einzelrichter 
das Verfahren fördere oder nicht, fand Anklang. 

Allgemein begrüßt wurde die Einführung des Gütever⸗ 
fahrens. Die Vorteile desſelben würden erſt dann in das richtige 
Licht treten, wenn die Schwierigkeiten der Übergangszeit behoben 
ſeien, dieſe ſeien teilweiſe durch Arbeitsüberlaſtung entſtanden. 
Schlichten erfordere Mühe und Zeit, die Juſtizverwaltung 
könne die Anerkennung dieſer Tatſache nur durch Vermehrung der 
Richterſtellen zum Ausdruck bringen. 

Für den Wechſel⸗ und Urkunden prozeß fei das Zwangs⸗ 
mahnverfahren abzuſchaffen. 


IV. Strafgerichtsreform. 

Berichterſtatter: LG Dir. Shimmad, ſiehe JW. ©. 1660. 

Aus der angeregten Ausſprache, die eine Fülle neuer Anregun⸗ 
gen gab, jeien nur einige Beispiele erwähnt: Die Achtung vor 
dem Spruch der certen Inſtanz; die Gefahr ſtändiger Laien⸗ und 
wechſelnder Berufsrichter; die Aburteilung von Militärſtrafſachen 
durch weibliche Schöffen; der Urteilsſpruch dem Richter, die Ver⸗ 
waltung dem Staatsanwalt. 

Die Ausſprache ergab in allen weſentlichen Punkten eine 
Geſchloſſenheit und Einſtimmigkeit, wie ſie ſonſt beim Zuſammen⸗ 
kommen einer Vielheit von Juriſten ſelten erzielt wird. 


Woche für Wirtſchaft und Kultur zu Mannheim und 
Rheinſchiffahrtstag zu Frankfurt a. Al. 

über zwei Tagungen dieſes Sommers mag an dieſer Stelle 
berichtet werden, in welchem man ſich mit der Internationaliſierung 
des Binnenſchiffahrtsrechts befaßte. 

Gelegentlich der Woche für Wirtſchaft und Kultur zu Mann⸗ 
heim Ende Mai referierte RA. Anton Lindeck, Mannheim, der 
Sozius und Nachfolger Ernſt Baſſermanns, des Schöpfers 
uuſeres geltenden „Geſetzes betreffend die privatrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Binnenſchiffahrt und der Flößerei“ v. 15. Juni 1895 
(neue Faſſung v. 20. Mai 1898) über die Internationaliſierung 
des Binnenſchiffahrtsrechts. Auf dem Nheinſchiffahrtstag zu Frank⸗ 
furt a. M. am 6. Sept ſprach über das gleiche Thema der Fons 


mentator des Binnenſchiffahrtsgeſetzes, OSGPräſ. Prof. Dr. Max 
Mittelſtein, Hamburg. 

Aus beiden Referaten ſeien die leitenden Geſichtspunkte wieder⸗ 
gegeben. Lindeck nahm folgenden Slandpunkt ein: 

Die „Commission Consultative et technique des Communica- 
tions et du Transit“ des Völkerbundes hat im April 1922 wie die 
Zentralkommiſſion für die Rheinſchiffahrt im Dezember 1921 an⸗ 
geregt, die Vereinheitlichung des Binnenſchiffahrtsrechts auf dem 
Rhein durchzuführen. Es wurde eine Kommiſſion eingeſetzt, weiche 
die Vorarbeiten hierzu auf folgendem Gebicte leiſten ſollte ; 
Zuſammenſtoß und Hilfeleiſtung, 

Schiffsregiſter und Hypotheken, 
. Haftung des Schifſers, 
Schiffsgläubiger, 

. Srachtvertrag, 

Flaggenrecht. 

Die aus Schiffskouiponen herzuleitenden Rechtsanſprüche ſind 
außerordentlich vielgeſtaltig, ſie erſtrecken ſich regelmäßig im Rhein⸗ 
verkehr über die Grenze des eigenen Heimatlandes des Schiffes hinaus 
in das Land, in dem der Unfall ſich ereignet hat, ſo daß internatio⸗ 
nale Regelungen geboton ſind. 

Am Nachweis und Schutz des Eigentums wie der Pfandrechte 
(Privilegien, Schiffshypotheken, Schiffsgläubigerrechte) hat der Schiffs⸗ 
eigner wie ſein Gläubiger gleich großes Intereſſe. In dieſer Rich⸗ 
tung ſind aber die Geſetzgebungen der Rheinſtaaten von ſolcher Ver⸗ 
ſchiedenheit, daß im internationalen Verkehr von völliger Rechts⸗ 


S wo 


unſicherheit geſprochen werden kann. Verhängnisvolle Konflikte haben 


ſich vor allem im holländiſch⸗deutſchen Binnenſchiffsverkehr infolge 
widerſpruchsvoller Regelung der Schiffsgläubiger⸗ und eingetragenen 
Pfandrechte ergeben. Die Haftung des Schiffseigners iſt in den Rhein⸗ 
uferſtaaten verſchieden geregelt, nachteilige Wirkungen ergeben ſich 
im Falle von Zuſammenſtößen, wie auch in allen Fällen, in denen 
der Eigentümer des Fahrzeuges wegen eigenen Verſchuldens oder 
wegen Verſchuldens ſeines Perſonals in Anſpruch genommen wird. 

Die zwiſchenſtaatliche Regelung einzelner Fragen des Fracht⸗ 
vertrages, welcher die wichtigſte Grundlage für die Ausführung der 
Reiſe und die Beziehung zwiſchen Schiffer, Verfrachter und Emp⸗ 
fänger bildet, ſo insbeſondere die Vorſchriften über Lade⸗ und Löſch⸗ 
friſten, über Liegegelder in Fällen der Überſchreitung der geſetzlichen 
Liegezeit und rechtliche Wirkung des Ladeſcheins iſt um ſo eher ge⸗ 
boten, als auch die bezüglichen Vorſchriften des deutſchen Geſetzes 
veraltet ſind und der Aupaſſung an neuzeitliche Verhältniſſe bedürfen. 

Die ſtaatsrechtliche Frage des Flaggenrechts ift hinſichtlich ihrer 
Zweckmäßigkeit und Zuverläſſigkeit beſtritten; über Bedeutung und 
Ausfluß eines ſolchen Rechts ſind ſich weite Kreiſe noch nicht im 
klaren. RA. Lindeck vertritt die Auffaſſung, daß ein Flaggenrecht 
im Binnenſchiffahrtsverkehr an ſich anerkannt werden muß, wenn ſich 
die Geſetzgebung bisher auch einer beſonderen Regelung dieſes Rechts 
enthalten hat; er ſtüzt fich dabei auf Abſ. 3 des Art. 2 der revidierten 
Rheinſchiffahrtsakte v. 17. Okt. 1868. 

OLG Präſ. Mittelſtein führte in Frankfurt a. M. am 
6. Sept. im weſentlichen folgendes aus: 

Je näher der Weltverkehr die Nationen einander bringt, deſto 
ſtärker wird das Verlangen nach einem internationalen Recht. Für 
den Eiſenbahnverkehr und den Seeverkehr ſind ſchon Erfolge erreicht, 
für den Binnenſchiffahrtsverkehr in dem Maße nicht. Letzterer hat 
nicht im Eiſenbahnverkehr, ſondern im Seeverkehr ſein Vorbild. Wie 
das nationale Binnenſchiffahrtsrecht überall ſich an das nationale 
Seerecht angelehnt hat, ſo muß das auch für die Jnternationali⸗ 
ſierung des Schiffahrtsrechts gelten. Wie man auf dem Gebiete des 
internationalen Seerechts erft nach langjähriger Arbeit einen Teil⸗ 
erfolg erreicht hat, ſo kann man auch für das internationale Binnen⸗ 
ſchiffahrtsrecht nur entſprechend vorſichtig vorgehen. Die beiden ſee⸗ 
rechtlichen Übereinkommen über Schiffszuſammenſtoß und Bergung 
und Hilfeleiſtung können wohl im allgemeinen inhaltlich auf das 
Binnenſchiffahrtsrecht übertragen werden, was in Deutſchland für den 
Schiffszuſammenſtoß ſchon geſchehen iſt. Die weiteren in Brüſſel 1922 
durchberatenen Entwürfe ſind noch immer nicht verabſchiedet. Die 
beiden Entwürfe über die beſchränkte Haftung des Seeſchiffahrts⸗ 
eigentümers und über die Vereinheitlichung einer Reihe von Regeln 
über das Konnoſſement greifen tief in die verſchiedenen Rechte ein, 
ſo daß noch Widerſtände zu überwinden ſind. Mehr Ausſicht auf 
Erfolg bietet der Entwurf über die Schiffshypotheken und Schiffs⸗ 
gläubigerrechte. Dieſer Entwurf eignet ſich auch in gewiſſem Um⸗ 
jange für das Binnenſchiffahrtsrecht. Dazu iſt allerdings die Re⸗ 
giſtrierung der Binnenſchiffe erforderlich, wie ſie ſchon vielfach be⸗ 
ſteht. Es müſſen Vorkehrungen getroffen werden, daß jedes Binnen- 
ſchiff nur einmal regiſtriert wird, etwa an dem Platze, von dem aus 
es zur Schiffahrt verwendet wird. Dagegen iſt es nicht nötig und 
auch nicht rätlich, die Binnenſchiffe nach dem Vorbild der Seeſchiffe 
zu nationaliſieren und ein Flaggenrecht zu ſchaffen. Das hat ſich 
für Seeſchiffe herausgebildet, weil auf der See kein nationales Recht 
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gilt. Anders liegen die Verhältniſſe für die Binnenſchiffahrtſtraßen. 
Wirtſchaftliche Erwägungen und Verkehrsintereſſen erheiſchen kein 
Flaggenrecht für Binnenſchiffe. Deshalb ſoll man die 
Frage der Internationaliſierung des Binnenſchiffahrtsrechts nicht 
durch die unnötige Heranziehung der Frage einer nationalen Flagge 
erſchweren. 

Alle dieje Fragen nur für einen Flußlauf oder ein Flußgebiet 
zu regeln — etwa den Rhein, wie das anſcheinend angeſtrebt wird —, 
ift theoretiſch und praktiſch verfehlt. Damit wird man nur ein neues, 
auf einen Fluß beſchränktes, alſo ſachlich territoriales Recht ſchaffen, 
das wieder mit anderen nationalen Rechten kollidieren wird. Die 
Frage eines internationalen Binnenſchiffahrtsrechts kann erfolgreich 
nur gefördert und gelöſt werden, wenn wirklich ein mitteleuro⸗ 
päiſches internationales Binnenſchiffahrtsrecht an⸗ 
geſtrebt wird. 

In der Frage des Flaggenrechts weicht die Lindeckſche Auf⸗ 
faſſung von der Mittelſtein ſchen erheblich ab. Sowohl auf dem 
Rheinſchiffahrtstag wie bei der kurz darauf im Oktober ſtattgehabten 
Plenarſitzung des Reichsausſchuſſes der deutſchen Binnenſchiffahrt zu 
Berlin war man ſich darüber einig, daß nicht lediglich ein Binnen⸗ 
ſchiffahrtsrecht der Rheinuferſtaaten allein, ſondern ein folmes der 
mitteleuropäiſchen Staaten anzuſtreben iſt. Die in Ausſicht ſtehenden 
Kanalneubauten, welche ein durchgehendes europäiſches von Frankreich 
und Holland bis nach Rußland und dem Balkan ſich erſtreckendes 
Waſſerſtraßennetz bilden werden, erfordern ein einheitliches Recht für 
alle diefe Straßen befahrenden Binuenfahrzeuge. Auf dem Gebiete 
des Schiffsſachenrechts iſt die Unifizierung auch in Einzelheiten 
durchzuführen. Auf dem Gebiet des zumeiſt dispoſitiven Schiff⸗ 
fahrtsobligationenrechts kann auf der Grundlage gemein⸗ 
ſamer grundſätzlicher Regelung die Uſance weiterhin den lokalen Be⸗ 
dürfuiſſen einheitlicher Waſſerſtraßengebiete Rechnung tragen; ins⸗ 
befondere gilt dies für das Recht des Frachtvertrages und der großen 
Haverei. Raul. Dr. Jony Schneider, Breslau. 


Während des Krieges und auch nach dem Kriege haben eine 
Reihe öffentlicher Körperſchaften ſich in erhöhtem Maße geſchäftlicher 
Tätigkeit zugewendet. Faſt alle Verwaltungslörper haben Sparkaſſen 
eingerichtet und in dieſen entgegen der früheren Übung auch die in 
Bankgeſchaften üblichen Geſchäfte in hohem Ausmaß betrieben. 

Auch mit dem Handel von Lebensmitteln und Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs haben ſich die Körperſchaften befaßt. Sie mußten 
hierdurch mit einer großen Anzahl Gewerbe⸗ und Handeltreibender in 
geſchäftliche Beziehungen treten. Dieſe haben mit beſonderer Vorliebe 
gerade mit den Perſonen des öffentlichen Rechtes Geſchäfte abgeſchloſ⸗ 
ſen, weil ſie darin eine beſondere Gewähr für pünktlichen Eingang 
des Gegenwertes für gelieferte Waren und eine Sicherheit für die Ab⸗ 
wicklung der Gefchäfte ſahen. 

Soweit Geſchäfte mit Perſonen öffentlichen Rechtes in Bayern 
gemacht wurden, ſehen ſich jetzt die Kreiſe des Handels und Gewerbes 
in bitterer Weiſe enttäuſcht. 

Nach Art. 9 des bayr. Geſetzes zur Ausführung der ZPO. und 
RO. v. 23. Febr. 1879 nämlich kann eine Zwangsvollſtreckung wegen 
Geldforderungen gegen den Staat, gegen Gemeinden, gegen die unter 
Leitung des Staates oder einer Gemeinde ſtehenden Körperſchaften 
und Stiftungen nicht ſtattfinden. In ſolchen Fällen iſt die Ein⸗ 
miſchung der Gerichte ausgeſchloſſen, ein Konkurs kann nach Art. 10 
nicht ſtattfinden. Für die Zwangsvollſtreckung haben vielmehr die 
vom Staat beſtellten Aufſichtsbehörden „Anordnungen zu treffen“ und 
ihre Anordnungen durch die in den Verwaltungsgeſetzen vorgeſehenen 
Zwangsmittel zum Vollzug zu bringen. Es ift alfo unmöglich, gegen 
eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes eine Zwangsvollſtreckung zu 
betreiben. 

Bei der Beitreibung der Gelder iſt man lediglich auf den guten 
Willen der Verwaltungsbehörde angewieſen. 

Nach einer beſtehenden Vorſchrift ſollen die Schulden, wenn ſie 
rechtskräſtig feſtgeſtellt ſind, in den Etat eingeſtellt werden. Soweit 
die auf Grund der Umlagen zur Verfügung ſtehenden Mittel aus⸗ 
reichen, kann dann eine Befriedigung erfolgen. 

Jufolge der jetzigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe tjt der Bedarf 
der Körperſchaften für Zwecke der Verwaltung und für Zwecke ihres 
ſonſtigen Bereiches ſo groß, daß er kaum durch den höchſt zuläſſigen 
Satz der Umlagen gedeckt wird. Wenn die juriſtiſche Perſon des öffent⸗ 
lichen Rechtes als Schuldner nicht zahlt, kann die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde veranlaſſen, daß die Schuld in den Etat eingeſetzt wird. 

Wenn dann nach Befriedigung der eigentlichen Bedürfniſſe etwas 
übrig bleibt, wird der Gläubiger entſprechend befriedigt. Große Aus⸗ 
ſichten beſtehen in dieſer Richtung in abſehbarer Zeit nicht, da eben 
der höchſt zuläſſige Umlagenſatz unzulänglich iſt. 

Es ergibt ſich folgendes Bild: 

Der Bezirk z. B. betreibt eine Sparkaſſe. Er nennt dieſe „öffent⸗ 
liche Bankanſtalt“ und macht mit ihr alle bankmäßigen Geſchäfte, ins⸗ 
beſondere gibt er feinen Kunden dadurch Kredit, daß er Wechſel dis⸗ 
kontiert und Wechſel anderer Kunden durch ſein Giro diskontfähig 
macht. Mit befonderer Vorliebe werden ſolche Wechſel genommen, weil 
ſie das Giro einer juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechtes tragen. 
Für die Gewährung der Kredite läßt ſich der Bezirk die ſonſt im kauf⸗ 
männiſchen Verkehr üblichen Sicherheiten geben. 

So war die Sachlage in einem mir bekannten Fall. 


Vereine 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Wechſel wurden dann ausgeklagt, die Sparkaſſe brachte die 
ſchikanöſeſten Einwände. Mit der Verurteilung hört dann die Sache 
lange Zeit auf, weil die Vollſtreckung nicht möglich iſt. Die Spar⸗ 
kaſſe aber treibt ihre Außenſtände bei. Was ſie mit dieſen macht, iſt 
nicht aufzuklären, die Schulden zahlt ſie jedenfalls nicht. Der von 
mir bearbeitete Fall war dadurch beſonders kraß, daß die Sparkaſſe 
zwei Wechſel über hohe Beträge girierte, die ihre Kunden zwecks Zah⸗ 
lung eines Autos mit ihrem Wiſſen verwendete. Die Sparkaſſe ließ 
ſich dann dieſes Auto übereignen, weil ſie für Zahlung der Wechſel 
herangezogen werden könnte. Sie hat nun das Auto, das mit den 
Wechſeln bezahlt wurde, weil ſie die Wechſel giriert hat. Die Wechſel 
zahlt fie aber nicht, kaun auch zunächſt hierzu nicht gezwungen werden. 
Jeder Kommentar iſt überflüſſig. 

Die oben erwähnte Vorſchrift des bayer. Ausführungsgeſetzes 
mag im Jahre 1879 berechtigt geweſen ſein, da die Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes Geſchäfte mit Handel und Gewerbe nicht machten 
oder nur in einem Umfange, der den üblichen Bedürfniſſen entſprochen 
hat, z. B. für die Erſtellung von Bauten und für andere Arbeiten, für 
welche die Mittel bereits bereitgeſtellt waren. In der heutigen Zeit 
aber, da dieſe Körperſchaften auch weit über das frühere Maß hinaus⸗ 
gehend Geſchäfte gemacht haben, iſt dieſe Beſtimmung unzulänglich. 
Für die Folge kann einem Kaufmann nur geraten werden, bei Ge⸗ 
ſchäften mit Körperſchaften des öffentlichen Rechtes in Bayern vor⸗ 
ſichtig zu ſein, ſolange nicht durch eine neue Beſtimmung das Ver⸗ 
bot der Vollſtreckung beſeitigt iſt. 

RA. Dr. Ortweiler, Nürnberg. 


Wiſſenſchaftliches Inftitut der Elſaß-Lothringer im Reidy 
zu Frankfurt a. Al. 


Während die Abtretungen im Norden und Oſten nur Teile deut⸗ 
ſcher Länder betrafen und die der dortigen Kulturpflege dienenden 
Zentralſtellen und Sammlungen mindeſtens zum Teil beim Reiche 
geblieben find, ift mit der Abtretung von Elſaß⸗Lothringen dieſes 
ganze politiſche Gemeinweſen untergegangen und mit ihm alles, was 
zur Pflege wiſſenſchaftlicher, literarſſcher und ſonſtiger kultureller 
Intereſſen diente, dem deutſchen Volke und den aus dem Lande ver⸗ 
drängten Deutſchen und Deutſchgeſinnten verloren worden. Aber ein 
Land und ein Stamm, die ſeit 2000 Jahren ihr Deutſchtum bewahrt 
und in eigenartiger Weiſe entwickelt und in der Geſchichte des alten 
Reichs wie der deutſchen Wiſſenſchaft und Kunſt und des deutſchen 
kirchlichen Lebens in hervorragender Weiſe beſtimmend mitgewirkt 
hatten, durften aus dem Bilde Deutſchlands nicht ausgelöſcht werden. 
Deshalb vereinigten ſich, nachdem die erſte Not der Auswanderer ge⸗ 
lindert war, eine Anzahl von ihnen zur Errichtung einer Anſtalt, die 
die Pflege der in der alten Heimat wurzelnden wiſſenſchaftlichen und 
künſtleriſchen Intereſſen und ihres Zuſammenhangs mit Deutſchland 
bezweckt. Es gelang ihnen mit Hilfe von Gönnern aus der Induſtrie⸗ 
und Handelswelt, im Herbſt 1921 das „Wiſſenſchaftliche 
Inſtitut der Elſaß⸗Lothringer im Reich“ ins Leben zu 
rufen, dem das mit Elſaß⸗Lothringen, namentlich mit Straßburg, ſeit 
jeher fo vielfältig verbundene Frankfurt in den Räumen jeiner 
Univerfität ein Heim gewährte. 

Das Inſtitut hat es ſich zunächſt zur Aufgabe geſtellt, zum Er⸗ 
ſatze für die reiche Sammlung der Straßburger Univerſitäts⸗ und 
Landesbibliothek an Werken über elſaß⸗lothringiſche politiſche, Kunſt⸗ 
und Kulturgeſchichte eine Bücherei anzulegen, die den über dieſe Dinge 
arbeitenden Deutſchen — nötigenfalls durch Vermittlung der anderen 
öffentlichen Bibliotheken — zugänglich gemacht wird; die Zahl ihrer 
Bände iſt allmählich auf etwa 12 000 angewachſen. Ferner wird ein 
elſaß⸗lothringiſches Jahrbuch herausgegeben, das wiſſenſchaftliche Ber- 
öffentlichungen über jene Gebiete bringt. Daneben wurden einzelne 
umfangreichere Schriften, wie z. B. Werke der Satiriker und 
Se 2 Seb. Brant und Th. Murner, die Briefe der 

ili v. Türckheim (Goethes Lili), herausgegeben. Außerdem iſt 
eine Sammlung volkstümlicher Schriften als „elſaß⸗lothringiſche 
Hausbücherei“ veranſtaltet worden. 

Leider ſind im Vergleiche zu dieſen großen Aufgaben und Unter⸗ 
nehmungen die Mittel des Inſtituts nur dürftig. Sie beruhen in 
der Hauptſache auf den Beiträgen von etwa 3000 Mitgliedern, neben 
denen nur zu einzelnen größeren Publikationen Zuſchüſſe aus öffent⸗ 
lichen Mitteln oder von der Notgemeinſchaft der Wiſſenſchaft geleiſtet 
werden. Ohne ſtärkere Beteiligung deutſcher Kreiſe wird der Verein 
ſeinen Zielen auf die Dauer nicht gerecht werden können. In einer 
Zeit, da unter den im verlorenen Grenzlande zurückgebliebenen 
Stammesgenoſſen das Bewußtſein der Weſensfremdheit der welſchen 
Eroberer lebhaft erwacht, iſt es doch wohl Pflicht eines jeden für 
ſein Volkstum empfindenden Deutſchen, nach Möglichkeit zur Er⸗ 
haltung eines Werkes beizutragen, das den Kulturzuſammenhang des 
abgetrennten Splitters mit dem Ganzen verkörpert. 

Vorſitzender des Vereins iſt zur Zeit der Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Anrich in Tübingen, Generalſekretär der Geh. Regierungsrat 
Prof. Dr. Wolfram in Frankfurt a. M. 


Reichsgerichtsrat Dr. M. Schwalb, Leipzig. 
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Juriſtiſche Geſellſchaft zu Berlin, 
(Sitzung am 11. Okt. 1924.) 


NA. Dr. Max Alsberg: „Der Prozeß des Sokrates im 
Lichte moderner Jurisprudenz“. 


Der Vortragende ſah ſeine Aufgabe darin, den Prozeß „gegen 
das erſte Genie des freien Denkens“ auf Grund des Quellenmaterials 
wieder vor uns erſtehen zu laſſen und in dem Verfahren gegen 
Sokrates „die ewigen Fragen und Nöte des Strafprozeſſes aufzu⸗ 
ſpüren“. 

Nach einer kritiſchen Sichtung der Quellen, die uns den Prozeß 
des Sokrates überliefert haben, wobei er in eingehender Begründung 
die platoniſche Apologie als ein faſt vollgültiges Quellenmaterial 
bezeichnete, charakteriſierte Vortragender die geiſtige Potenz des 
Sokrates und die Eigenart ſeiner Tätigkeit, die zu der gegen ihn 
erhobenen Anklage geführt habe. Die Anklage, die uns in einem 
authentiſchen Wortlaut erhalten ſei, beträfe das Delikt der ſogenann⸗ 
ten Aſebia, d. h. eines Frevels gegen die Religion. Formel feien 
drei Vorwürfe in der Anklage gegen Sokrates enthalten, materiell⸗ 
rechtlich ſtellten ſich dieſe Vorwürſe indes, wie der Vortragende aus 
dem Rechtsbegriff der Aſebie nachwies, als ein einziger Vorwurf dar. 
Schon die Formulierung der Anklage gegen Sokrates beweiſe, daß 
ihr eine juriſtiſch klar umſchriebene Grundlage gefehll habe. Das 
finde ſeine Erklärung in der Eigenart des griechiſchen Strafrechts, 
für das neben dem geſchriebenen das ungeſchriebene Geſetz gegolten 
habe. Schon hier zeigten ſich Unterſchiede von dem heutigen Straf⸗ 
recht, die für modernes Rechtsempfinden völlig unverſtändlich ſeien. 
Der Vortragende erörterte darauf, wie die einzelnen zur Subſtanti⸗ 
ierung der Anklage herangezogenen Momente in nichts den Vorwurf 
der Aſebia hätten rechtfertigen können. Nur die Unbeſtimmtheit des 


Aſebiedelikts ſelbſt und ebenſo die Unbeſtimmtheit der griechiſchen 
Göttervorſtellung hätten die Anklage möglich gemacht. Das müſſe 
man ſich vor Augen halten, um die Verteidigung des Sokrates ſo, 


wie fie in der patonifchen Apologie niedergelegt ſei, zu verſtehen. 
In dieſem Zuſammenhang nahm der Vortragende die Apologie gegen 
einzelne Vorwürfe von Heinrich Maier, Joel und Willamo⸗ 
witz⸗Möllen dorf in Schutz, indem er dieje Angriffe auf eine 
Verkennung der prozeſſualen Situation zurückführte. 

Sachliche Gründe hätten die Anklage nicht geſtützt, unſachliche 
hätten zur Verurteilung geführt. Schon die Tatſache, daß hinter der 
Auklage, die eine Popularanklage im weiteſten Sinne geweſen ſei, 
angeſehene Männer aus dem Volle geſtanden hätten, die ſich als 
Vertreter beſtimmter Berufskreiſe ausgegeben hätten, nicht minder 
die Tatſache, daß eine Freiſprechung, wie man es offen ausgeſprochen 
habe, als eine Erſchütterung der Etaatsautorität angeſehen worden 
wäre, hätten Sokrates von vornherein in eine ungünſtige Lage ge⸗ 
bracht. Weitere prozeſſuale Momente hätten in derſelben Richtung 
gewirkt, wobei Vortragender erklärte, daß man gerade am Prozeß 
des Sokrates ſehen könne, wie das Fehlen des prozeſſualiſchen Lega⸗ 
lismus, auf den v. Ihering ein fo großes Gewicht gelegt habe, 
für den Angeklagten bedenklich geweſen fei Die Eigenart des grie⸗ 
chiſchen Strafprozeſſes habe es allerdings auch mit ſich gebracht, 
daß dem Ankläger keine überhöhte Stellung gegenüber dem Ange⸗ 
klagten zugekommen ſei. Daraus erkläre ſich die von Willamo⸗ 
witz⸗Möllendorf getadelte Grobheit, mit der Sokrates ſeinen 
Anklägern, insbejondere dem Meletos, gegenübergetreten ſei. 

Was Sokrates vor allem zum Verderb gereicht habe, ſei die 
Tatſache geweſen, daß der Prozeß des Sokrates für die Athener eine 
cause celèbre mit ver ihr eigenen Pfychologie geweſen ſei. Die 
Maſſe ſei von dem ſuggeſtiven Bild, das Ariſtophanes in den Wolken 
von Sokrates GN hätte, völlig geblendet geweſen. Noch die 
Ankläger des Sokrates hätten ſich im Prozeß, wie gerade aus der 
platoniſchen Apologie hervorgehe, die Schilderung, die Ariſtophanes 
don Sokrates entworfen habe, zunutze gemacht. Sie hätten auf die 
Leichtgläubigkeit der Maſſe gerechnet und fih darin nicht geirrt. 
Beſonders da nicht Beweiſe erhoben ſeien, ſondern vielmehr das, 
was gerichtskundig geweſen ſei, gegen Sokrates habe gelten müſſen, 
ſei die von Ariſtophanes entworfene Karikatur für ihn gefährlich 
geworden. Sokrates habe aber auch erkannt, wo die wahren Ge⸗ 
fahren der Anklage zu ſuchen ſeien, und ſo träte er uns denn in der 
platoniſchen Apologie als ein glänzender Kenner der Maſſenſeele 
entgegen, der mit den Mitteln arbeite, mit denen die Maſſe zu ge⸗ 
winnen ſei. Unter dieſem Geſichtspunkt zeigte der Vortragende, 
wie die platoniſche Apologie ſich als das Meiſterwerk eines Redners 
darſtelle, dem die Aufgabe zugefallen ſei, die Maſſe zu gewinnen, 
und dabei zog er intereſſante Parallelen zu anderen Gottesläſterungs⸗ 
prozeſſen der Weltgeſchichte, in denen ähnliche Momente begegneten. 
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Aber zu viel ſei übrig geblieben, um die feindliche Srimmung zu 
verſöhnen. Wie ſich politiſcher und religiöſer Fanatismus gegen ihn 
verbunden hätten, um dem erſten Kulturkämpfer der Menſchheits⸗ 
geſchichte den Untergang zu bereiten und wie dem keine verſtändige 
überlegung habe enkgegenwirken können, legte der Vortragende ein⸗ 
gehend klar. Der Sieg ſei den Gegnern des Sokrates aber um ſo 
leichter geweſen, als das heliaſtiſche Schwurgericht in feiner Be- 
ſetzung mit 501 Richtern nicht eine richterliche Behörde in unſerem 
Sinne, ſondern ein Parlament geweſen ſei. Dieſer ſchwerfällige 
Organismus, bei dem eine gemeinſame Beratung unmöglich war, 
ſei auf die Abſtimmung beſchränkt geweſen, woraus ſich denn auch 
weiter erkläre, daß, nachdem das Schuldig geſprochen war, den Rich⸗ 
tern nur die Wahl zwiſchen den Anträgen des Anklägers und des 
Angeklagten übrig geblieben ſei. Das Richterkollegium habe eine 
Souveränität beſeſſen, wie ſie unſerm modernen rechtsſtaatlichen 
Empfinden fremd ſei. Aus dieſer Souveränität erkläre ſich auch das 
weitgehende Recht, Gnade zu gewähren, die zu erbitten Sokrates, 
wie wir wüßten, zurückgewieſen habe. In dieſem Zuſammenhang 
ſetzte ſich der Vortragende mit der Kritik auseinander, die Hegel 
an dem Verhalten des Sokrates geübt hatte und dabei erörterte er 
auch das Problem der Reue, das uns gerade in dem Prozeß des 
Sokrates fo bedeutungsvoll entgegentritt. Wenn Sokrates, obwohl 
man ſeine Flucht nicht ungern geſehen hätte, es abgelehnt habe, die 
Möglichkeit zur Flucht zu ergreifen, ſo habe er damit bekannt, bağ 
ihm ſeine Lehre, die die ſtrikte Unterwerfung unter das poſitive Recht 
des Staates gefordert habe, heiliger geweſen ſei als ſein Leben. 
Als ein Idealbild des Rechts werde ſo Sokrates fortleben, als der 
erſte Angeklagte, der einem Juſtizmord zum Opfer gefallen iſt, als 
der erſte Angeklagte, der der Majeſtät des Rechts allem ihm wider⸗ 
fahrenen Unrecht zum Trotz treu geblieben iſt. 

In der Debatte, die ſich an den mit lebhaftem Beifall aufgenom⸗ 
menen Vortrag anſchloß, ſprachen LGDirektor Eugen Meyer, 
Prof. Heinrich Maier und RA. Flügge. Prof. Maier, Ordi- 
narius für Philoſophie an der Univerſität Berlin und Verfaſſer eines 
auch von dem Vortragenden rühmlichſt erwähnten Werkes über 
Sokrates, bezweifelte, ob man das Urteil gegen Sokrates unbedingt 
als einen Juſtizmord anſehen müſſe. Der Idee nach habe man die 
Auffaſſung vertreten können, daß Sokrates in ſeinen Anſchauungen 
nicht im Einklang mit der griechiſchen Religion geweſen ſei. Denn 
durch die Art, wie er die Menſchen zu ſittlich freien Menſchen habe 
erziehen wollen, habe er ſich in einen gewiſſen Gegenſatz zu der 
griechiſchen Staatsreligion gebracht. In kultiſcher Beziehung habe 
er allerdings an dem bisher Hergebrachten feſtgehalten. Der Weg, auf 
dem er zu ſeinem Ziel habe gelangen wollen, ſei die intellektuelle 
Aufklärung geweſen. LG Direktor Meyer berührte die Perſpektive, 
die in politiſcher Beziehung dem Prozeſſe des Sokrates unſerer heu⸗ 
tigen Zeit gebe. In ſeinem Schlußwort betonte Dr. Alsberg gegen⸗ 
über LGDirektor Meyer, daß die Lehren des Sokrates auch für 
den Standpunkt des Richters zahlreiche Anregungen böten und be⸗ 
ſonders unter dieſem Geſichtspunkt LGDirektor Meyer als den 
Verfaſſer der bekannten Aufjäge in den Preußischen Jahrbüchern über 
die Erziehung des Richters intereſſieren müßten. Wenn Prof. 
Maier einen Juſtizmord verneine, ſo liege das wohl daran, daß 
er eine ſpezielle Auffaſſung von der Bedeutung des Wortes „Juſtiz⸗ 
mord“ habe, mit der die juriſtiſche Auffaſſung nicht konform gehe. 
Er gäbe in ſeinem Sokrateswerk zu, daß ein Juſtizirrtum vorliege, 
nicht aber ein Juſtizmord. Der Juriſt gebrauche aber beide Begriffe 
gleichbedeutend; jedenfalls kaum im Sinne einer ethiſchen Differen⸗ 
zierung. Vielleicht ließe ſich ſagen, daß der ſchärfere Ausdruck 
„Juſtizmord“ gern da gebraucht werde, wo das Unrecht beſonders 
groß erſcheine. Daß intellektuelle Aufklärung und Religionstreue 
keine Gegenſätzlichkeit bedeuten, ſei das Dogma aller geweſen, die 
aufkläreriſch zu wirken ſich bemüht hätten. Das komme in dem 
bekannten Wort Kants zun Ausdruck: „Ich mußte das Wiſſen 
aufheben, um für den Glauben Platz zu bekommen.“ Man dürfe 
bei einem ſtrafrechtlichen Vorwurf nicht nur mit der Idee operieren, 
ſondern müſſe den juriſtiſchen Tatbeſtand im Auge behalten. Dadurch 
unterſchiede ſich gerade der Juriſt vom Philoſophen. Es ſei vom 
Rechtsſtaudpunkt aus ein unerträglicher Zuſtand, wenn man einzelne 
wegen eines Verhaltens verurteile, das das Verhalten einer großen 
Vielheit ſei. Prof. Maier habe in ſeinem Sokratesbuch ſelbſt zu⸗ 
gegeben, daß man die Hälfte aller Athener in gleicher Weiſe wie 
Sokrates wegen Aſebie habe anklagen können. Nichts ſei aber verderb⸗ 
licher und erſchüttere mehr das Rechtsbewußtſein, als wenn ein Geſetz 
nur ausnahmsweiſe und nach Willkür angewendet werde. Mit Recht 
habe das Joſef Kohler einmal in anderem Zuſammenhang hervor⸗ 
gehoben. 
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Zum Arbeitsrecht. 


Unstimmigkeit zwiſchen Art. 159 der RVerf. 
und 8 84 Ziff. 1 des Betr. 


Gemäß 8 81 Ziff. 1 des Betrag. können Arbeitnehmer im 
Falle der Kündigung ſeitens des Arbeitgebers binnen fünf Tagen nach 
der Kündigung Einſpruch erheben, indem ſie den Arbeiter⸗ oder 
Angeftelltenrat anrufen, wenn der begründete Verdacht vorliegt, daß 
die Kündigung wegen der Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Ge⸗ 
ſchlechte, wegen politiſcher, militäriſcher, konfeſſioneller oder gewerk⸗ 
ſchaftlicher Betätigung oder wegen Zugehörigkeit oder Nichtzugehörig⸗ 
keit zu einem politiſchen, konfeſſionellen oder beruflichen Verein 
oder einem militäriſchen Verband erfolgt iſt. Das Einſpruchsver⸗ 
jahren iſt im Betriebsrätegeſetz derart geregelt, daß zunächſt der 
Arbeiter- oder Angeſtelltenrat (Gruppenrat) den Einſpruch prüft. 
Hält der Gruppenrat den Einſpruch für unbegründet, dann it 
für den Arbeitnehmer eine weitere Verfolgung des Einſpruchsver⸗ 
fahrens nicht möglich. Hält dagegen der Gruppenrat den Einſpruch 
für begründet, dann, aber auch nur dann, kann ſowohl der be⸗ 
troffene Arbeitnehmer wie der Gruppenrat binnen weiteren fünf 
Tagen den Schlichtungsausſchuß anrufen. Die Entſcheidung des 
Schlichtungsausſchuſſes iſt endgültig. Lautet die Entſcheidung des 
Schlichtungsausſchuſſes dahin, daß der Einſpruch gegen die Kündi⸗ 
gung begründet iſt, ſo hat der Arbeitgeber die Wahl, ob er den ent⸗ 
fajjenen Arbeitnehmer weiter beſchäftigen oder eine Entſchädigung 
an ihn zahlen will. Falls der Arbeitgeber die Weiterbeſchäftigung 
ablehnt, kann der Arbeitnehmer die ihm zuſtehende Entſchädigungs⸗ 
jumme nicht auf Grund der Entſcheidung des Schlichtungsausſchuſſes 
beitreiben, ſondern er muß nunmehr vor dem Gewerbe- oder Kauf- 
mannsgericht Klage erheben und hier einen Titel erwirken, auf 
Grund deſſen er dann vollſtrecken kann. Dies iſt der Weg, auf den 
das Betriebsrätegeſetz den Arbeitnehmer verweiſt, dem wegen gewerk⸗ 
schaftlicher Betätigung oder Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Orga- 
niſation gekündigt worden iſt. 

Art. 159 RVerf. beſtimmt, daß die Vereinigungsfreiheit zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits⸗, Wirtſchaftsbedingungen für 
jedermann und für alle Berufe gewährleiſtet iſt. Es ift weiter be- 
ſtimmt, daß alle Abreden und Maßnahmen, die dieſe Freiheit ein⸗ 
zuſchränken oder zu behindern ſuchen, rechtswidrig ſind. Nach 
herrſchender Anſicht ſtellt dieſe Verfaſſungsbeſtimmung unmittelbar 
wirkendes objektives Recht dar (vgl. Hatſcheck, Staatsrecht, S. 187). 
Das hat zur Folge, daß eine Kündigung, die wegen gewerkſchaft⸗ 
licher Betätigung eines Arbeitnehmers oder wegen Zugehörigkeit 
zu einer beſtimmten Organiſation erfolgt it, gemäß § 134 BOB. 
nichtig iſt. Der Arbeitsvertrag beſteht alſo trotz der Kündigung fort. 
Der entlaſſene Arbeitnehmer kann den Arbeitgeber auf Zahlung des 
vollen Lohns in Anſpruch nehmen, ohne daß es überhaupt der An⸗ 
rufung des Grupperot und des Schlichtungsausſchuſſes bedarf. 
Der Arbeitnehmer kann aber außerdem auch auf Feſtſtellung klagen, 
daß der mit dem Arbeitgeber abgeſchloſſene Arbeitsvertrag noch fort⸗ 
beſteht, ein Anſpruch, der ihm auf Grund des Betriebsrätegeſetzes 
in keinem Fall zuſteht. Das im Betriebsrätegeſetz geregelte Ein⸗ 
ſpruchsverfahren iſt demnach, ſoweit die Kündigung wegen gewerk⸗ 
ſchaftlicher Betätigung oder Organiſationszugehörigkeit des Arbeit⸗ 
nehmers erfolgt ijt, und damit die Vorausſetzungen des § 84 Ziff. 1 
gegeben ſind, überflüſſig. Praktiſche Bedeutung behält die 
Beſtimmung des 8 84 Ziff. 1 lediglich für den Fall, daß der Arbeit⸗ 
nehmer nicht beweiſen kann, daß die Kündigung wegen gewerk⸗ 
ſchaftlicher Betätigung erfolgt iſt. Denn liegt lediglich der begründete 
Verdacht vor, daß die Kündigung wegen gewerkſchaftlicher Be⸗ 
tätigung erfolgt ift, dann würde eine auf Art. 159 RVerf. geſtützte 
Klage nicht durchdringen können, während § S4 Ziff. 1 Betr. 
für dieſen Fall kraft ausdrücklicher Vorſchrift das Einſpruchsverſahren 
zuläßt. 

In ZW. 1924, 1032 führt v. Karger aus, daß dieſe Un- 
ſtimmigkeit in Wahrheit gar nicht beſtände. v. Karger meint, aus 
dem Betriebsrätegeſetz ergebe ſich, daß eine friſtgerechte Kündigung, 
die eine gewerkſchaftliche Maßregelung darſtelle, formalrechtlich gültig 
ſein müſſe, weil ſonſt ein Einſpruchsverfahren überhaupt nicht in 
Frage käme. Nach feiner Auffaſſung kann Art. 159 NVerf. nur 
dahin verſtanden werden, daß ein Verſtoß gegen das dort aus⸗ 
geſprochene Verbot jedenfalls dann keine unmittelbaren Rechts⸗ 
wirkungen auslöſe, wenn es ſich um eine Kündigung handle, weil 
der Kündigungsſchutz des Arbeitnehmers im Betriebsrätegeſetz eine 
erſchöpfende Regelung gefunden habe und eine Nichtigerklärung der 
Kündigung mit dieſer Regelung nicht in Einklang gebracht werden 
könne. Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten werden. Der 
Verfaſſer berückſichtigt nicht, daß die Reichsverfaſſung bereits am 
11. Aug. 1919 in Kraft getreten ift, während das Betr. erft am 
4. Febr. 1920 verkündet wurde. Schon daraus folgt, daß der Geſetz⸗ 
geber der R Verf. nicht den Gedanken gehabt haben kann, daß das 
von ihm in Art. 159 RVerf. ausgeſprochene Verbot nicht in Frage 
kommen jolle, wenn es ſich um eine Stot handie, weil der 
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Kündigungsſchutz erſchöpfend geregelt ſei. Außerdem iſt aber noch 
folgendes zu berückſichtigen: Für den Entlaſſenen iſt die Rechtslage 
ungleich günſtiger, wenn der Arbeitsvertrag wegen Nichtigkeit 
der Kündigung noch fortbeſteht, fo daß er feinen vollen Lohn ver- 
langen kann, als wenn er auf das Schlichtungsverfahren angewieſen 
iſt, das ihm letzten Endes höchſtens eine Entſchädigungsſumme ver⸗ 
ſchafft, die regelmäßig geringer iſt, als der ihm auf Grund des 
Arbeitsvertrages zuſtehende volle Lohn. Die 88 84 ff. Betrag. be- 
bedeuten demnach, ſoweit die Kündigung wegen gewerkſchaftlicher 
Betätigung erfolgt ift, und ſomit der Einſpruchsgrund des 8 84 Ziff. 1 
in Frage kommt, eine Einſchränkung der Rechte aus Art. 159 RVerf. 
Die Auffaſſung v. Kargers, die Beſtimmungen des Betriebsräte⸗ 
geſetzes als Sondergeſetz zu Art. 159 RVerf. anzuſehen, kann des⸗ 
halb nicht zutreffen, weil die Einſchränkung einer Beſtimmung der 
Reichsverfaſſung gemäß Art. 76 RVerf. nur durch verfaſſungsändern⸗ 
des Reichsgeſetz möglich ift. Ein ſolches ift aber das Betriebsrätegeſetz 
nicht. Denn bei ſeiner Annahme durch die Nationalverſammlung ſind 
die Vorausſetzungen des Art. 76 RVerf. nicht erfüllt worden (val. 
Verh. der NatVerſ. 332, 4516 ff.). 

Die im vorſtehenden getroffene Feſtſtellung dürfte praktiſch 
von gewiſſer Bedeutung ſein. Es iſt mehrfach vorgekommen, daß 
Arbeitnehmer gerade auf Drängen des Gruppenrats, der gemäß 
S 86 BerRG. über den Einſpruch zu entſcheiden hat, entlaſſen worden 
find, weil fie einer der Mehrzahl der Arbeitnehmer nicht genehmen 
Organiſation angehörten. Obwohl nun ganz offenſichtlich der Ein⸗ 
ſpruchsgrund des § 84 BetrRG. gegeben war, hat der Gruppenrat 
in Verletzung ſeiner Pflicht die Anrufung nicht für begründet er⸗ 
achtet, ſo daß, wie eingangs dargelegt, für den Arbeitnehmer die 
weitere Verfolgung des Einſpruchsverfahrens durch Anrufung des 
Schlichtungsausſchuſſes ausgeſchloſſen war. Stellt man ſich auf den 
von v. Karger vertretenen Standpunkt, ſo ſteht in allen dieſen 
Fallen dem zu Unrecht entlaſſenen Arbeitnehmer lediglich eine Scha⸗ 
denserſatzklage gegen die betreffenden Gruppenratsmitglieder zu, die 
für den Arbeitnehmer praktiſch vielfach wertlos ſein wird. Nach der 
hier vertretenen Auffaſſung hat jedoch der Arbeitnehmer eine Klage 
unmittelbar gegen den Arbeitgeber, und zwar auf Grund des Arbeits⸗ 
vertrages auf Zahlung des vollen Lohnes ſowie auf Feſtſtellung des 
Fortbeſtehens des Arbeitsvertrages. Dabei mag noch erwähnt werden, 
daß es für die Frage der Rechtswidrigkeit und der daraus folgenden 
Nichtigkeit der Kündigung ohne Belang iſt, ob der Arbeitgeber einen 
Arbeiter entläßt, der einer ihm, dem Unternehmer, unangenehmen 
Koalition angehört, oder ob er den Arbeitnehmer lediglich auf Drängen 
der übrigen, andernfalls mit Streik drohenden Arbeitnehmer ent⸗ 
läßt, wenn nur für dieſe der Grund ihres Verlangens in der Koa⸗ 
litionszugehörigkeit des betreffenden Arbeitnehmers liegt. Denn wenn 
in dem letztgedachten Falle der Arbeitgeber den Arbeitnehmer auch 
nur entläßt, um jo den Streik und den dadurch drohenden wirt» 
ſchaftlichen Nachteil abzuwenden, ſo nimmt er doch dadurch, daß er 
dem Drängen der übrigen Arbeitnehmer nachgibt und die Kündi⸗ 
gung ausſpricht, bewußt eine Handlung vor, die tatſächlich die Ver⸗ 
einigungsfreiheit des einzelnen beeinträchtigt. Die Kündigung iſt 
demnach auch in dieſem Falle rechtswidrig und nichtig. 

Gerät, Raſch, Celle. 


Arbeitsausſeßung (Werksbeurlaubung). 


In der Praxis der Betriebe hat ſich im Laufe der letzten Jahre 
verſchiedentlich der Brauch herausgebildet, die Arbeitnehmer „aus⸗ 
ſetzen zu laſſen“, ſtatt ſie „zu entlaſſen“. Das Arbeitsrecht kennt eine 
„Ausſetzung“ nicht. Trotzdem iſt es zur Gewohnheit geworden, durch 
Vereinbarungen mit der Belegſchaft eine ſogenannte „Ausſetzung“ 
vornehmen zu laſſen. „Ausſetzen laſſen“ bedeutet nicht 
„entlaſſen“; denn eine Entlaſſung bringt die endgültige Beendi⸗ 
gung des Dienſt⸗ bzw. Arbeitsverhältniſſes mit fih. „Ausſetzen laffen” 
dagegen bedeutet die nur vorübergehende Unterbrechung 
des Dienſtverhältniſſes. Vorübergehende Unterbrechungen 
waren ſchon in einzelnen beſonderen Fällen, z. B. bei plötzlich cin- 
getretenem Rohſtoffmangel oder Betriebsſtoffmangel üblich. In dem 
Umfang, wie die Ausſetzung aber in der letzten Zeit um ſich ge⸗ 
griffen hat, war ſie allgemein unbekannt. 

Während eine „Entlaſſung“ ſich als ein einſeitiger Akt des 
Arbeitgebers darſtellt, d. h. alſo, daß bei Einhaltung der geſetzlichen 
oder der im Tarifvertrag vorgeſehenen Kündigungsfriſten die Ent- 
laſſung das Dienſtverhältnis ohne weiteres beendet, kann ein 
„Ausſetzenlaſſen“ niemals einſeitig vom Arbeitgeber angeordnet 
werden. Die Ausſetzung ſtellt ſich als eine Art „Beurlaubung“ des 
Arbeitnehmers dar, und zwar dergeſtalt, daß der Arbeitgeber zur 
Zahlung des Lohnes, und der Arbeitnehmer zur Leiſtung der Dienſte 
nicht verpflichtet ſind. Dies bedeutet jedoch eine Anderung des 
bisherigen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
beſtehenden Vertrags verhältniſſes. Dieſe Anderung kann 
nur durch Vertrag erfolgen, über den mit der Belegſchaft oder deren 
Bevollmächtigten, meiſtens dem Betriebsrat, verhandelt werden muß. 
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Der Vertrag ift ein Vertrag sui generis, der ſich 
nicht unter die allgemeinen Vertragstypen unterordnen läßt. Bodes⸗ 
heim (Blätter für Arbeitsrecht v. 31. Aug. 1924) nennt das Rechtes 
verhältnis ein „Betriebszugehörigkeitsverhältnis“. Wie man es auch 
benennen mag: der nunmehr zwiſchen dem Arbeitnehmer und Arbeit⸗ 
geber abzuſchließende neue Vertrag iſt eine Auswirkung des alten 
bisherigen Arbeitsvertrages und hat den Sinn und den Zweck, den 
Arbeitnehmer weiterhin als betriebszugehörig erſcheinen zu laſſen (jo 
mit Recht Bodes heim a. a. O.). 

Der Inhalt des Vertrages beſtimmt die Art, die Dauer und 
die Bedingungen der Werksbeurlaubung. 

Die Ausſetzung wird auch „Werksbeurlaubung“ genannt. Das 
Deep, Köln hat in einer Entſch. v. 11. Juli 1924 das „Wort 
Werksbeurlaubung“ für eine „Erfindung des Ruhrkrieges“ erklärt. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Wort „Werksbeurlaubung“ 
ſich erſt ſeit Beginn des paſſiven Widerſtandes eingebürgert hat. 
Jedenfalls iſt aber ſchon lange vorher die Arbeitsausſetzung, die ſich 
inhaltlich mit der Werksbeurlaubung vollkommen deckt, faſt allgemein 
bekannt geweſen und praktiſch äußerſt bedeutſam geworden. Die Lite⸗ 
ratur und Rechtſprechung über die Arbeitsausſetzung iſt allerdings 
noch ſehr ſpärlich !). 

Sie iſt jüngſt durch eine ſehr bedeutſame Abhandlung von 
Strunden in NZ ArbR. 1924 Heft 7/8 Sp. 403 bereichert worden. 
Strunden unterzieht die Arbeitsausſetzung (Werksbeurlaubung) 
einer eingehenden rechtlichen Würdigung und ſtellt zunächſt die Vor⸗ 
teile einer derartigen Ausſetzung für Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
folgendermaßen feſt: 

„Für die beurlaubten Arbeitnehmer wird das lähmende Gefühl 
der Exiſtensunſicherheit gemildert durch die Ausſicht, bei ſchlechtem 
Arbeitsmarkt ſchneller als ſonſt wieder einen Arbeitsplatz zu finden. 
Arbeitnehmer, die durch langjährige Tätigkeit mit ihrem Vetrieb 
verwachſen find, erhalten im Falle ihrer Wiederbeſchäftigung den 
ihnen vielfach liebgewonnenen Arbeitsplatz wieder. Das Gefühl der 

etriebszugehörigkeit wird dadurch verſtärkt, einer unerwünſchten 
Fluktuation der Arbeitnehmerſchaft entgegengewirkt, ihre Seßhaftig⸗ 
keit gefördert. Dem Arbeitnehmer bleiben die ſozialen Vergünſti⸗ 
gungen, die ſich aus einer längeren Dauer des Arbeitsverhältniſſes 
ergeben (Berechnung des Urlaubs), erhalten. Die Beurlaubung, die 
au Stelle einer Entlaffung vorgenommen wird, trägt unter Um⸗ 
ſtänden zur Entſpannung des Verhaltniſſes zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer bei. Für den Arbeitgeber bietet die Werksbeurlaubung 
den Vorteil, daß er Ausſicht hat, feine eingearbeiteten Arbeitskräfte, 
vor allem ſeine Facharbeiter zu behalten. Vielleicht iſt es ſogar 
möglich, auf dieſe Weiſe der Auswanderung von Facharbeitern ent⸗ 
gegenzuwirken.“ 

Wenn auch Strunden im Schlußergebnis feſtſtellen muß, 
daß ſich ein abſchließendes Urteil über Wert und Unwert der Werks⸗ 
beurlaubung noch nicht abgeben läßt, ſo ſprechen doch gerade die heute 
jo zahlreich vorkommenden Fälle der Ausſetzung dafür, daß für ſie 
ein dringendes Bedürfnis vorhanden iſt ?). 

Bodesheim iſt zwar der Anſicht, daß für die Praxis den 
Werksbeurlaubungen ſtarke Bedenken entgegenſtehen. Er faßt dieſe 

ahin zuſammen: 

„Einmal bilden die Werksbeurlaubungen infolge der an 
ſich ungeklärten Rechtslage eine Quelle von Streitigkeiten, 
andererſeits führen fie vielfach zum Brachlegen von Arbeits- 
kräften, die anderweit nützlich verwendet werden können.“ 

Er ſchränkt dieſe Bedenken aber ſofort wieder dahin ein: 

„Demgegenüber wird der Vorteil des Arbeitgebers, 
der durch ſolche Werksbeurlaubungen eingelernte Kräſte, die 
er für die Wiedereröffnung ſeines Betriebes benötigt, an ſich 
feſſelt, nicht von der Hand zu weiſen ſein.“ 

e Das Bedenken Bodesheims, daß infolge der an fih unge— 
klärten Rechtslage eine Quelle von Streitigkeiten vorhanden ſei, 
ift ſehr leicht dadurch zu beſeitigen, daß ein klarer und ordnungs⸗ 
mäßiger Arbeitsausſetzungevertrag zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer abgeſchloſſen wird. Wenn der Vertrag nicht ordnungsgemäß 

— — 
on. .). Vgl. Johannes Fuchs, „Arbeitsausſetzung“ in Zeilſchr. 
A Geſellſchaftsweſen (Spacıh & Linde) 1924 Heft 9 S. 302 und 
„Arbeitsausſetzung oder Stillegung?“ in Blätter für Arbeitsrecht Nr. 18 
SE Aug. 1924; ferner Häußner, Komm. zur Stillegungs BO. 
v. 11 (Grang Vahlen) Anm. 16 zu 8 1 und Urteil des GewO. Köln 
beta 1924; Urteil der Stk. des LG. Bautzen (Aktenzeichen un- 


che 2) Wie gern man heute eine Arbeitsausſetzung einer ausgeſpro⸗ 
Rn Betriebsſtillegung oder Betriebseinſchränkung vorzieht, zeigt 
iggy peiden des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung v. 5. Juli 
wirt 9 1 an die Hauptfürſorgeſtelle gerichtet iſt und angeſichts der 
an haftlichen Notlage auf die Wege hinweiſt, die zu einer Erleich⸗ 
an der Durchführung des 8 16 des SchwerbeſchädigtenG. führen 


geit „Die Anwendung des $ 16 des Schwerbeſchädigtench. hat in 
ebe von Wirtſchaftskriſen zu manchen Schwierigkeiten geführt, 
. bei wirtſchaftlich nicht leiſtungsfähigen Betrieben. Die 
fe Re hat überdies für die Schwerbeſchädigten den Nachteil, daß 

as Arbeitsverhaltnis endgültig zur Auflöſung bringt. Um die 
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gemacht iſt, ſo werden ſich bei der Abwicklung der Arbeitsausſetzung 
ebenſo Streitigkeiten ergeben, wie überall im Wirtſchaftsleben, wo 
feine klaren Verhältniſſe vorliegen. Auch das Brachliegen der Arbeits- 
kräfte, das Bodesheim als Bedenken ins Feld führt, iſt deswegen 
nicht beachtlich, weil die Lage bei einer Stillegung, bzw. bei einer 
endgültigen Entlaſſung des Arbeitnehmers auch nicht beſſer wäre. 
Wenn der ausſetzende Arbeitnehmer während der Zeit ber Arbeits⸗ 
aussetzung anderweit Arbeit findet, fo wird ihn ſicher der bisherige 
Arbeitgeber nicht hindern, dieſe Arbeit anzunehmen, und ſich über- 
haupt mit der Auflöſung des Dienftverhältuii;es einverſtanden er⸗ 
klären. 

Es läge nun nahe, einen die Ausſetzung vereinbarenden Vertrag 
deswegen für nichtig anzuſehen, weil er gegen den Grundſaßz der 
ſogenannten Unabdingbarkeit der Tarifverträge verſtößt. Es handelt 
ſich aber um einen mit der Belegſchaft abzuſchließenden Vertrag, der 
nach SL der VO. über Tarifverträge v. 23. Dez. 1918 zugunſten 
des Arbeitnehmers abgeſchloſſen wird, und daher zuläſſig iſt; denn 
für den Arbeitnehmer wird es immer günſtiger ſein, noch weiterhin 
im Dienſtverhältnis zum Arbeitgeber zu bleiben, obwohl er eine 
gewiſſe Zeit über keinen Lohn erhält, als endgültig entlaͤſſen zu wer⸗ 
den. Hierfür ſpricht auch, daß ſich der Arbeitgeber bei einer Ver⸗ 
einbarung der Arbeitsausſetzung meiſt verpflichten muß, bei Bedarf 
den Arbeltnehmer fofort wieder einzuſtellen, ihm alſo betriebsfremde 
Arbeitnehmer nicht vorziehen darf. Die Papiere werden den Arver- 
nehmern nicht ausgehändigt und unter Umſtänden bezahlt der Arbeit⸗ 
geber auch für die Zeit der vorübergehenden Arbeitseinſtellung die 
Kranken⸗ und Juvalidenverſicherungsbeiträge für die Arbeiterſchaft 
weiter. Das Einverſtändnis des Arbeienehmers oder der Belegſchaſt 
braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein; es wäre durchaus möglich, 
daß ein Anſchlag der Betriebsleitung, mit welchem der Belegſchaft 
die Beurlaubung mitgeteilt wird, ausreicht, falls die Belegſchaft 
nicht widerſpricht. 

Es ift ferner die Frage aufgetaucht, ob die Arbeitsausſetzung 
einer Stillegung im Sinne der Stillegungs VO. gleichzuſetzen iſt, 
und ob ſie nicht überhaupt eine Umgehung der Vorſchriften der 
Stilllegung BOD. bedeutet. Beidas ift zu verneinen. Mit Recht 
hat auch der RAM. in ſeinem Erlaß v. 17. Juni 1924 dies her⸗ 
vorgehoben. Es heißt in dieſem Erlaß: 

„Die Werksbeurlaubung kann, da ſie eine Anderung des Arbeits⸗ 

vertrages darſtellt, nur durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung 
(Arbeitsordnung) oder Einzelvertrag vereinbart werden. Ob babe 
eine der Kündigungsfriſt entſprechende Friſt eingehalten werden 
muß, muß durch die Vereinbarung feſtgeſtellt werden. Der Inhalt 
der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vereinbarung wird in der 
Regel der ſein, daß der Arbeitsvertrag aufrechterhalten wird, de: 
Arbeitnehmer bis auf weiteres nicht zur Arbeit verpflichtet iſt, daß 
der Arbeitgeber von der Pflicht zur Lohnzahlung entbunden, ſich 
aber verpflichtet, bei der Wiederaufnahme der Arbeit die Werks⸗ 
beurlaubten vor betriebsfremden Arbeitnehmern wieder zu peſchäf⸗ 
tigen, ſoweit nicht ausnahmsweiſe, z. B. wegen Aufſtellung neu⸗ 
rtiger Maſchinen, die Einſtellung betriebsſremder Arbeitnehmer er- 
“orderli wird. Einer behördlichen Zuſtimmung gemäß den Vor 
Schriften der Stillegungs BO. bedarf es zur Werksbeurlaubung nicht, 
sohl aber zur endgültigen Entlaſſung dieſer beurlaubten Arbeit⸗ 
ehmer, die auch im übrigen wie die Entlaſſung der nichtbeurlaubten 
lrbeitnehmer zu beurteilen iſt. Es muß allerdings die Gewähr ge 
eben fein, daß durch die Beurlaubung keine Umgehung der Stiil 
egungs VO. erfolgt.“ 

Auch die II. Stg. des LG. Bautzen hatte ſchon vor dieſem Erlaß 
den gleichen Standpunkt eingenommen und hervorgehoben, daß beim 
„Ausſetzenlaſſen“ die Stillegungs O. nicht zur Anwendung Tonn. 

Wenn auch durchaus Fälle denkbar ſind, in denen der Arbeit 
geber die Ausſetzung dazu zu verwenden verſuchen wird, um ma 
ihrer Hilje die Stillegungs VO. und deren Vorſchriften bzgl. ber 
friſt u. dgl. zu umgehen, ſo kaun doch nicht gejagt werden. daß DI 
Ausſetzung allgemein und grundſätzlich eine Umgehung der Still 
legungs Vo. bedeutet und daher allgemein und grundſätzlig 
bei der Anwerbung des 8 16 hervorgetretenen Mißſtaude zu be 
ſeitigen, haben verſchiedene Hauptfürſorgeſtellen den Ausweg g. 
wählt, daß ſie mit dem Arbeitgeber ein Ruhen des Arbeits 
verhältniſſes des Schwerbeſchädigten ‚während der Zeit der 
Betriebsſtillegung oder ⸗einſchränkung vereinbart haben. Mit der 
Wiederaufnahme des Betriebes oder der Betriebsabteilung lebt ais- 
dann das Arbeitsverhältnis von ſelbſt wieder auf. Solche Berei 
barungen ſind in verſchiedenen Rechtsformen teils zwiſchen der 
Hauptfürſorgeſtelle und dem Arbeitgeber, teils unmittelbar zwiſche! 
dem Schwerbeſchädigten und dem Arbeitgeber unter Zuſtimmung 
der Hauptfürſorgeſtelle abgeſchloſſen worden. Einzelbeſtimmung u, 
insbeſondere darüber, ob während des Ruhens des Arbeitsverhal. 
niſſes ein Teil des Lohnes zu zahlen ſei, ob der Betrieb nach fein.: 
Wiedereröffnung als Entſchädigung mehr Schwerbeſchädigte an’ 
nehmen habe, als der Geſamtzahl der wiedereingeſtellten Arbeitnehmer 
entſprechen, ſind je nach der wirtſchaftlichen Lage des Batri-b2s 
individuell geſtaltet worden. 

Mir erſcheint das Verfahren geeignet, um die 
Schwierigkeiten in der Durchführung des g grat 
beſeitigen.“ 
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der Ausſetzungsvertrag nichtig it. Auch der Sinn der Stillegungs VO. 
läßt einen ſolchen Ausſetzungsvertrag zu; denn wenn auch der Zweck 
der Stilllegung HO. in ihrer urſprünglichen Faſſung v. 8. Nov. 1920 
unzweifelhaft ausgeſprochen produktionspolitiſcher 
Natur war zum Zwecke der Erhaltung der Produktionsanlagen und 
der allgemeinen Produktionsfähigkeit des Betriebes (vgl. Begr. zum 
Entw. dieſer VO. und Häußner S. 4), fo ift der Zweck der Still⸗ 
legungs BO. in ihrer neueſten Faſſung v. 13/15. Okt. 1923 nach 
allgemein herrſchender Anſicht inſofern geändert, als dieſe jetzt all- 
gemein neben dem Schutze der Produktionsmittel den Kündigungs⸗ 
In der Arbeitnehmer in den Vordergrund rückt). 

Da aber unzweifelhaft der Ausſetzungsvertrag den Arbeit⸗ 
nehmern einen noch größeren Schutz gewährt, als die Stillegungs⸗ 
BD. — die Arbeitnehmer ziehen auch allgemein eine Ausſetzung einer 
Stillegung vor —, ſo verſtößt der Ausſetzungsvertrag auch nicht gegen 
Wortlaut und Sinn der Stillegungs BD. Er ift daher grundſätz⸗ 
lich gültig. 

Auch Strunden kommt (Sp. 411/12) zu dieſem Ergebnis, 
das ja für den Arbeitgeber inſofern ſehr bedeutſam iſt, als er bei 
der Arbeitsausſetzung die Sperrfriſt nicht in Lauf zu bringen und 
mit den Arbeiterentlaſſungen nicht deren Ablauf abzuwarten braucht. 
Anders würde die Rechtslage ſein, weun die Arbeitnehmer mit der 
Arbeitsausſetzung nicht einverſtanden ſind; dann müßte gegebenen⸗ 
falls der Arbeitgeber zur Kündigung und Entlaſſung ſchreiten, wenn 
er die Lohnzahlungen einſtellen will. Dann liegt eine gänzliche oder 
teilweiſe Betriebsſtillegung im Sinne der Stillegungs VO. vor, fo- 
fern deren ſonſtige Vorausſetzungen, z. B. der Kauſalzuſammenhang 
zwiſchen Stillegung und Entlaſſung gegeben ſind. 

Fraglich könnte fernerhin ſein, ob der Betriebsrat bei den Ver⸗ 
handlungen über die Ausſetzung gehört werden muß. Allgemein wird 
ſich dies ſchon deswegen von ſelbſt ergeben, weil ja der den Gegen⸗ 
ſtand der Ausſetzung bildende Vertrag meiſt mit dem Betriebsrat 
als Bevollmächtigten der Belegſchaft oder eines Teiles der Belegſchaft 
abgeſchloſſen werden wird. Hierbei wird auch der Betriebsrat meiſt 
auf zahlreiche, für die Belegſchaft günſtige Bedingungen dringen. 
Aber ſelbſt dann, wenn die Betriebsleitung mit dem Betriebsrat nicht 
verhandelt, ſondern unmittelbar mit den einzelnen, für die Aus⸗ 
ſetzung in Frage kommenden Arbeitnehmern, wird der Betriebsrat 
jedenfalls zu hören ſein. 

Ob dies fich aus der analogen Anwendung des S 74 Betrfi®. 
ergibt oder aus der Anwendung des 8 66 Ziff. 3 Betr., nach 
welchem der Betriebsrat tätig werden kann und muß, wenn es gilt, 
Oe Betrieb vor Erſchütterungen zu bewahren, kann dahingeſtellt 
leiben. 

Bei der Auswahl der Arbeitnehmer muß ſelbſtverſtändlich neben 
den techniſchen Erforderniſſen des Betriebes auch in gewiſſem Um⸗ 
fange den ſozialen Verhältniſſen des einzelnen Arbeitnehmers Rech⸗ 
nung getragen werden. Allerdings würde eine hieraus ſich ergebende 
Streitigkeit nicht nach SS 84 ff. BetrRG. zu behandeln fein, da diefe 
Beſtimmungen ja nur für Entlaſſungen gelten. 

Würde ſich der einzelne Arbeitnehmer weigern, einen Aus⸗ 
ſetzungsvertrag mit dem Arbeitgeber abzuſchließen, und würde der 
Arbeitgeber zur Entlaſſung ſchreiten, dann würde das Verfahren dieſer 
Paragraphen gegebenenfalls Platz greifen und das ArbG. zu ent⸗ 
ſcheiden haben, ob etwa eine „unbillige Härte“ in dem Verhalten 
des Arbeitgebers zu erblicken iſt. 

Würde während der Zeit der Werksbeurlaubung ein Streik aus⸗ 
brechen, fo wird die Stellung der Werksbeurlaubten immerhin ſehr 
zweifelhaft. Mit Recht weiſt aber Strunden darauf hin, daß in 
einem ſolchen Falle die Beurlaubten in der gleichen Lage ſind, wie 
die bisher noch in der Arbeit befindlichen Belegſchaftsmitglieder. 
Würde der Arbeitgeber ſie auffordern, zu arbeiten und würden ſie 
dies ablehnen, ſo würden ſie als am Streik beteiligt zu betrachten 
ſein. Nehmen ſie die Arbeit an, ſo haben ſie die ihnen vom Arbeit⸗ 
geber zugewieſenen Aufgaben ordnungsgemäß zu verrichten. 

Die ſozialiſtiſche Abgeordnete Toni Sender hat hieraus in 
der „Betriebsräte⸗Zeitſchrift“ v. 27. Sept. 1924 S. 477/78 die Fol⸗ 
gerung gezogen, daß bei der von mir vertretenen Rechtsauffaſſung 
den Arbeitnehmern die „Pflicht“ auferlegt wird, „dem kämpfenden 
Kollegen durch Streikbruch in den Rücken zu fallen, anderenfalls er 
friſtlos entlaſſen wäre“. 

Dieſer Geſichtspunkt iſt ſelbſtverſtändlich juriſtiſch nicht wertbar 
und kann daher als Gegenargument für eine rein juriſtiſche Betrach⸗ 
tung nicht in Frage kommen. 

Da die Werksbeurlaubten als noch zur Belegſchaft gehörig zu 
betrachten ſind, ſo beſitzen ſie das Wahlrecht zum Betriebsrat, und 
zwar ſowohl das aktive als auch das paſſive; denn da zwiſchen dem 
Arbeitgeber und den Werksbeurlaubten noch das alte Vertragsverhält⸗ 
nis beſteht, ſind ſie als zur Belegſchaft gehörig zu betrachten. So 
würde z. B. auch ein in den Aufſichtsrak delegiertes Betriebsrats⸗ 
mitglied, das zu den Werksbeurlaubten gehört, ſeine Eigenſchaft 
als Aufſichtsratsmitglied grund ſätzlich nicht verlieren. Auge 
nahmen wären natürlich möglich. Z. B. dann, wenn der Werks⸗ 
beurlaubte während der Zeit der Werksbeurlaubung bei einem Kon⸗ 


3) Vgl. Johannes Fuchs, „Zum Begriff der ‚teifiveifen 
Stillegung“ von Betriebsanlagen“ in NZArbR. 1924, 139/40 und 
JW. 1924, 1015 ff. 
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kurrenzunternehmen Arbeit annähme und damit die Gefahr beſtände, 
daß er die Erfahrungen bei ſeinem bisherigen Arbeitgeber für den 
neuen Arbeitgeber nutzbar macht. Dann wäre es natürlich ein Un⸗ 
ding, daß dieſes Betriebsrats⸗ und Aufſichtsratsmitglied dieſe beiden 
Eigenſchaften beibehält. Der Arbeitgeber könnte dann unbedeuklich 
die Abſetzung dieſes Betriebsratsmitgliedes auf dem durch das 
Betrag. vorgeſchriebenen Wege verlangen. 

Wird die Werksbeurlaubung in eine Entlaſſung umgewandelt, 
ſo finden die für die Entlaſſung maßgebenden Beſtimmungen in 
vollem Umfange Anwendung. Es gelten alſo die Vorſchriften über 
den Einſpruch bei Entlaſſungen, es gelten insbeſondere auch die 
Vorſchriften der StiklegungsvO. Wird das Beurlaubtenverhältnis 
dadurch beendet, daß der beurlaubte Arbeitnehmer wieder ſeine Arbeit 
aufzunehmen hat, ſo iſt ihm grundſätzlich dieſelbe Arbeit wie 
vor der Werksbeurlaubung zuzuweiſen, und zwar unter den alten 
und gleichen Bedingungen; es ſei denn, daß der Ausſetzungsvertrag 
oder ein neuer inzwiſchen in Kraft getretener Tarifvertrag etwas 
Gegenteiliges beſtimmt und der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Be⸗ 
dingungen zumutet, die gegen die Unabdingbarkeit des Tarifvertrages 
verſtoßen. 

Zweiſelhaft kann fein, ob die Werksbeurlaubten auch Anſpruch 
auf die ihnen in dem maßgebenden Tarifvertrag feſtgeſetzten Urlaubs⸗ 
tage haben. 

Die Eutſcheidung hängt davon ab, ob man die Zeit der Werks⸗ 
beurlaubung als „Beſchäftigung“ im Sinne der tariflichen Beſtim⸗ 
mungen bezüglich des Urlaubs anzuſehen hat. Denn in faſt allen 
tariflichen Vereinbarungen oder einſchlägigen Schiedsſprüchen wird 
der Urlaubsanſpruch davon abhängig gemacht, daß der Arbeitnehmer 
an einem beſtimmten Tage und während einer beſtimmten Mindeſt⸗ 
dauer im Betrieb „beſchäftigt“ war. Nimmt man an, daß die 
Zeit der Werksbeurlaubung keine „Beſchäftigung im Sinne der 
Urlaubsbeſtimmungen iſt, ſo wird die Zeit der Werksbeurlaubung 
ſelbſtverſtändlich der einen Urlaubsanſpruch begründenden Beſchäfti⸗ 
gungszeit nicht hinzu gerechnet. Iſt man aber auch der gegenteiligen 
Anſicht, daß auch die Zeit der Werksbeurlaubung als „Beſchäfti⸗ 
gung“ anzuſehen iſt, ſo würde man doch ebenfalls die Zubilligung 
eines Erholungsurlaubes etwa in demſelben Umfange wie bei Weiter⸗ 
beſchäftigung verneinen müſſen (jo mit Recht Goerrig in 
„Braunkohlen⸗ und Brikett⸗Induſtrie“ Nr. 45 v. 5. Nov. 1924). 
Mangels Sondervereinbarungen muß nämlich als vereinbart gelten, 
daß während der Zeit der Werksbeurlaubung alle Leiſtungen des 
Arbeitgebers aus dem Arbeitsvertrage, eiuſchtießlich der Pflicht zur 
Bezahlung des Erholungsurlaubes, wegfallen. Der Arbeitnehmer 
kann mithin erſt einen Erholungsurlaub beanſpruchen, wenn er tat⸗ 
ſächlich beſchäftigt wird. 

Die zu dieſer Frage ergangene Rechtſprechung ſchwankt. Das 
Gewerbegericht Euskirchen hat in einem Urteil v. 1. Aug. 1924 
den vollen Urlaubsanſpruch zugeſprochen, indem es die Zeit der 
Werksbeurlaubung als „Beſchäftigungszeit“ anſieht, und zwar unter 
der Begründung: 

„Mit der Redewendung ‚in einem Betrieb beſchäftigt 
ſein“ wird durchweg auch nichts anderes verſtanden, als 
irgendwo angeſtellt ſein. Sollte dieſe hier gebrauchte Rede⸗ 
wendung einen anderen Sinn haben, ſo wäre es Sache der 
Beklagten geweſen, dies zu beweiſen.“ 

Dagegen hat ein Urteil des Gewerbegerichts Schleiden ſcharf 
zwiſchen Fortbeſtehen des Arbeitsverhältniſſes und tatſächlicher Be⸗ 
ſchäftigung unterſchieden und mit Recht zuungunſten der Arbeit⸗ 
nehmer einen Urlaubsanſpruch nicht zugeſprochen. — Ebenſo das 
Gewerbegericht Düren im Urteil v. 7. Aug. 1924. 

Zu einer vermittelnden Entſcheidung kommt das Gewerbegericht 
Euskirchen Nr. 44/24 ſowie das bereits oben erwähnte Urteil 
des Gewerbegerichts Köln. — Das Euskirchener Urteil ſieht das 
Arbeitsverhältnis während der Zeit der Werksbeurlaubung als fort- 
beſtehend an, mindert aber den Urlaubsanſpruch nach den Grund- 
ſätzen der teilweiſen Unmöglichkeit. 

Man wird den Ausführungen des Urteils des Gewerbegerichts 
Düren und des Gewerbegerichts Schleiden unbedenklich folgen 
können. Es muß, wenn auch während der Werksbeurlaubung grund⸗ 
ſatzlich das Arbeitsverhältnis beſtehen bleibt, doch das Vorliegen des 
„Beſchäftigtſeins“ verneint werden müſſen. „Der Arbeitnehmer ſoll 
durch die Urlaubszeit Gelegenheit haben, ſich durch die zeitweiſe Be⸗ 
freiung von ſeiner gewohnten täglichen Beſchäftigung geiſtig und 
ſeeliſch zu erholen. Ein ſolches Erholungsbedürfnis beſteht jedoch 
nicht, weun dieſe an ſich notwendige Ausſpannung bereits durch 
das Ruhen des Betriebes von ſelbſt eingetreten iſt.“ 

Dieſen Ausführungen des Gewerbegerichts Schleiden wird 
man unbedenklich zuſtimmen können. 

Das Gewerbegericht Köln nimmt einen vermittelnden Stand⸗ 
punkt ein. Es führt aus: 

„Der Urlaub berechnet ſich aber nach der Beſchäf⸗ 
tigungsdauer, wie ſich auch aus dem Wortlaut des 
Tarifvertrages ergibt. Da die Arbeiter tatſächlich als ent⸗ 
laſſen anzuſehen find, auch nicht beſchäftigt waren, ſtand ihnen daher 
ein Urlaub, der eine Erholung nach dem Willen der Tarifparteien 
ſein ſoll, gar nicht zu, da ſie ja ſeit vielen Monaten unbeſchäftigt ſind. 

Daß dies Ergebnis nicht befriedigt, leuchtet ein. Die Parteien 
konnten bei Abſchluß des Tarifve⸗trages die ungewöhnlichen Verhält⸗ 
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nijje, in die wir hier geraten find, nicht vorausſehen. Das Gericht 
glaubte daher, in dem Falle, wie dem hier vorliegenden, den Tarif⸗ 
vertrag dahin ergänzen zu müſſen, wie er zwiſchen den Parteien bei 
vernünftiger Berüclſichtigung der jetzt beſtehenden Verhältniſſe ab⸗ 
gefaßt worden wäre. Es hält es daher für richtig, den 
Tarifvertrag jo zu ergänzen, daß die Arbeiter ni: 
ſprechend ihrer Beſchäftigungszeit in dem abgelau⸗ 
fenen Urlaubsjahre Auſpruch auf Urlaub haben, 
und da dieſer nicht mehr gewährt werden kann, eine 
geldliche Vergütung erhalten. Es iſt aijo davon aus⸗ 
zugehen, als wenn die Arbeiter kurz vor ihrer Entlaſſung den Urlaub 
verlangt hätten. Unter Berückſichtigung dieſes Grundsatzes kommt 
das Gericht alſo dazu, den Urlaubsvergütungsanſpruch der einzelnen 
Bekl. ſo zu gewähren, wie es in dem Urteile geſchehen iſt.“ 

Man wird dieſer Auffaſſung nicht zuſtimmen können, und man 
merkt aus den Urteilsgründen des Gew®., daß es fih nur ſchwer 
zu dieſem Ergebnis verſtehen kann und nicht Recht und Tarifvertrag, 
ſondern das vermeintlich befriedigende Ergebnis für ſeine Eutſchei⸗ 
dung maßgebend ſein läßt. Die Urlaubsdauer berechnet ſich, wie 
das Gew. ſelbſt hervorhebt, nach der Beſchäftigungsdauer. Der 
Werksbeurlaubte ſteht zwar noch im Dienſtverhaltnis zum Arbeit⸗ 
geber, iſt aber während der Zeit der Werksbeurlaubung unzweifelhaft 
nicht beſchäftigt. Es wäre daher unrichtig, die Zeit der Werks⸗ 
beurlaubung der eigentlichen Beſchäftigungsdauer hinzuzurechnen. Un⸗ 
richtig wäre es auch weiterhin, Tage der Werksbeurlaubung als zu 
bezahlende Urlaubstage anzuſehen und zu bezahlen. Der tariflich 
zukommende Urlaub mit Lohnzahlung würde daher erſt nach Be⸗ 
endigung der Werksbeurlaubung eintreten können. Als Beſchäfti⸗ 
gungsdauer gilt die Zeit bis zum Beginn der Werksbeurlaubung. 
Der Beſchäftigungsdauer iſt dann die Zeit hinzuzurechnen, die mit 
der Beendigung der Werksbeurlaubung zu laufen beginnt. Die Entſch. 
des GewG. Köln ift daher nicht nur unrichtig, ſondern in ihrem Er⸗ 
gebnis auch unbefriedigend und bedeutet für den Arbeitgeber, der an 
ſich nur durch die wirlſchaftliche Notlage genötigt die Arbeit ausſetzen 
läßt, eine bedauerliche Härte. 

Das Verhältnis der Werksbeurlaubten zur Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge ift ſchwierig. Ein Erlaß des preuß. Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrk v. 26. Aug. 1924 hat hierzu folgendermaßen Stellung ge⸗ 
nommen: 

„Der Begriff der Erwerbslosigkeit wird nicht eng ausgelegt 
werden dürſen. Vorausſetzung der Fürſorge braucht 
nicht unbedingt eine förmliche Entlaſſung des Ar⸗ 
beitnehmers zu fein. Vie mehr genügt es, wenn das Be⸗ 
ſchäftigungs verhältnis tatſächlich beendet iſt. Es iſt 
auch ohne Belang, ob über die Aufrechterhaltung tariflicher Rechte 
und ſonſtiger N oder über die weitere freiwillige Ent⸗ 
richtung ſozialer Leiſtungen durch den Arbeitgeber Abreden getroffen 
ſind. Unerläßlich iſt aber, daß der Arbeitgeber auf die Arbeitsleiſtung, 
der Arbeitnehmer auf das Arbeitsgehalt keinen Anſpruch mehr hat. 
Die Legitimationspapiere braucht der Arbeitgeber dem Acbeilnehmer 
nicht bereits ausgehändigt zu haben, wohl aber muß er jederzeit 
dazu bereit fein. Auch Abmachungen über eine ſpitere Wieder⸗ 
aufnahme der Beſchäſtigung ſteht nichts im Wege. Entſcheidendes Ge⸗ 
wicht iſt jedoch darauf zu legen, daß durch ſolche Abreden die Ver⸗ 
mittelung des Arbeitnehmers in andere Arbeit nicht leidet, im Ver- 
hältnis zu dem öffentlichen Arbeitsnachweis muß er einem entlaſſenen 
Arbeitnehmer in jeder Beziehung gleichſtehen. Insbeſondere darf er 
angebotene Arbeit auch dann nicht ablehnen, wenn ſich ihre Dauer 
vorausſichtlich über den Zeitpunkt hinaus erſtreckt, der in den Ber- 
einbarungen mit dem alten Arbeitgeber als Zeitpunkt einer etwaigen 
Wiederaufnahme der Beſchäftigung vorgeſehen iſt. 

Unter dieſen Vorausſetzungen glaube ich, gegen die Gewährung 
von Erwerbsloſenunterſtützung an derart beurlaubte Arbeitnehmer 
keine Einwendungen erheben zu folen. Mich leitet dabei namentlich 
die Erwägung, daß die Werksbeurlaubung in den Gegenden, in denen 
fie ſich eingebürgert hat, dazu beiträgt, daß den DVerrieben ihre ein⸗ 
gearbeiteten Arbeitskräfte und dieſe ihre Arbeitsplätze auch in Zeiten 
schlechten Geſchäftsganges nicht verloren gehen. Beide Wirkungen 
werden im allgemeinen nur als erwünſcht angeſehen werden können. 
Allerdings darf die Aufnahme Werksbeurlaubter in die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge nicht dazu führen, daß der Arbeitgeber auf dieſe Weiſe 
Laſten, die er ſonſt ſelbſt tragen würde, auf die Fürſorge abwälzt. 

Unbedingt iſt ferner darauf zu ſehen, daß die öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe die Werksbeurlaubten bei der Vermittelung in andere Arben 
genau jo wie förmlich entlaſſene Erwerbsloſe behandeln, d. h. weder 
wegen des gewiſſen Rückhalts, den die Werksbeurlaubten noch in 
ihren alten Betrieben haben, ihnen geringes Intereſſe widmen, noch 
darauf Rückſicht nehmen, daß Werksbeurlaubte Arbeit bei einem 
neuen Arbeitgeber regelmäßig weniger gern übernehmen werden, als 
förmlich entlaſſene Erwerbsloſe.“ 

Der preuß. Wohlfahrtsminiſter behandelt hiernach die Werks⸗ 
beurlaubten ſo, als wenn ſie tatſächlich entlaſſen wären. Ihm 
kommt es nur darauf an, daß das Beſchäftigungsverhältnis tat⸗ 
ſächlich beendet ift. Dieſe Löſung iğ praktiſch und auch vom 
öffentlich⸗ rechtlichen Standpunkte aus befriedigend, kann aber 
an der zivilrechtlichen Natur der Werksbeurlaubung nichts ändern. 

RA. Dr. Johannes Fuchs, Leipzig. 
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Schlichtungsweſen und gerichtliches Verfahren. 

Seit Erlaß des etc. ift die Frage der Abgrenzung der 
Zuſtändigkeit zwiſchen Schlichtungsausſchuß und ordentlichen Ge⸗ 
richten (Naufmanns⸗ und Gewerbegerichten) nicht zur Ruhe gekom⸗ 
men. Ein beſonders lebhafter Meinungsſtreit hat ſich darüber ent⸗ 
ſponnen, ob neben der Entſcheidung des Schlichtungsausſchuſſes ge⸗ 
maß 8 87 Betr R®. für eine gerichtliche Entſcheidung noch Raum tjt. 
Mit vollem Recht weit Derſch (JW. 1924, 1012 ff.) auf die 
Rechtsunſicherheit hin, die der bisherige Zuſtand hervorgerufen 
habe. Wenn er aber nun die Anſicht ausſpricht, die BD. über das 
Schlichtungsweſen (Schlicht O.) v. 30. Okt. 1923 habe mit allen 
dieſen Mißſtänden aufgeräumt und eine reinliche Scheidung zwiſchen 
Prozeß und Schlichtungsverfahren geſchaffen, ſo iſt dies doch nur 
ſehr bedingt richtig. 

Die Schlicht VO. fegt für die Entſcheidungen aus den 88 82 
bis 00 et. an Stelle des Schlichtungsausſchuſſes die Arbeits⸗ 
gerichte als ausſchließlich zuſtändig ein, und beſtimmt weiter, daß 
bis zur Errichtung allgemeiner Arbeitsgerichte die Kaufmanns⸗ oder 
Gewerbegerichte als Arbeitsgerichte gelten. Da nach der Schlicht VO. 
eine Berufung gegen die Urteile dieſer Arbeitsgerichte nicht ſtatt⸗ 
findet, ſo zieht Derſch hieraus anſcheinend den Schuß, daß die 
LG. mit dieſen Streitigkeiten nicht mehr befaßt werden können. 
Hier liegt indeſſen offenbar ein Fall vor, wo das Geſetz die nötige 
Klarheit noch nicht gebracht hat. Nach der herrſchenden Meinung, 
die durch die Rechtſprechung des RG. gejtügt wird (vgl. JW. 1923, 
229), war bisher anerkannt, daß z. B. im Falle einer friſtloſen 
Kündigung der Streit auf zwei Wegen ausgetragen werden konnte, 
nämlich einmal nach dem eich. durch Einſpruchsver ahren und 
Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes und daneben auch durch An⸗ 
rufung des Gerichts. Nur wenn bereits ein Spruch des Schrichtungs⸗ 
ausſchuſſes vorlag, kraſt deſſen das Arbeitsverhältais mit der Mün- 
digung aufgelöſt war, ſollte nach der — übeigens beſtrittenen — 
Auffaſſung des NG. für einen gerichtlich auszutragenden Schadens⸗ 
erſatzauſpruch kein Raum mehr fein. Wenn nun Abſ. II 8 1 der 
SchlichtßO. v. 30. Okt. 1923 an die Stelle des Schlichtungs⸗ 
ausſchuſſes die Arbeitsgerichte, d. h. bis auf weiteres die Kaufmanns⸗ 
oder Gewerbegerichte, ſetzt, ſo kann dies wohl zweifellos nur inner⸗ 
halb der Grenzen gelten, die bisher für die Zuſtindigkeit der Schlich⸗ 
tungsausſchüſſe gezogen waren. Mit anderen Worten: die a. a. O. 
für die daſelbſt aufgeführten Fälle ausgeſprochene „ausſchließliche 
Zuſtändigkeit“ der Arbeitsgerichte ſch ießt jede Täligteit des Sch. ich⸗ 
tungsausſchuſſes in dieſen Fällen fortan aus und erjegt fie durch 
die Arbeitsgerichte. Kein Satz kaun die Beſtimmung aber den Stun 
haben, neben dem Schiichtungsverfahren die Zuſtändigkeit der ordenta 
lichen Gerichte auszuſchließen. Dies kommt ſchon dadurch zum Aus⸗ 
druck, daß der Artikel die Überſchrift trägt: „Entlaſtung der Schlich⸗ 
tungsausſchüſſe“. Es ergibt ſich aber auch logiſch daraus, daß es ſich 
in der VO. nur um eine Neuregelung hinſichtlich der bisher dem 
Schlichtungsausſchuſſe übertragenen Streitigkeiten, alſo um 
eine, auf dem Gebiet des Schlichtungsverfahrens liegende Angelegen⸗ 
heit handelt. Die daneben beſtehende Zuſtändigkeit der Gerichte 
konnte durch die Schlicht VO. fo wenig berührt werden, wie durch 
die SS 82—90 des Betrag. 

Hieraus ergibt ſich nun eine höchſt eigenartige Folgerung. 
Wenn das Gewerbegericht auf Grund der Schlicht VO. entſcheidet, ſo 
iſt die Entſcheidung endgültig, eutſcheidet aber dasſelbe Gewerbegericht 
in demſelben Falle als Zivilprozeßinſtanz, fo geht die Berufung 
an das LG. In dem Fall der friſtloſen Entlaſſung hat aljo 3. B. 
der Arbeitnehmer die Wahl, ob er, durch Anrufung des Arbeiterrats, 
das Gewerbegericht zur letzten Inſtanz machen, oder ob er den 
Streit auf dem Wege über das Gewerbegeri cht bis zum LG. durch⸗ 
fechten will. Hat das Gewerbegericht als Arbeitsgericht im Shihe 
tungsverfahren entſchieden, fo beſteht noch immer die Slreitfrage, 
ob daneben das Gewerbegericht erſtinſtanzlich zur Durchführung 
der vollen zivilrechtlichen Entſchädigungsauſpeüche angernen we den 
kann. Dieſes eigentümliche und nicht grade befriedig ude E gebnis 
zeigt, daß die gegenwärtige Rechts age die fare Sh idung zwischen 
Prozeß⸗ und Schlichtungsverfahren und eine prakliſche Regelung der 
Zuſtändigkeitsfragen doch noch vermiſſen läßt. 

HU. Dr. Katzenſtein, Bieleſeld. 


Aus der Prozeßpraris. 

Unter den neuen Verfahrensvorſchriften war im erſten Ver⸗ 
handlungstermin vertagt worden zwecks weite er Vorberei ung, ins⸗ 
beſondere Beweisantritt. Darauf wurden fchriftjägfich Zeugen be» 
nannt, und das Gericht ordnete gemäß § 272 b ZPD. deren Ladung 
an und teilte dies den Parteien mit. In dem Termine erſchien aber 
außer den Zeugen nur der Beklagte. Das Protokoll beſagt dann: 
„Mit Rückſicht darauf, daß die eine Partei nicht erſchienen iſt und 
daher mangels eines Beweisbeſchluſſes eine Beweisaufnahme durch 
Zeugenvernehmung nicht ſtattfinden kann, wird auf Antrag des Be⸗ 
klagten, der keine Anträge zur Sache ſtellt, das Ruhen des Verfahrens 
angeordnet.“ Wenige Tage ſpäter beantragte der Anwalt des Klä⸗ 
gers, der offenbar an der Wahrnehmung des Termins verhindert 
worden war, neuen Termin. 

Wäre die in dem Beſchluſſe niedergelegte Rechtsanſicht zu⸗ 
treffend, dann würde damit der Wert des 8 272 b Nr. 4 ſehr er⸗ 
heblich gemindert werden. Denn mit der Möglichkeit des Ausbleibens 
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einer Partei in dem Termine, zu dem die Zeugen gemäß 8 272 b 
geladen ſind, muß immer gerechnet werden. Müßten dann die Zeugen 
wirklich unvernommen eutlaſſen werden, ſo hätte man ſich ſchon 
aus Rückſicht auf die Zeugen — welche ja erfahrungsgemäß durch 
die Jeugengebühr nur unzulänglich entſchädigt werden — ernſtlich 
zu überlegen, ob man den Weg des 8 2726 beſchreiten fol. 

Indeſſen man wird der Auffaſſung des Beſchluſſes nicht bei- 
zuſtimmen haben, denn § 2512 ZPO. beſtimmt in Satz 1: „Er⸗ 
ſcheinen in einem Termine beide Parteien nicht, oder ſtellt beim 
Ausbleiben einer Partei, ohne daß es zur Vertagung kommt, die 
erſchienene Partei keine Anträge zur Sache, jo kann das Gericht 
nach Lage der Akten entſcheiden.“ Im zweiten Satze iſt angeordnet, 
daß ein Urteil in dieſem Falle nur in einem beſonderen, auf min⸗ 
deſtens eine Woche hinaus anzuſetzenden Termine verkündet werden 
darf, und auch dies nur, wenn in einem früheren Termine eine 
mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat. Daraus folgt, daß für 
einen Beweisbeſchluß beides nicht gilt. Er kann alſo nach Lage 
der Akten ſofort erlaſſen werden, und zwar ſelbſt dann, wenn in 
dem erſten Termine eine mündliche Verhandlung nicht ſtattgefunden 
hatte, oder wenn es ſich überhaupt um den erſten Termin handelt. 
Und der ſofort erlaſſene und verkündete Beweisbeſchluß kann dann 
auch ſofort durch Vernehmung der geladenen Zeugen erledigt werden. 
Die ausgebliebene Partei wird hierdurch nicht beſchwert. Das recht⸗ 
liche Gehör iſt ihr nicht verkürzt worden, denn ſie war ja von der 
Ladung der Zeugen benachrichtigt, mußte alſo mit ihrer Vernehmung 
in dem Termine rechnen. 

Im Anſchluß an die Vernehmung kann dann die erſchienene 
Partei nach ihrer Wahl eine Vertagung, oder auch ein Verſäumnis⸗ 
urteil, oder auch eine weitere Entſcheidung nach Lage der Akten 
herbeiführen. Iſt dies wiederum ein Beweisbeſchluß, der ſich auf 
nicht geladene Zeugen erſtreckt, ſo kann der Beſchluß ſofort ver⸗ 
kündet und der weitere Beweistermin ſofort angeſetzt werden. Iſt 
dagegen auf Grund der Beweisaufnahme ein Urteil zu erlaſſen, ſo 
muß gemäß § 251 4 Satz 2 verfahren werden, alfo ein Verkündungs⸗ 
termin angeſetzt und der ausgebliebenen Partei durch eingeſchriebenen 
Brief bekanntgegeben werden. 

Beſondere Bedeutung hat die erörterte Frage im Bereich des 
MSchG., denn deſſen 8 11 Abſ. 3 beſtimmt, daß der Amtsrichter 
allein, wenn vor ihm der erſte Termin ſtattfindet und die Parteien 
nicht Alleinentſcheidung durch ihn beantragen, einen neuen Verhand⸗ 
lungstermin, zu dem die Beiſitzer zuguzichen ſind, anzuſetzen und 
ſofort zu verkünden hat. Zeugen und Sachverſtändige, deren Ver⸗ 
nehmung der Amtsrichter für erforderlich hält, ſind zu dem Termine 
zu laden. Der Amtsrichter darf alſo keinen Beweisbeſchluß i. S. 
des 8284 ZPO. erlaſſen, ſondern es handelt fih hier um einen 
Unterfall des 3 272 b gO. Am sgerichtsrat Dr. Schubart, Berlin. 


Zu 8 74 686. 

In JW. 1924, 996 6 ift auszugsweiſe ohne Datum ein Beſchluß 
des OLG. Königsberg zu § 74 Ab. 4 GKG. mitgeteilt. Zieler nimmt 
an, der Anwalt müſſe die Tatſachen anführen, welche die Schluß⸗ 
folgerung rechtfertigen ſollen, daß eine Verzögerung dem Kläger einen 
nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde; der 
letzte Halbſatz im Abſ. 4 beſage nur, daß zur Glaubhaftmachung 
dieſer Tatſachen in dieſem Falle die Erklärung des zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellten Rechtsanwalts genüge, dagegen ſei es Sache 
des Gerichts, nachzuprüfen, ob dieſe Tatſachen den Schluß recht⸗ 
fertigen, daß die Verzögerung einen nicht oder nur ſchwer zu eriep- 
den Schaden bringen würde. 

Aus der knappen Wiedergabe des Beſchluſſes geht nicht hervor, 
ob ſeine Gründe zum Schrifttum Stellung genommen haben. In 
dieſem vertritt Jonas (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 16) die ent- 
gegengeſetzte Anſicht. Er ſagt (S. 196 Note 4, vorletzter Abſ.): „Die 
zur Begründung des Antrages erforderlichen Tatſachen ſind glaub⸗ 
haft zu machen, vgl. 8 294 ZPO. — Eine weſentliche Erleichterung 
fieht der vom Reichstag eingefügte Halbſatz 2 des Abſ. 4 Satz 2 für 
die von einem Rechtsanwalt als Prozeß bevollmächtigten eingereichten 
Klagen und Anträge auf Erlaß eines Zahlungsbefehls vor; hier ge⸗ 
nügt zur Glaubhaftmachung — richtiger: erſetzt fie — die Ertlarung 
des Anwalts. Der Wortlaut der Volſchrift ſowie ihr offenſichtlicher 
Zweck, das Verfahren zu vereinfachen und Stoff zu Streitigkeiten 
tunlichſt auszuräumen, ſprechen entſcheidend für die Auslegung, daß 
die Erklärung, die Verzögerung würde dem Kläger einen nicht oder 
nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen, ausreicht; daß die Er⸗ 
klärung die zur Begründung der Auffaſſung dienenden Tatſachen 
darzulegen hätte, iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen. Dem Gericht 
iſt eine Nachprüfung auf ihre Richtigkeit verſagt; die vorſätzliche 
oder fahrläſſige Abgabe einer unrichtigen Erklärung würde aber 
ehrengerichtliche Ahndung nach ſich zu ziehen haben.“ 

Eine weitere Stellungnahme zu der Frage im Schrifttum oder 
der Rechtſprechung iſt mir nicht bekannt geworden. 

Die Auffaſſung von Jonas dürfte den Vorzug verdienen. 
Die Tragweite der Vorſchrift wäre in der Tat außerordentlich gecing, 
wenn man dem OLG. Königsberg beiträte. Denn kaum jemals wäre 
der Fall eingetreten, daß die Erklärung des Auwalts über Tatſachen, 
wie ſie hier in Frage kommen, nicht zur Glaubhaftmachung eben 
dieſer Tatſachen vom Gericht für ausreichend erachtet worden wäre. 
Schreibt doch E 294 ZPO. keinerlei Form für die Glaubhaftmachung 
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allgemein vor. Zur Glaubhaftmachung kann die Partei ſich aller 
Beweismittel ohne Rückſicht auf die für das Beweisverfahren be⸗ 
ſtehenden Formvorſchriften bedienen; die unbeeidigte Ausſage, die 
schriftliche Beſcheimgung oder die eidesſtattliche Verſicherung eines 
Dritten kann Berückſichtigung finden (JW. 893, 541 21). 

Wenn von der Auffaſſung des OLG. Königsberg ausgehend ein 
Gericht dem Antrage aus 8 74 nicht entſpricht, wird die Ablehnung 
damit begründet werden, daß die Tatſachen zwar durch die Erklärung 
des Anwalts glaubhaft gentacht ſeien, aber den Schluß nicht recht⸗ 
fertigen, den der Anwalt aus ihnen zieht. Genau ebenſo würde aber 
die Begründung regelmäßig lanten, wenn die Sondervorſchrift des 
874 Abſ. 4 zugunſten des Anwalts nicht vorhanden wäre. Die vom 
Reichstage eingefügte Vorſchrift wäre alfo in der Wirkung praktiſch 
gleich Null. Das kann nicht die Abſicht des Geſetzes ſein. Eine 
unverhältnismäßige Mühewaltung durch Aufzählung der Tatſachen 
würde den Anwälten erwachſen, wenn man der engeren Auslegung 
folgte. Auch dem Gericht würde eine Prüfungspflicht auferlegt 
werden, die außer Verhältuis zur Bedeutung der Sache ſteht. Würde 
das Gericht gar einmal die Dringlichkeit des Falles entgegen der 
Auffaſſung des Anwalts verneinen, der weitere Verlauf aber dem 
Gericht Unrecht geben, ſo könnten ſogar Erſatzanſprüche gegen den 
Fiskus in Frage kommen. Alle dieſe Nachteile ſind unverhältnis⸗ 
mäßig viel größer als der, daß gelegentlich in einer nicht ganz dring⸗ 
lichen Sache der Termin vor der Vorſchußzahlung anberaumt wird. 
Die Gefahr des Mißbrauchs durch die Anwaltſchaft beſteht nicht; 
vereinzelte Fehlgriffe ſind auf dem von Jonas bezeichneten Wege 
mit Leichtigkeit zu bekämpfen. 

Amtsgerichtsrat Dr. Schubart, Berlin. 


Urkundsperſonen bei der Bunk für deutſche 
Indußkrieobligationen. 

Nach 8 21 der I. DurchfBeſt. zum Induſtriebelaſtungsgeſetz vom 
28. Okt. 1924 (RGBl. II, 424) verleiht die Reichsregierung nach An- 
hörung der Bank für deutſche Induſtrieobligationen einem oder meh- 
reren zum Richteramt befähigten Angeſtellten dieſer Bauk den Cha- 
rakter als Urkundsperſonen; dieſe führen ein amtliches Siegel und 
haben in Angelegenheiten der Bank dieſelben Befugniſſe, wie nach 
88 Abſ. 3 des neuen BantG. — ſiehe JW. 1924, 1585 — in Aun- 
gelegenheiten der Reichsbank deren Urkundsbeamte 

IR. Dr. Kaufmann, Krefeld. 


Die Nollſtreckbarkeit nach tſchechoſlowakiſchem (öſter⸗ 
reichiſchem) Rechte. 

Bei der nunmehr auf Grund des Gegenſeitigkeitsvertrages 
möglichen Vollſtreckung tſchechoflowakiſcher Urteile im Deutſchen Reiche 
ergeben ſich infolge mangelnder Praxis verſchiedene Zweifel, von 
denen öfter wiederkehrt die Beanſtandung der üblichen Klauſel auf 
den tſchechoſlowakiſchen Urteilen „dieſe Ausfertigung iſt vollſtreckbar“. 
Dies mit Rückſicht darauf, daß der Nachweis der Rechtskraft des 
Vollſtreckungstitels gefordert wird, der meiſtens durch die obige 
Klauſel beigebracht wird, obwohl übrigens m. E. dieſer Nachweis 
auch anders beigebracht werden kann. 

Nun deckt fih nach tſchechoſlowakiſchem Rechte der Begriff der 
Vollſtreckbarkeit mit dem der Rechtskraft. Eine vorläufige Vollſtreck⸗ 
barkeit im reichsdeutſchen Sinne kennt das tſchechoflowatiſche Recht 
nicht, ſondern nur eine ſogenannte Exekution zur Sicherſtellung und 
eine exekutive einſtweilige Verfügung. 

Eben deswegen wird die Rechtskraftsklauſel meiſtens in der 
obigen Form gegeben. 

Vollſtreckbar und rechtskräftig find unſere Urteile und Beſchlüſſe 
nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt bzw. nach Erſchöpfung des Inſtan⸗ 
zenzuges. Eine Exekution zur Sicherſtellung im Gegen⸗ 
ſatze zu der „zur Hereinbringung“, kann auch auf Grund von End⸗ 
urteilen und Zahlungsaufträgen bewilligt werden, wenn dem Gerichte 
glaubhaft gemacht wird, daß ohne dieſe die Einbringung der Geld⸗ 
forderung vereitelt oder erſchwert werden würde. Ohne dieſe Be⸗ 
ſcheinigung it die Vornahme von Exekutionshandlungen zur Siche⸗ 
rung zu bewilligen: 

1. Auf Grund der infolge Anerkenntnis ergangenen Endurteile 
erſter Inſtanz, wenn wider diefe Urteile Berufung erhoben wurde, 

2. auf Grund von Zahlungsaufträgen im Mandats⸗ und Wechſel⸗ 
verfahren, wenn wider dieſe Einwendungen erhoben wurden, 

3. auf Grund von Zahlungsbefehlen im Mahnverfahren, wenn 
der Schuldner um Wiedereinſeßung in den vorigen Stand ange- 
ſucht hat, 

4. auf Grund von ſtrafgerichtlichen Entſcheidungen über privat⸗ 
rechtliche Anſprüche, wenn die Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
bewilligt wurde. 

Nach der Novelle zur Exekutionsordnung endlich auf Grund 
eines in zweiler Inſtanz getätigten Urteiles, wenn wider das Urteil 
des Berufungsgerichtes Reviſion erhoben wurde. 

Etwas anderes ſind die ſogenannten einſtweiligen Ver⸗ 
fügungen. Dieſe können ſowohl vor Einleitung eines Rechts⸗ 
ſtreites, als auch während eines ſolchen und während des Exekutions⸗ 
verfahrens zur Sicherung des Rechtes einer Partei getroffen werden, 
auch wenn der Anſpruch ein betagter oder ein bedingter iſt. 

Es iſt hierzu jedoch der Nachweis der Wahrſcheinlichkeit not⸗ 
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wendig, daß ohne die Bewilligung einer ſolchen einſtweiligen Ver⸗ 
fügung der Gegner der gefährdeten Partei die Hereinbringung der 
Geldforderung vereiteln oder erheblich erſchweren würde. Es möge 
hier angemerkt werden, daß die tſchechoflowakiſchen Gerichte ſolche 
Verfügungen nur ſelten herausgeben. 
Advokat Dr. Joſef Stark, Prag, 
Rechtsbeiſtand der Deulſchen Geſandtſchaft. 


Eutgegnung. 


Geltungsbereich der Grfahkafen in der Angeſtellten⸗ 
Derſicherung. 

A Die Ausführungen von Haaß in JW. 1924, 1421, die weder 

im Geſetz noch in einem der einſchlägigen Kommentare eine Stützung 

finden, können nicht unwiderſprochen bleiben. 

H. geht davon aus, daß der Bundesrat auf Grund des 8 374 
Abſ. 3 des ert, für Angeſtellte in der Faſſ. v. 20. Dez. 1911 
bei der Zulaſſung von Erſatkaſſen die Rechtzeitigkeit des Anſchluſſes 
der einzelnen Erſatzkaſſenmitglieder hätte prüfen müſſen. 

Schon das iſt nicht richtig. Es if bisher durchaus anerkannten 
Rechtens geweſen, daß für die Zulaſſung von Erſatzkaſſen nur die 
88 372 Abſ. 1 in Verb. mit 8355 Abf. 1 Satz 2; 3372 Abſ. 1, 
§ 372 Abſ. 2 Satz 1, 8372 Abſ. 2, 8372 Abſ. 3, 8375 Abi. 1, 8 377, 
§ 378 Abſ. 1 und § 380 bedingend waren (vgl. Manes⸗Königs⸗ 
berger S. 728; Hagen, Anm. 1 zu 8 374). 

Nach der Anſicht von Haaß hätten Verſicherungseinrichtungen, 

die als Erſatzkaſſen zugelaſſen werden wollten und zugelaſſen wur⸗ 
den, nach dem 5. Dez. 1911 gemäß 8 374 Abſ. 3 des Gef. in der 
alten Faſſung überhaupt keine Mitgliedsunternehmungen mehr auf⸗ 
nehmen dürfen. 

Das iſt jedoch weder Wille des Geſetzes geweſen, noch bisher 

von den Kommentaren anerkannt. Im Gegenteil war ein Beitritt 
von Unternehmungen nach dem 5. Dez. 1911 durchaus zuläſſig, nur 
daß er nicht die Wirkung hatte, daß die Angeſtellten der betreffenden 
Unternehmung durch ihren Beitritt zu der Verſicherungseinrichtung 
von der Pflicht zur Verſicherung bei der Reichsverſicherungsanſtalt 
für Angeſtellte befreit waren. Ein ſolcher Beitritt nach dem 5. Dez. 
1911 hatte vielmehr die Wirkung des Abſchluſſes eines Verſiche⸗ 
rungsvertrages mit einer Lebensverſicherungsunternehmung (vgl. 
Manes⸗Königsberger Anm. 2 zu 8374 und Hagen Anm. 1 
zu 8 374). 8 374 Abſ. 3 war alſo nichts weiter als eine durch das 
Geſetz geſchaffene zeitliche Begrenzung für den Beitritt von Unter⸗ 
nehmungen zu einer Erſatzkaſſe mit Wirkung der Beitragsfreiheit 
gegenüber der Reichsverſicherungsanſtalt für Augeſtellte. Es war 
daher ein geſetzestechniſcher logiſcher Fehler, dieſe Vorſchrift unter 
den Beſtimmungen aufzuführen, denen die Erſatzkaſſen genügen 
mußten, um zugelaſſen zu werden. 
Arrichtig it auch, daß § 374 Abſ. 3 infolge Beendigung des 
Zulaſſungsgeſchäftes aufgehoben worden fei; denn auffallenderweiſe 
find er die oben erwähnten Beſtimmungen des alten Geſetzes, 
die Bedingungen für die Zulaſſung von Erſatzkaſſen aufſtellten, 
in den 88 364 ff. des neuen Geſetzes reſtlos aufgenommen worden. 

Es iſt daher abſolut unrichtig, daß 9374 Abſ. 3 durch das 
Gef. v. 10. Nov. 1922 als entbehrlich beſeitigt worden fei. Biel» 
mehr iſt es offenbar ſo geweſen, daß ſich der Geſetzgeber über die 
Tragweite ſeiner Streichung nicht im klaren war. 

Ebenſo abwegig ift es, in dem 8 334 der neuen Faſſung in 
den Worten „Unternehmungen, für die die Erſagkaſſe errichtet UU" 
eine Wiederkehr des Grundgedankens der Abgrenzung des Geltungs⸗ 
bereichs der Erſatzkaſſen zu fejen. § 334 n. F. gleich 8 374 a. F. 
hat mit der Abgrenzung überhaupt nichts zu tun, ſondern bezweckt 
nur eine Beſchränkung der Auswahl der Riſiken durch die Erſatz⸗ 
kaſſen, indem mit der Beſtimmung gemeint iſt, daß einer Ver⸗ 
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ſicherungseinrichtung, die nun einmal als Erſatzkaſſe zugelaſſen war, 
ausnahmslos auch ſämtliche Angeſtellte der Mitgliedsunternehmungen 
angehören müſſen, ſo daß die betreffende Kaſſe nicht etwa einzelne 
Angeſtellte der Mitgliedsunternehmungen wegen höheren Riſikos 
von der Verſicherung bei ihr hätte ausſchließen können (vgl. Manes⸗ 
Königsberger Anm. 2 zu § 374 und Hagen Anm. 1 zu § 374). 

Das Geſetz hatte ſich hier im Wortlaut mit dem Wörtchen 
„errichtet“ vergriffen, fo daß dem Sinne nach anſtatt des Wörkchens 
„errichtet“ „beigetreten“ oder „angehören“ oder „angeſchloſſen“ zu 
»leſen ift. Ein ſolches Vergreifen des Geſetzes im Ausdruck iſt ja 
keine Seltenheit; man denke nur an den klaſſiſchen 8 919 BGB. mit 
ſeinen Worten „wenn ein Grenzzeichen verrückt geworden iſt“. 
Nach der Auslegungsmethode, die Haaß auf den § 354 n. F. an- 
wendet, wäre Vorausſetzung für einen Anſpruch aus 8 919 BGB., 
daß der Kläger Geiſteskrankheit des Grenzzeichens nachweiſt! Auf 
nichts anderes läuft nämlich die Auslegung des § 364 n. F. des 
AVG. dahin, daß die Tätigkeit der Erſakaſſen auf den Kreis ihrer 
Gründer (für die fie „errichtet“ ift!) beſchränkt fei. Wäre die Anſicht 
von Haaß richtig, ſo würden bei einer Erſazkaſſe, die z. B. am 
10. Febr. 1911 für 14 Unternehmungen „errichtet“ war, und der 
bis zu dem 5. Dez. 1911, dem geſetzlichen Stichtag des 8 374 
Abi. 3, noch vier weitere Unternehmungen beigetreten waren, trotz 
rechtzeitigen Beitritts gemäß den Vorſchriften des Geſetzes eine 
Beitragsfreiheit gegenüber der Reichsverſicherung für die vier fpüter 
beigetretenen Mitgliedsunternehmungen nicht beſtehen. Man ſieht, 
wie die Anſicht von Haaß nach jeder Seite hin ad absurdum führt. 

Ebenſo entbehrt jeder rechtlichen Grundlage die weitere Anſicht 
von Haaß, daß die Nachprüfung der Abgrenzung nunmehr allein 
dem Reichsarbeitsminiſter zuſtünde, da ſie ein Reſt des Zulaſſungs⸗ 
geſchäfts ſei, das inſoweit als noch nicht völlig erledigt anzuſehen 
ſei. Haaß widerſpricht ſich hier, indem er bei Erörterung der 
Wirkung des Fortfalls des 8 374 Abſ. 3 davon ausgeht, daß das 
Zulaſſungsgeſchäft lange beendet war, während er hier wieder von 
einer noch nicht völligen Erledigung ſpricht. Unverſtändlich iſt mir, 
was er damit überhaupt meint. Die beſtehenden Erſatzkaſſen ſind 
ſämtlich ſeit langem zugelaſſen; folglich iſt auch das Zulaſſungs⸗ 
geſchäft beendet und hat ſich der Reichsarbeitsminiſter mit Zulaſ⸗ 
ſungsgeſchäften überhaupt nicht mehr zu befaſſen. Der Geſchäfts⸗ 
kreis, den ihm der neue 8 399 AVG. zuweiſt, nämlich die Weiter⸗ 
zulaſſung, ift etwas gang anderes. 

Selbſtverſtändlich find in dem jetzigen § 366 die in der Nov. 
v. 10. Nov. 1922 enthaltenen Worte „nach dem Verſicherungs⸗ 
geſetz für Angeſtellte v. 20. Dez. 1911“ als überflüſſig beſeitigt. 
Irgendwelche beſondere Rechtsfolge ift auch von mir aus dieſer 
Streichung nicht gezogen worden. Darauf, was der Geſetzgeber 
gewollt hat, kommt es überhaupt nicht an; denn welches iſt der 
Wille des Geſetzgebers? Es iſt doch eine bekannte Tatſache, daß bei 
Zustandekommen eines Geſetzes die einzelnen Abgeordneten infolge 
ihrer verſchiedenen Vorbildung und politiſchen Einſtellung einen 
recht auseinandergehenden Willen haben. Inwiefern die neue Faſſung 
des Geſetzes an der bisherigen Rechtslage nichts hätte ändern können, 
iſt ebenſo wenig erſichtlich. Für die von mir vertretene Auſicht iſt 
vor allem weſentlich, daß 8 374 Abſ. 3 bereits durch die Nov. 
v. 10. Nov. 1922 geſtrichen war. 

Hiernach bleibt nichts anderes übrig, als durch ein neues Nach⸗ 
tragsgeſetz den § 374 Abſ. 3 wieder einzuführen, wenn man ſeine 
Einführung für unbedingt notwendig hält. Durch eine Auslegung, 
wie ſie Haaß dem Geſetze angedeihen läßt, kann man jedenfalls 
die möglicherweiſe vom Geſetz geber nicht beabſichtigte Folge der 
Streichung des 8 374 Abſ. 3 nicht erreichen. Schließlich ift der 
jetzige Zuſtand keineswegs ein Nachteil gegenüber dem früheren, da 
die Erſatzkaſſen während ihres nunmehr bald 14jährigen Beſtehens 
durchaus ihre Daſeinsberechtigung erbracht haben. 

Gerät, Dr. Menz, Berlin Charlottenburg. 
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A. Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Justizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

l' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 

Reichsrecht. Bürgerliches Geſetzbuch. 
1. 8 510 Ab ſ. 2 3P O. Irrtümliche Ein⸗ 
reichung einer Abſchrift der Berufungsbegrün⸗ 
ung an Stelle der von dem Prozeßvertreter 
beter zeichneten ici: die Berufung 
egründung braucht nicht unter allen Umſtänden 


Anmerkungen verboten! D. S. 


Berufungsgründe zu enthalten; 


die Angabe der d 
auf die Berufungsanträge be- 


fie fann fid 
ſchränken.] 7) 

Der Kl. hat gegen das am 3. Mai 1924 verkündete und 
am 30. Mai 1924 zugeſtellte Urteil des LG. II in Berlin am 
5. Juni 1924 Berufung eingelegt mit dem Antrage, unter 
Abänderung dieſes Urteils die Bekl. nach dem Klagantrage 
zu verurteilen. — Am 3. Juli 1924 hat ſein Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter 2. Inſtanz die Abſchrift eines Schriftſatzes vom 
2. desſelben Monats zu den Akten eingereicht, indem dar⸗ 
gelegt wird, wie die Berufung begründet werden ſoll. Mit 
Schriftſatz v. 10. Okt. 1924 hat er vorgebracht, daß die Ein⸗ 
reichung dieſer Abſchrift an Stelle der Urſchrift auf einem 
Verſehen des Büros beruhe und vorſorglich um Wiederein⸗ 
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ſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Friſt zur 
Begründung der Berufung gebeten. Das KG. hat durch den 
angefochtenen Beſchluß die Berufung als unzuläſſig verworfen, 
weil nicht innerhalb der geſetzten Friſt eine mit der Unter⸗ 
ſchrift des Prozeßbevollmächtigten des Kl. verſehene Be⸗ 
rufungsbegründung bei dem BG. eingereicht ſei und ein Ver⸗ 
ſehen dieſes Büros des Prozeß bevollmächtigten für fih allein 
nicht als Wiedereinſetzungsgrund angeſehen werden könne. 
Die gegen dieſen Beſchluß in der geſetzlichen Form und 
Friſt eingelegte ſofortige Beſchwerde iſt be⸗ 
gründet. Nach § 510 Abſ. 2 PO. bedarf es zur Begrün⸗ 
dung der Berufung der Einreichung eines Schriftſatzes nur 
dann, wenn die in Abſ. 3 daſelbſt vorgeſchriebene Berufungs⸗ 
begründung nicht bereits in der Berufungsſchrift enthalten 
war. Im vorliegenden Falle war aber bereits 
in der Berufungsſchrift ein der Vorſchrift des 
Abſ. 3. Nr. 1 entſprechender Berufungsantrag 
enthalten. — Nun iſt allerdings unter Nr. 2 daſelbſt 
vorgeſchrieben, daß die Berufungsbegründung auch die An⸗ 
gaben der neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden 
enthalten muß, welche die Partei geltend zu machen beab⸗ 
ſichtigt. Damit ift indes nicht, wie in § 554 nt 3 BGB. 
für die Reviſion angeordnet, daß die Berufungsbegründung 
unter allen Umſtänden auch die Angabe der Berufungsgründe 
enthalten muß und ebenſowenig ift hier eine dem 8 554 
Abi. 6 BRO. entſprechende Vorſchrift dahin erlaſſen, daß nach 
dem Ablaufe der Berufungsfriſt die Geltendmachung neuer 
Gründe nicht zuläſſig fei. Vielmehr bezieht fi) 8519 Abſ. 3 
Nr. 2 nur auf den Fall, daß der Berufungskläger zur Zeit 
der Berufungsbegründung neue Tatſachen, Beweismittel oder 
Beweiseinreden geltend zu machen beabſichtigt. Daraus 
ergibt ſich, daß er ſich bei der Berufungsbegrün⸗ 
dung auch auf die Stellung von Berufungs⸗ 
anträgen im Sinne des 8519 Abſ. 3 Nr. 1 be⸗ 
ſchränken kann. Seine Berufung wird dazu nicht 
unzuläſſig. Vielmehr ſetzt er fih in dieſem Falle nur der 
Gefahr aus, daß ſein neues Vorbringen unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 529 Abſ. 3 ZPO. zurückgewieſen wird. In 
dieſem Sinne hat ſich auch bereits die im Schrifttum herr⸗ 
ſchende Meinung ausgeſprochen (vgl. Volkmar, BD. über 
das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. Febr. 
1924 S. 174 Anm. 6 und 8, Kann, 3 PO. S. 276; Gold⸗ 
ſchmidt, Die neue ZPO. S. 160, 162; Breit in der JW. 
1924, 371, 831; Recht 1924, 410, 440, 470). — Die Begrün⸗ 
dung der Berufung iſt daher in der geſetzlichen Form und Friſt 
und mithin der angefochtene Beſchluß aufzuheben. 
(Beſchl. v. 5. Nov. 1924; VB 15/24.) 

2. 88520, 554 3 PO. Die Verwerfung der Yez 
rufung wegen verſpäteter Einzahlung der Pro⸗ 
zeß gebühr muß durch Urteil erfolgen, wenn die 
Entſcheidung auf Grund mündlicher Verhand- 
lung erfolgt. Mitteilung der die Friſt beſtimmen⸗ 
den Verfügung des Vorſitzenden durch den Ge⸗ 
richtsſchreiber erſetzt die Zuſtellung nicht.] 7) 

Nach dem Protokoll v. 24. Juni 1924 könnte es fraglich 
ſein, ob die Entſcheidung des BG. nicht auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergangen iſt. In dieſem Falle wäre 
die Beſchwerde unzuläſſig, da fie nach 88 519 b Abf. 2, 567 
Abſ. 3 ZPO. in der feit dem 1. Juni 1924 geltenden Faſſung 
nur gegen den ohne mündliche Verhandlung erlaſſenen Be⸗ 
ſchluß auf Verwerfung der Berufung gegeben iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung hätte ſolchenfalls überhaupt nicht durch Beſchluß 
ergehen dürfen, ſondern durch Urteil getroffen werden müſ⸗ 
fen, da nicht mehr der 8520 Abſ. 3 der früheren Faſſung 
der ZPO., ſondern, abgeſehen von den Ausnahmen in Ar- 
tikel VII der VO. v. 13. Febr. 1924 (RGBl. I, 149) die Be- 
ſtimmungen der QPO. in der feit dem 1. Juni 1924 gelten- 
den Faſſung auf die ſchon vorher anhängig gewordene Ye- 


Zu 2. Die Entſch. des RG. verdient in vollem Umfange 
Billigung. Von Intereſſe iſt namentlich der letzte Teil der Entſch. 
betreffend das Erfordernis ordnungsmäßiger Zuſtellung der Friſt⸗ 
beſtimmung des Vorſitzenden nach dem früheren § 520 Abſ. 3 HPI. 
(vgl. ebenſo auch die fpätere Entſch. desſelben Senats JW. 1924, 
1588). Inzwiſchen find zahlreiche weitere Beſchlüſſe des NS. er- 
gangen, fo v. 6. Aug. 1924 II B 1/24, 14. Okt. 1924 II B 3/24, 
7. Nov. 1924 II B 5/24, wonach auch für den neuen 8519 Abſ. 6 
ebenſo entſchieden worden iſt. Daß die Untergerichte durchweg anders 
verfahren haben, als das NG. es feit dem durch die Nov. v. 
22. Mai 1910 eingeführten 8 554 Abſ. 7 in jeder einzigen Reviſions⸗ 
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rufung anzuwenden waren. Gegen das Urteil wäre die Revi⸗ 
ſion das zuläſſige Rechtsmittel geweſen. Ob für dieſe auch 
Raum iſt, wenn die Entſcheidung auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung fälſchlich durch Beſchluß erfolgt iſt, bedarf hier 
nicht der Erörterung. In Wirklichkeit iſt davon auszugehen, 
daß eine mündliche Verhandlung nicht ſtattgefunden hat. 
Denn die Anwälte ſind in dem Termine am 24. Juni 1924 
zwar erſchienen, haben aber keine Anträge geſtellt, und der 
Beſchluß iſt erlaſſen, nachdem lediglich feſtgeſtellt worden iſt, 
daß der Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr erſt am 
19. Juni 1924, d. h. nach Friſtablauf erbracht ſei. Allerdings 
iſt der ergangene Beſchluß auch verkündet worden, aber dies 
beweiſt die mündliche Verhandlung noch nicht, zumal trotz 
der Verkündung der Beſchluß auch noch von Amts wegen den 
Parteien zugeſtellt worden iſt. Auch daß der Beſchluß in 
das Protokoll aufgenommen und nicht von dem Gericht oder 
dem Vorſitzenden und dem Berichterſtatter unterſchrieben iſt, 
iſt kein zwingender Beweis dafür, daß er auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergangen iſt, ſondern kennzeichnet 
nur einen Mangel in dem Erlaß des Beſchluſſes. Die un⸗ 
ſachgemäße Behandlung iſt offenbar darauf zurückzuführen, 
daß das Berufungsverfahren noch unter der Geltung der frü⸗ 
heren Beſtimmungen der ZPO. anhängig geworden iſt und 
deshalb auch noch mit dem ſchon beim Eingang der Be⸗ 
rufung anberaumten Verhandlungstermin gerechnet worden 
iſt. Wenn aber der Beſchluß tatſächlich ohne mündliche Ver⸗ 
handlung ergangen iſt, ſo unterliegt die Zuläſſigkeit der 
gegen ihn eingelegten, ſofortigen Beſchwerde keinem Bedenken. 
Sie it auch begründet. Das 23G. hat zwar mit Recht an- 
genommen, daß ihm binnen der geſtellten Friſt die Ein⸗ 
zahlung der Prozeßgebühr nachzuweiſen war und die 
bloße Einzahlung der Gebühr binnen der Friſt nicht genügte 
(RG 82, 96). Auch das Wiedereinſetzungsgeſuch gegen die 
Verſäumung der Friſt iſt von ihm aus zutreffenden Gründen 
abgelehnt worden, denn die falſche Belehrung des Kl. durch 
ſeinen erſtinſtanzlichen Anwalt muß dieſer ſich um ſo eher an⸗ 
rechnen laſſen, als er durch ſeinen oberlandesgerichtlichen An⸗ 
walt ausdrücklich darauf hingewieſen war, daß der Nachweis 
der Zahlung innerhalb der Friſt zu erbringen ſei. Aber das 
BG. hat nicht geprüft, ob die Verfügung, durch die der Vor⸗ 
ſitzende die Friſt zur Einzahlung der Prozeßgebühr beſtimmte, 
dem Kl. zugeſtellt iſt. Erſt mit dieſer Zuſtellung wurde 
ſie nach außen wirkſam (RG. 96, 351). Solange ihre Wirk⸗ 
ſamkeit fehlte, konnten auch die Folgen aus ihrer Nicht⸗ 
beachtung nicht gezogen werden. Ob die Zuſtellung geſchehen 
iſt, laſſen die Akten nicht erkennen. Das Schreiben des Ge⸗ 
richtsſchreibers an den Kl. nimmt zwar Bezug auf eine 
von dem Vorſitzenden beſtimmte Friſt bis zum 17. Juni 
1924. Dies vermochte aber die Zuſtellung der Verfügung 
ſelbſt nicht zu erſetzen. Sie mußte entweder bei der Be⸗ 
kanntmachung des am 6. Mai 1924 anberaumten Verhand⸗ 
lungstermins v. 24. Juni 1924 dem Kl. zugeſtellt werden oder 
dem erwähnten Schreiben des Gerichtsſchreibers in Aus⸗ 
fertigung beigefügt werden, um in ordnungsmäßiger Form 
zur Kenntnis des Kl. zu gelangen. Das BG. wird nachzu⸗ 
prüfen haben, ob dies erfolgt iſt. Fehlt es an dieſem Er⸗ 
fordernis, ſo kann die Berufung nicht wegen des verſpäteten 
Nachweiſes der Zahlung der Prozeßgebühr durch Beſchluß für 
unzuläſſig erklärt werden, ſondern es ift nach 8520 BRD. 
in der ſeit dem 1. Juni 1924 geltenden Faſſung Termin zur 
mündlichen Verhandlung anzuberaumen und in dieſem durch 
Urteil über die Berufung zu befinden. 
(Beſchl. v. 11. Juli 1924; B 1/24 VI. — Königsberg.) 

3. Art. 57, 126 CG BGB. Das Gericht hat von 
Amts wegen zu prüfen, ob ein Landesgeſetz gegen 
Reichsrecht verſtößt.] 

Für die Frage, ob das ſchwarzburgiſche Landesgeſetz vom 
22. Nov. 1918 mit dem Reichsrecht in Widerſpruch ſteht und 


ſache getan hat, ja daß man ſogar falſche Formulare hat drucken 
laſſen (vgl. PrJuſtMBl. 1923, 73, 108, 751; 1924, 214, 262), 
it kaum begreiflich, zumal man aus jedem Kommentar zu 8 554 
hätte erſehen können, wie es richtig zu machen war und vom RG. 
gemacht wurde. Die JuſtMBl. 1923, 751 erwähnten Klagen aus 
den Kreiſen der Rechtsanwälte betrafen nur die von der Friſt⸗ 
beſtimmung zu unterſcheidende Anforderung der Prozeßgebühr. Daß 
die Friſtbeſtimmung des Vorſitzenden eine von Amts wegen zuzu⸗ 
ſtellende Verfügung ift (8 329 Abſ. 3), konnte nie zweifelhaft fein, 
ebenſo wenig, daß bei dieſer Zuſtellung nach 88 208, 170, 176 zu 
verfahren war. RAU. Willy Reinberger, Berlin. 
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deshalb ungültig ift (vgl. RG. 103, 201), tritt das Prü⸗ 
fungsrecht des Reviſionsrichters ein. Die Reviſion trägt vor, 
ein Verſtoß gegen die Reichsgeſetzgebung ſei darin zu ſehen, 
daß im BGB. und in der Grundbuchordnung beſtimmte 
Formen für die übertragung des Eigentums an Grund⸗ 
ſtücken vorgeſchrieben ſeien, und daß ſich das Landesgeſetz 
über dieſe Formen einfach hinwegſetze, indem es anordne, 
das Kammergut gehe in das Eigentum des Staatsfiskus über, 
und auf Grund dieſer Beſtimmung ſei die Umſchreibung in 
den Grundbüchern zu bewirken. Nur dann ſei ein Übergang 
des Eigentums an Grundſtücken im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung ohne Wahrung der reichsrechtlich geordneten Formen 
— insbeſondere der 88 873 und 925 BGB. — wirkſam, wenn 
ein Vorbehalt zugunſten des Landesrechts, der im EH BGB. 
ſeine Stätte finden müßte, gegeben ſei. Einen derartigen Vor⸗ 
behalt enthalte Art. 126 CH BGGB., der aber hier nicht ein⸗ 
ſchlage. Da ſomit das in Betracht kommende Landesgeſetz 
durch keinen Vorbehalt gedeckt ſei, müſſe es als unverbind⸗ 
lich gelten und könne auch nicht die Eigenſchaft eines den 
Kläger beeinträchtigenden Staatshoheitsaktes behalten. Dieſe 
beachtlichen Geſichtspunkte hat der BR. ungeprüft gelaſſen, 
obgleich ihre Würdigung von Amts wegen geboten geweſen 
wäre. Sie kommen ſowohl für die dem Staatsfiskus wie auch 
für die der Günther⸗Stiftung für die Oberherrſchaft zuge⸗ 
ſchriebene Grundbeſitzung in Frage, denn in den 88 3, 4, 5 
des Landesgeſetzes v. 15. März 1919 betreffend die Ergänzung 
und Erweiterung der Günther-Stiftung find Beſtimmungen 
gleichen Inhalts getroffen. Die Unterlaſſung muß zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweiſung 
der Sache an die Vorinſtanz führen, damit durch ſie eine 
Prüfung der in Betracht zu ziehenden reichs⸗ und landes⸗ 
rechtlichen Normen vorgenommen werde (vgl. 8 565 Abſ. 4 
ZRO.). Dabei wird fih das OLG. auch die Frage vorzulegen 
haben, ob etwa der im Art. 57 EGBGB. ausgeſprochene 
Vorbehalt die landesrechtliche Regelung bei Beſtand zu er⸗ 
halten vermag. 
(U. v. 8. Juli 1924; 905/23 VII. — Jena.) 


4. 8123 BGB. Die Drohung mit Klage und 
Zurückbehaltung iſt nicht rechtswidrig. Anſpruch 
auf vertragstreue Erklärung.] f) 

(U. v. 29. Febr. 1924; 287/23 II. — Hamburg.) 

A. Anm. von Prof. Dr. Manigk, Breslau, ſ. oben, 
abgedr. JW. 1924, 1589. 

Zu 4. B. Die Entſch. hat grundſägl de Bedeutung. Der Br- 
käufer hat dem Käufer unſtreitig 10000 Kilo einer beſtimmten Ware 
verkauft. Der Käufer behauptet aber, weitere 6000 Kilo gekauft zu 
haben. Verkäufer lehnt daraufhin auch die Lieferung der unſtreitig 
verkauften 10000 Kilo ab bis zur Rücknahme der Behauptung, daß 
weitere 6000 Kilo verkauft ſeien. Käufer erklärt daraufhin, um 
die 10000 Kilo zu erhalten, fein Einverſtändnis damit, daß nur 
dieſe 10000 Kilo verkauft ſeien, ficht aber, nachdem er ſie bekommen 
hat, dieſe Erklärung an und verlangt nach Nachfriſtſetzung Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichtlieferung der angeblich weiter verkauften 
6000 Kilo. Die Anſechtung wird darauf gegründet, daß die 
Drohung des Verkäufers, auch die unſtreitig verkauften 10000 
Kilo nicht zu liefern, ſolange der Auſpruch auf die 6000 Kilo 
nicht aufgegeben werde, widerrechtlich geweſen fei. 

Der Käufer dringt mit der Anfechtung nicht durch. RG. 
nimmt an, daß die gutgläubige Androhung von Klagen oder Zurück⸗ 
behaltungsrechten, überhaupt von rechtlich zugelaſſenen Rechtsbehel⸗ 
fen, keine widerrechtliche Drohung fei, auch wenn fie ſich als ob⸗ 
jektiv unbegründet herausſtellen. Das intereſſiert hier nicht; vgl. 
dazu Manigk, Anm. a a. O. 

Wichtig iſt aber folgendes: Der Käufer hatte ſich darauf be- 
rufen, daß das Geſetz ein Zurückbehaltungsrecht nur gewähre, wenn 
der Zurückbehaltende einen Anſpruch habe, der a) fällig, b) zivil⸗ 
rechtlicher Natur und e) gegen bie Gegenpartei gerichtet ſei. Ein 
ſolcher Anſpruch habe aber dem Verkäufer nicht zugeſtanden. Wenn 
er meinte, daß das Verlangen des Käufers auf Lieferung der wei⸗ 
teren 6000 Kilo unbegründet ſei, hätte er deswegen noch keinen 
zivilrechtlichen Anſpruch auf Rücknahme dieſer Behauptung und 
dieſes Verlangens gegen den Käufer, ſondern nur ein prozeſ⸗ 
ſuales Recht gegen den Staat gehabt, im Falle der Unrichtig⸗ 
keit dieſer Behauptung des Käufers im Prozeß durch Urteil feſtzu⸗ 
ſtellen, daß dem Käufer der Anſpruch auf weitere 6000 Kilo nicht 
zuſtehe. Dieſe rein prozeſſuale Befugnis des Verkäufers auf Herbei⸗ 
führung einer gerichtlichen Feſtſtellung fet aber wohl zu unterſcheiden 
SC einem perſönlichen privatrechtlichen Anſpruch gegen den Gegen⸗ 
om stohenten, den Käufer, auf eine Leiſtung, nämlich auf die 

bgabe einer Willenserklärung dahin, daß er den fraglichen An⸗ 
ſpruch auf weitere 6000 Kilo fallen fafie. 

Das RG. hat hier in rechtsgeſchichtlich bedeutſamer Fortbildung 
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des bis zu einem gewiſſen Grade notwendigen Parallelismus zwiſchen 
materiellen und prozeſſualen Rechten den Rechtsgrundſatz aufgeſtellt, 
daß, obwohl das Geſetz in der Tat in einem ſolchen Falle nur einen 
Auſpruch gegen die Gerichte auf Feſtſtellung der Unbegründetheit des 
gegneriſchen Anſpruchs und nicht auch einen Auſpruch gegen den 
Gegner auf Zurücknahme dieſes Anſpruchs gewährt, doch dieſer legt- 
genannte privatrechtliche Anſpruch in und mit dem vor⸗ 
genannten öffentlich⸗rechtlichen prozeſſualen Anuſpruch ge- 
geben ſei. Wer mit einem unberechtigten Verlangen überzogen 
werde, ſei nicht auf den prozeſſualen Behelf der negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage allein angewieſen. Er konne in der Tat auch außer⸗ 
halb eines ſolchen negativen Feſtſtellungsprozeſſes im rechtsgeſchaft⸗ 
lichen Verkehr oder in einem anderen Prozeſſe einen Anſpruch 
auf Rücknahme der unberechtigten Rechtsbehaup⸗ 
tung des Gegners erheben. Auch dieſer Anſpruch fei ein fälliger 
Anſpruch i. S. des 8273 BGB., der alſo insbeſondere auch zum 
Gegenſtande eines Zurückbehaltungsrechts gegenüber einem 
anderen, an ſich begründeten Anſpruch geltend gemacht werden 
könne. Verkäufer habe alfo mit Recht die Lieferung des unſtreicig 
verkauften Teils von einem Verzicht auf den beſtrittenen Teil ab⸗ 
hängig gemacht. Wenn Käufer ſeine Behauptung hätte aufrecht⸗ 
erhalten wollen, hätte er auf Lieferung des unſtreitigen Teils klagen 
müſſen. Wählte er ſtatt deſſen den Weg, auf den ſtreitigen Teil 
zu verzichten, um den unſtreitigen Teil ohne Prozeß zu erhalten, 
ſo konnte er dieſen Verzicht nicht nachträglich wegen arglütiger 
Täuſchung anfechten, nachdem er die Ware dadurch erhalten Dote, 

Es iſt bekannt, welche Rolle die Divergenzen zwiſchen Prozeß⸗ 
recht und Zivilrecht in der Rechtsgeſchichte geſpielt haben, wie lange 
es gedauert hat, bis auch nur innerhalb des Gebiets der Leiſtungs⸗ 
klagen zu jedem materiellen „Anſpruch“ eine prozeſſuale „actio“ 
gewährt wurde, wie allmählich die Leistungsklage auf dieje Weiſe 
generell wurde, wie ſich, aus zwei Einzelfällen erwachſen, ihr noch 
ſpäter die allgemeine Feſtſtellungsklage angliederte, wie dann eine 
wenigſtens verhältnismäßig allgemeine Unterlaſſungsklage ſich nach 
ſchweren Kämpfen ebenfalls aus einer Generaliſierung von Einzel⸗ 
fällen heraus durchgeſetzt hat und wie das generelle konſtitutiwe Urteil 
trotz des nach einem Jahrzehnt meine „Urteile mit rechtsſchopfe⸗ 
riſcher Kraft“ (Vahlen, Berlin 1912) rechtfertigenden September⸗ 
urteils (RG. 100, 129) immer noch um feine Anerkennung ringt, 
weil ein Teil der Juſtiz ſich lieber durch verfaſſungswidrige Prozeß⸗ 
ordnungen äußere, rechtsvernichtende, un verantwortliche, als durch 
Herausarbeitung des Sinnes der Verfaſſung und des Rechts innere, 
rechtsfördernde, allerdings verantwortliche Macht gewähren laßt. 

Vorliegend handelt es fih umgekehrt um eine Rückwirkung des 
Prozeßrechts auf das Zivilrecht. 

Bisher iſt namentlich die negative Feſtſtellungsklage im all⸗ 
gemeinen als eine ſolche rein prozeſſuale Befugnis behandelt, der 
ein materielles Recht gegen den Gegner ſelbſt nicht entſprach. An⸗ 
ſprüche auf Abgabe oder Rücknahme beſtimmter Willenserklärungen 
zum Zwecke der außergerichtlichen Klarſtellung der Rechtslage wurden 
allgemein nur da anerkannt, wo eine beſondere geſetzliche Vorſchrift 
ſie verlieh. 

Nunmehr ſoll überall, wo das Geſetz eine Feſtſtellungsklage 
zur Klärung der Rechtslage gibt, auch ſchon vor und ohne Erhebung 
dieſer Feſtſtellungsklage der durch eine Rechtsberühmung in der 
Sicherheit ſeiner Rechtslage Beeinträchtigte den materiellen An⸗ 
ſpruch geltend machen konnen, daß der andere ſtörende Rechtsbehaup⸗ 
tungen zurücknimmt. Ob das RY. ſoweit gehen will, für dieſen 
Anſpruch unter Umſtänden auch die Selb ſthilße oder aber die Kage 
auf Abgabe einer Willenserklärung gemäß 8 894 RPI. zu geben, 
ergibt die Entſch. nicht. Praktiſch lag ſchon immer dieſer Gedanke 
für den Verkehr in der Luft, jo daß man vielfach jtatt einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage eine Klage auf „Auerkennung“ einer beſtimimten Rechts⸗ 
lage erhob. Doch wurde das bisher höchſtens als ungenaue Aus- 
drucksweiſe für die eigentlich zu erhebende Foſtſtellungs lage wohl⸗ 
wollend geduldet. Nunmehr zieht das RG. zunachſt jedenfalls eine 
Kouſequenz, die des Zurückbehaltungsrechts: auch wer feine Berz 
pflichtung zu einer beſtimmten Leiſtung a gar nicht beſtreiten will 
und kann, kann dennoch, ſofern die ſonſtigen Vorausſetzungen des 
Zurückbehaltungsrechts, insbeſondere der notwendige rechtliche Zu⸗ 
ſammenhang der beiden Anſprüche i. S. des 8273 BGB., gegeben 
ſind, gleichwohl dieſe Leiſtung verweigern, wenn der andere außerdem 
noch einen unbegründeten Auſpruch erhebt oder ſonſt — ſo wird 
nian folgerichtigerweiſe weiter ſagen können — einen unbegrun⸗ 
deten Rechtsſtandpunkt einnimmt, der den erſten Vertragsteil ernſt⸗ 
lich in ſeiner Rechtsſicherheit gefährdet. Er braucht, ſo führt das 
RG aus, nicht feine Leiſtung zu erfüllen, und es dann darauf an= 
kommen zu laffen, ob der andere ihn mit unbegründeten Anſprilchen 
überzieht, vielleicht ſeinerſeits wegen dieſer Anſprüche unnmehr 
die Gegenleiſtung verweigert oder ihm ſonſtige recheliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Schwierigkeiten macht, ſondern er kann die Klarſtellung 
der durch den andern unſicher gemachten Rechtslage als Voroediu⸗ 
gung feiner eigenen Leiſtung verlangen. 

Das Anwendungsgebiet dieſes Grundſatzes kann ein unüber⸗ 
ſehbares werden. Vorausſichtlich werden die Gerichte ſehr hald nes 
nöligt ſein, die Grenzen desſelben vorſorglich abzuſtecken, damit die 
Folgen nicht ins Uferloſe wachſen. Denn ſo ſicher dem Gedanken 
des RG. ein berechtigter Kern zugrunde liegt, jo ſeyr tut doch 
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dieſer Grundſatz, wenn er überſpaunt wird, ſtatt zu einer Klärung, 
zur weiteren Verwirrung der Rechtsverhältuiſſe, flatt zur Verminde⸗ 
rung zur Vermehrung der Prozeſſe und Datt zur Durchſetzung des 
Rechts zur Schikane führen. Soll z. B. der Mieter keine Miete 
zu zahlen brauchen, wenn der Hauswirt lediglich die Behaup⸗ 
tung aufftellt, der Mieter müſſe die Schönheitsreparaturen ſelbſt 
ausführen, auch wenn zur Zeit ſolche Reparaturen noch gar nicht 
notwendig ſind? Und wie iſt es vor allem, wenn die Tatſache, 
daß der andere Teil einen ſolchen, nach feiner Meinung begründeten, 
nach der Meinung des Gegners unbegründeten Auſpruch erhoben 
hat, nun ihrerſeits im Prozeß nicht, wie im vorliegenden Falle, 
unſtreitig iſt, ſondern der Gegner die diesbezügliche Behauptung nach 
Behauptung des anderen Teils lediglich zu Verſchleppungszwecken aus 
der Luft greift? Soll dann über dieſe Behauptung, daß der andere 
eine unbegründete Behauptung aufgeſtellt habe, erſt ein umfänglicher 
und zeitraubender Beweis erhoben werden? 

Man ſieht, wie weit die Konſequenzen dieſes Grundſatzes unter 

Umſtänden gehen können, und daß vielleicht die Frage zu erwägen 
wäre, ob er auf den Fall zu beſchränken iſt, daß die Tatſache der 
behaupteten Rechtsberühmung als ſolche unbeſtritten oder ſofort zu 
beweiſen, alſo liquide iſt, oder daß der Gegner im Prozeß ſelbſt 
den ihm vorgeworfenen Standpunkt aufnimmt und durchzuführen 
ſucht, wie es in dem erſchienenen Falle geſchehen war. Hätte aber 
dort der Kaufer geſagt: ich habe ja bisher niemals weitere 6000 kg 
verlangt — ohne aber hinzuzufügen: ich will ſie auch nie ver⸗ 
langen —, ſo wäre es doch recht fraglich, ob man daun dem Stand⸗ 
punkt des Verkäufers ſo weit entgegenkommen ſollte. 
An ſich liegt aber dem Beſtreben, materielles und Prozeß⸗ 
in Übereinſtimmung zu bringen, ein wichtiger Kern zugrunde. 
der vorliegenden Entſch. wird man u.a. herleiten können, 
daß der Sachlieferant eine einwandfreie Erklarung des Käufers 
über die Aufwertung des Kaufpreiſes auch dann verlangen kann, 
wenn nach den Vertragsvereinbarungen die Lieferung nicht Zug 
um Zug gegen Zahlung zu erfolgen hat, ſondern der Lieferant 
vorausleiſtungspflichtig und für die Zahlung ein Ziel gewährt iſt. 
Bisher haben ſich die Käufer in einem ſolchen Falle einer Er⸗ 
klärung über die Aufwertung mit der formaliſtiſchen Begründung 
zu entziehen geſucht, daß ja zunächſt die Frage des Kaufpreiſes 
noch gar nicht zur Entſcheidung ſtünde. Der Verkäufer habe ja 
vorzuleiſten. Der Kaufpreis ſei erſt einen Monat nach Lieferung zu 
zahlen, die Reſtkaufgeldhypothek werde erſt drei oder fünf Jahre 
nach Auflaſſung fällig, weshalb ſolle der Käufer ſich jetzt ſchon 
über die Aufwertungsfrage verbindlich äußern, dazu ſei es immer 
noch Zeit, wenn die Gegenleiſtung fällig geworden ſei. Hier dürfte 
ein ſicherer Anwendungsfall des RG.⸗Grundſatzes vorliegen: auch 
der vorleiſtungspflichtige Verkäufer muß einen gegenwärtigen, fälligen 
Auſpruch auf gerichtliche Feſtſtellung oder freiwillige Zubilligung 
einer angemeſſenen Aufwertung haben, mag auch der aufgewertete 
Betrag ſelbſt erſt ſpater zahlbar ſein. 

Von großem Intereſſe wird auch fein, wie das NS. fih zu 
der Anwendung ſeines Grundſatzes auf den § 323 ZPO. ſtellt. 
Dieſer gibt einen Anſpruch auf Erhöhung oder Verminderung von 
wiederkehrenden Leiſtungen nach rechtskräftigem Urleil. Auch dieſer 
Anſpruch iſt vom Geſetz nicht in das bürgerliche Recht, ſondern in 
die ZPO. eingefügt und als rein zivilprozeſſualer betrachtet. Nach 
dem neuen Grundſatz des RG. müßte man aber auch hier dem 
zivilrechtlichen Reflex der prozeſſualen Befugnis 
eine gewiſſe ſelbſtändige Bedeutung beilegen, was z. B. für die Frage 
des Verzuges mit einer erhöhten Rentenleiſtung und einer demgemäß 
nach Verzugsgrundſätzen über die Aquivalenzgrundſätze hinaus er⸗ 
höhten Aufwertung maßgebend fein könnte. 

Ebenfalls von Intereſſe wird die Frage fein, ob das RG. 
ſeinen Grundſatz überhaupt und gegebenenfalls mit welchen Ein⸗ 
ſchränkungen auf das handelsrechtliche Zurückbehaltungsrecht 
überträgt, welches ja das Erfordernis des rechtlichen Zuſammenhanges 
nicht kennt. Hier würde alſo der Kaufmann eine Leiſtung von be⸗ 
weglichen Sachen oder Wertpapieren auch dann verweigern können, 
wenn der Gegenkontrahent, der ebenfalls Raufmann ift, nicht nur 
aus demſelben, ſondern aus irgendeinem anderen, aus dem 
Handelsverkehr der beiden reſultierenden Rechtsverhältnis unbegrün⸗ 
dete Auſprüche ſtellt und nicht zurücknimmt. Deun darauf, daß 
8 369 HGB. von fälligen „Forderungen“, § 273 BGB. von fälligen 
„Anſprüchen“ redet, wird man einen grundlegenden Unterſchied der 
Behandlung kaum gründen können. Iſt das Recht auf vertrags⸗ 
treue Willeuserklärung des Partners als „Anſpruch“ anzuſehen, ſo 
wird man es auch als „Forderung“ bezeichnen müſſen. 

Auch das Verhältnis des § 273 zu § 320 BGB. bietet in dieſem 
Zuſammenhange intereſſante Fragen. 

Von beſonderer Bedeutung, aber beſonderer Mißbrauchsfähigkeit 
erſcheint das neue Recht im Börſen verkehr, wo derartige wiri- 
liche oder vermeintliche Mißverſtändniſſe, namentlich bei telephoniſchen 
oder telegraphiſchen Kaufe und Verkaufsaufträgen nicht felten find 
oder behauptet werden. Immer iſt zu beachten, daß, wenn das Recht 
nicht auf liquide Anſprüche beſchränkt wird, praktiſch durch die 
Prozeßverzögerung auch demjenigen die Zurückhaltung zugute kommt, 
der ihren Tatbeſtand ſubjektiv oder objektiv zu Unrecht behauptet 
Soll man ſoweit gehen, daß der Gläubiger A. des Auſpruchs a 
auch auf die bloße beſtrittene Anzapfung des Schuldners B. hin, 
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A. habe einen weiteren Anſpruch b unberechtigt geltend gemacht, 
darum brauche B. auch auf den Anſpruch a nichts zu leiſten, im 
Prozeß ſich über dieſen weiteren, von ihm bisher noch nie geltend 
gemachten Auſpruch erklären und ausdrücklich Urfehde über den 
nur vom Schuldner in die Debatte geworfenen Anſpruch b 
ſchwören muß, um den Klaganſpruch durchzuſetzen? Soll er nicht 
berechtigt fein, materiellen Ertlärungen über dieſen zweiten UAn- 
ſpruch aus dem Wege zu gehen, wenn er erklären kann, ihn bisher 
nie geltend gemacht zu haben? Soll der Schuldner ihn durch viel⸗ 
leicht rein fingierte Behauptungen über Anſprüche, deren der Gläu⸗ 
biger ſich berühmt habe, zu einem Generalverzicht auf Anſprüche 
aller Art außer dem Klaganſpruch zwingen können, wenn er bei 
deſſen Fortſetzung den Zeitverluſt einer Beweisaufnahme über die 
beſtrittene Rechtsberühmung verhüten oder gar vermeiden will, als 
ſich der vom Gegner angeführten Rechte tatjächlich berühmend aus 
geſehen zu werden, weil er offen läßt, ob er ſie nicht tatſächlich 
vielleicht für ſich in Anſpruch nimmt? Auf dieſem Wege würde 
jedem Leiſtungsanſpruch mit einem negativen Generalſfeſtſtellungs⸗ 
oder Anerkennungsanſpruch begegnet werden. 

Daß der Grundſatz ſich nicht uneingeſchränkt durchführen läßt, 
dafür ſpricht auch die beſondere Erwähnung des Moments der 
Fälligkeit in den vorerwähnten geſetzlichen Vorſchriften über das 
Zurückbehaltungsrecht. Was für den negativen Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch gelten ſoll, müßte doch auch für den poſitiven gelten. 
Dieſer und nicht der Anſpruch auf künftige Leiſtung aus § 259 ift 
aber auch für nicht fällige Leiſtungsanſprüche und gerade für jie 
gegeben. So ſcheint man vor die Alternative geſtellt zu ſein, ent⸗ 
weder negative und poſitive Feſtſtellungsanſprüche verſchieden zu 
behandeln, oder das Moment der Fälligkeit aus dem Zurückhaltungs⸗ 
recht zu eleminieren. Letzteres iſt gegenüber der Faſſung und dem 
Zweck des Geſetzes doch ſehr bedeuklich. Andererſeits iſt wirklich 
nicht einzuſehen, warum in dem vom NG. entſchiedenen Fall der 
Verkäufer zwar deswegen mit der Lieferung der 10000 kg ſollte 


zurückhalten können, weil der Käufer zu Unrecht behauptete, von ihm 


noch weitere 6000 kg fordern zu können, nicht aber deshalb, weil 
ihm, dem Verkäufer, aus einem anderen Geſchäft ein erſt nach 
drei Monaten fälliger Anſpruch auf 6000 Goldmark zuſtand, den 
der Käufer ſchon jetzt beſtritt. Eine unterſchiedliche Behandlung 
dieſer beiden Fälle iſt ebenfalls recht bedenklich. 

So bleibt an dem hochintereſſanten Problem der Konfor⸗ 
mierung von materiellem und Prozeßrecht noch vieles 
offen. So gut es auch heute noch klagloſe Verbindlichkeiten gibt und 
immer gewiſſe Fälle bleiben werden, wo das materielle Recht weiter 
geht, als das Prozeßrecht, wird ſich auch der umgekehrte Fall nicht 
ganz aus der Welt ſchaffen laſſen. Man wird unmöglich ſoweit gehen 
können, jeder kleinen prozeſſualen Befugnis eine eutſprechende zivil⸗ 
rechtliche Handlungs⸗ oder Erklärungspflicht des Vertrags⸗ und 
Prozeßgegners eutſprechen zu laſſen. Es wird darauf ankommen, 
die Grenze angemeſſen zu ziehen. Mit dieſem Vorbehalt darf aber 
in der Eutſch. ein ganz weſentlicher Rechtsfortſchritt innerhalb dieſer 
trüben Zeiten des Zurückweichens der Juſtiz vor ſtaatlicher Rechts⸗ 
korruption erblickt werden. 

Offenbar jind hier die unformaliſtiſcheren, nicht auf das Ron- 
ſtruktionsband der Obligatio, ſondern auf den Geſamttatbeſtand von 
Treu und Glauben, Loyalität, korrektem und ehrlichem Handeln 
abgeſtellten Gedaukenkomplexe des gewerblichen, Urheber- und Wett» 
bewerbsrechts befruchtend für das Ilpilrecht geweſen. Aus ihnen, 
die allerdings vielfach intuitive Behandlung verlangen, dem irratio⸗ 
nalen Element alles Rechts Rechnung tragen und nicht von der 
Vermutung der Möglichkeit ſchlechthinniger Rationaliſierung und 
Dogmatiſierung ausgehen, wird auch die oben erwähnte Grenz 
ziehung befruchtet werden müſſen, wie überhaupt dieſe Methode 
als Syntheſe zwiſchen den Polen reiner Induktion und reiner 
Deduktion, reinen Begriffsſpiels und reiner Gefühlsduſelei ſich all⸗ 
mählich immer mehr durchſetzen wird, mom nicht die Juſtiz in 
den Strudel des moraliſchen Staatsverfalls hineingezogen wird. 

RA. Dr. v. d. Trenck, Berlin. 


5. 8 181 BGB. gilt auch für die geſetzliche Ver⸗ 
tretung. 7) 

Der am 12. März 1920 verſtorbene Korbmacher U. hatte 
in ſeinem Teſtament v. 16. Febr. 1920 beſtimmt, daß er an 
der geſetzlichen Erbfolge nichts ändern wolle, daß aber ſeine 
zweite Ehefrau, die Kl., berechtigt fei, feinen geſamten Grund- 
befi zum Preiſe von 3500 % zu übernehmen;: hierüber ſolle 


Zu 5. Die ſtreitige Frage, ob ein von einem Vertreter un⸗ 
zuläſſigerweiſe durch ſog. Selbſtkontrahieren abgeſchloſſener Vertrag 
nichtig oder ſchwebend unwirkſam ſei, alſo durch nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung wirkſam werden könne, iſt vom NS. ſtändig im Sinne 
der zweiten Möglichkeit entſchieden worden. Und zwar mit Recht. 
Offen blieb aber die Frage, ob dies auch für den Fall der geſetzlichen 
Vertretung gelten könne. Staudinger (Anm 6 zu 8 181) hat da- 
gegen eingewandt, daß ja in dieſem Falle niemand vorhanden ſei, der 
die Genehmigung erteilen könne. Nun iſt allerdings richtig, daß bei 
geſetzlicher Vertretung der Vertretene ſelbſt regelmäßig, wenn auch 
nicht immer, unfähig ſein wird, die Genehmigung vorzunehmen. Aber 
daraus kann doch nicht gefolgert werden, daß die nachträgliche Ge⸗ 


53. Jahrg. 1924 Heft 23 


Rechtſprechung 


1863 


ſie ſich binnen 3 Monaten nach ſeinem Tode dem Nachlaß⸗ 
gericht gegenüber erklären. U. iſt hiernach beerbt worden von 
der Kl. zu ½ und von ſeinen Kindern erſter Ehe — den drei 
Bekl. und ihrem Bruder Karl U. — ſowie von den 2 Kindern 
zweiter Ehe zu je /. In dem Eröffnungstermin v. 10. April 
1920, in welchem die Kl. handelnd für ſich und als geſetzliche 
Vertreterin ihrer minderjährigen Kinder ſowie die 4 Söhne 
erſter Ehe erſchienen waren, hat die erſtere erklärt, von ihrem 
Übernahmerecht Gebrauch machen zu wollen. Das gerichtliche 
Protokoll enthält den weiteren Vermerk: „Die Erjchienenen 
kamen alsdann noch dahin überein, daß die Witwe U. den zum 
Nachlaß ihres Mannes gehörigen Grundbeſitz nicht, wie im 
Teſtament vors ſehen, für 3500 %, ſondern für 8000 % über- 
nimmt.“ Am 16. Okt. 1920 ift dieſem Abkommen der in- 
zwiſchen beſtellte Pfleger der Minderjährigen beigetreten und 
dem Beitritt die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung er⸗ 
teilt worden. Die Bekl. haben trotz der getroffenen Ab⸗ 
machung die Zwangsverſteigerung der Nachlaßgrundſtücke 
zwecks Auseinanderſehung beantragt. Sie behaupten, der Erb⸗ 
laſſer ſei nicht berechtigt geweſen, über den geſamten Grund⸗ 
beſitz letztwillig zu verfügen, da dieſer ihm und ſeinen Söhnen 
erſter Ehe in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft gehört habe. Das 
Abkommen v. 10. April 1920 fei unwirkſam, weil die Ki. 
entgegen der Vorſchrift des § 181 BSD. dabei zugleich als 
geſetzliche Vertreterin ihrer minderjährigen Kinder und Mit⸗ 
erben gehandelt habe. Vor dem Beitritt des Pflegers ſei 
demgemäß das Abkommen und das etwa darin liegende Ver⸗ 
tragsangebot durch das an die Kl. gerichtete Schreiben ihres 
Rechtsbeiſtands v. 18. Juni 1920 widerrufen worden. Die 
Kl. hält die vom Amtsgericht angeordnete Zwangsverſteige⸗ 
rung der Grundſtücke für unſtatthaft und hat Klage erhoben 
mit dem Antrag, die Zwangsverſteigerung für unzuläſſig zu 
erklären. Die Klage hatte Erfolg. Die Beil. haben die Rechts⸗ 
beſtändigkeit des Abkommens v. 10. April 1920 deshalb in 
Abrede geſtellt, weil die Kl. den Vertrag als Miterbin in 
eigenem Namen und zugleich als geſetzliche Vertreterin ihrer 
zu den Miterben gehörenden minderjährigen Kinder geſchloſſen, 
alfo der Vorſchrift des 8 181 BGB. zuwider gehandelt habe. 
Aus dieſem Grund ſei von ihnen der Vertrag durch Schreiben 
v. 18. Juni 1920, und zwar noch vor dem Beitritt des Pfle⸗ 
gers, als nichtig widerrufen worden. Das BG. führt hierzu 
aus, die Bekl. hätten ſich durch das Abkommen feſt gebunden; 
für die anfangs nicht gebundenen minderjährigen Stief⸗ 
geſchwiſter ſei es durch die nachträgliche Genehmigung des 
Pflegers wirkſam geworden. Von der Reviſion wird die Rih- 
tigkeit dieſer Entſcheidung zur Nachprüfung geſtellt. Sie muß 
im Ergebnis gebilligt werden. Nach 88 181, 1686, 1630 
Abſ 2, 1795 Abſ. 2 BGB. konnte die Kl., und zwar ſelbſt 
mit Ermächtigung des Vormundſchaftsgerichts (RG. 71, 162) 
den Vertrag mit ſich ſelbſt als Vertreterin ihrer minder⸗ 
jährigen Kinder nicht abſchließen. Wie das Rö. in nunmehr 
feſtſtehender Rechtſprechung annimmt (RG. 56, 104 87% 51, 
68, 37; 89, 374; 93, 337; 103, 418), bewirkt das unbefugte 
Verhandeln des Vertreters mit ſich ſelbſt nicht die Nichtigkeit 
des Rechtsgeſchäfts, ſondern ſchafft nur einen Schwebezuſtand, 
der bis zur Genehmigung durch den Vertretenen ($ 177 VGB) 
dauert. Es ift gegenüber den von Staudinger Anm. D zu 
8 181 (vgl. Planck Anm. 3a daf.) erhobenen Bedenken nicht 
abzuſehen, weshalb dies nicht auch bei der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung gelten ſoll, wenn wie hier der nach § 1909 BGB. zu 
beſtellende Pfleger die Genehmigung nachträglich erteilen Toun. 
Bis dahin würde den Bekl. das Recht des Widerrufs nach 
8178 (vgl. § 109) BGB. zugeſtanden haben, wenn fie im 
Sinne dieſer Vorſchrift als der „andere Teil“, d. h. als Ver⸗ 
tragsgegner der Minderjährigen anzuſehen wären. Das trifft 
indeſſen nicht zu. Vertragsieile find die Kl. als Miterbin auf 
der einen, die übrigen Miterben (die Bekl. und die Minder⸗ 
jährigen) auf der anderen Seite. Die Kl. übernimmt in dem 


nehmigung überhaupt ausgeſchloſſen fei (ogl. Plang Aum. 3a zu 
8181). Auch bleibt zu beachten, daß ja der Vertretene, wenn er ge- 
ſchäftsfähig geworden iſt, ſelbſt die Entſcheidung über die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Vertrages vornehmen kann. Endlich iſt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht — obzwar nicht in der Lage, ſelbſt zu genehmigen (RG. 
70, 162) — doch berechtigt, einen Pfleger zu beſtellen, der den von 
dem Vormunde ohne Verkretungsmacht abgeſchloſſenen Vertrag nach⸗ 
träglich genehmigt. Mit Recht hat daher das RO. in der vorſtehen⸗ 
den Gut, die von dem Pfleger erteilte nachträgliche Genehmigung 
für wirkſam erklärt und damit für Planck gegen Staudinger 
entſchieden. Prof. Dr. v. Blume, Tübingen. 


Abkommen von der Erbengemeinſchaft den Grund eſitz und hat 
den Übernahmepreis an die Gemeinſchaft zu zahlen, ohne daß 
zugleich eine Teilung desſelben vereinbart wäre. Inſofern 
liegt der Streitfall anders als der in RG. 93, 334 entſchiedene. 
Den Minderjährigen gegenüber fehlt den Bekl. mithin das 
Recht des Widerrufs, weil jene Vertragsgenoſſen auf der Seite 
der Bekl., nicht Vertragsgegner find; der Kl., ſoweit ſie für 
ſich ſelbſt handelte, als der eigentlichen Vertragsgegnerin 
gegenüber kommt aber ein Widerruf der Bekl. wegen man⸗ 
gelnder Vertretungsmacht überhaupt nicht in Frage. In⸗ 
ſofern nimmt der BG. mit Recht an, daß die Bekl. für ihre 
Perſon an das Abkommen feſt gebunden ſeien. 
(U. v. 8. Okt. 1923; 471/22 IV. — Sena.) 


6. Kein Rücktritt und keine Aufwertung 
wegen veränderter Umſtände, insbeſondere Geld⸗ 
entwertung, wenn der Kaufpreis ſofort beim 
Vertragsſchluß bezahlt ift.l}) 

Der BR. iſt der Tatſache nicht gerecht geworden, daß 
der Kl. der Bekl. den vollen Preis für die beſtellte 
Ware im voraus bar entrichtet hat. In einem ſolchen 
Fall kann ſich, mindeſtens für die Regel, der Verkäufer 
nicht mehr darauf berufen, daß ihm hinterher infolge 
veränderter Umſtände, infolge geſtiegener Preiſe oder, was 
auf dasſelbe hinausläuft, infolge Entwertung des deutſchen 
Geldes die Erfüllung nach Treu und Glauben nicht mehr 
zugemutet werden könne. Der Verkäufer hat die volle Gegen⸗ 
leiſtung des Käufers für die zu liefernde Ware erhalten, und 
zwar in dem Betrag und Wert, den beide Teile beim Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags für den richtigen und der Sachlage an⸗ 
gemeſſenen Gegenwert gehalten haben, und zu einem Hetz: 
punkt, in dem von einer Entwerkung der Geldleiſtung des 
Käufers gegenüber dem Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes noch 
keine Rede ſein konnte. Indem der Käufer ſeine Leiſtung 
im richtigen Vetrag und zur richtigen Zeit erbracht hat, hat 
er ſich gleichzeitig in Anſehung der ihm obliegenden Leiſtung 
in vollem Umfang befreit, und das, auf einem gegenſeitigen 
(Austauſch-)Vertrag beruhende Rechtsverhältnis hat ſich auf 
die einſeitige Lieferungspflicht des Verkäufers beſchränkt. Von 
einem infolge der Geldentwertung herbeigeführten Mißverhaält⸗ 
nis zwiſchen der Sachleiſtung des Verkäufers und der Geld⸗ 
leiſtung des Käufers kann folgerichtig keine Rede mehr ſein. 
Dieſes rechtliche Ergebnis — vgl. in gleichem Sinne JW. 
1923, 457 — ſteht mit der wirtſchaftlichen Lage durchaus im 
Einklang. Nach den Regeln der Erfahrung hat der Ver⸗ 
käufer feine Preisforderung auf kaufmänniſcher Grundlage, 
d. h. ſo bemeſſen, daß er durch den vom Käufer bewilligten 
Preis wegen ſeiner Selbſtkoſten und ſeines Geſchäftsgewinnos 
gedeckt iſt. Dieſen Preis hat er infolge der Vorauszahlung 
des Käufers in dem vollen beim Vertragsſchluß vorausgeſetzten 
Wert erhalten. Seine Sache iſt es nun, zuzuſehen, wie er 
ohne Schaden ſeiner Lieferpflicht nachkomme. Sowohl für 
die benötigten Noh- und Hilfsſtoffe wie für die Löhne und 
Gehälter hat er die Mittel in Geſtalt der erhaltenen Anzah⸗ 
lung in Händen. Die Roh- und Hilfsstoffe kann er alsbald 
anſchaffen; gelingt ihm dies wider Erwarten nicht, ſo hat er 
ſich verrechnet, und dies kann nur ihm, nicht dem Käufer nach⸗ 
teilig ſein. Die Löhne und Gehälter muß er freilich erſt 
im Lauf eines längeren Zeitraums wirklich bezahlen, und 
inſofern muß er mit der Gefahr einer Steigerung notwendig 
rechnen. Aber indem er die Vorauszahlung angenommen hat, 
hat er ſich auch inſoweit zum voraus gedeckt, und auch hier 
iſt es ſeine Sache, wenn hinterher ſeine Berechnung ſich als 
trügeriſch erweiſt. Regelmäßig wird er übrigens die emp- 
fangene Geldleiſtung nutzbringend und inſofern wertbeſtändig 
in ſeinem Geſchäft anzulegen in der Lage, und dadurch gegen 
die Geldentwertung gedeckt ſein. Am beſten wird er ſeine 
Intereſſen wahrnehmen, indem er die vorausbezahlte Ware, 


Zu 6, 7, 8. A. Zunächſt eine allgemeine Ausführung. 

Trotz der Eutih. v. 28. Nov. 1923 kann das NG. von dem 
Satze: „Mark gleich Mark“ innerlich noch nicht loskommen; auf 
dieſen Glauben an die allgemeine Nennwertzahlkraft der Papie wort 
paßt wirklich das Wort des Horaz: furca expellas, tamen usque 
recurret. Man nimmt dieſe augebliche Nennwertzahlkraft ſcheinbar 
wie ein unabänderliches katum hin. Und ich vermiſſe die Neigung, 
ſich ernſtlich nach ihren hiſtoriſchen und juriſtiſchen Grundlagen um⸗ 
uſehen. Wären ſolche Verſuche energiſch unternommen, ſo wäre die 
Nennwertzahlkraft längſt wie eine Seifenblaſe zerplatzt. 

Deun die Geſchichte des Papiergeides zeigt, daß die Nennwert- 
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ſobald die Geldentwertung ſchärfere Formen anzunehmen 
droht, ſo raſch wie möglich zur Anfertigung und Ablieferung 
bringt. Sollte er hierin durch das Verhalten des Käufers be⸗ 
hindert werden, ſo iſt es wiederum Sache des Verkäufers, die 
geeigneten Schritte zu tun, um Verzögerungen zu vermeiden 
und eine klare Rechtslage zwiſchen ihm und dem Käufer zu 
ſchaffen. Im vorliegenden Fall hatte Kl. nach Abſchluß des 
Vertrags die vertragsmäßig bronziert zu liefernden Rück⸗ 
wände der Wecker durch ſolche aus Meſſing oder doch durch 
vermeſſingte Rückwände zu erſetzen gewünſcht; die Bekl. hatte 
verſucht, dem Wunſch entgegenzukommen und hatte gewiſſe 
Schritte nach dieſer Richtung getan; hierdurch war eine ge⸗ 
wiſſe Zeit verloren gegangen. Schließlich hat ſich der Wunſch 
als unerfüllbar erwieſen, und Bekl. hat nach wie vor bronziert 
geliefert und Kl. die Ware angenommen. Eine ſchuldhafte 
Verzögerung der Lieferung durch den Kl. iſt hier nicht er⸗ 
ſichtlich; im übrigen war es, dem Ausgeführten zufolge, 
Sache der Bekl., wenn ſie ſich durch den, ſchließlich doch nicht 
erfüllten Wunſch des Kl. in der Anfertigung und Ablieferung 
der Ware hinhalten ließ. 
(U. v. 5. Febr. 1924; III 281/23. — Karlsruhe.) 


7. 8242 BGB. Die auf der Geldentwertung 
beruhende Erhöhung einer durch Vergleich feſt⸗ 
getenten Entſchädigungsrente berechtigt den 

erpflichteten nicht zum Rücktritt vom Ver⸗ 
gleich.] 7) 

Wenn feſtſteht, daß der Kl. nicht auf den Anſpruch ver⸗ 
zichtet hat, daß die Rente für die Zukunft dem geſunkenen 
Werte der Papiermark entſprechend angepaßt werde, und 
wenn es ſich ferner um eine Unterhaltsrente handelt, ſo hat 
das BG. mit Recht in Anlehnung an die RG. 106, 233 
angenommen und ausgeſprochen, daß die Bekl. verpflichtet iſt, 
dem Kl. vom 1. April 1922 ab die Rente in einem höheren 
Papiermarkbetrage auszuzahlen. Wie hoch die ſeit dieſem 
Zeitpunkte zu zahlenden Rentenbeträge in fortſchreitender Be⸗ 
rücksichtigung des Sinkens des Markwertes zu bemeſſen find, 
iſt Sache des richterlichen Ermeſſens in Anwendung des 
Grundſatzes von Treu und Glauben ($ 242 BGB.). Hier- 
bei ſind die beiderſeitigen Belange gegeneinander abzuwägen, 
alſo auf der einen Seite die Bedürftigkeit des Kl. und ſeiner 
Familie, anderſeits die finanzielle Lage und Zahlungsfähig⸗ 
keit der Bekl. zu berückſichtigen; daneben iſt aber auch im 
Auge zu behalten, daß die allgemeine Lebenshaltung des 
deutſchen Volkes in feiner Allgemeinheit infolge des unglück⸗ 
lichen Ausganges des Krieges und der ſchweren Laſten, die 
auf ihm ruhen, erheblich herabgedrückt iſt. Nun hat die 
Bekl. für den Fall, daß ſie zu einer gewiſſen Anpaſſung der 
Rente an die Geldentwertung für verpflichtet erachtet werden 
ſollte, den Vergleich als für ſie nicht mehr bindend erklärt. 


zahlkraft nicht als eine wiſſenſchaftliche Entdeckung, ſondern als eine 
praktiſche Erfindung ſchuldenreicher Staatsweſen ins Leben trat. 
Frühere Zeiten hatten die Methode befolgt, die Folgen der Münz⸗ 
verſchlechterungen auf Gläubiger und Schuldner inſofern gleichmäßig 
zu verteilen, daß ſie zu Laſten der Staatsgläubiger und der Privat⸗ 
ſchulduer gingen. Die Münz⸗ und Kreditedikte feit dem Ausgang des 
Mittelalters verlangen vielfach grundſätzlich, daß der Privatſchuld⸗ 
ner feinem Gläubiger nach der bonitas intrinseca tempore con- 
tractus zurückzahle, alſo mit entſprechendem Aufgeld (augmentum, 
agio), falls die Währung inzwiſchen verſchlechtert worden war. 
Dagegen erſchien es den Fürſten des abſolutiſtiſchen Zeitalters oft 
ſelbſtberſtändlich, daß die Staatsgläubiger fih mit Rückzahlung in 
ſchlechterem Gelde zum Nennwert begnügen mußten. 

Dieſe unterſchiedliche Behandlung von Staats⸗ und Privatſchul⸗ 
den erwies ſich als nicht mehr angängig, ſeit die öffentlichen An- 
leihen die Hauptform der Staatskreditgeſchäfte und damit breite 
Volksſchichten zu Geldgebern der Staaten wurden (während die frü⸗ 
heren Kreditoperationen im weſentlichen nur mit den Kreiſen des 
Großkapitals [Banken, Großhandel! vorgenommen worden waren). 
Jene breiten Volksſchichten waren aber noch im 18. Jahrhundert 
politiſch mündig und ſtark geworden; es ſchien deshalb nicht mehr 
open ſie durch die ſtaatliche Kreditpolitik offen vor den Kopf zu 
toßen. 

In dieſer ſchwierigen Lage entſtand den geldbedürftigen Staaten 
ein Helfer in der Not durch die Einführung des Papiergeldes. 

Die Leiſtungen der Notenpreſſe waren unerſchöpflich; dem 
Papierſchein konnte man nicht ſo wie der geringhaltigen Münze ohne 
weiteres anſehen, wie weit er minderwertig war; in der Verſchleierung 
des Standes der Staatsfinanzen beſaß man Übung; es bedurfte nur 
noch der Feſtſetzung der Nennwertzahlkraft, dann ſchwamm das 
Staatsſchiff wieder einige Zeit auf geglätteten Wogen. Daß nachher, 
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Sie glaubt ihn wegen Irrtums anfechten zu können oder zum 
Rücktritt berechtigt zu ſein. Der Irrtum ſei darin zu finden, 
daß die Bekl. in dem Glauben den Vergleich geſchloſſen habe, 
ſie könne mit feſten Summen rechnen. Wenn ſich dies infolge 
der veränderten Verhältniſſe als unrichtig erwieſen habe, 
ſo ſei auch für ſie die Grundlage des Vergleichs entfallen. 
Danach will ſich alſo die Bekl. in einer von ihr angenom⸗ 
menen Vorausſetzung geirrt haben. Soweit die Voraus⸗ 
ſetzung darin beſtanden haben ſoll, daß ſie der Meinung ge⸗ 
weſen iſt, der Kl. habe auf eine Erhöhung der Rente wegen 
Geldentwertung verzichtet, hat nun aber das BG. ſchon 
tatſächlich feſtgeſtellt, daß die Bekl. darüber nicht im Un⸗ 
klaren geweſen iſt, daß nur eine vertragliche Feſtlegung 
der Abänderungsmöglichkeit der Rente in der Vertragsurkunde 
unterbleiben, im übrigen aber ein etwaiges Erhöhungsrecht 
des Kl. von dem Vergleiche nicht berührt werden ſollte. Die 
Bekl. könnte ſich alſo nur in der Vorausſetzung geirrt haben, 
daß die Geldverhältniſſe ſich nicht andern würden. Aber ab- 
geſehen davon, daß die Bekl., eine im Wirtſchaftsleben fte- 
hende Reichsbehörde, im Jahre 1920 wohl kaum als gewiß 
angeſehen hat, daß die Mark nicht mehr fallen werde, kann 
der Irrtum einer Vertragspartei über eine Borausſetzung 
nur dann die Anfechtung begründen, wenn die Vorausſetzung 
Vertragsinhalt geworden iſt (RG. 85, 326; Urt. v. 
16. Febr. 1921, 429/20 V in JW. 1921, 738). Hier ift aber 
die behauptete Vorausſetzung nicht Beſtandteil der vertrag⸗ 
lichen Erklärung der Bekl. geworden, wie das BG. feſtgeſtellt 
hat. Es ſind allerdings vor Abſchluß des Vergleiches Er⸗ 
örterungen darüber gepflogen worden, wie die Rente zu be⸗ 
meſſen ſei, wenn die Geldentwertung weiter fortſchreite, und 
der Kl. hat ausdrücklich vorgeſchlagen, eine die Geldentwer⸗ 
tung betreffende Klauſel in den Vergleich aufzunehmen. Das 
iſt aber am Widerſpruch der Bekl. geſcheitert. Eine Willens⸗ 
einigung hat darüber nicht ſtattgefunden. Über den Inhalt 
der von ihm abgegebenen Erklärung hat ſich die Bekl. 
nicht geirrt. Sie war ſich vollſtändig klar darüber, daß ſie 
dem Kl. eine Rente von einem beſtimmten Werte ge⸗ 
währen wollte, einem Werte, der ihm die Möglichkeit gab, 
Dei dauernd ein beſtimmtes, dieſem Werte entſprechendes Maß 
von Lebensbedürfniſſen zu verſchaffen. Der Wert der Rente 
ſprach ſich in der Kaufkraft aus, welche einer Summe von 
12000 Papiermark damals innewohnte. Dieſer innere Wert 
der Rente bildete die Grundlage des Vergleichs und dieſe 
Grundlage ſoll auch nicht geändert werden. Der Kl. verlangt 
keineswegs, daß ihm eine Rente von höherem Wert gezahlt 
werde, ſondern ſein Verlangen geht gerade umgekehrt dahin, 
daß ihm die Rente dem vereinbarten Werte nach nicht ge⸗ 
kürzt werde. Die Geſchäftsgrundlage iſt nicht dadurch zum 
Nachteil der Bekl. geändert worden, daß der Wertmeſſer, 
die Papiermark, dieſe Eigenſchaft verloren hat. Die Bekl. 


wenn der unvermeidliche Schiffbruch kam, auch die Privatgläubiger 
mit ertranken, focht nicht weiter an. 

Das iſt die Geſchichte der Nennwertzahlkraft ſeit dem letzten 
Viertel des 18. Jahrhunderts, eingeleitet durch die Behandlung des 
Kontinentalgeldes im amerikaniſchen Unabhängigkeitskriege und der 
Aſſignaten in der franzöſiſchen Revolution. Staaten mit gewiſſen⸗ 
hafter Finanzverwaltung haben die Gefahren der Nennwertzahlkraft 
erkannt und die Folgerungen aus dieſer Erkenntnis gezogen, — ſo 
Preußen bei feinen Treſorſcheinen 1806—15. Aber dann umwand 
Knapp der Nennwertzahlkraft das Haupt mit der Gloriole wijfen- 
ſchaftlicher Notwendigkeit. Und ſeitdem ſind der Ausbeutung dieſer 
„wiſſenſchaftlichen“ Entdeckung durch Staaten, die ihrer Schulden 
ledig werden wollen, Grenzen ſcheinbar nicht mehr geſteckt. 

Um ſo wichtiger iſt die Frage, wie es um die juriſtiſche 
Zuläſſigkeit der Nennwertzahltraft in Deutſchland beſtellt it. 

Die Regierungsinſtanzen ſind an dieſer heiklen Frage recht 
achtlos vorbeigegangen. Für die Ausführungen des Geheimrats 
Schlegelberger in feiner „Aufwertung“ (S. 11) und des RM. 
Luther in der Schrift „Feſte Mark — ſolide Wirtſchaft“ (Abſchnitt 
zur Aufwertungsfrage) wird vermutlich von den Herren Verfaſſern 
ſelber juriſtiſche Vollwertigkeit nicht in Anſpruch genommen wer⸗ 
den; und im übrigen ſchweigt die offizielle Literatur. 

Gerade deshalb verweiſe ich auf die Darlegungen, die meine 
Schrift über „Das Aufwertungsurteil des Reichsgerichts v. 28. Nov. 
1923“, namentlich auf S. 58—88, enthält. Ich habe dort nachge⸗ 
wieſen 

1., daß nicht die Wiſſenſchaft, fondern ausſchließlich das pofi- 
tive Recht eines Landes darüber entſcheidet, ob die Währung dieſes 
Landes Nennwertzahlkraft hat, 

2., daß das deutſche Recht der deutſchen Papiermark Nennwerk⸗ 
zahlkraft in der allgemeinen Art, die landläufig behauptet wird, nie⸗ 


58. Jahrg. 1924 Heft 23] 
würde vielmehr zum Nachteil des Kl. die Geſchäftsgrundlage 
verändern, wenn ſie heute mit Zahlung einer Summe von 
vollſtändig entwerteten 12 000 Papiermark, die nur noch 
einen verſchwindenden Bruchteil eines einzigen Goldpfennigs 
darſtellt, ihre Verpflichtung erfüllen zu können glaubt. Daher 
kann auch von einem Rücktrittsrecht der Bekl. vom Vergleich 
keine Rede ſein. 

(u v. 13. Mai 1924; 606/23 VI. — Dresden.) 


8. 8242 BG B. Behandlung eines im Juli 1914 
zuſtande gekommenen, im Auguſt 1914 auf Er⸗ 
ſuchen des Beſtellers bis Kriegsbeendigung 
hinausgeſchobenen und dann im Oktober 1918 
zur Ausführung verlangten Möbelanferti⸗ 
gungs vertrages. f) 

Aus den Gründen: Das die Klage abweiſende BU. 
geht von dem in der Rechtſprechung anerkannten Satze aus, 
daß die Erfüllung eines vor dem Kriege geſchloſſenen Ver⸗ 
trags für die Zeit nach dem Kriege nicht mehr verlangt wer⸗ 
den kann, wenn in den Verhältniſſen eine von den Vertrags⸗ 
parteien nicht vorausgeſehene Veränderung ſo weſentlicher 
Art eingetreten iſt, daß der Erfüllungszwang mit der nach 
88 157, 242 BGB. gebotenen Rückſichtnahme auf Treu und 
Glauben und die Verkehrsſitte unvereinbar wäre und eine 
etwaige Leiſtung eine weſentlich andere als die vertraglich 
vorgeſehene ſein würde. Wenn aber im BU. ſodann an⸗ 
genommen iſt, daß ein ſolcher Fall hier vorliege, ſo erheben 
ſich Bedenken, die zur Urteilsaufhebung führen müſſen. Der 
BR. rechnet damit, daß Kl. die Bell. entweder am 25. Sept. 
oder anfangs Okt. 1918 zur Lieferung aufgefordert habe, 
er läßt dahingeſtellt, ob ſich die Herſtellungskoſten, wie Bekl. 
behauptete, im Okt. 1918 auf das Drei⸗ und Vierfache, im 
Nov. 1918 bereits auf das Sechsfache, oder, wie Kl. be⸗ 
hauptete, für jene Zeit auf das Doppelte der Friedenskoſten 
belaufen haben, und erwägt im weſentlichen: jedenfalls habe 
eine für Möbel gewaltige Preisſteigerung vorgelegen, außer⸗ 
dem hätten gerade in jener Zeit infolge der Verkehrsſtockungen 
beſonders große Schwierigkeiten in der Beförderung der er: 
forderlichen Rohſtoffe beſtanden, und dazu komme noch, daß 
ſich bei der vereinbarten ſechswöchentlichen Lieferungsfriſt 
die Herſtellung bis in den Nov. 1918, die Zeit der größten 
politiſchen und wirtſchaftlichen Unſicherheit hineingezogen 
haben würde. Im Falle der Lieferung hätte Bekl. nicht nur 
jeden Verdienſt einbüßen, ſondern auch die Lieferung unter 
nicht vorausſehbaren, weſentlich veränderten Umſtänden be⸗ 
wirken müſſen, während der Kl. Möbel erhalten hätte, deren 
Wert ſich auf das Mehrfache des von dem Kl. vereinbarten. 
Preiſes ſtellen würde. Das Ergebnis wäre um ſo unbilliger 
und ungerechter, als die Liejerungszeit bei Ausbruch des 
Krieges nicht auf Wunſch der Bekl., ſondern des Kl. hinaus⸗ 


mals beigelegt hat, ſondern nur für ganz beſondere, namentlich durch 
techuiſche Rückſichten geforderte Fälle (ſo z. B. für Zahlungen auf 
fog. laufende Bankkonten; S. 19). 

Ein Gegenbeweis gegen dieſe Darlegungen iſt m. W. von nie⸗ 
mand unternommen. Dafür, daß ſie dem NG. bekannt werden 
konnten, habe ich ausreichend geſorgt. Wes wegen ſetzte fih trotzdem 
bisher keine Entſcheidung des RG. mit ihnen auseinander? 

Zur Erweiterung des Geſichtsfeldes empfehle ich ſchließlich das 
Studium der Beſtimmungen des Jüngſten Neichsabſchiedes über die 
Schuldentilgung nach dem Dreißigjährigen Kriege (88 170—175), 
und des Materials, welches Johann Gottfried v. Meiern in ſeinen 
Acta Ratisbonensia 1738 über ihre Vorgeſchichte publiziert hat. 
(Tom. I S. 434—439: Kammergerichtsgutachten von 1653; S. 622 
bis 626: Reichshofratsgutachten von 1653; S. 1092—1109: Ber- 
handlungen der Reichsſtände, Reichsgutachten, Kaiſerliche Reſolution, 
bon 1654; — Tom. II S. 312—334: Vorverhandlungen von 1644; 
ibid. Anhang S. 28, 58: Text des Paragraphen de indaganda der 
beiden Friedensſchlüſſe von 1648; S. 132—134: Text der 88 170 
bis 175 des JNA) Für das norddeutſche Territorialrecht des eg 
und 18. Jahrhunderts findet man eine Fülle intereſſanten Materials 
im Corpus Constitutionum Marchicarum, im Novum Corpus 
Constitutionum Prussico-Brandenborgenium, und in J. C. Däh⸗ 
nerts Sammlung Pommerſcher und Rügiſcher Landesurkunden. 
Beſonders charakteriſtiſch etwa der Münzrezeß zwiſchen Schweden, 
Brandenburg und Braunſchweig⸗Lüneburg von 1695 (Dähnert Ul 
S. 707—717, ſpeziell S. 7122-713) und Friedrichs des Großen 
Neues Müntz⸗Edikt v. 29. März 1764 (N. C. C. III S. 381—408, 
ſpeziell § 10). 

B. Zum einzelnen folgendes: 

L Nr. 64: Dieſe Entſch. v. 5. Febr. 1924 ſteht im Einklang 
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geſchoben ſei, Kl. alſo das ihm bewieſene Entgegenkommen 
zum eigenen Vorteil und zum Schaden der Bekl. ausnutzen 
würde. Schon danach erſcheine Bekl. nicht mehr verpflichtet, 
die Möbel zu dem von dem Kl. vereinbarten Preiſe zu 
liefern. Die vom Kl. aus dem Umſtande, daß bei Siſtierung 
der Arbeiten bereits ein erheblicher Teil der Lieferungsfriſt 
verfloſſen war, hergeleiteten — im Urteil näher bezeichneten 
— Einwendungen griffen nicht durch. Selbſt wenn Bekl. die 
Möbel in einzelnen Teilen fertiggeſtellt haben ſollte, habe doch, 
nachdem die Erfüllung des Vertrags im Intereſſe des 
Kl. auf unbeſtimmte Zeit hinausgeſchoben worden ſei, für 
die Bekl. nach 8242 BGB. nicht die Verpflichtung beſtanden, 
ſchon hergeſtellte Möbelteile auf eigene Gefahr und Hotten 
jahrelang für den Kl. aufzubewahren. Bekl. habe vielmehr 
etwa ſchon vorhandene Möbelteile anderweit verwenden und 
die Herſtellung der dem Kl. zu liefernden Möbel entſprechend 
der nachträglichen Vereinbarung aufſchieben dürfen. Wie der 
Reviſion zuzugeben iſt, werden dieſe Erwägungen den für 
die Entſcheidung beachtlichen Geſichtspunkten und Verhält- 
niſſen nicht gerecht. Inſoweit das RG. eine Befreiung von 
vertraglich übernommenen Lieferungspflichten wegen er⸗ 
ſchwerenden Einfluſſes, ſei es des Weltkriegs, ſei es der Re⸗ 
volution zugelaſſen hat, geſchah es, weil durch dieſe oder 
eines dieſer Ereigniſſe eine im betreffenden Falle wirkſame 
und ungünſtige Veränderung der wirtſchaftlichen Lage von 
ganz außerordentlicher und tief einſchneidender Bedeutung 
eingetreten war. Maßgeblich für die Frage, ob die Vertrags⸗ 
leiſtung zuzumuten oder nicht mehr zuzumuten iſt, ſind immer 
die Verhältniſſe des einzelnen Falles zur Zeit der Fälligkeit 
der Leiſtung, und es ſind dabei die Intereſſen nicht nur der 
leiſtungspflichtigen, ſondern auch der anderen Partei, alſo die 
beiderſeitigen Verhältniſſe im ganzen ins Auge zu faſſen 
(vgl. namentlich RG. 98, 18; 101, 80). Im BU. tritt deut⸗ 
lich eine Neigung zur einſeitigen Berückſichtigung der Inter⸗ 
eſſen der lieferungspflichtigen Partei hervor. Hierzu führte 
den BR. die Erwägung, daß die Bekl. anfangs Auguſt 1914 
durch Hinausſchiebung der Lieferungszeit dem Kl. entgegen⸗ 
gekommen iſt. Allein dieſer Geſichtspunkt iſt abzulehnen. 
Ganz abgeſehen davon, ob nicht in den erſten Tagen nach 
Kriegsausbruch und bei der dadurch veranlaßten Abberufung 
zahlloſer Arbeitskräfte das vom Kl. in Erwartung ſeiner 
militäriſchen Einberufung geſtellte Erſuchen um Auſſchub viel⸗ 
leicht der Bekl. ſelbſt ſehr gelegen kam, ſo hat ſich doch dieſe 
freiwillig und anſtandslos auf den Lieferungsaufſchub ein⸗ 
gelaſſen, und ſie darf darum nicht nachträglich beanſpruchen, 
daß ihre Intereſſen vorwiegende Berückſichtigung finden. Bei 
ihrem Abkommen vom Auguſt 1914 haben beide Parteien zum 
Ausdruck gebracht, daß der Lieferungsauftrag nicht annulliert 
werden, ſondern beſtehen bleiben ſollte, und es war damals 
von der auf insgeſamt nur 6 Wochen bemeſſenen vertraglichen 


mit III v. 29. April 1924 (RG. 108, 156), VII v. 4. Mai 1923 
(RG. 107, 140) und VII v. 21. Dez. 1923 (RG. 107, 218). 

Der Rechtsſatz, daß, nach völlig erbrachter eldleiſtung, wegen 
nachträglich eingetretener Geldentwertung eine Nachzahlung nicht 
verlangt werden kaun, iſt auch für mich ſelbſtverſtändlich. 

Aber das Recht des Gegners, wegen nachträglicher, unverhältnis⸗ 
mäßiger Erſchwerung der eigenen Leiſtung auf Anderung oder Auf⸗ 
hebung des Vortrages zu driugen, wird m. E. auch durch die voll⸗ 
wertige Vorerfüllung ſeines Geldauſpruches nicht berührt, wenn nur 
die beſonderen Vorausſetzungen ſo gegeben ſind, wie ich ſie in 
AZB. 110, 204 ff. (1913) und in J. f. D. 72, 382/3, 392 ff. formu⸗ 
liert habe. Für mich iſt da ein Muſterfall in RO. 21, 118 gegeben 
(vet. ABB. 110, 165/6). Jemand hatte im Frühjahr 1887 in der 
gerechtfertigten Annahme, daß das. Branntweinſteuergeſetz ert am 
1. April 1888 in Kraft treten ſollte, eine Quantität Ruübenſpiritus, 
lieferbar im Oktober 1887, für 85 000 A8 verkauft. Später -wurde 
der Termin des Inkrafttretens auf den 1. Okt. 1887 zurückverlegt. 
Verkäufer wurde dadurch mit einem Steuerbetrage von 88 000 % be- 
laftet; das Geſchäft wurde alſo durch dieſe nachträgliche unvorher⸗ 
ſehbare Rechtsänderung für ihn ſinnlos. Hier würde ich dem Ver⸗ 
käufer auch dann helfen, wenn der Käufer die 85 000 26 ſchon beim 
Vertragsſchluß gezahlt hatte. 

II. Nr. 79. Das Urteil VI v. 13. Mai 1924 erhöht 
zeit durch Vergleich auf 12 000 % feſtgeſetzte Eutſchädigungsrente 
wegen der ſpäteren Geldentwertung (vom 1. April 1922 ab). 

Mit der Begründung bin ich in zwei Punkten nicht einver⸗ 
ſtanden. 

1. Die Sätze 2 und 3 verraten in ihrem Inhalt wieder das 
innerliche Nichtloskommenkönnen von der Vorſtellung Mas; gleich 
Mark. War die Rente etwa am 1. April 1920 auf 12 000 Papier⸗ 
mark feſtgeſetzt, ſo muß zunächſt — eben weil die Mark von 1922 
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Lieferungsfriſt ſchon etwa die Hälfte verftrichen. Hiernach und 
nach dem Inhalte des Schreibens v. 6. Aug. 1914, wonach 
ſich die Möbel in Arbeit befanden und Bekl. die Fortarbeit 
ſiſtieren wollte, war und iſt anzunehmen, daß damals nicht 
erſt Vorarbeiten, wie Zeichnungen u. dgl., ausgeführt waren, 
ſondern die Materialbearbeitung ſelbſt in Angriff genommen 
und dem Maßſtabe der Lieferungsfriſt ungefähr entſprechend 
vorgeſchritten war, mithin auch ſchon Teile von Möbeln her⸗ 
geſtellt waren. Es geht fehl, wenn die Verhältniſſe in der 
Vorinſtanz die Würdigung fanden, Kl. habe ſich jahrelang 
um die Lieferung nicht gekümmert, Bekl. habe ſonach die vor⸗ 
handenen Möbelteile anderweit verwenden und auf ſpätere 
Aufforderung zur Lieferung den Standpunkt einnehmen dür⸗ 
fen, es habe ſich nun noch um Herſtellung der ganzen Ver⸗ 
tragsleiſtung mit einer ſechswöchentlichen Lieferungsfriſt ge⸗ 
handelt. Auf Grund des Abkommens vom Auguſt 1914 durfte 
Kl. erwarten und darauf vertrauen, daß die unfertige Lei⸗ 
ſtung für ihn aufbewahrt bleibe, und daß, wenn er Weiſung 
zur Fertigſtellung geben könne und werde, ihm die Möbel 
nach etwa 3 Wochen Friſt geliefert werden würden. Ent⸗ 
ſprechend hatte ſich die Bekl. nach dem Abkommen zu richten. 
Wurde ihr die weitere Bewahrung der Möbelteile beſchwer⸗ 
lich, dann hätte ſie ſich mit neuen Vorſchlägen an den Kl. 
wenden können und ſollen. Der Umſtand, daß dieſer jahre⸗ 
lang im Felde ſtand, bot kein Hindernis. Schritt die Bekl. 
zur anderweiten Verwendung und Verwertung der vorhan⸗ 
denen Möbelteile, fo hatte fie für Erſatz zu ſorgen und fih 
darauf einzurichten, daß ſie einer ſpäteren rechtzeitigen Auf⸗ 
forderung des Kl. zur Lieferung binnen ungefähr 3 Wochen 
nachzukommen vermochte. Weſentlichen Schwierigkeiten wäre 
fie dabei nicht begegnet. Möbel und Materialien zu ihrer 
Fabrikation waren im Laufe der ganzen Kriegszeit überall 
erhältlich. Die Preiſe erfuhren, wie bekannt, in der Kriegs⸗ 
zeit eine allmähliche und ſtetige Steigerung. Bekl. war indes 
ſehr wohl in der Lage, dieſe Bewegung von vornherein und 
fortgeſetzt zu verfolgen und ſich ohne erheblichen Schaden ein⸗ 
zudecken. Geht man mit dem BU. von einer gegen Ende 
Sept. oder anfangs Okt. 1918 erfolgten rechtzeitigen Auf⸗ 
forderung des Kl. zur Lieferung aus, dann wurde die Ver⸗ 
tragsleiſtung der Bekl. noch im Okt. 1918 fällig. Wäre Bell. 
bis dahin mit ſachgemäßer und ihr anzuſinnender Sorgfalt 
verfahren, ſo hätte ſie den Lieferungsauftrag mit einem 
eigenen Schaden von höchſtens wenigen tauſend Mark er⸗ 
ledigen können. Der Schadensbetrag iſt ſo wenig bedeutend, 
daß der Bekl. zugemutet werden darf, ihn zu tragen. Dabei 
kommt auch in Betracht, daß Kl. vermutlich der ftreitigen 
Möbel notwendig bedarf und deshalb, wenn die Bekl. von 
der Lieferungspflicht befreit würde, die Möbel anderweit, und 
zwar, wie nicht zweifelhaft ſein kann, zu einem den Vertrags⸗ 
preis der Parteien um ein Vielfaches überſteigenden Preiſe an⸗ 
ſchaffen müßte. Eine abwägende Berückſichtigung der Inter⸗ 


nicht dieſelbe Zahlkraft mehr hat wie die Mark von 1920 — der 
am 1. April 1922 geſchuldete Markbetrag rein rechneriſch feſt⸗ 
geſtellt werden (ſei es nach der Kurstabelle, ſei es nach Kaufkraft⸗ 
tabellen). Und erſt nach dem Abſchluß dieſer Berechnung iſt die 
weitere Frage zu erörtern — natürlich nicht, ob zugunſten des 
Nentners noch etwas zu geſchehen habe —, ſondern ob zugunſten 
des Rentenſchuldners Umſtände vorliegen, wegen deren er Herab⸗ 
ſetzung des errechneten Betrages fordern kann. 

2. Die Begrundung operiert mit dem Begriff der Geſchäfts⸗ 
grundlage. Locher hat (in AZP., Neue Folge Bd. 1) die Unzu⸗ 
länglichkeiten dieſer Begriffsbildung ſo treffſicher dargelegt, daß 
ich dem nichts hinzufügen brauche. Aber ich möchte fragen, wes⸗ 
wegen das NG. — dem die Mängel der „Geſchäftsgrundlage“ doch 
nicht entgangen ſein können — niemals bisher Stellung nimmt 
zu den von mir in AZPI. 110 und J. f. D. 72 ausgebauten Be- 
griffen der Zweckſtörung, bzw. Erfolgſtörung, trotzdem erſterer 
Begriff doch nicht von mir, fondem von C. G. Sparez ſtammt 
und ſich im ALR. gut bewährt hat. Die engliſche Rechtsbildung 
mag fih, bei ihrem pratoriſchen Charakter, damit begnügen, auch un- 
zweifelhafte „Clausula-Fälle“ in die von alters hergebrachten He- 
griffsformeln hineinzupreſſen (Beiſpiele in Schirrmeiſter⸗Pro⸗ 
chownick, Das bürgerliche Recht Englands, Bd. II, S. 193/2397 
und in Auſon⸗Prochownick, Grundzüge des engliſchen Ver⸗ 
tragsrechls, 1908, S. 842/3). Aber in Deutſchland legt man doch 
großen Wert auf die Richtigkeit der dogmatiſchen Formulierungen; 
und deshalb ſollte das NG. — nachdem es, Staub folgend, in den 
poſitiven Vertragsverletzungen neue Tatbeſtände von Abwick⸗ 
lungsſtörungen ſeſtgeſtellt hat — ſich der Nachprüfung nicht ent⸗ 
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eſſen beider Parteien muß ſonach zugunſten des Kl. aus⸗ 
ſchlagen. 
(L. w. P., U. v. 10. San. 1922; 226/21 VII. — SE 
(Sch. 


9. 8242 BGB. Ein i. J. 1914 abgeſchloſſener 
und durch Zahlung einer feſten Summe einer- 
ſeits, durch Gewährung eines Rechts auf Woh- 
nung, Koſt und Heizung andrerſeits erfüllter 
Vertrag kann nicht wegen veränderter wirt- 
ſchaftlicher Umſtände aufgelöſt werden.] f) 

Für die Entſcheidung maßgebend ſind die in dem Urteil 
des Senats v. 23. März 1923 (RG. 106, 396 ff.) entwickelten 
Grundſätze. Wie dort ein uneheliches Kind durch den Abfin⸗ 
dungsvertrag mit ſeinem Erzeuger das Stammrecht aufgegeben 
hat, aus welchem feine einzelnen Unterhaltsforderungen floſſen, 
ſo hat hier der Kl. durch den Vertrag vom Jahre 1914 und 
deſſen Ausführung ein Stammrecht erworben, kraft deſſen er 
die einzelnen Leiſtungen von der Bekl. zu fordern befugt iſt. 
Der Vertrag vom Jahre 1914 iſt beiderſeits und vollſtändig er⸗ 
füllt, vom Kl. durch Zahlung der vereinbarten Geldſumme, 
von der Bekl. durch die Einräumung des ſoeben näher be⸗ 
zeichneten Stammrechts. Schon aus dieſem Grunde ſind die 
Ausführungen der Bekl. hinfällig, daß ſie den Vertrag vom 
Jahre 1914 nicht mehr zu erfüllen brauche, weil ihre Lei⸗ 
ſtungen durch die einmalige Gegenleiſtung des Kl. nicht hin⸗ 
reichend aufgewogen ſeien. Der Vertrag iſt erfüllt, braucht 
nicht mehr erfüllt zu werden und kann gar nicht mehr erfüllt 
werden. Deshalb verſagt auch der vom LG. gezogene Ver⸗ 
gleich mit einem langfriſtigen Penſionsvertrage. Das geſamte 
Vorbringen der Bekl. ift daher nur unter dem Geſichtspunkt 
zu prüfen, ob ſie befugt iſt, die Erfüllung der aus dem 
Stammrecht ſich ergebenden Einzelforderungen des Kl. ab⸗ 
zulehnen. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Der Kl. hat, bereits 
hochbetagt, im Jahre 1914 eine für damalige Verhältniſſe 
recht beträchtliche Summe hingegeben, um ſich für den Reſt 
ſeines Lebens den Unterhalt zu ſichern. Die Bekl. hat das 
Geld genommen, dem Kl. den Unterhaltsanſpruch eingeräumt. 
Das ſo begründete Rechtsverhältnis iſt in hervorragendem 
Maße nach Treu und Glauben zu beurteilen. Dabei ſind aber 
nicht, wie die Reviſion es tut, einſeitig die Verhältniſſe der 
Bekl. zu betonen, es muß vielmehr die Lage beider Parteien 
im ganzen ins Auge gefaßt werden (RG. 101, 79). Der Kl. 
hat ſein gutes Geld im Jahre 1914 hingegeben. Was die 
Bekl. damit gemacht hat, ſteht nicht feſt. Vielleicht hat ſie es 
alsbald und nach ſeinem vollen Werte noch zur Bezahlung 
laufender Ausgaben verwendet. Aber wenn ſie es auch auf⸗ 
bewahrt und angelegt haben, wenn es auch von der inzwiſchen 
eingetretenen Geldentwertung erfaßt ſein ſollte, dann iſt es 
doch immer das Geld der Bekl. geweſen, das von dieſem Ge⸗ 
ſchick ergriffen worden iſt, und zufällige Schäden muß der 


ziehen, ob nicht auch die Zweck ſtörung und die Erfolg ſtörung 
als neue eigenartige Tatbeſtände anerkannt werden müſſen. 

III. Nr. 100: Eine ältere Entſch., VII v. 10. Jan. 1922. 
Der Gegenſatz von Geldentwertung und Warenverteuerung war da⸗ 
mals noch nicht genügend erkannt; und dies führte zu einer an⸗ 
ſcheinend zu weitgehenden Begünſtigung des Möbelbeſtellers. 

Geh. Rat Prof. Dr. E. Stampe, Greifswald. 


Zu 9. Die Entſch. ift ſehr umſichtig begründet. Ihr Ger 
dankengang läßt ſich wohl in zwei Leitſätze zuſammenziehen: 

1. Der mit Treu und Glauben motivierte Einfluß der Geldent⸗ 
wertung ſcheidet grundſätzlich aus, wenn die Geldleiſtung im voraus 
erbracht wurde. Ausnahmen aus beſonderen Gründen werden vor⸗ 
behalten. 

2. Die davon zu trennende clausula rebus sic stantibus — 
hier wegen allgemeiner Teuerung in Frage — iſt im Zweifel unan⸗ 
wendbar, wenn das Rechtsgeſchäft einen weſentlichen ſpekulativen 
Faktor enthielt. Neben den ſelbſtverſtändlichen und bekannten Aus⸗ 
nahmen, die aus der beſchränkten Tragweite ſpekulativer Erwägungen 
folgen, ſcheint das Urteil eine Ausnahme anzunehmen, falls das Ge⸗ 
ſchäft einen „Einſchlag von Wohltätigkeit“ enthielt. Auf welchen 
rechtlichen Geſichtspunkt hier angeſpielt wird, iſt nicht geſagt. Ver⸗ 
mutlich iſt an eine analoge Anwendung des Ruckforderungsrechts 
des verarmten Schenkers, § 528 BGB., gedacht und deshalb betont, 
daß ſich Leiſtung und Gegenleiſtung gleichwertig gegenüber ſtanden. 
Abgeſehen von dieſem intereſſanten neuen Hinweis bringt das Urteil 
nur eine wohltuend klar erwogene Anwendung Toon rezipierter 
Normen, über die genug geſprochen iſt. 

Geh. IR. Prof. Dr. E. Rabel, München. 
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Eigentümer tragen. Es kommt hinzu, daß gewiſſe Gewinn⸗ 
und Verluſtmöglichkeiten für die Bekl. von vornherein in dem 
Geſchäft lagen. Der Kl. konnte bereits nach kurzer Zeit ſterben, 
dann behielt die Bekl. die ganze eingezahlte Summe und hatte 
einen Vorteil, der Kl. konnte aber auch die wahrſcheinliche 
Dauer ſeines Lebens überſchreiten, dann drohten der Bekl. 
Nachteile von vielleicht beträchtlichem Umfange. Es liegt im 
Rahmen eines ſolchen Geſchäfts, wenn auch andere Zufällig⸗ 
keiten in erſter Linie der Bekl. aufgebürdet werden. Die Revi⸗ 
ſion glaubt das ablehnen zu ſollen, weil bei dem Abſchluß des 
Vertrages nicht nach kaufmänniſchen Geſichtspunkten verfahren 
worden ſei, keine Gewinnabſicht obgewaltet habe. Immerhin 
blieb der Vertrag ein Geſchäft, bei welchem ſich Leiſtung und 
Gegenleiſtung nach menſchlichem Ermeſſen gleichwertig gegen⸗ 
überſtanden. Die Gegenleiſtung des Kl. war, wie die Bekl. 
ſelbſt vorgetragen hat, nach verſicherungstechniſchen Grund⸗ 
ſätzen errechnet worden. Irgendwelchen Einſchlag von Wohl⸗ 
tätigkeit zeigte das Geſchäft alſo nicht, es müſſen deshalb die 
allgemeinen, oben entwickelten Grundſätze angewendet werden, 
zu einer Begünſtigung der Bekl. iſt kein Anlaß. Auf die Hilfs⸗ 
ausführungen der Reviſion, daß die Bekl. ſchlimmſtenfalls 
zwar die Folgen der Geldentwertung tragen müſſe, nicht aber 
die Folgen der allgemein auf dem Weltmarkt eingetretenen 
Teuerung, braucht hiernach nicht eingegangen zu werden. Bei 
der ſo geſchilderten Sachlage würde es in der Tat, wie das 
BG. ausgeführt hat, den Regeln von Treu und Glauben wider⸗ 
ſprechen, wenn die Bekl., um ihr eigenes Fortbeſtehen zu 
ſichern, den Kl. einfach auf die Straße ſetzen würde. 
(U. v. 23. Dez. 1923; 283/23 VII. — Hamburg.) 


10. 8 242 BG B. Kurzfriſtige, in Zeiten ſtar⸗ 
ker Geldſchwankungen zu feſten Preiſen ge⸗ 
ſchloſſene Liefergeſchäfte ſind bis zur Grenze 
des auffälligen Mißverhältniſſes zwiſchen Qei- 
tung und Gegenleiſtung auszuführen.] t) 

Das BG. hat mit dem LG. die Schadenserſatzpflicht des 
Bekl. bejaht und ihm eine Befreiung von der Lieferpflicht aus 
dem am 21. Juli 1922 lieferbar bis zum 5. Aug. 1922 ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufvertrage infolge des nach dem Kaufabſchluſſe 
eingetretenen Markſturzes verſagt. Es ſei ein Geſchäft mit kurz 
bemeſſener Lieferfriſt geweſen. Wenn damals ein unerwarteter 
und rapider Valutaſturz eingetreten ſei, ſo ſeien die ganzen 
Handels- und Verkehrsverhältniſſe doch ſchon bei Abſchluß des 
Geſchäftes in hohem Grade unſicher und ſchwankend geweſen 
und Bekl. habe mit dem Eintritt erheblicher Kursänderungen 
rechnen müſſen. Die Rev. führt demgegenüber aus, durch den 
enormen Kursſturz zwiſchen dem 22. Juli und 4. Aug. 1922 ſei 
die Geſchäftsgrundlage völlig verändert worden; Kl. habe nur 
noch einen Teil des am 23. Juli zugeſagten Preiſes zahlen 
wollen. Auf die Vorausſehbarkeit der Kursſchwankungen komme 
es nicht an, ſondern darauf, ob die Parteien mit einer Ent⸗ 
wertung der Mark gerechnet hätten, die Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung außer jedem Verhältnis gebracht habe. Das ſei nicht 
feſtgeſtellt und ficher zu verneinen. Die Rüge iſt nicht be- 
gründet. Wer in Zeiten ſtarker Valutaſchwankungen kurz⸗ 
friſtige Lieferungsgeſchäfte zu feſten Preiſen abſchließt, über⸗ 
nimmt damit bis zu einem gewiſſen Grade auch die Gefahr 
einer in der Zeit zwiſchen dem Vertragsabſchluſſe und der 
Lieferung eintretenden Geldentwertung und kann ſich dem 
Anſpruche des Gläubigers gegenüber auf 8 242 BGB. nur 

ann berufen, wenn durch die Entwertung ein auffälliges 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung geſchaffen 
wird. Daß dies im vorliegenden Falle gegeben iſt, daß Lei⸗ 


Zu 10. Die Kriegsrechtſprechung machte die Anwendung der 
clausula rebus sie stantibus davon abhängig, daß die Umwälzung 
der Umſtände das Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung völlig 
verandert, daß fie den Parteien unvorausſehbar geweſen war, und 
daß der Schuldner nicht jede Gefahr künftiger Veränderungen auf 
ſich genommen hätte. Hier wird dies alles zu der Wendung zu⸗ 
ſammengefaßt, daß der Schuldner die Gefahr von Veränderungen 
bis zu der Grenze übernommen hat, daß Leiſtung und Gegenleiſtung 
in ein „auffälliges Mißverhältnis“ zueinander geraten. 

Da es ſich bei der Geldentwertung in ſpäten Nachkriegsverträgen 
gar nicht mehr um die Clausula handeln kann, weil von Unvoraus⸗ 
ſehbarkeit der Valutaſchwankungen im alten Sinn nicht mehr die 
Rede ſein durfte, und da man dies allmählich überall eingeſehen 
GE fo vollzieht ſich beim RG. auch auf dem Gebiete der Lieferungs⸗ 
träge ein Übergang von ber Auslegung nach § 157 zur allgemeinen 
Herufung auf § 242. Die Grenze, bis zu der der Schuldner ein- 
ſteht, wird unmittelbar durch den Begriff des auffälligen Mißver⸗ 
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ſtung und Gegenleiſtung außer jedem Verhältnis gebracht 
wird, kann nicht anerkannt werden. Der Wert der Mark war 
in der Zeit v. 22. Juli bis 4. Aug. 1922 um 500% geſunken, 
auf den Kaufpreis war ein Viertel anbezahlt worden. Dem 
Bekl. wäre hiernach im Falle der Erfüllung ein erheblicher 
Verluſt entſtanden, aber keineswegs ein ſo unverhältnis⸗ 
mäßiger, daß er ihn zur Verweigerung der ihm obliegenden 
Leiſtung zum vertraglich feſtgeſetzten Preiſe berechtigt hätte. 
(U. v. 14. März 1924; III 316/23. — Roſtock.) 

11. 8 242 BGB. Aufwertung, auch ohne auz- 
drückliches Verlangen, bei Lieferungsbegehren 
Zug um Zug gegen Zahlung des Papiermark⸗ 
vertragspreiſes; Verzug hindert die Aufwer⸗ 
tung nicht. Es it niemals Höhere Aufwertung zu 
gewähren als dem Goldmarkkurs des Vertrags- 
tages entſpricht.] 

Nach der neueren Rechtſprechung des RG. iſt der aus dem 
Aufwertungsverlangen entnommene Angriff begründet, und 
zwar unabhängig davon, ob die Bekl. ſich im Leiſtungsverzuge 
befunden hat. Seit dem Tage des Vertragsſchluſſes, 11. Jan. 
1920, bis zur Berufungsverhandlung, 26. Juni 1923, war 
eine Verſchlechterung der Papiermark, in der der Kaufpreis 
feſtgeſetzt ift, um das rund 2430 fache eingetreten. Das recht⸗ 
fertigt die Auffaſſung der Reviſion, daß der Kl. ohne Auf⸗ 
wertung des Kaufpreiſes Lieferung nicht verlangen könne, 
ſelbſt wenn die Bekl. ihrerſeits das Verlangen auf Aufwertung 
nicht ausdrücklich geltend gemacht haben ſollte. Denn das 
auf Lieferung Zug um Zug gegen Zahlung des Vertrags⸗ 
preiſes gerichtete Klagebegehren ſelbſt, das eine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung des Kl. auf Koſten der Bekl. bezweckt, 
ſtellt ſich als Verſtoß gegen 8 242 BGB. dar, da der Kl. 
einen Gewinn machen würde, der weder auf Grund der ge⸗ 
troffenen Vereinbarung, noch auf Grund des Lieferungs- 
verzuges der Bekl. gerechtfertigt wäre. Denn er würde ſtatt 
der vereinbarten Anzahl Mark nur dieſelbe Anzahl entwer⸗ 
teter Mark an die Bekl. für deren gleichwertig gebliebene 
Leiſtung zu entrichten haben (RG. 106, 4221); 107, 19 2)). 
Da der Kl. ſeine Verpflichtung zur Aufwertung in Höhe des 
Goldmarkkurſes vom Tage des Vertragsſchluſſes in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz ausdrücklich anerkannt hat und die Geldwertung 
niemals in höherem Maße berückſichtigt werden kann, als dem 
Goldmarkkurſe am Tage des Vertragsſchluſſes entſpricht, fo 
beſtehen keine rechtlichen Bedenken, die Aufwertung in dieſer 
Höhe in der Reviſionsinſtanz vorzunehmen. Da der Kl. aber 
den im Laufe des Rechtsſtreits unberechtigt gewordenen Klag⸗ 
antrag in der Berufungsinſtanz und als Hauptantrag auch 
in der Reviſionsinſtanz aufrecht erhalten hat, mußte ihm ein 
Teil der Koſten dieſer beiden Inſtanzen auferlegt werden, der 
angemeſſen auf ¼ éderſelben beziffert worden ift 

(U. v. 3. Juni 1924; 561/22 II. — Hamm.) 

12. 88 242, 254, 765, 767 BGB.; 3. Steuer Not⸗ 
BD. 1. Die für Anſprüche aus gegenſeitigen 
Verträgen uſw. geltende Vorſchrift 8 12 Abſ. 2 
der 3. Steuernot VO. v. 14. Febr. 1924 bezieht fiğ 
auch auf die Haftung des Bürgen. 2. Eine Ver⸗ 
pflichtung des Gläubigers gegenüber dem in 
Verzug befindlichen Schuldner, ſeine Geldent⸗ 
wertungsanſprüche baldigſt geltend zu machen, 
beſteht nicht.] 1) 

Aus den Gründen: 1. Die Ausführung des BG. 
darüber, daß der Schuldner durch Leiſtung des Schuld⸗ 
betrags in entwerteter Papiermark nicht gegen Treu und 


hältniſſes, alſo im deutlichen Anſchluß an den Wucherparagraphen 
8138 Abſ. 2 beſtimmt. 

Dieſes Gewoge der Formulierungen iſt rechtsgeſchichtlich inter⸗ 
eſſaut. Praktiſch gehört die im Urteil gewählte Formel vielleicht 
zu den am eheſten brauchbaren. Ein Glück, daß die Markſtabiliſierung 
mindeſtens für dieſe richterlichen Nöte ein Ende bedeutet. 

Geh. IR. Prof. Dr. E. Rabel, München. 

1) JW. 1923, 803. 

2) JW. 1923, 983. 

Zu 12. Die Entſch, ift in ihren beiden Teilen durchaus gu 
billigen. 1. Eine Bürgſchaftsforderung iſt an ſich natürlich niemals 
Vermögensanlage i. S. der 3. Steuer Not Vo. Sie ſteht aber ebenſo⸗ 
wenig außerhalb des Bereiches der VD., ſondern findet gemäß 
8 767 Abſ. 1 Satz 1 BGB. ihre Regelung jeweils nach den Sätzen, 
die die VO. für die Hauptverbindlichkeit aufſtellt. Ob man, falls 
dieje nach der VO. oder nach § 242 BGB. aufgewertet wird, Über- 
haupt von einer „Erweiterung“ der Verpflichtung des Bürgen 
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Glauben (8 242 BGB.) verſtoße, fteht nicht mehr mit der 
Rechtſpr. des RG. im Einklang. Vielmehr iſt danach, und 
zwar ſchon unter dem Geſichtspunkte des § 242 BGB. 
grundſätzlich — übrigens vorbehaltlich der in der Folge 
durch die 3. Steuer NotVO. v. 14. Febr. 1924 getroffenen 
Regelung — davon auszugehen, daß das Verlangen der Auf⸗ 
wertung von Geldforderungen zuläſſig iſt, daß ihm die Be⸗ 
ſtimmungen des deutſchen Währungsrechts als ſolche nicht 
entgegenſtehen und daß auf Grund der durch die Entwer⸗ 
tung der Papiermark für den Berechtigten und für den Ver⸗ 
pflichteten geſchaffenen Sachlage zwiſchen beiden die Inter⸗ 
eſſenabwägung vorzunehmen iſt, wie ſie ſchon wiederholt 
(vgl. die RG. 107, 159 angeführten Entſch., auch S. 21 daſ.) 
gekennzeichnet worden ift (f. u. a. RG. 107, 87ff., 106, 124, 
140, 148, 149, 156). Wenn insbeſondere die in der 3. Steuer⸗ 
NotVO. vorgeſehenen Einſchränkungen bezüglich der Höhe der 
Aufwertung nach § 12 Abſ. 2 daf. auf Anſprüche aus gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen keine Anwendung finden, ſo muß dies 
auch inſoweit gelten, als der mit dem Aufwertungsverlangen 
erfolgte Anſpruch ſich nicht gegen den aus dem gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag Verpflichteten, ſondern gegen den Bürgen 
richtet, der ſich verpflichtet hat, für die Erflüllung der Ver- 
tragsverbindlichkeit jenes einzuſtehen (8 765 BGB.; vgl. 
Schlegelberger, Die Aufwertung, S. 58 Erl. 4 zu 83 
VO.). Dient dieſer Anſpruch gegen den Bürgen der recht⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Verſtärkung eines Anſpruchs, der 
nach 8 12 Abſ. 2 BO. ſelbſt nicht als „Vermögensanlage“ 
i. S. des Abf. 1 daf. und des § 1 nt 1 VO. gilt, fo iſt 
nicht abzuſehen, warum der Anſpruch gegen den Bürgen als 
ſolche gelten ſollte. Für deſſen Verpflichtung ift nach § 768 
Abs. 1 Satz 1 BGB. der jeweilige Beſtand der Hauptver⸗ 
bindlichkeit maßgebend; daß ohne weiteres in die Rechts⸗ 
geltung dieſer Vorſchrift habe eingegriffen werden ſollen, 
gibt die VO. nirgends zu erkennen. 2. Die Ausführungen 
des BG. darüber, daß die Bekl. ſich in Leiſtungsverzug be⸗ 
finde und daß das Verlangen des Entwertungsſchadens unter 
dem Geſichtspunkte des 8 288 Abſ. 2 BGB. begründet er⸗ 
ſcheine, ſind rechtlich an und für ſich nicht zu beanſtanden. 
Dagegen kann das Urteil, ſoweit es den Erſatz dieſes Schadens 
für die Zeit bis zum 15. Febr. 1923 aberkennen will, nicht 
für ausreichend begründet angeſehen werden. Bei der Be⸗ 
wertung des Umſtandes, daß die Kl. mit ihrem Aufwer⸗ 
tungsverlangen verhältnismäßig ſpät im Rechtsſtreit her⸗ 
vorgetreten ſei, iſt rechtlich nicht genügend beachtet, daß die 
Bekl. der Vorwurf des Leiſtungsverzugs trifft, auf den gerade 
das BG. die Zuerkennung des Entwertungsſchadens allein 
ſtützen will. Daß weder in der nach Anſicht des BG. vor⸗ 
liegenden Verſpätung des Aufwertungsverlangens noch in 
der Unterlaſſung eines Hinweiſes auf die Gefahr der Geld⸗ 
entwertung ein Selbſtverſchulden der Kl. im eigentlichen 
Sinne der 88 254, 276 BGB. zu finden ſei, verkennt auch 
das BG. nicht. Seine entſcheidende Erwägung geht aber 
dahin, die Bekl. habe, ſolange ein Aufwertungsverlangen 
nicht verlautete, damit rechnen dürfen, mit einem ſolchen 
verſchont zu bleiben. Dieſe Erwägung erſcheint auch i. S. 
des 8 242 BGB. nicht ausreichend, die Entſcheidung zu 
dieſem Punkte zu tragen. Allerdings kann es in Anſehung 
eines vertraglichen Erfüllungsanſpruchs, wie z. B. in RG. 
107, 108 für die Erhöhung einer Werkpreisforderung aus⸗ 


ſprechen kann, iſt ohne Belang; denn auch wenn man das bejahen 
wollte, hätte er dieſe Erweiterung auf ſich zu nehmen (arg. 8 767 
Abs. 1 Satz 3). — Zu 2. Zutreffend zieht das NG. (wie auch 
ſonſt ſchon im Gebiet der Entwertungsfragen: z. B. RG. 107, 396) 
eine Scheidelinie zwiſchen Erfüllungs⸗ und Schadenserſatzanſprüchen 
auf Geld. Der Schadenserſatzanſpruch iſt ſeinem Weſen nach auf 
einen unbeſtimmten Betrag gerichtet, auf beffen Bezifferung die ver- 
ſchiedenſten Umſtände von Einfluß ſein können. In ſolchem Falle 
muß der Schuldner damit rechnen, daß die Schuld wächſt, je länger 
die erſatzpflichtig machende Sachlage andauert. Solange der Gläu⸗ 
biger nicht gegen 8 254 Abſ. 2 BGB. verſtößt, hat er nichts zu 
befürchten, am allerwenigſten dann, wenn die den Schadenserſatz 
beſtimmenden Umſtände ihre Quelle ſo ſehr in allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſen haben wie im Falle der Geldentwertung. Wie 
der Gläubiger die Geltendmachung des Anſpruchs überhaupt bis 
zur Grenze der Verjährung regelmäßig beliebig aufſchieben kann, 
fo ſteht es ihm auch innerhalb des Schadensprozeſſes frei, erſt 
allmählich die Aufwertung zu fordern. In einer Verzögerung des 
Aufwertungsverlangens einen ſtillſchweigenden Verzicht des Glau⸗ 
bigers zu erblicken, wäre hier wirklichkeitswidrige Fiktion. 
Prof. Dr. Ernſt Levy, Freiburg i. Br 
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geführt wird, unter dem Geſichtspunkt der nach 8 242 BGB. 
gebotenen Rückſichtnahme auf den Verpflichteten nach Um⸗ 
ſtänden geboten fein, daß der Geldleiſtungsberechtigte, der 
den Geldbetrag höher als im Vertrag vorgeſehen beziffert 
ſehen will, hiervon unverzüglich, ſobald er die dafür maß⸗ 
gebende Entwicklung der Dinge, z. B. Steigerung der Her⸗ 
ſtellungskoſten, Geldentwertung, wahrnimmt oder bei ge⸗ 
botener Sorgfalt wahrnehmen kann, den Gegner in Kenntnis 
ſetzt, damit dieſer ſich mit ſeinen geſchäftlichen Berechnungen 
und Maßnahmen danach einrichten kann. Im Umfang der 
Haftung für Verzugsſchäden aber iſt grundſätzlich davon aus⸗ 
zugehen, daß der Schuldner gem. 8 286 Abſ. 1 BOB. dem 
Gläubiger den durch den Verzug entſtehenden Schaden zu 
erſetzen hat, wie er ſich während der Dauer des Verzugs nach 
Maßgabe der Sp 287, 288 BGB. entwickelt. Eine beſondere 
Leiſtungsaufforderung iſt Vorausſetzung für den Eintritt 
des Verzugs nach Vorſchrift des § 284 BGB. Daß eine 
weitere Mahnung hinzutreten müßte, den Verzugsfolgen 
rechtzeitig zu begegnen, ein Anwachſen des Verzugsſchadens 
durch geeignete Maßnahmen zu verhüten und gegen deſſen 
Auswirkung in der Perſon des Schadenserſatzpflichtigen Vor⸗ 
kehrung zu treffen, läßt das Geſetz nicht erkennen. Wer den 
Zuſtand des Leiſtungsverzugs eintreten und fortdauern läßt, 
tut dies nur auf ſeine eigene Verantwortung. In das Er⸗ 
meſſen des Gläubigers anderſeits ift es grundſatzlich geſtellt, 
wie lange er etwa in der Verfolgung ſeiner Anſprüche Ge⸗ 
duld üben, in welchem zeitlichen oder ſonſtigen Abmaß er 
insbeſondere innerhalb einer Prozeßführung damit hervor⸗ 
treten will. Und wenn der ſäumige Schuldner gegebenenfalls 
wirklich damit gerechnet haben ſollte, der Gegner habe auf 
den Entwertungsſchaden verzichtet oder werde ihn wenigſtens 
im Rechtsſtreit nicht geltend machen, ſo kann er damit mangels 
beſonderer Umſtände, wie ſie hier bislang nicht geltend ge⸗ 
macht ſind, um ſo weniger gehört werden, als die in Rede 
ſtehende ſogenannte Aufwertung von Geldforderungen über⸗ 
haupt nicht zum Ziele hat, die Leiſtungspflicht des Schuldners 
zu erhöhen oder zu vermehren und damit dem Gläubiger 
einen Vorteil zuzuwenden, ſondern vielmehr nur die ge⸗ 
ſchuldete Leiſtung nach Tunlichkeit der vertrags⸗ und geſetz⸗ 
mäßigen Höhe anzugleichen. 
(U. v. 21. Mai 1924; 901/23 V. — Breslau.) 


13. 8249 BGB. Der Schadenserſatzberech⸗ 
tigte iſt nicht an die einmal gemachte Berechnung 
ſeines Schadens gebunden. Berechnung des 
Schadens nach dem Goldſtande des Urteilstages 
it keine Aufwertung.) 

Das BG. iſt der Meinung, nachdem die Kl. in dem 
Briefe v. 14. Febr. 1921 ihre Schadensberechnung auf⸗ 
gemacht und endgültig dahin präziſiert habe, daß ſie für 
den ihr erwachſenen Schaden die Bekl. mit 600 000 Ab be⸗ 
Leite, habe fih die Erſatzpflicht der Bekl. auf Zahlung in 
Reichsmark beſchränkt; die Verpflichtungen, die etwa die 
Kl. ihrer amerikaniſchen Kommittentin gegenüber bänden, 
gingen die Bekl. nichts an und dürften fie nicht belaſten; 
auch wenn die Bekl. gewußt haben ſollte, daß die Ware nur 
von Amerika erhältlich ſei und deshalb nur in Dollar ge⸗ 
kauft ſein könne, würde dies nicht eine Dollarforderung der 
Kl. begründen können, nachdem das Schuldverhältnis aus dem 


Zu 13. I. „Der Gläubiger, der Schadenserſatz zu forben hat, 
iſt dadurch allein, daß er den Schaden dem Schuldner gegenüber 
in einer beſtimmten Weiſe liquidiert, an dieſe Art der Berechnung 
nicht gebunden.“ Über die Freiheit des Gläubigers in der Art 
ſeinen Schadenserſatzanſpruch zu berechnen, ſiehe z. B. Staub (10), 
Anhang zu 8374 Anm. 59. 

II. Die praktiſch vornehmlich in dem Maße des Erſatzes für 
eine entwertete Markforderung hervortretende „den Grundſätzen 
von Treu und Glauben entſprechende“ Rückſichtnahme auch auf die 
Intereſſen (des Erſatzpflichtigen) und die ſonſtigen Billigkeitserwägun⸗ 
gen entfallen bei Schadenserſatzanſprüchen, weil und ſoweit, wie 
RG. 101, 420 = JW. 1921, 829 ſagt, „der Erſatzberechtigte zur 
Abgeltung ſeines Schadens denjenigen Geldbetrag erhalten muß, 
für den er ſich ein gleichwertiges Erſatzmittel anſchafſen kann“. Dieſer 
Grundſatz tft bisher vom RO. insbeſondere bei Schadens⸗ oder Wert⸗ 
erſatzanſprüchen wegen Entziehung oder Zerſtörung einer Sache 
hervorgehoben worden. Siehe z. B. RG. 107, 228 Recht 1924, 
767. Das vorſtehende Urteil iſt ein Beiſpiel, daß er auch auf vertrag⸗ 
liche Schadenserſatzanſprüche anwendbar iſt. Siehe auch Rabel, 
Recht 1923, 139 und derſelbe ZW. 1924, 1591 Aum. 7. 


RA. Dr. Plum, Köln. 
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Kaufverkrage ſich in einen einſeitigen, ausdrücklich auf Zah⸗ 
lung von Reichsmark gerichteten Schadenserſatzanſpruch der 
Kl. aufgelöſt habe; der Schaden der Kl. könne auch immer 
nur in dem Markbetrage beſtehen, der ſich für ſie als Aus⸗ 
fall bei dem doppelten Ankaufe der Dollarbeträge — einerſeits 
im Dezember 1920 und anderſeits am 8. Febr. 1921 (dem 
Stichtage) — ergebe. Der Betrag von 35000000 % iſt 
dann unter gleichzeitiger Heranziehung der Geſichtspunkte 
des Verzugsſchadens und der durch die Geldentwertung ge⸗ 
botenen „Aufwertung“ an Stelle der von dem LG. zuge⸗ 
ſprochenen 300 000 % und der Zinſen daraus zuerkannt. 
Dieſe Ausführungen ſind zunächſt inſofern verfehlt, als das 
BG. dem Briefe der Kl. v. 14. Febr. 1921 eine Beſchränkung 
der Kl. in der Berechnung ihres Schadens entnimmt. Der 
Gläubiger, der Schadenserſatz zu fordern hat, iſt dadurch 
allein, daß er den Schaden dem Schuldner gegenüber in einer 
beſtimmten Weiſe liquidiert, an dieſe Art der Berechnung 
nicht gebunden. Mehr liegt aber hier nicht vor, als daß die 
Kl. in dem Briefe erklärt hat, daß ſie die Bekl. mit dem Be⸗ 
trage von 600 000 , wie er fih aus ihrer damaligen, der 
Bekl. gleichzeitig mitgeteilten Berechnung ergab, belaſte. So⸗ 
dann iſt auch der Begriff der Aufwertung mißverſtändlich 
beigezogen. Um eine „Aufwertung“, d. h. um eine nur durch 
das Sinken des Geldwertes gebotene Erhöhung des ge⸗ 
ſchuldeten Betrages handelt es ſich hier überhaupt nicht. 
Die Bekl. hat Schadenserſatz zu leiſten und unter dieſem 
Geſichtspunkte iſt auch die Geldentwertung, die bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Schadens als Rechnungsfalktor in Betracht kommt, 
zu berücksichtigen. Dabei ift, eben weil ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch in Frage ſteht, für eine den Grundſätzen von Treu 
und Glauben entſprechende Rückſichtnahme auch auf die 
Intereſſen der Bekl., die das BG. für erforderlich erachtet, 
und für die ſonſtigen Billigkeitserwägungen, die es vom 
Standpunkte der Aufwertung aus anſtellt, kein Raum. Im 
Ergebnis iſt dem BG. allerdings darin beizutreten, daß 
die Bekl. den Schadenserſatz in deutſcher Währung zu leiſten 
hat. Das folgt aus dem Weſen des hier erhobenen, auf 
8 326 BOB. geſtützten Anſpruchs der Kl.; vgl. RG. 102, 
60, 621). Die Kl. muß aber, wenn ihr Schaden, wie ſie be⸗ 
hauptet, in der Einbuße eines Dollarbetrages beſteht, ſo ge⸗ 
ſtellt werden, daß ſie dieſen Dollarbetrag ſich verſchaffen 
kann. Das geſchieht nur, wenn ſie in Mark den Betrag er⸗ 
hält, der zur Zeit der künftigen Zahlung dem eingebüßten 
Dollarbetrage gleichkommt. In dieſem Sinne hat ſich der 
erkennende Senat neuerdings mehrfach ausgeſprochen. 
(U. v. 23. Mai 1923; 595/23 II. — Berlin.) 


** 14. 8 254 BGB., 8 456 HGB. Wenn der Ab⸗ 
ſender das Gut bewußt einer Gefahr ausſetzt, 
ſo kann darin eine die Haftung der Eiſenbahn 
ausſchließende „Anweiſung“ des Abſenders er- 
blickt werden. J) 

Die Kl. hat am 29. März 1920 in Duisburg eine Partie 
von 2233 Stück Baumwollwaren der Reichsbahn zur Eilgut⸗ 
beförderung nach Krefeld übergeben. Die ſich an den Kapp⸗ 
Putſch anſchließenden Unruhen hatten ſich auf die Gegend von 
Duisburg erſtreckt; die Kl. beabſichtigte, ihre Waren vor den 
Aufſtändiſchen in Sicherheit zu bringen. Das Frachtgut wurde 
in einen Eiſenbahnwagen verladen. Ehe der letztere abrollte, 
wurde er jedoch von den Aufſtändiſchen angehalten, ſodann 
erbrochen und ſeines Inhalts beraubt. Die Kl. fordert Erſatz 
der verlorengegangenen Ware. Das BG. hat ausgeführt: 
Die Eiſenbahn hafte für den Verluſt des Frachtgutes nur 


9) JW. 1921, 740. 


Zu 14. Der Fall liegt ähnlich wie der in dem Urteil v. 14. März 
1923 (JW. 1923, 925 und meine beigefügte Anmerkung). Eine vom 
Kl. zur Beförderung in das beſetzte Gebiet aufgegebene Sendung iſt 
von Truppen der fog. roten Armee geplündert worden. In beiden 
Fällen war von der Eiſenbahn die Sperre des Güterverkehrs in dem 
el Frage kommenden Gebiet verhängt, und dem Kl. war dies befannt. 
In dem dem Erk. v. 24. Mai 1924 zugrunde liegenden Fall hatte er 
gleichwohl die Beförderung verlangt, weil er glaubte, das Gut ſei an 
dem Beſtimmungsort ſicherer, als an dem Verſandort. Der BR. hat 
mit Recht angenommen, daß nach § 453 HGB. in Verbindung mit 
33 EVO. keiner der Gründe vorlag, nach denen die Eiſenbahn die Bez 
förderung gleichwohl ablehnen konnte. Ebenſo könne ein Verſchulden 
der Eiſenbahn nicht darin gefunden werden, daß fie etwa zu ſpät die 

perre verhängt habe. Bei einer ſolchen Maßnahme handelt es ſich 


daun nicht, wenn er auf höherer Gewalt beruht habe. Das 
ſei nicht der Fall geweſen. Die Plünderung der Baumwoll⸗ 
waren durch die rote Armee ſei zwar ein von außen kom⸗ 
mendes, in die Beförderung des Gutes eingreifendes Ereignis 
geweſen, aber man habe es vorausſehen und deshalb vermeiden 
können. Duisburg und deſſen Bahnhof ſeien ſchon vor dem 
30. März 1920 von den Rotgardiſten beſetzt worden, die ander⸗ 
weit ſchon zahlreiche Beſchlagnahmen von Waren vorgenom⸗ 
men hätten. Der ſtreitige Transport ſei deshalb gefährdet 
geweſen. Die Bahn habe aus dieſem Grunde die Beförderung 
ablehnen müffen. Eine allgemeine Güterſperre fei dann nicht 
nötig geweſen, und deshalb komme auch nicht in Betracht, 
daß das Gericht die Anordnung oder Unterlaſſung einer 
hoheitsrechtlichen Verwaltungsmaßregel, als welche ſich eine 
allgemeine Güterſperre darſtelle, nicht auf ihre Zweckmäßig⸗ 
keit nachzuprüfen habe; die Verweigerung der Annahme zur 
Beförderung wäre vielmehr nur die Ausführung einer dem 
Frachtführer obliegenden Vertragspflicht geweſen. Ein Ver⸗ 
ſchulden der Kl. liege nicht vor; es könne nicht darin erblickt 
werden, daß ſie die Ware zum Transport aufgegeben habe. 
Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. Die 
Auffaſſung des BG., daß die Eiſenbahn die Annahme der 
Güter zur Beförderung habe ablehnen dürfen und müſſen, 
erſcheint nicht zutreffend. Für die Bahn beſteht ein Kon⸗ 
trahierungszwang. Sie muß alſo grundſätzlich die ihr an⸗ 
gebotenen Güter zur Beförderung annehmen. Von dieſer Ver⸗ 
pflichtung ſind fünf genau umſchriebene Ausnahmen im 8 453 
HGB. aufgeſtellt, die fih in inhaltlich gleicher Weiſe im 83 
ant. 1 und 2 EVO. wiederfinden. Keiner dieſer Ausnahme⸗ 
fälle lag bei der Aufgabe der beraubten Güter vor. In Frage 
kommen kann nur, ob die Beförderung „durch Umſtände, die 
als höhere Gewalt zu betrachten ſind, verhindert“ wurde. 
Das kann nicht angenommen werden, da der Bahnbetrieb 
trotz des Aufruhrs bisher auf der in Frage ſtehenden Strecke 
aufrechterhalten war und auch noch nach Aufgabe der Güter 
ein Zug von Duisburg nach Krefeld abgegangen iſt. Die 
Duisburger Beamten hatten alſo kein Recht, der Kl. entgegen⸗ 
zutreten, wenn dieſe verſuchen wollte, ihre Waren von Duis⸗ 
burg nach Krefeld in Sicherheit zu bringen. Ebenſowenig ver⸗ 
mag die Kl. Rechte daraus herzuleiten, daß die zuſtändige 
Eiſenbahndirektion nicht den Verkehr auf der Strecke Duis⸗ 
burg— Krefeld geſperrt hatte. Dabei hätte es fih um eine 
reine Verwaltungsmaßregel gehandelt. Ob die Sperre an⸗ 
gezeigt war oder nicht, hing von der Beurteilung der ver⸗ 
ſchiedenartigſten Intereſſen, keineswegs allein von der Rück⸗ 
ſicht auf die Sicherheit der Güter in einem Einzelfalle ab; 
die Entſcheidung war Sache des pflichtgemäßen Ermeſſens der 
Eiſenbahnverwaltungsbehörden und kann von den Gerichten 
nicht hinſichtlich ihrer materiellen Berechtigung nachgeprüft 
werden. Schon in dieſem Zuſammenhange iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Kl. ja keineswegs ohne ihr Wiſſen durch 
die Bahn in eine ihr unbekannte Gefahr geſtürzt iſt. Sie 
konnte ihre Waren in Duisburg belaſſen; ſie konnte ſie ins 
beſetzte Gebiet nach Krefeld verbringen. Beides war, wie die 
Kl. wußte, mit Gefahren verknüpft. Sie hat offenbar die Ge⸗ 
fahr des Transports für geringer angeſehen. Darin hat ſie 
ſich getäuſcht; ſie hat aber genau gewußt, was fie tat. Es 
kann alſo nichts zuungunſten der Bahn daraus hergeleitet 
werden, daß ſie die Güter zur Beförderung angenommen hat. 
Von dieſem Geſichtspunkte aus wird nun neu zu erörtern ſein, 
ob die Bahn ſich mit Recht auf höhere Gewalt beruft. Sollte 
das zu verneinen fein, fo würde die Bahn nach § 456 HGB. 
haften, wenn ſie nicht nachweiſt, daß der Schaden auf einem 


um ein Hoheitsrecht der Eiſenbahn, für deſſen Ausübung allein ihr 
pflichtmäßiges Ermeſſen maßgebend iſt. Es kann weiter in Frage 
kommen, daß höhere Gewalt vorliegt. In dem Urteil v. 14. März 
1923 wird dieſe Frage verneint. Ich habe in der Anmerkung zu 
dieſem Erkenntnis — in Übereinſtimmung mit einer Reihe dort an⸗ 
geführter anderer Erkenntniſſe uſw. — meine Zweifel an der Richtig⸗ 
keit dieſer Auffaſſung ausgeſprochen. Auch in dem vorliegenden Falle 
ſcheint das BG. — m. E. mit Unrecht — die höhere Gewalt zu ver⸗ 
neinen. Dagegen iſt es gewiß anzunehmen, daß in der Aufgabe des 
Guts zur Beförderung ein Verſchulden oder eine Anweiſung des 
Verfügungsberechtigten gefunden werden kann, da der Verfügungs⸗ 
berechtigte die Beförderung des Gutes verlangte, obgleich ihm die 
Gefährdung des Transports bekannt war. Daß, wenn man dieſer 
Anſicht ift, gleichwohl der § 254 BGB. zuungunſten der Etſenbahn 
in Betracht kommt, möchte ich nicht annehmen. 
Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin⸗Wilmersdorf. 
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SE oder einer Anweiſung der Kl. beruht. In letzterer 
Hinſicht ift folgendes zu beachten. Rundnagel, Haftung 
bes Gifenbahn, hatte in der zweiten Auflage angenommen, 
ſchon das Frachtvertragsangebot ſelbſt könne als eine „An⸗ 
weiſung“ des Abſenders i. S. des § 456 angeſehen werden. 
Dieſe Auffaſſung in ihrer Allgemeinheit hat bisher keine 
Billigung gefunden; immerhin liegt ihr in der gebotenen Be⸗ 
ſchränkung ein richtiger Gedanke zugrunde. Der Sinn des 
§ 456 geht erſichtlich dahin, daß es bei dem der Eiſenbahn 
obliegenden Kontrahierungszwang einerſeits und der Schärfe 
ihrer Haftung andererſeits aller Billigkeit widerſprechen würde, 
wenn ſie auch für ſolche Schäden einzuſtehen hätte, die durch 
das Verhalten des Abſenders verurſacht oder mitverurſacht 
ſind. Von dieſem Gedanken ausgehend hat das RG. bereits 
anerkannt, daß dem Verfügungsberechtigten der Bahn gegen⸗ 
über eine Sorgfaltspflicht obliegt, RG. 102, 95 unten. Dieſem 
Gedanken entſpricht es ebenſo, für den vorliegenden Fall zu 
berückſichtigen, daß, wie bereits ausgeführt, die Kl. ihre Ware 
durch den Verſuch des Transportes bewußt einer Gefährdung 
ausgeſetzt hat. Ob letzteres genügt, den Tatbeſtand des 8 456 
(Verſchulden oder Anweiſung auf ſeiten des Verfügungsberech⸗ 
tigten) voll zu erfüllen, läßt fih erſt entſcheiden, wenn im 
einzelnen klargeſtellt iſt, wie ſich die Gefahr der Sachlage der 
Kl. dargeſtellt hat. Aber jedenfalls wird dies Moment nach 
§ 254 BGB. in Betracht kommen, wenn der Bahn ein Ber- 
ſchulden (Wahl eines unſicheren Weges, Unterlaſſung der Be⸗ 
förderung mit dem nächſten Zuge oder dgl.) nachgewieſen 
werden ſollte. 
(U. v. 28. Mai 1924; 396/23 I. — Düſſeldorf.) 


15. 8 701 BGB. Haftung des Schankwirts für 
die Überkleider des Gaſtes.] 

Die Erwägungen des BR. ſind inſofern nichl zu be⸗ 
anſtanden, als er annimmt, daß eine Haftung des Bekl. nach 
8701 BGB. nicht in Betracht komme, und daß der Abſchluß 
des Vertrages zwiſchen dem Speiſewirte und dem Gaſte für 
den erſteren in der Regel nicht die vertragliche Nebenverpflich⸗ 
tung begründe, die Überkleider, die der Gaſt ablegt, zu ver- 
wahren (vgl. RG. 104, 46; 105, 203). Auch ift darin dem 
Vorderrichter nicht entgegenzutreten, wenn er auf den Um⸗ 
ſtand, daß Angeſtellte des Bekl. dem Kl. und ſeiner Braut 
beim Ablegen und Unterbringen der Mäntel behilflich waren, 
und auf die dabei zwiſchen ihnen gewechſelten Worte ſo lange 
kein Gewicht legt, als nicht feſtgeſtellt werden kann, daß jene 
Angeſtellten ermächtigt geweſen ſeien, für den Bekl. einen 
Verwahrungsvertrag zu ſchließen. In anderer Hinſicht kann 
jedoch die Auffaſſung des BG. nicht gebilligt werden. In 
den angeführten Entſch. geht das RG. von der Vorausſetzung 
aus, daß der Speiſewirt in ſeinen Räumen Anſtalten zum 
Aufhängen oder ſonſtigen Ablegen der Überkleider in ſolcher 
Art getroffen hat, daß dem Gaſte die Möglichkeit geboten 
iſt, ſeinerſeits die Aufſicht über ſie auszuüben und ſich ſo 
gegen deren Abhandenkommen zu ſchützen. Wenn ſich aber, 
wie es hier vom Kl. behauptet iſt und vom BG. unterſtellt 
wird, in dem Weinzimmer, das der Bekl. ſeinen Gäſten, und 
zwar nicht nur den in ſeinem Gaſthofe wohnenden vorhielt, 
keine Vorrichtung zum Ablegen der überkleider befand, und der 
Bekl. deren Mitnahme in das Weinzimmer nicht duldete, 
hat eine andere rechtliche Beurteilung einzutreten. Er ver⸗ 
ſetzte dann feine Gäſte in die Notwendigkeit, ihre Mäntel in 
einem Raume abzulegen, wo ſie ihrer perſönlichen Obhut ent⸗ 
zogen waren, und fih darauf zu verlaſſen, daß die in jenem 
Raume ſich aufhaltenden oder verkehrenden Leute des Bell. 
eine Aufſicht ausüben würden. Dieſe von ihm herbeigeführte 
Zwangslage hat Ahnlichkeit mit derjenigen, die für den Gaſt 
einer Badeanſtalt entſteht, wenn er feine Kleider, folange er 
ſich im Waſſer befindet, ohne Aufſicht laſſen muß; eine Lage, 
die dem erk. — damals noch als der VII. bezeichneten — 
Sen. Veranlaſſung gab, auszuſprechen, daß durch den Ab⸗ 
ſchluß des Badevertrags der Unternehmer der Anſtalt ohne 
weiteres die vertragsmäßigen Pflichten des Verwahrers über⸗ 
nehme, und daß die Verwahrung auch eine entgeltliche ſei, 
da ſie durch das Entgelt für die Gewährung der Badegelegen⸗ 
heit mit abgegolten werde (val. das Urteil VII 834/22 v. 
29. Juni 1923, 23. 1923, 600). Entſprechendes muß auch 
hier gelten. Indem der Bekl. ſeine Gäſte nötigte, ohne ihre 
Überkleider den Gaſtraum zu betreten, übernahm er im Rah⸗ 
men des mit ihnen zu ſchließenden Beköſtigungsvertrages die 
Obhut über die Sachen, die ſie zufolge ſeiner Einrichtung 


Rechtſprechung 


in einem anderen Raume zurücklaſſen mußten. Eine ab- 
weichende Beurteilung würde den Grundſätzen von Treu und 
Glauben im Verkehr widerſtreiten. Der Umſtand, daß es dem 
Kl. und ſeiner Braut freigeſtanden hätte, wegen der im Be⸗ 
triebe des Bekl. obwaltenden Verhältniſſe auf die Einkehr bei 
ihm zu verzichten, vermag eine andere Würdigung der Pflich⸗ 
ten des Bekl. nicht zu rechtfertigen. Abzulehnen iſt auch die 
Auffaſſung des BR., daß es Sache des Kl. geweſen ſei, eine 
andere Art der Unterbringung der Mäntel anzuregen und zu 
erreichen. Dieſer durfte von den Einrichtungen im Betriebe 
des Bekl., jo wie fie von ihm getroffen waren, Gebrauch 
machen und darauf vertrauen, daß er die Pflichten des 
Verwahrers erfüllen werde. 
(U. v. 27. Juni 1924; 479/23 VI. — Hamm.) 


16. 83a RHaftpfl. Die Beſchaffungeiner 
Goldbrüde als Zahnerſatz fällt regelmäßig nicht 
in den Rahmen dieſer Geſetzesſtellen.] f) 

Am 13. Nov. 1920 erlitt der Kl. im Bereich des Haupt⸗ 
bahnhofs in München dadurch einen Betriebsunfall, daß der 
Lokomotivführer P. mit der von ihm geführten Maſchine in 
die vom Kl. geſteuerte Lokomotive hineinfuhr. Der Kl. wurde 
durch den Anprall gegen die Steuerung geſchleudert. Er verlor 
dabei drei Zähne und eine daran befeſtigte Goldbrücke, die er 
ſich aus eigenen Mitteln als Erſatz für weitere ihm während 
des Krieges zu Verluſt gegangene ſieben Zähne hatte anfertigen 
laſſen. Das OLG. hat die Bekl. verurteilt, „dem Kl. die Koſten 


der Beſchaffung von Goldbrücken für feine fehlenden Zähne 


zu erſetzen“. Der Streit der Parteien dreht ſich in dieſem. 
Rechtszuge nur um die Frage, ob der Kl., abgeſehen von ſeiner 
hier nicht feſtzuſtellenden etwaigen Beamteneigenſchaft auf 
Grund des 83a RHYaitpf®. von der Bekl. als Erſatz für 
feine fehlenden zehn Zähne Goldbrücken mit eingeſchliffenen 
Zähnen verlangen kann, oder ob er ſich mit einem Gebiß in 
gewöhnlicher Ausführung (mit Kautſchukplatte) abfinden laſſen 
muß. Das BG. meint, der Kl. brauche ſich nicht auf ein 
gewöhnliches künſtliches Gebiß beſchränken zu laſſen. Er könne 
„Heilung“ verlangen und er dürfe die nach dem Stande der 
Zahnheilkunde beſſere Form des Zahnerſatzes wählen“ Darin 
erblickt die Reviſion eine Überſpannung der dem Eiſenbahn⸗ 
betriebsunternehmer auferlegten Pflichten und eine Verletzung 
der 88 1, 3a NHaftpf&. Auch dem erkennenden Senat er- 
ſcheint der von dem BG. aufgeſtellte Rechtsſatz in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht unbedenklich. Die durch einen Eiſenbahnunfall 
herbeigeführte Beſchädigung künſtlicher Glieder eines Reiſen⸗ 
den, die den lebenden Körper unverſehrt läßt, iſt an ſich keine 
Körperverletzung, weder im ſtrafrechtlichen Sinne (88 223, 
224 StGB.), noch im Sinne der Verſicherungsgeſetzgebung 
(RVO. 88 179 mit 182, 555, 1269; Reichsunfallfürſorgegeſetz 
für Beamte 8 1 Abſ. 6; Bayer. Beamtengeſetz v. 16. Aug. 1908 
Art. 89 Nr. 6; Entſch. des RV A. Bd. 1 S. 109 und Bd. 12 
S. 287). Wie die Zugehörigkeit künſtlicher Glieder zum 
menſchlichen Körper im Handel und im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren zu beurteilen ift (Dernburg, Bürgerliches Recht, 
Bd. 3 8 1 Erl. 5; Staudinger, BGB. § 90 Anm. 2a; 


Zu 16. Auf Grund des RhHaftpflG. ift nur der Schade zu ep: 
eben, der infolge einer Verletzung des menſchlichen Körpers, dagegen 
nicht derjenige, der durch Beſchädigung von Sachen entſteht. Daher 
kann im allgemeinen nach Maßgabe dieſes Geſetzes wohl Erſatz für 
den Verluſt von natürlichen, jedoch nicht von künſtlichen Zähnen 
oder einer Brücke beanſprucht werden. Mit vollem Recht nimmt 
jedoch das RG. an, daß im vorliegenden Falle einheitlich nach den 
Grundſätzen des RHaftpil®. Entſchädigung zu leiſten ſei, da die drei 
geſunden Zähne zugleich der in Verluſt geratenen Goldbrücke als 
Stütze dienten. Das RG. it weiter, im Gegenſatz zum BR., der 
Anſicht, daß der Geſchädigte nur die Koſten für ein Gebiß in gewöhn⸗ 
licher Ausführung (mit Kautſchukplatte) verlangen könne, es ſei denn, 
daß ſich nach der Beſonderheit ſeiner Kiefer⸗ und Gaumenbildung bei 
ihm kein brauchbares Gebiß mit Kautſchukplatte anbringen ließe. 
Dieſes Ergebnis will mir nicht recht befriedigend erſcheinen. Der 
Verpflichtete hat grundſätzlich Schäden nicht in der billigſten, ſondern 
in der techniſch vollkommenſten Art wiedergutzumachen. Allerdings 
müſſen die Aufwendungen auch angemeſſen ſein, d. h. den 
Verhältniſſen des Verletzten entſprechen. Gewiß wird daher 
im allgemeinen nur für ſolche Koſten Erſatz beanſprucht werden 
dürfen, die nicht weſentlich über dasjenige Maß hinausgehen, das 
Perſonen gleichen Standes und in gleicher wirtſchaftlicher Lage auf⸗ 
zuwenden pflegen. Indeſſen wird man meines Dafürhaltens nicht 
verlangen können, daß der Verletzte in ſeinen Anſprüchen unter 
das Maß deſſen herabgeht, was er ſelbſt nachweisbar für ſich auf⸗ 
gewendet hat. NA. Dr. Franz Seligſohn, Berlin. 
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Bir. f. Rpfl. 1917, 211), braucht hier nicht erörtert zu 
werden. Die Schadenserſatzleiſtung nach 83a RHaftpfG. hat 
damit nichts zu tun. Sie erfolgt auch nicht wie bei unerlaub⸗ 
ten Handlungen nach § 249 BGB. durch Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes, ſondern nach den im RHaftpfG. ge- 
troffenen beſonderen Beſtimmungen. Nach 83a RHaftpflG. 
werden nur die Auslagen der Heilung, ſerner die auf dem 
Verluſt oder der Verminderung der Erwerbsfähigkeit beruhen⸗ 
den Vermögensnachteile und endlich die zur Befriedigung der 
durch den Unfall hervorgerufenen „vermehrten Bedürfniſſe“ 
erforderlichen Koſten erſetzt. Bloßer Sachſchaden wird nicht 
erſtattet. Deshalb kann für eine beim Unfall zerbrochene und 
zu Verluſt gegangene goldene Brücke an fich kein Erſatz ver- 
langt werden. Aber der Kl. hat nicht bloß ſeine Goldbrücke, 
ſondern auch drei geſunde Zähne verloren, die zugleich der 
Goldbrücke als Stütze dienten. Inſofern lag eine Körperver⸗ 
letzung vor, die unter 83a NHYaftpfl®. fallt. Die „Heilung“ 
der Wunde iſt längſt erfolgt; aber für die fehlenden Zähne 
muß im Intereſſe der Geſundheit, der Nahrungsaufnahme und 
der Verdauung Erſatz geſchafft werden. Das iſt im Sinne des 
RHaftpflG. ein berechtigtes „Bedürfnis“, das die bisherigen 
Bedürfniſſe des Kl. „vermehrt“, während 8 558 Nr. 1 RVO. 
und 8 1 Abſ. 6 des Reichsunfallfürſorgegeſetzes für Beamte 
hier eine Zugehörigkeit zum Heilverfahren annehmen. Es ent⸗ 
ſpricht der ſtändigen Rechtſprechung des RG., daß natürliche 
Glieder oder Zähne, die dem Unfall zum Opfer gefallen ſind, 
auch im Rahmen des RHaftpflG. innerhalb der Grenzen des 
Notwendigen und Angemeſſenen durch künſtliche Erſatzſtücke 
ergänzt werden müſſen (RG. 25, 50; Eger, Eiſenbahnrecht⸗ 
liche Entſch. Bd. 5 S. 79; Bd. 8 S. 221; Bd. 22 S. 405; 
Bd. 23 S. 64; Bolze Bd. 11 S. 92). Das kuünſtliche Gebiß 
kann hier für die drei ausgeſchlagenen und die ſchon früher 
zu Verluſt gegangenen Zähne nur einheitlich hergeſtellt werden. 
Daher ſtünde inſoweit nichts im Wege, wenn der Kl. ein 
Gebiß für die fehlenden zehn Zähne in der gewöhnlichen 
Ausführung (mit Kautſchukplatte) verlangen würde. Aber er 
hat keinen Anſpruch auf die Beſchaffung von Goldbrücken, 
wenn dieſe um ein Vielfaches teurer ſind und ſo hoch zu 
ſtehen kommen, daß bei den heutigen Verhältniſſen die meiſten 
Menſchen darauf verzichten müſſen. Darüber iſt dem angefoch⸗ 
tenen Urteil nichts zu entnehmen. Wie das Beiſpiel des Kl. 
zeigt, war das Reich nicht imſtande, den im Kriege an den 
Zähnen Verwundeten Goldbrücken einſetzen zu laſſen. Daß 
ſich der Kl. aus eigenen Mitteln eine ſolche herſtellen ließ, 
kommt nach 83a RhHaftpflG. an fih nicht in Betracht. Die 
vermehrten Bedürfniſſe können nur in angemeſſenen 
Grenzen, nach einem für alle geltenden gleichen Maßſtab be⸗ 
rückſichtigt werden. Der Golderſatzzahn des Bemittelten kann 
hier nicht höher bewertet werden, als der zu Verluſt gegangene 
geſunde Zahn des Unbemittelten. Nur unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden könnte der Kl. die Veſchaffung einer Goldbrücke for- 
dern, namentlich dann, wenn ſich nach der Beſonderheit ſeiner 
Kiefer⸗ und Gaumenbildung kein brauchbares Gebiß mit Kaut⸗ 
ſchukplatte bei ihm anbringen ließe. Das ſcheint er behaupten 
zu wollen; aber dazu hat das BG. keine Stellung genommen. 
Von hier aus kann dieſe rein tatſächliche Würdigung nicht 
nachgeholt werden. Zwar ſpricht ſchon der Umſtand, daß der 
Kl. die hohen Koſten für eine Goldbrücke aufgewendet hat, er⸗ 
heblich für die Richtigkeit ſeiner Behauptung; aber es kann 
bei ſeinem erſten Erſatzſtück auch ein Fehler in der Ausführung 
vorgelegen haben, der zu beſeitigen war. 
(U. v. 19. Mai 1924; 882/23 IV. — München.) 


17. Das einem Beamten beiſeiner Verſetzung 
in den einſtweiligen Ruheſtand vom Geſetz für 
mehrere Jahre zugeſicherte „bisherige“ Dienſt⸗ 
einkommen bedeutet: das „jeweilige“ Dienſtein⸗ 
kommen der aktiven Beamten dieſer Stellung; 
o z. B. in 8 32 Abſ. 2 des preuß. Geſetzes über 
Landeskulturbehörden v. 3. Juni 1919. — Zum 
Aer 7 * wohlerworbenen Rechte i. S. Art. 129 

i 

Die Entſcheidung hängt in erſter Linie von der 


Zu 17. Der Entſch. iğ beizupflichten. Sie ſpricht aus, daß 
weder das Beſoldungsſperrgeſetz noch Art. 5 Abſ. 1 der 3. Erg. des 
BeſoldG. vom 21. Nov. 1921 (RG Bl. 1365) in „wohlerworbene 
Rechte” der Beamten eingreifen fann und geht Hierin einig mit ber 
ſtändigen Rechtſprechung des nach 87 des Beſoldungsſperrgeſetzes er- 
richteten Reichsſchiedsgerichts. Bei Begründung der Ablehnung des 


3 


1871 


Auslegung des 8 32 Abſ. 2 des preußiſchen 
Landeskulturbehörden v. 3. Juni 1919 ab. Diefe Vor⸗ 
ſchrift lautet: „Präſidenten und Mitglieder der General⸗ 
kommiſſionen und des Oberlandeskulturgerichts, die beim In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
können in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden, ohne 
daß es des Nachweiſes der dauernden Unfähigkeit zur Er⸗ 
füllung ihrer Amtspflichten bedarf. Sie erhalten in dieſem 
Falle während eines Zeitraumes von 5 Jahren ihr bisheriges 
Dienſteinkommen einſchließlich des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
unverkürzt.“ Nach § 3 Abſ. 1 des preuß. Altersgrenzen⸗ 
geſetzes v. 15. Dez. 1920 ſollte dieſes Geſetz auch auf Beamte 
im einſtweiligen Ruheſtande Anwendung finden. Nach 8 8 
Abſ. 2 des gleichen Geſetzes blieben jedoch die vermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche der auf Grund des 8 32 des Geſetzes vom 
3. Juni 1919 in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Be⸗ 
amten mit der Maßgabe unberührt, daß an die Stelle des 
Wartegeldes ein Ruhegehalt gleicher Höhe trat. Das BG. 
verſteht nun den Satz 2 des § 32 bj. 2 des Geſetzes vom 
3. Juni 1919 dahin, daß die gemäß Satz 1 in den einſtweili⸗ 
gen Ruheſtand verſetzten Beamten während der 5 Jahre das 
jeweilige Dienſteinkommen der aktiven Beamten entſpre⸗ 
chender Dienſtſtellung zu beanſpruchen haben ſollten. Es ver⸗ 
kennt nicht, daß der Wortlaut des Geſetzes (bisheriges 
Dienſteinkommen) für die abweichende Auslegung des Bell. 
ſpricht, führt aber aus: eine wörtliche Auslegung werde 
dem Zwecke der Vorſchrift nicht gerecht, überſehe die Ver⸗ 
ſchiebung der Geldverhältniſſe, die ſchon zur Zeit des Erlaſſes 
des Geſetzes begonnen habe, und verkenne auch die Tragweite 
des 83 Abſ. 2 des Altersgrenzengeſetzes, der praktiſch be⸗ 
deutungslos geweſen wäre, wenn das bisherige Dienſtein⸗ 
kommen des § 32 Abſ. 2 Satz 2 a. a. O. nichts hätte bedeuten 
folen als den im Jahre 1919 zustehenden Betrag. Der 
Reviſion iſt zuzugeben, daß die Auslegung des BG. nicht 
unzweifelhaft iſt. Sie entſpricht aber dem Sinn und Zweck 
des Geſetzes, iſt auch in ihrem Ergebniſſe allein befriedigend 
und muß deshalb als zutreffend erachtet werden. Wenn den 
gemäß § 32 Abſ. 2 in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten 
Beamten als Entſchädigung, wie es in der Begründung (Ver⸗ 
faſſunggebende preuß. Landesverſammlung 1919, Druckſache 
Nr. 191) heißt, für 5 Jahre das volle Dienſteinkommen zu⸗ 
geſichert worden iſt, ſo kann das nur ſo verſtanden werden, 
daß ſie in ihren Bezügen ſo geſtellt werden ſollten, wie wenn 
ſie noch 5 Jahre aktiv wären. Demgemäß müſſen ſie auch 
an den veränderten Bezügen der aktiven Beamten während 
dieſer 5 Jahre teilhaben, nur daß ſeit dem Altersgrenzengeſetz 
an die Stelle des Wartegeldes ein Ruhegehalt in gleicher 
Höhe trat. Es bedurfte daher auch nicht erſt, wie die Revi⸗ 
fion will, einer Heranziehung der Ruhegehaltsgeſetze v. 7. Mai 
und 17. Dez. 1920, um die Höhe der bis zum 1. Okt. 1921 
geleiſteten Zahlungen zu erklären. Das BG. weiſt übrigens 
auch zutreffend darauf hin, daß dieſe Geſetze den Fall einer 
Zuſicherung der vollen Dienſtbezüge nicht im Auge haben. 
Handelt es ſich danach aber um ein wohlerworbenes Recht 
des Kl. auf die jeweiligen Bezüge der aktiven Beamten ent⸗ 
ſprechender Dienſtſtellung, dann wurde dieſes Recht auch 
nicht beeinträchtigt durch die ſperrgeſetzlichen Beſtimmungen 
des RGeſ. v. 21. Nov. 1921 und des preuß. Geſetzes v. 
24. Nov. 1921. Das et, dem das preuß. Geſetz folgt, 
beſtimmt in Art. 5 Abſ. 1, daß Länder, Gemeinden und ſon⸗ 
ſtige öffentliche Körperſchaften die neuen Sätze der Grund⸗ 
gehälter und Ortszuſchläge der Berechnung der Penſionen 
und Wartegelder nur mit der Maßgabe zugrunde legen 
dürfen, daß ſich keine höheren Bezüge ergeben, als ſie die 
in den dauernden oder einſtweiligen Ruheſtand verſetzten 
Reichsbeamten bei gleichem penſionsfähigem Dienſteinkommen 
und gleicher penſionsfähiger Dienſtzeit erhalten. Nach Art. 5 
at. 2 foll jedoch das Geſetz zur Sicherung einer einheitlichen 
Regelung der Beanttenbeſoldung v. 21. Dez. 1920 ROVI. 
2117, das ſogenaunte Beſoldungsſperrgeſetz, auch „inſoweit“ 
gelten. Die letztere Beſtimmung iſt entgegen den Ausfüh⸗ 
rungen der Rev. dahin zu verſtehen, daß die Vorſchriften 
des Sperrgeſetzes bei Kolliſionsfällen im Sinne des Abſ. 1 


Geſetzes über 


Anſpruchs des Kl. auf Ziuſen bejaht die Entſch. die Frage der Rechts⸗ 
gültigkeit des Art. 7 der VO. über die 12. Erg. des BeſoldGG. v. 12. Dez. 
1923 (RGBl. 1181) und widerlegt damit in einwandfreier Weiſe die 
Bedenken, die Kaufmann (JW. 1924, 1036) gegen die Rechts⸗ 
gültigkeit dieſer Vorſchrift erhoben hat. 
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im ganzen Anwendung finden folen. Das Sperrgeſetz aber 
will, wie ſich aus den Einzelvorſchriften feiner 883, 13 er- 
gibt, wohlerworbene Rechte der Beamten unberührt laſſen. 
Die angefochtene Entſcheidung iſt daher in der Hauptſache 
gerechtfertigt. Nur die Zubilligung von Zinſen kann im 
Hinblicke auf Art. 7 der VO. über die 12. Ergänzung des 
Beſoldungsgeſetzes v. 12. Dez. 1923 nicht aufrechterhalten wer⸗ 
den. Abſ. 1 dieſes Art. 7 ſpricht den Beamten bei nachträg⸗ 
licher Auszahlung von Dienſt⸗ und Verſorgungsbezügen das 
Recht auf Verzinſung oder Erſatz des durch die ſpätere Aus⸗ 
zahlung entſtandenen Schadens ab. Nach Art. 7 Abſ. 2 gilt 
die Vorſchrift auch für Zahlungen, die vor dem 1. Dez. 1923 
fällig oder geleiſtet worden ſind. Die Gültigkeit dieſer Be⸗ 
ſtimmungen wird vom Kl. und Reviſionsbeklagten mit Un⸗ 
recht bezweifelt. Die VD. v. 12. Dez. 1923 gründet ſich auf 
das ErmächtG. v. 8. Dez. 1923 und beſteht danach allerdings 
nur inſoweit zu Recht, als ſie nicht Beſtimmungen der 
RVerf. widerſpricht. Ein ſolcher Widerſpruch ift aber bezüg⸗ 
lich der Vorſchrift des Art. 7 nicht vorhanden. Insbeſondere 
verſtößt ſie nicht, wie behauptet wird, gegen Art. 129 Abſ. 1 
Satz 3 Verf., wonach die wohlerworbenen Rechte der Beam- 
ten unverletzlich ſind. Der hier aufgeſtellte Grundſatz verdankt 
ſeine Entſtehung der Abſicht, das Berufsbeamtentum gegen⸗ 
über Beſtrebungen, die ſeinen Beſtand gefährdeten, in ſeinen 
Rechten verfaſſungsmäßig ſicherzuſtellen (vgl. RG. 104, 60 f.). 
Er kann daher, gleichviel, wie der Begriff der wohlerworbenen 
Rechte im übrigen zu verſtehen iſt, in jedem Falle nur auf 
Rechte bezogen werden, die, wie der Anſpruch auf Rang 
und Gehalt, den Beamten als ſolchen zuſtehen, nicht auf 
Rechte, die das Geſetz jedem Gläubiger einer Forderung gegen 
jeden Schuldner zuſpricht. Zu den Rechten der letzteren Art 
gehört aber der Anſpruch auf Verzinſung ebenſo wie der An⸗ 
ſpruch auf Erſatz eines durch verſpätete Auszahlung ent⸗ 
ſtandenen Schadens. Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 ert, ſteht 
alſo der Anwendung des Art. 7 der VO. v. 12. Dez. 1923 nicht 
im Wege. Das gleiche gilt von dem verfaſſungsmäßigen 
Grundſätzen über den Schutz des Eigentums. Nach Art. 153 
Abſ. 2 RVerf. kann eine Enteignung nur zum Wohle der All⸗ 
gemeinheit und auf geſetzlicher Grundlage vorgenommen wer⸗ 
den, und ſie erfolgt gegen angemeſſene Entſchädigung, ſoweit 
nicht ein Reichsgeſetz etwas anderes beſtimmt. Es kann nun 
dahingeſtellt bleiben, ob in der Vernichtung bereits entſtande⸗ 
ner Zins⸗ und Schadenserſatzanſprüche, wie fie Art. 7 der 
VO. v. 12. Dez. 1923 vorſieht, eine Enteignung im Sinne 
des Art. 153 überhaupt zu finden iſt. Denn es würde in 
jedem Falle an den Vorausſetzungen, unter denen eine ſolche 
nach der Verfaſſung zuläſſig iſt, nicht fehlen. Daß die Bor- 
ſchriften in Art. 7 dem Wohle der Allgemeinheit zu dienen 
beſtimmt ſind, läßt ſich nicht bezweifeln. Ihre geſetzliche 
Grundlage aber findet die Maßnahme in eben dieſem Art. 7 in 
Verbindung mit dem ErmächtG. v. H Dez. 1923. Gegen- 
über dieſer reichsgeſetzlichen Regelung entfallen auch die Be⸗ 
denken, die daraus abgeleitet werden könnten, daß die Ver⸗ 
nichtung der Bing- und Schadenserſatzanſprüche nicht „gegen 
angemeſſene Entſchädigung“ erfolgt iſt. Im übrigen kann 
zur Frage der Enteignung auf die entſprechenden Ausfüh⸗ 
rungen des V. Sen. zur Rechtsgültigkeit der Regelung der 
Hypothekenaufwertung in Art. I der 3. Steuer NotVO. v. 
14. Febr. 1924 in RG. 107, 375 verwieſen werden. Der 
erk. Sen. hat die Vorſchrift des Art. 7 der VO. v. 12. Dez. 
1923 bereits im Urteil v. 22. Febr. 1923 III 259/23 als 
rechtsgültig angewendet und an dieſem Standpunkt iſt aus 
den angegebenen Gründen auch feſtzuhalten. 
(U. v. 1. Juli 1924; III 145/24. — Celle.) 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 

* 1. [849 StGB. Zum Begriff der ftrafbaren 
Beihilfe und der einheitlichen Handlung im 
natürlichen Sinne.] 7) 

Nach den Feſtſtellungen der StR. hatte die Mitangeklagte 
M., als ihre monatliche Regel zweimal nacheinander aus⸗ 


Zu 1. Dieſe Entſch. muß dazu anregen, die objektive Natur 
der Beihilfe erneut zu unterſuchen, deren Feſtſtellung bis jetzt leider 
noch nicht gelungen iſt, dieſes gilt namentlich von ihrer Abgrenzung 
gegenüber der Mittäterſchaft. Mit Recht jagt M. E. Mayer, Allg. 
Teil 1915 & 401: daß die begriffliche Trennung von Mittäterſchaft 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


geblieben war, „keinen Zweifel mehr, daß ſie ſchwanger ſei“, 
und, nachdem ihr von ihrem Liebhaber erklärt worden war, 
er werde für das zu erwartende Kind keine Unterhaltsbeiträge 
entrichten, „faßte ſie den feſten Entſchluß, die Frucht 
abzutreiben“. Der Angekl. Sch. verkaufte ein in ſeinem Be⸗ 
ſitze befindliches Peſſar — nach der Feſtſtellung des LG. ein 
zur Abtreibung taugliches Mittel — an den Liebhaber der 
M. „Dieſer hatte ihn nicht im unklaren darüber gelaſſen, 
daß das Peſſar von der ſchwangeren M. angewendet werden 
und nicht zur Empfängnisverhütung, ſondern zur Frucht- 
abtreibung dienen ſollte.“ Demnächſt gab Sch. der M. ge⸗ 
naue Anweiſung, wie ſie das Peſſar anwenden und wie ſie 
ſich nach beffen Einführung verhalten ſolle. „M. getraute 
ſich aber nicht, das Peſſar anzuwenden.“ Bezüglich der An⸗ 
geil. G. ift feſtgeſtellt: „Später ließ fih M. durch die Angekl. 
G., die wußte, daß M. ſchwanger ſei und daß fie ‚etwas zum 
Einführen“ habe, einen Mutterſpiegel um 150 % kaufen; 
G., die wußte, daß es ſich um Abtreibungsabſicht handelte, 
hatte ihr das zur Erleichterung der Einführung empfohlen. 
M. getraute ſich aber auch den Mutterſpiegel nicht zu be⸗ 
nützen.“ An einer anderen Stelle des angefochtenen Urteils 
wird feſtgeſtellt: „G. wollte den Gebrauch des Peſſars zwecks 
Abtreibung durch die Beiſchaffung des Mutterſpiegels erleich⸗ 
tern.“ Die Angekl. M. hat ſich ſchließlich durch eine Lohn⸗ 
abtreiberin mittels Einführung eines Katheters mit Kautſchuk⸗ 
röhre die Schwangerſchaft beſeitigen laſſen; ſie iſt wegen voll⸗ 
endeten Verbrechens nach § 218 Abſ. 1 StGB. rechtskräftig 
verurteilt. Die Freiſprechung der der wiſſentlichen Hilfe⸗ 
leiſtung hierzu beſchuldigten Angekl. Sch. und G. wird in 
dem angefochtenen Urteil im weſentlichen damit begründet, daß 
ſie zunächſt und unmittelbar nur zu den ſtrafloſen Vorberei⸗ 
tungshandlungen der M. Hilfe geleiſtet hätten. Ihre Hilfs⸗ 
handlungen müßten deshalb ebenſo wie die Vorbereitungs⸗ 
handlungen der M. ſtraflos bleiben, ſoweit die Angekl. dadurch 
nicht zugleich das geſamte, auf Beſeitigung der Leibes⸗ 
frucht durch irgendein Mittel gerichtete Vorgehen der M. 
hätten fördern wollen und durch Beſtärkung des Abtrei⸗ 
bungsentſchluſſes tatſächlich gefördert hätten. Das ſei 
nicht nachweisbar; habe aber die Handlung des Gehilfen zu 
dem ſchließlichen Erfolg gar nichts — auch nicht durch 
Stärkung des Entſchluſſes des Haupttäters — beigetragen, 
dann ſei keine Hilfe geleiſtet worden. Dieſe Ausführungen 
laſſen erkennen, daß die Sta. den Begriff der wiſſentlichen 
Hilfeleiſtung nach 849 StGB. zu eng auslegt. Das NG. 
hat in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß die Bei⸗ 
hilfe nicht zur Ausführung der Haupttat ſelbſt ge- 
leiſtet werden muß, daß ſie ſich nicht auf ein zum Tatbeſtand 
der Haupttat gehöriges Merkmal zu erſtrecken braucht, daß ſie 
vielmehr ſchon zu bloßen Vorbereitungshandlungen 
des Täters erfolgen (RGSt. 8, 267; 3, 464) und ſelbſt ſchon 
vor deſſen Entſchließung zur Tat einſetzen kann (RGSt. 4, 95; 
16, 350; 28, 287; 51, 136; 9, 149). Vorausſetzung iſt dabei 
immer nur, daß die Haußttat mindeſtens zu einer Verſuchs⸗ 
handlung führt. Daß der Erfolg der Haupttat durch die 
Gehilfentätigkeit urſächlich mitbewirkt, gefördert oder erleich⸗ 
tert wird, iſt ebenfalls nicht erforderlich; es iſt daher rechts⸗ 
irrig, wenn die Stg. einen urſächlichen Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen der Handlung des Gehilfen und dem ſchließlich ein⸗ 
getretenen verbrecheriſchen Erfolge verlangt. Der Tatbeſtand 
der einmal geleiſteten Beihilfe wird nicht dadurch beſeitigt, 
daß die Gehilfentätigkeit für den mit ihr beabſichtigten und 
tatſächlich eingetretenen Erfolg ohne Einfluß geweſen iſt. Die 
Herbeiführung dieſes Erfolges kann ſich unabhängig von dem. 
Willen des Gehilfen vollziehen, ſeine Kenntnis von dem Ver⸗ 
lauf der Haupttat iſt nicht erforderlich, ja unter Umſtänden 
gar nicht möglich (RGSt. 6, 169; 8, 267; 13, 265; 27, 157; 
9, 149; 9, 724; 4 D 1075/13 v. 17. Nov. 1913; 3 D 260/23 
v. 3. Mai 1923 in LZ. 1923, 459). Die bloße Abſicht 
des Gehilfen, durch ſeine Hilfeleiſtung die Haupttat zu unter⸗ 
ſtützen und zu fördern, reicht allerdings zur Annahme einer 
nach 8 49 StGB. ſtrafbaren Beihilfe nicht aus. Es muß 
hinzukommen, daß die den Verbrechenstatbeſtand verwirk⸗ 
lichende Handlung, bevor ſie zum Abſchluß gekommen iſt, zu 
irgendeinem Zeitpunkt durch das Tätigwerden des Gehilfen 


und Beihilfe „als ſchwer durchführbar gilt und lebhaft umſtritten 
iſt, gereicht der Strafrechtswiſſenſchaft nicht zur Ehre“. Der Ermitt⸗ 
lung und Feſtlegung dieſer Grenze ſind meine Anm. JW. 1924, 
298, ſowie insbeſondere die Ausführungen Strafrechtliche Grund⸗ 
begriffe S. 257 ff. gewidmet. Die obige RGEntſch. erhebt zur 
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tatſächlich gefördert worden ift. Die Entſcheidung 
hängt daher davon ab, welches die ihn verwirklichende Hand⸗ 
lung iſt, ob insbeſondere auch ſchon die Annahme des Peſſars 
und Mutterſpiegels mit der ſpäteren von einer Lohnabtrei⸗ 
berin mittels eines Katheters vorgenommenen Abtreibung eine 
einheitliche natürliche Handlung bildet. Wäre dies zu bpe- 
jahen, fo käme folgendes in Betracht. Hätte die M. die ihr 
von Sch. und G. zu Abtreibungszwecken dargebotenen Mittel 
ſofort zurückgewieſen und dieſe vollſtändig außerhalb ihrer auf 
Abtreibung abzielenden Tätigkeit gelaſſen, dann würde es 
freilich auch in dieſem Falle zu keiner Teilnahme der Ge⸗ 
hilfen an der ſtrafbaren Handlung der Täterin gekommen 
(RGSt. 38, 156), ſondern bei einem rechtsgrundſätzlich mög- 
lichen, aber vom Geſetz nicht für ſtrafbar erklärten Verſuch 
der Beihilfe geblieben fein (RGSt. 11, 37; 11, 56 [61]). Die 
getroffenen Feſtſtellungen laſſen aber keinen Zweifel darüber, 
daß die M. die dargebotene Mitwirkung der Gehilfen nicht 
nur angenommen, ſondern auch den Gebrauch der von 
den beiden Gehilfen dargereichten, zur Abtreibung tauglichen 
Mittel in ihren Vorſatz aufgenommen hat und erſt nachträglich 
von dieſer Gebrauchsabſicht zurückgetreten iſt. Der Fall läge 
dann inſoweit rechtlich nicht anders, als in der Entſch. des 
4. StSen. 4 D 1075/13 v. 7. Nov. 1913, wo eine nach § 49 
StGB. ſtrafbare Gehilfenſchaft darin gefunden wurde, daß 
der Angekl. dem Dieb zur Begehung eines Einbruchsdiebſtahls 
eine Zange übergeben, dieſer ſie zu dem gewollten Zwecke auch 
angenommen, das Verbrechen aber ſchließlich ohne Benutzung 
des Werkzeuges ausgeführt hat. Auch das Urteil des erkennen⸗ 
den Senats 1 D 153/23 v. 27. März 1923, dem ein anderer 
Sachverhalt zugrunde liegt, ſteht dieſer Annahme nicht ent⸗ 
gegen. Es iſt auch nicht erforderlich, daß Sch. und G. den 
allgemeinen Abtreibungsentſchluß der M. ſtärkten und 
damit auch die ſpäter tatſächlich in anderer Weiſe erfolgte 
Abtreibung förderten. Hierbei überſieht die StH., daß das 
Strafgeſetz in 8 49 nebeneinander zwei ſelbſtändige, gleich⸗ 
wertige Begehungsformen der Gehilfentätigkeit aufſtellt, deren 
jede den Tatbeſtand ſtrafbarer Hilfeleiſtung erfüllen kann: 


Ergänzung mit Nachdruck die Frage: wie iſt nach der anderen Seite 
das objektive Wirken des Gehilfen zu beftinmen und abzugrenzen: 
was überhaupt muß der Gehilfe im Verbrechensvorgang wenig- 
ſtens gewirkt haben? Auf dieſe Frage geben uns Literatur 
und Rechtſprechung keineswegs eine befriedigende Antwort; eine 
Fülle der verſchiedenſten Auffaſſungen tritt uns entgegen. 

Gänzlich abwegig zunächſt iſt die vielfach übliche Lehre, das 
Weſen der Täterſchaft beſtehe in dem Setzen einer „Urſache“, wah⸗ 
rend der Teilnehmer (Anſtifter und Gehilfe) „nur“ eine Bedingung 
ins Leben rufe (o ähnlich auch Frank, Varbem. zum 3. Abſchn. 
unter II). Iſt doch eine wichtigere, entſcheidendere Mit⸗ 
wirkſamkeit als die bedingende überhaupt gar nicht denkbar! Selbſt 
von dem wirkſamſten Täter kann ein höherer Grad des Wirkens nicht 
verlangt werden! Wer eine Bedingung in ſeiner entſchließenden 
Gewalt hat und dieſe Bedingung eines Verbrechens ins Leben ruft, 
der ſchafft damit mit entſcheidender Kraft das ganze Verbrechen, denn 
jede Bedingung iſt eben ein für das Zuſtandekommen des Ganzen 
notwendiges Ereignis. Wer über eine Bedingung verfügt, verfügt 
über das Ganze, ſonſt kann eben von „Bedingung“ nicht die Rede 
ſein. Ein höherer oder geringerer Grad iſt an den bedingenden 
Wirkſamkeiten nicht feſtſtellbar. Unzutreffend iſt es auch, wenn 
M. E. Mayer a. a. O. S. 397 bei der Beihilfe eine „taugliche 
Tätigkeit oder Unterlaſſung“ verlangt und S. 399 als den „Erfolg 
der Beihilfe“ „die Förderung des Täters in der Erreichung des ver⸗ 
brecheriſchen Zieles“ bezeichnet. Vgl. auch die vom NS. angeführte 
Begründung des Strafkammerurteils. Wenn etwa bes einem Ein⸗ 
bruch ein Mitwirkender mit einem Brecheiſen an der Tür ganz 
vergeblich herumgearbeitet hat, die von einem aus einer anderen 
Rolle herbeigerufenen Komplizen ſodann durch einen Dietrich leicht 
geöffnet wird, ſo hat jener die objektiven Merkmale einer ſtraf⸗ 
baren Teilnahme erfüllt, obwohl ſeine Handlung gänzlich erfolglos, 
alſo nicht im geringſten „tauglich“ geweſen iſt, obwohl ſie den 
Fortgang des Verbrechens in keiner Weiſe „gefördert“ hat, nicht 
nur überflüſſig geweſen iſt, ſondern die Vollendung des Verbrechens 
ſogar gehemmt und aufgehalten hat. Ein förderndes, taugliches 
Mitwirken kann alſo nicht als Merkmal der Beihilfe hingeſtellt 
werden. — Auch in der obigen reichsgerichtlichen Entſch. iſt die 
begriffliche Grenze nicht in einer befriedigenden Weiſe gezogen. 
Zutrefſend wird zunächſt ausgeführt, daß der Erfolg der Haupttat 
durch die Gehilfentätigkeit nicht urſächlich mitbewirkt, gefördert oder 
erleichtert zu ſein brauche; wie nun aber im weiteren gleichwohl 
SC werden kann, daß die den Verbrechenstatbeſtaud verwirk⸗ 
ichende Handlung zu irgendeinem Zeitpunkt durch das Tätig⸗ 
werden des Gehilfen tatſächlich gefördert worden ſei, iſt un⸗ 
verſtändlich. Iſt doch der Erfolg als das hervorgerufene Ergebnis 
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Die fog. pſychiſche oder intellektuelle Beihilfe durch Rat 
(RGSt. 5, 141; 13, 265; 27,157) und die phyſiſche Beihilfe 
durch die Tat. Beide Arten der Begehung können zuſammen⸗ 
treffen, notwendig iſt dies aber keineswegs, und es wird unter 
Umſtänden eine Befeſtigung und Beſtärkung des verbreche⸗ 
riſchen Entſchluſſes neben der tatſächlichen Förderung der 
Haupttat gar nicht möglich ſein; dies namentlich dann nicht, 
wenn der Haupttäter zur Begehung der Straftat ohnedies 
bereits feſt entſchloſſen war, ehe die Gehilfentätigkeit ein⸗ 
geſetzt hat. Die Reviſion des Staatsanwalts kann jedoch um 
deswillen keinen Erfolg haben, weil ſich aus den getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen ergibt, daß die geſamte, auf Ab⸗ 
treibung der Leibesfrucht gerichtete Tätigkeit der Angekl. M. 
nicht — wie in den vorſtehenden Ausführungen unterſtellt 
wurde — als eine einheitliche Handlung im natür⸗ 
lichen Sinne anzuſehen iſt. Das Vorhandenſein eines 
einheitlichen Zieles für das Tätigwerden und eines 
einmaligen Entſchluſſes, dieſes Ziel zu erreichen, 
macht allein die infolgedeſſen ausgeführte Tätigkeit noch nicht 
zu einem einheitlichen Tun im natürlichen Sinne, wie es 
auch 88 73 und 74 StGB. im Auge haben und entkleidet die 
Einzelakte nicht ihrer Selbſtändigkeit (RGSt. 8, 762; 4, 187; 
7, 60 u. a.). Einheitlichkeit des Zieles und ein einziger Ent- 
ſchluß, es — gleichviel mit welchen Mitteln — zu erreichen, 
können zuweilen die Annahme eines fortgeſetzten Dons 
delns i. S. der Rechtſprechang des RG. begründen, wenn 
im übrigen die Vorausſetzungen hierfür gegeben ſind. Eine 
hiervon zu unterſcheidende natürliche Hand⸗ 
lungseinheit erfordert aber einen ſolchen unmittel⸗ 
baren Zuſammenhang, daß ſich das geſamte Tätig⸗ 
werden objektiv auch für einen Dritten als ein einheit⸗ 
liches zuſammengehöriges Tun bei natürlicher Betrachtungs⸗ 
weiſe erkennbar macht. Entſcheidend kann hier im weſentlichen 
nur die Auffaſſung des Lebens ſein. Danach ſtellt ſich aber 
die geſamte zur Anklage geſtellte Tätigkeit der M. nicht Als 
eine natürliche Handlung dar, vielmehr hat ſie nach den 
getroffenen Feſtſtellungen das gewollte Ziel der Abtreibung 


ein Teil der verbrecheriſchen Handlung. Erfolg und Handlung laſſen 
ſich hier nicht nach der Art der reichsgerichtlichen Ausführung tren⸗ 
nen, indem eine Förderung des Erfolges abgelehnt, eine Förderung 
der Handlung aber verlangt wird. 


In Wahrheit kann weder eine Förderung des Erfolges noch eine 
Förderung der Handlung als Merkmal der ſtrafbaren Beihilfe be⸗ 
zeichnet werden, vielmehr muß jedweder, auch nicht förderliche, ja, 
gänzlich überflüſſige, fogar eine hemmende und nachteilige, wenn 
nur mit verbrecheriſchen Vorſatz als unterſtützend und mitwirkſam 
vollführte Tätigkeit genügen. Jede Mitwirkſamkeit in dem 
konkreten Verbrechensvorgang genügt für die Er⸗ 
füllung des objektiven Tatbeſtandes der Beihilfe, 
auch wenn Handlung und Erfolg inkeiner Weiſe durch 
ſie gefördert worden ſind. Der objektive Tatbeſtand der 
phyfiſchen Beihilfe, der Beihilfe durch Tat, ift alfo gegeben, wenn 
der Handelnde in dem konkreten Verlauf des Verbrechensvorganges 
nur irgendwie mitwirkſam geweſen iſt, wenn der Tatbeſtand der ge⸗ 
ſamten verbrecheriſchen Betätigung nur irgendwelche Teile ſeiner 
Mitwirkſamkeit aufweiſt, mag es Dë auch um Afte handeln, die 
Handlung und Erfolg in keiner Weiſe gefördert haben, wie in dem 
oben angeführten Beispiel. In entſprechender Weiſe muß es bei 
der pſychiſchen Beihilfe, der Beihilfe „durch Rat“, als genügend 
beurteilt werden, wenn die ſeeliſche Einwirkung des Gehilfen nur 
irgendwelche Bewegung in dem Geiſtes⸗ und Willensleben des Täters 
hervorgerufen hat; der objektive Wert dieſer Einwirkung für Hand⸗ 
lung und Erfolg kann auch hier nicht von entſcheidender Bedeutung 
ſein. Auch hier genügt die überflüſſige, ja, unter Umſtän en fogar 
die objektiv hemmende Mitwirkſamkeit. Wer etwa dem Tüter nach 
beider Auffaſſung zweckdienliche Mitteilungen für die Möglichkeit 
der Ausführung des Verbrechens macht, ift der pfychiſchen Beihilfe 
ſchuldig, auch wenn nachher von dieſer Mitteilung gar kein Ge⸗ 
brauch gemacht wird, wenn die Verwertung derſelben in dem erſten 
Stadium des Verbrechensvorganges etwa fogar das Ganze nur 
unnötig aufgehalten und gehemmt hat. Wenn jedoch eine pihchiſche 
Einwirkung an der ganz feſten ſeeliſchen Verfaſſung des Täters voll⸗ 
kommen wirkungslos abprallt, keinerlei ändernde Regungen auf die 
ſeeliſchen Vorgänge des Entſtehens und Werdens des Verbrechens ſich 
erſtrecken, kann von pfychiſcher Beihilfe nicht die Rede fein. Wer 
etwa auf einen feſt Entſchloſſenen ganz ergebnislos einwirkt, kann 
den objektiven Tatbeſtand der Beihilfe nicht erfüllt haben. Jedwede 
phyſiſche oder pſychiſche Beteiligung an dem Werden 
des Verbrechens, mag fie förderlich fein oder nicht, 
muß für den objektiven Tatbeſtand der Beihilfe ge⸗ 
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durch verſchiedene ſelbſtändige Handlungen im natürlichen 
Sinne zu erreichen erſtrebt, von denen erſt die letzte das von 
Anfang an vorgeſetzte Ziel erreicht hat. Wenn ſich nun ſchon 
bei einer im Fortſetzungszuſammenhang begangenen Tat eine 
Beihilfe auf den bloßen unſelbſtändigen Einzel- 
akt beſchränken kann, und dann nach der Art dieſes Aktes 
zu entſcheiden iſt, inwieweit ſtrafbare Beihilfe vorliegt, ſo 
gilt das erſt recht, wenn ſich mehrere ſelbſtändige Einzel⸗ 
handlungen, ohne im Fortſetzungszuſammenhang zu ſtehen, 
aneinanderreihen in Verfolgung ein und desſelben Zieles. Im 
vorliegenden Falle ſtellt das Urteil des LG. nun tatſächlich 
feft, es habe fih nicht nachweiſen laſſen, daß die Angekl. 
G. und Sch. mittels des Peſſars und des Mutterſpiegels auch 
die ſpäter in anderer Weiſe erfolgte und als ſelbſtändige 
Abtreibungshandlungen zu beurteilende Tätigkeit fördern 
wollten. Durch dieſen Ausſpruch wird die als Beihilfe in 
Betracht kommende Tätigkeit aber ausdrücklich in objektiver 
und ſubjektiver Hinſicht auf die noch nicht einmal bis zum 
Verſuch der Abtreibung gediehene Annahme des Peſſars und 
des Mutterſpiegels beſchränkt und eine auch nur pfpychiſche 
Beihilfe für die ſich ſpäter anreihenden ſelbſtändigen Abtrei⸗ 
bungshandlungen verneint. Dieſe Feſtſtellungen tragen das 
Urteil und führen zur Verwerfung der Reviſion der Staats⸗ 
anwaltſchaft. Der Oberreichsanwalt hatte Aufhebung des 
Urteils und Zurückverweiſung der Sache beantragt. 


(u. v. 4/18. März 1924, 1 D 50/24.) A.] 


* 2. 18853, 230 StG B. Fehlgehen eines An- 
griffs in Notwehrfahrläſſigkeit.J7) 

Der Schreiner L. drang, obwohl ihn ſeine Frau zur 
Verhütung eines Unglücks feſt umklammerte und zurückzuhalten 
ſuchte, nach Mitternacht in ſtark betrunkenem Zuſtand in das 
eheliche Schlafzimmer ſeines Untermieters S. ein, nachdem 
er deſſen Türe gewaltſam aufgeſprengt hatte, und ſtürzte ſich 
in raſender Wut auf dieſen, der bloß die Hoſe anzuziehen 
und ſeinen mit einer Eiſenſpitze verſehenen Wanderſtock zu 
ergreifen vermocht hatte, und deſſen noch im Bette ſitzende 
Ehefrau los, um beide zu treten und zu würgen. Da von 
dem an Körperkraft weit überlegenen L. in ſeiner Aufregung 
jede Gewalttätigkeit und ſogar das Allerſchlimmſte zu be⸗ 
fürchten war, ſchlug S. mit ſeinem Stock nach ihm zu, traf 
aber mit dem erſten Streich bloß die Frau L., deren An⸗ 
weſenheit er bei der Dunkelheit des nur ſchwach durch einen 
Kerzenſchimmer von der L.fchen Wohnung über den Flur her 
erhellten Zimmers in ſeiner Beſtürzung nicht bemerkt hatte, 
und zwar ſo unglücklich auf das rechte Auge, daß es erblindete. 
Damit war der Raſerei 2.3 noch nicht Einhalt getan. Des⸗ 
halb entſchloß ſich S. zu einem zweiten Stockſchlag gegen 
ſeinen Angreifer und brachte nun auch ihm eine lebensgefähr⸗ 
liche Stirnverletzung bei, worauf dieſer beſinnungslos zu⸗ 
ſammenbrach. — 1. Hiernach ift die Freiſprechung S.s 
von der Anklage der gefährlichen Körperverletzung (8223 a 
StGB.) wegen des zweiten Schlages, in der die Stk. nur 
eine Verteidigung erblickt, die erforderlich war, um einen 
gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von den Eheleuten S. 
abzuwehren (853 StGB.), ohne weiteres gerechtfertigt. Der 
Einwand des Nebenklägers L., gegen ſeinen ohne jedes Werk⸗ 
zeug unternommenen Angriff wäre eine ſein Leben in Ge⸗ 
fahr bringende Verteidigung keineswegs erforderlich geweſen, 
ſcheitert ſchon an der auf rein tatſachlichem Gebiet liegenden 
Feſtſtellung, daß jede Zaghaftigkeit S.s ohne durchgreifen⸗ 
den Widerſtand die Wut des ihm weit überlegenen L. nur 
noch mehr geſteigert und dieſe dann zweifellos erhebliche Ver⸗ 


Zu 2. Der Entſch. iſt durchweg beizuſtimmen: Mit Recht 
wird die vom erſten Richter vertretene Gleichſtellung von aberratio 
ictus und error in persona abgelehnt. Die Gleichwertigkeit des ge- 
wollten und des eingetretenen Erfolges im Falle der aberratio ictus 
berechtigt nicht, auch den letztern als gewollt und daher als vorſätzlich 
herbeigeführt zu erachten (allein konſequent von dieſem Standpunkte 
aus wäre übrigens, beide Erfolge als gewollt anzunehmen, ſo daß 
Konkurrenz von Verſuch und Vollendung vorläge). Bloße Verwechſ⸗ 
lung der Perſon hingegen ergibt nur einen Irrkum im Beweggrunde 
und läßt die Tatſache unberührt, daß der Wille wirklich auf die 
Verletzung der Perſon (des Gegenſtandes) gerichtet war, die der 
Täter als die von ihm gemeinte rekognosziert hatte. Der Stock⸗ 
hieb, von dem die Frau L. getroffen wurde, galt allein dem Ehe⸗ 
manne L. und würde dieſem gegenüber eine Notwehrüberſchreitung 
nicht ergeben haben. Die Verlegung der Frau war nicht gewollt, auch 


Rechtſprechung 
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letzungen der angegriffenen Eheleute zur Folge gehabt hätte, 
die bloß durch Unſchädlichmachung L.s, wie ſie S. mit dem 
wuchtigen Schlag bezweckte, abzuwehren waren. Eine ſolche 
Verteidigung entſprach nur durchaus der Hartnäckigkeit und 
Stärke des Angriffs. — 2. Rechtlich zu beanſtanden iſt da⸗ 
gegen die Verurteilung S.s wegen fahrläffiger 
Körperverletzung der Frau L. durch den erſten 
Stockſchlag. a) Die Reviſion dieſer Nebenklägerin 
kann allerdings keinen Erfolg haben. Sie ſtellt ſich auf den 
im Schrifttum mehrfach vertretenen Standpunkt, auch beim 
Fehlgehen eines Angriffs ſei der an einem Gegenſtand, der 
nicht getroffen werden ſollte, eingetretene Schaden dem Täter 
zum Vorſatz zuzurechnen, ſofern dieſer mit dem, deſſen Ver⸗ 
letzung gewollt war, nur rechtlich gleichwertig iſt. Dieſe An⸗ 
ſicht widerſpricht jedoch der ſtändigen Rechtſprechung des RG. 
Verwirklicht ſich der dem Täter erwünſchte Erfolg anſtatt an 
dem von ihm allein ins Auge gefaßten Gegenſtand an einem 
dieſem zwar gleichgearteten, von ihm aber nicht vorgeſtellten 
Gegenſtande — ohne Verwechſlung beider — lediglich infolge 
des Dazwiſchentretens von Umſtänden, die den von ihm ge- 
dachten Urſachenverlauf änderten — aberratio ictus —, jo 
liegt bloß ein Ver ſuch der beabſichtigten Straftat vor, mit 
dem ſich je nach Lage des Falles nur noch eine ſtrafbare 
Fahrläſſigkeitstat hinſichtlich des verletzten Gegen⸗ 
ſtandes verbinden kann (vgl. RGSt. 2, 335; 3, 384; 19, 180 
und 54, 350). Hieran hält der Senat auch bei wiederholter 
Prüfung feſt; denn trotz Verurſachung der Verletzung hat 
der Täter den getroffenen Gegenſtand weder treffen wollen, 
noch daß dies geſchah, für eine notwendige Folge ſeines Han⸗ 
delns angeſehen; eine ihm nicht einmal bewußt gewordene 
Verletzung kann ihm aber niemals zum Vorſatz angerechnet 
werden, und hieran vermag auch die Tatſache, daß beide in 
Betracht kommende Gegenſtände gleichen Rechtsſchutz genießen, 
nichts zu ändern. Beim erſten Stockſchlag S.s konnte es 
ſich ſonach neben dem ſchon zufolge § 43 Abſ. 2 StGB. ſtraf⸗ 
loſen Verſuch der vorſätzlichen Körperverletzung 2.3 (§ 223 a 
StGB.) höchſtens noch um eine fahrläſſige Körperverletzung 
feiner Frau (8 230 StGB.) handeln. Hiergegen wendet die 
Nebenklägerin vergebens ein, wenn die GO. angenommen 
habe, S. hätte bei einiger Aufmerkſamkeit bemerken müſſen, 
daß Frau L. ebenfalls in ſeiner Nähe war, ſo hätte ſie auch 
prüfen müſſen, ob er den Erfolg ihrer Verletzung nicht 
wenigſtens bedingungsweiſe in ſeinen Vorſatz auͤfgenommen 
hatte. Dabei wird überſehen, daß S. nach ausdrücklicher Feſt⸗ 
ſtellung des Urteils nicht einmal wußte, daß Frau L. über⸗ 
haupt in ſein Zimmer gekommen war. b) Begründet iſt aber 
die Reviſion ©.3. Der vom Beſchwerdeführer in erſter 
Reihe behauptete Verſtoß gegen § 53 StGB. liegt freilich 
nicht vor. Die Wortfaſſung des erſten Abſatzes ließe zwar 
die Auslegung zu, wenn die Abwehr eines rechtswidrigen An⸗ 
griffs nur unter gleichzeitiger Verletzung eines unbeteiligten 
Dritten erfolgen kann, ſei auch dieſe durch die Notwehr ge⸗ 
rechtfertigt. Der Sinn des 853 iſt aber, wie aus dem zweiten 
Abſatz erhellt, ein anderer. Von einer zur Abwendung eines 
rechtswidrigen Angriffs erforderlichen Verteidigung kann 
begrifflich nur inſofern die Rede ſein, als die Abwehr ſich 
gegen den Angreifer richtet und durch den Gegenangriff 
deſſen Rechtsgüter oder die von ihm gebrauchten 
Angriffsmittel — gleichviel, wem ſie gehören — 
verletzt werden. Ob Eingriffe in ſonſtige Rechts⸗ 
güter unbeteiligter Dritter bei Ausübung der Not- 
wehr gleichfalls ſtraflos bleiben können, entſcheidet ſich daher 
überhaupt nicht nach den für dieſe aufgeſtellten beſonderen 


eventuell nicht und es iſt daher die Frage, ob in Notwehrlage auch 
Rechtsgüter Dritter verletzt werden dürfen, was für die vom An⸗ 
greifer gebrauchten ihm nicht gehörigen Angriffsmittel zweifellos 
zutrifft (Oetker, Notwehr und Notſtand, Vergl. Darſt. des deutſch. 
u. ausländ. Strafrechts Allg. Teil II 293, 294), im gegebenen Falle 
unerheblich (unter dem Geſichtspunkte des Notſtandes kann die Ver⸗ 
letzung neutraler Güter gerechtfertigt ſein). Daß eine zum Zwecke 
der Verteidigung geſchehene Handlung nicht nur in vermeintlichen, 
ſondern auch in wahrer Notwehr fahrlaſſige Verletzung eines Dritten 
ergeben kann, iſt unbeſtreitbar (vgl. bereits Carolina Art. 145). 
Für die Frage der Fahrläſſigkeit im Hinblick auf die Verletzung der 
Frau wird mit Recht auf die beſondere Sachlage, die phyſiſche und 
pſychiſche Beſchaffeuheit des Handelnden im kritiſcken Zeitpunkte volles 
Gewicht gelege (vgl. namentlich Binding, Fahrläſſigkeit, Nor⸗ 
men IV 2 S. 533 ff.). 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 
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Rechtsregeln, ſondern ausſchließlich nach den hier⸗ 
bei im allgemeinen maßgebenden Grundſätzen. 
Gegenteiliges iſt auch dem Urteil des erkennenden Senats 
v. 24. Nov. 1890 (RGSt. 21, 168 [171]) nicht zu entnehmen, 
bei dem es ſich lediglich um die Störung der gottesdienſt⸗ 
lichen Andacht einer Kirchengemeinde durch Abwehr beleidi⸗ 
gender Außerungen des amtierenden Geiſtlichen, alſo über⸗ 
haupt nicht um einen Angriff auf perſönliche Rechte einzelner 
Dritter gehandelt hat. Ebenſo unbegründet iſt der weitere 
Einwand S.s, die Gr. habe eine Entſcheidung darüber, ob 
er nicht bereits bei dem erſten Stockſchlag in Notwehr ge⸗ 
handelt habe, zu Unrecht unterlaſſen, da diefe ſchon au ſich 
jede Fahrläſſigkeit ſchlechthin ausſchließe. Es iſt zwar richtig, 
daß ſich das Urteil mit dieſer Frage nicht beſonders befaßt; 
es geht aber aus ſeinen Darlegungen zweifellos hervor, daß 
S.s Notwehr in der Tat ſchon mit dem erſten Hieb begonnen 
hat. Hiermit war jedoch eine fahrläſſige Körperverletzung der 
Frau L. keineswegs unvereinbar; vielmehr hat das RG. nicht 
nur für den Fall vermeintlicher Notwehr, ſondern auch beim 
Vorliegen ſämtlicher Vorausſetzungen des 8 53 StGB. die 
rechtliche Möglichkeit einer Verurteilung des 
in Notwehr handelnden Täters wegen fahr- 
läſſiger Verletzung von Rechtsgütern unbetei⸗ 
ligter Dritter ſchon mehrfach anerkannt (vgl. insbeſondere 
RGSt. 54,37 und 56, 285, ſowie die Urteile des 3. StSen. 
v. 12. Juli 1919, 3 D 208/19 (23. 1920, 304) und des 
5. Sten. v. 24. Nov. 1922, 5 D 898/22). — Inwiefern der 
in Notwehr befindliche Täter wegen Schädigung Dritter ſtraf⸗ 
rechtlich ebenfalls nicht verantwortlich gemacht werden kann, 
beſtimmt ſich nach dem oben Geſagten allerdings nicht nach 
853 Abſ. 3 StGB., vielmehr bloß danach, ob er die auch 
in ſolcher Lage von jedermann zu erfordernde Rückſichtnahme 
auf andere genügend hat walten laſſen. Für die Feſtſtellung 
eines fahrläſſigen Verſchuldens durch Verletzung dieſer Pflicht 
kommt es dagegen nicht bloß darauf an, daß der Täter den 
von ihm verurſachten rechtswidrigen Erfolg bei Anwendung 
der nötigen Sorgfalt hätte vorausſehen konnen und vermeiden 
müſſen, ſondern vor allem auch darauf, inwiefern er nach 
der beſonderen Sachlage und ſeinen perſönlichen Fähigkeiten 
zur Betätigung einer ſolchen Sorgfalt überhaupt noch im⸗ 
ſtande war (RGSt. 30, 25 [27ff.] und 56, 343 (349 ff. ]). 
Hierbei find namentlich auch unverſchuldete Erregungs- und 
Ermüdungszuſtände zu berückſichtigen. Über das Vorliegen 
derartiger beſonderer Verhältniſſe entſcheidet zwar lediglich 
das tatrichterliche Ermeſſen; ergibt ſich ihr Vorhandenſein 
aber aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt und beſtehen begründete 
Zweifel, ob ſie bei Bejahung der Fahrläſſigkeit nicht trotzdem 
überfehen wurden, jo läßt ſich jedenfalls die Möglichkeit eines 
dabei unterlaufenen Rechtsirrtums nicht ausſchließen, und es 
kann dann auch die Verurteilung wegen der Fahrläſſigkeitstat 
nicht aufrechterhalten werden. Nach dem angefochtenen Urteil 
befand ſich S. bei ſeiner Stockabwehr infolge des nächtlichen 
Überfalles nicht allein in großer Erregung, ſondern von vorn⸗ 
herein ſogar in völliger Beſtürzung, ſo daß er die 
nach Annahme des Tatrichters „bei einiger Aufmerk⸗ 
ſamkeit an ſich mögliche“ Wahrnehmung der An⸗ 
weſenheit der Frau L. in ſeinem Schlafzimmer tatſächlich 
nicht gemacht hat. Warum er trotzdem ſeine Verteidigung 
mit dem Stock derart hätte einrichten müſſen, daß jedes Fehl⸗ 
gehen eines dem Angreifer L. zugedachten Hiebes auf deſſen 
überhaupt nicht in der Nähe vermutete Frau ausgeſchloſſen 
war, iſt aber den tatrichterlichen Feſtſtellungen nicht zu ent⸗ 
nehmen. Bei der gegebenen Sachlage konnte die Got. zur 
Bejahung einer ſchuldhaften Pflichtvertetzung des Angekl. 
offenbar nur deshalb gelangen, weil ſie den Rechtsbegriff der 
pflichtmäßigen Aufmerkſamkeit verkannt und überſpannt hat. 
Einem in der geſchilderten Weiſe von einem raſenden Men⸗ 
ſchen in ſeiner Nachtruhe im nahezu völlig finſteren Schlaf⸗ 
zimmer überfallenen, mit Lebensgefahr bedrohten und dadurch 
in Beſtürzung geratenen Menſchen darf nicht zugemutet wer⸗ 
den, daß er fi) vor der Vornahme von Abwehrhandlungen 
erſt noch genau umſieht und vergewiſſert, ob nicht hinter dem 

ngreifer noch eine andere Perſon ſteht, die bei ſeiner keinerlei 
Zögern geſtattenden Verteidigung vielleicht auch getroffen 
werden könnte. 


(u. v. 20./30. Nov. 1923, 1 D 878/23.) A. 


3. 188 185, 193 StGB. Nicht beleidigende Aus⸗ 
führungen eines Zeitungsaufſatzes als „Um- 


ſtände“, aus denen die Abſicht der Beleidigung 
bei anderen Ausführungen desſelben Aufſatzes 
gefolgert wird. ]) 

Die Umſtände, unter denen eine Außerung getan wird, 
ſind zwar von deren Form verſchieden, müſſen aber in naher 
ſachlicher und zeitlicher Beziehung zu der Außerung ſtehen. 
Iſt nun eine beleidigende Außerung im Zuſammenhang mit 
weiteren Ausführungen getan worden, ſo können dieſen wei⸗ 
teren Ausführungen Umſtände der erwähnten Art, alſo Be⸗ 
weisanzeichen, für die Beleidigungsabſicht entnommen werden, 
obſchon jene Ausführungen ſelber keine ſtraf⸗ 
baren Beleidigungen enthalten. Mit anderen Wor⸗ 
ten: Der Richter iſt nicht gehindert, den einheitlichen Zu⸗ 
ſammenhang eines Zeitungsartikels oder einer anderen zu⸗ 
ſammenhängenden Darſtellung, deſſen ganze Richtung (Ten⸗ 
denz), als begleitenden Umſtand zu verwerten und hieraus in 
Anſehung eines einzelnen darin enthaltenen objektiv belei⸗ 
digenden Satzes die Abſicht der Beleidigung herzuleiten. Der⸗ 
artige Umſtände werden vom LG. aus dem übrigen Inhalt 
der Veröffentlichung mehrfach feſtgeſtellt, und in der aus ſol⸗ 
chen Umſtänden hervorgehenden „Schärfe der Außerung“, d. i. 
des geſamten Artikels, findet der Tatrichter die Abſicht der 
Beleidigung. Ob dieſe Würdigung tatſächlich zutreffend iſt, 
kann vom Reviſionsgericht nicht nachgeprüft werden. Recht⸗ 
lich läßt ſie ſich, mag das LG. ſie auch irrtümlich aus dem 
Geſichtspunkt der „Form“ vornehmen, nicht beanſtanden. 

(U. v. 10. April 1924, 2D 239/24.) D.] 


* 4. 88 243, 249, 257, 258, 259 StG B. Tatein⸗ 
heitliches Zuſammentreffen von vorher zuge» 
ſagter Begünſtigung und Perſonenhehlerei. J f) 

Die St. hat tateinheitliches Zuſammentreffen von vorz 
her zugeſagter Begünſtigung im Sinne des 8 257 Abſ. 3 
und von Perſonenhehlerei i. S. des § 258 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. 
angenommen. Die darin zum Ausdruck gelangte Rechtsanſicht 
des LG. ſteht zwar mit der vom 5. StSen. des RG. in ſeinem 
Urteile v. 1. Febr. 1916 (NGSt. 49, 381, 386) dargelegten 
Rechtsauffaſſung, nach der die Anwendbarkeit des 8 257 Abſ. 3 
durch 8 258 rechtlich ausgeſchloſſen, mithin die Möglichkeit 
tateinheitlichen Zuſammentreffens inſoweit nicht gegeben ſein 


Zu 3. Der 8 193 ſchließt wie 8192 die Strafloſigkeit einer 
ſonſt nicht zu beanſtandenden Außerung aus, wenn das Vorhandeu⸗ 
ſein einer Beleidigung aus der Form der Außerung oder aus den 
Umſtänden, unter denen ſie geſchah, hervorgeht. Was nun folde 
„Umſtände“ find, wird ſich mitunter ſchwer von der Form der Auße⸗ 
rung unterſcheiden laſſen. Es iſt deshalb zweifellos ſachgemäß, wenn 
das RG. eine Verurteilung aufrechterhält, die fih zwar auf die 
„Form“ der Außerung ſtützt, aber eigentlich die Umſtände meint, 
unter denen dieſe geſchehen ift. Natürlich können ſolche „Umſtände“ 
auch in an ſich nicht ſtrafbaren Handlungen gefunden werden, z. B 
in der Verbreitung im Kreiſe Unbeteiligter oder Verſendung von 
Flugblättern uſw. Es iſt deshalb auch denkbar, wenn es ſich um 
einen Zeitungsartikel handelt, daß in einem an ſich nicht beleidigen⸗ 
den Teile des Artikels Umſtände gefunden werden, die als Beweis⸗ 
gründe für das Vorhandenſein einer Beleidigung anzuſehen ſind. Da 
das RG. aus guten Gründen ſtreng daran feſthält, daß das Vor⸗ 
liegen einer Beleidigung aus Form und Umſtänden der Außerung 
eine tatſächliche und deshalb in der Reviſionsinſtanz nicht nachzuprü⸗ 
fende Feſtſtellung ſei, ſo kann es auch Urteile nicht aufheben, ſelbſt 
wenn ihm die Richtigkeit der Feſtſtellung keineswegs gang zwetfels⸗ 
frei erſcheint. Ob das im vorliegenden Falle zutrifft, kann man ans 
der etwas reſignierten Außerung im vorletzten Satze des RG.⸗Urteils 
natürlich mit Sicherheit nicht feſtſtellen. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 

Zu 4. Im Schrifttum wird überwiegend die Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß die vor der Vortat zugeſagte Perſonenhehlerei nur ente 
weder nach § 257 III oder nach 88 258, 260—262 StGB. ſtraf⸗ 
bar ſein könne; und es wird dann teils die erſte, teils die zweite 
Alternative verfochten. Das RG. erſetzt jetzt das „Entweder — 
oder“, durch ein „Sowohl — als auch“, indem es Idealkonkurrenz 
annimmt. Es wird damit erreicht, daß bei zugeſagter Perſonen⸗ 
hehlerei weder die Straferhöhungsgründe der SS 260, 261 verloren 
gehen, wie es bei Ausſchaltung des § 258 folgerichtig der Fall 
wäre, noch auf eine etwaige im Verhältnis zu 8 258 ſtrengere Ber 
ſtrafung aus 8 257 III verzichtet werden muß. Der geſunde Ge⸗ 
danke, der dem RG. vorſchwebt, iſt der: wer ſich wegen Beihilfe 
zu der Vortat ſtrafbar gemacht hat, kann unmöglich dadurch geringer 
ftrafbar werden, daß er hintennach eine Perſonenhehleret begeht; 
und wer eine ſtrafbare Perſonenhehlerei begangen hat, kann nicht 
um deswillen beſſer fortkommen, weil er zuvor Beihilfe zu der 
Vortat geleiſtet hat. Würde dieſer Gedanke die Annahme einer 
Idealkonkurrenz von 88 258 (260, 261) mit 8 257 III notwendig 
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ſoll, im Widerſpruch; fie entſpricht jedoch dem Nechtäftand- 
punkt des jetzt erkennenden Senats. Der Inhalt und Wortlaut 
des § 258 laſſen ohne weiteres erkennen, daß deffen Tat- 
beſtand aus dem der Begünſtigung als ein Sondertatbeſtand 
ausgeſchieden worden iſt. Dies iſt daraus zu folgern, daß der 
§ 258 die Vorausſetzungen der Begünſtigung in feinen 
eigenen Tatbeſtand aufgenommen und damit auf $ 257 hin⸗ 
gewieſen hat, ſowie daraus, daß das Geſetz im § 258 genau 
In wie im 8 259 durch die Ausdrucksweiſe: „wird als Hehler 
beſtraft“ die in den §88 258 und 259 geregelten Tatbeſtände 
der Hehlerei dem Vergehen der Begünſtigung gegenüberſtellt. 
Fraglich kann hierbei nur ſein, ob der Tatbeſtand des § 258 
lediglich aus dem allgemeinen Tatbeſtande der Begünſtigung 
oder auch aus dem beſonderen der vorher zugeſagten Be⸗ 
günſtigung i. S. des § 257 Abſ. 3 ausgeſchieden worden iſt. 
Letzteres iſt zu verneinen. Der erkennende Senat iſt der Auf⸗ 
faſſung, daß, wie der § 258 feinen Tatbeſtand aus dem der 
Begünſtigung, fo auch in gleicher Weiſe der $ 257 in feinem 
Abſatz 3 den dort vorgeſehenen Tatbeſtand als Sondertat⸗ 
beſtand aus dem allgemeinen Begünſtigungstatbeſtand aus⸗ 
geſchieden und der Beihilfe gleichgeachtet hat. Dies iſt, genau 
jo wie im Falle des $ 258 mit den Worten: „Wer feines Bor- 
teils wegen ſich einer Begünſtigung ſchuldig macht, wird als 
Hehler beſtraft“ auch hier durch die Geſetzesworte äußerlich 
zum Ausdruck gebracht: „Die Begünſtigung iſt als Beihilfe 
zu beſtrafen.“ Danach wird, wie der Täter aus § 258 als 
Hehler, ſo der aus § 257 Abſ. 3 als Gehilfe beſtraft. Hier⸗ 
aus ergibt fich, daß der § 258, da er lediglich auf Begün⸗ 
ſtigungs handlungen hinweiſt, die Vorausſetzungen der vor⸗ 
her zugeſagten, als Beihilfe zu beſtrafenden Begünſtigung 
in ſeinen eigenen Tatbeſtand nicht mit aufnehmen wollte, viel⸗ 
mehr als Gegenſtand des Hinweiſes, das ausgeſchieden hat, 
was bereits nach 8 257 aus deffen allgemeinem Tat⸗ 
beſtand als Sondertatbeſtand ausgeſchieden Gu 
d. h. den Sondertatbeſtand der vorher zugefagten Begünſtigung. 
Trifft dies aber zu, fo wird der Tatbeſtand des § 257 Abſ. 3 
in allen Fällen, in denen er gegeben ift, von dem des § 258 
nicht ausgeſchloſſen; er geht nicht völlig in dem der Per⸗ 
ſonenhehlerei auf, und es iſt daher für die Annahme tat⸗ 
einheitlichen Zuſammentreffens der beiden Tatbeſtände Raum. 
Würde dieſe Auffaſſung abgelehnt, ſo müßten ſich Folge⸗ 


machen, fo würde man mit dem RG. dieſen Schritt zu tun haben. 
Indeſſen wird das ſachgemäße Ergebnis, zu dem das RG. hin 
will, durch Ausſchalktung des 8 257 III fo wenig beeinträchtigt, 
daß es vielmehr durch Miteinſchaltung des 8 257 III eher ver- 
dunkelt wird. 

Der § 257 III gehört nämlich an den Schandpfahl! (Vgl. zum 
folgenden Beling in der Vergl. Darft. des dtſch. u. ausländ. 
Str., Bei. Tl., 7, 42, 51, 220). Denken wir ihn uns zunächſt 
einmal vollſtändig hinweg. Dann iſt 1. die Begünſtigungs⸗ 
zuſage je nach ihrer Wirkung und nach dem Vorſatz des Han⸗ 
delnden entweder eine ſtrafbare Beihilfe zu der Vortat oder eine 
ſtrafbare Anſtiftung zu der Vortat oder als erfolgloſe Aufforderung 
ſtrafbar oder, ſoweit alle dieſe Rechtsfiguren bei ihr nicht zutrefſen, 
ſtraflds. Dazu tritt dann 2. als beſondere, ſelbſtändige Hand- 
lung die nach 88 257 I, 258, 260, 262 zu beurteilende Be⸗ 
günſtigungs handlung; daß auch ein Vortatteilnehmer Begün⸗ 
ſtiger ſein kann, nimmt ja das RG. und die herrſchende Lehre mit 
Recht an. Die Handlungen zu 1. und zu 2. ſtehen in 
Realkonkurrenz. Die 88 74 ff. kommen inſoweit unverkürzt zur 
Anwendung, als die Begünſtigung eine „perſönliche“ iſt. Iſt ſie 
eine „ſachliche“, fo ift fie freilich nur ſozuſagen eine verlängerte 
Vortatteilnahme, und deshalb genügt die Beſtrafung entweder 
aus dem Geſichtspunkt der Vortatteilnahme oder dem der Begün⸗ 
ſtigung, je nachdem welches der beiderſeitigen Strafgeſetze das ſchwe⸗ 
rere ift; das mildere Strafgeſetz tritt als ſubſidiär zurück (die von 
mir a. a. O. S. 43 vorgetragene Auffaſſung, daß immer die Vor⸗ 
tatteilnahme hinter die Begünſtigung als ſubſidiär zurücktrete, iſt 
nicht aufrechtzuerhalten). 

8257 III ändert nun hieran hinſichtlich der Begünſtigungs⸗ 
zuſage handlung gar nichts. Vielmehr ſchwingt der Geſetzgeber 
über die Begünſtigungs handlung den Zauberſtab und macht 
ſie um der vorausgegangenen Zuſage halber fiktiv zu einer Bei⸗ 
hilfe. Eine ſehr unüberlegte Beſtimmung! Denn die aus § 257 II 
in Verb. mit 88 49 II, 44 zu errechnende Strafdrohung überſteigt 
in einem Teil der Fälle den Strafrahmen des 8 2571, in dem 
anderen Teile der Fälle (wenn nämlich das Höchſtmaß der auf die 
Vortat angedrohten Strafe nur gleich hoch oder geringer iſt als 
daz für die Begünſtigung in 8 2571 geſetzte Strafmaß) fällt fie 
geringer aus; der Umſtand, daß die Begünſtigung zugeſagt war, 
trägt alfo dem Bezünſtiger bald ſchwerere, bald leichtere Beſtrafung 
als bei nicht verſprocener Begünſtigung ein, was in fid zwieſpältig 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
rungen ergeben, die dem Zwecke des § 258, „auf dieſem Wege 
das Verbrechen der Perſonenhehlerei, das oft weit gefähr⸗ 
licher als das begünſtigte Verbrechen ſelbſt iſt, härter ahnden zu 
können“, offenbar widerſtreiten würden. Dieſer Geſichtspunkt 
trifft, wenn die Anwendbarkeit des § 257 Abſ. 3 ausgeſchloſſen 
bleiben würde, bereits in den zahlreichen Fällen nicht zu, in 
denen ſich die als Perſonenhehlerei zu ahndende Begünſtigung 
und die als Beihilfe zu beſtrafende, vorher zugeſagte Be⸗ 
günſtigung auf einen ſchweren Diebſtahl beziehen. Denn der 
§ 258 Abſ. 1 Nr. 2 droht nur Zuchthausſtrafe bis zu fünf 
Jahren an, während im Falle des § 257 Abſ. 3 verbunden 
mit 88 243, 49 Abſ. 2 und 44 StGB. auf Zuchthausſtrafe 
bis zu 9 Jahren 11 Monaten erkannt werden konnte. Dieſes 
Mißverhältnis tritt noch weit mehr in die Erſcheinung, wenn 
nicht ſchwerer Diebſtahl, ſondern Raub oder gar ſchwerer 
Raub in Frage kommen. Schon im Falle des § 257 Abſ. 3 
verbunden mit 88 249, 49 Abſ. 2, 44 und 14 Abſ. 2 StGB. 
könnte eine Zuchthausſtrafe von 14 Jahren 11 Monaten ſtatt 
von höchſtens 5 Jahren im Falle des § 258 Abſ. 1 Nr. 2 ver⸗ 
hängt werden. In Fällen dieſer Art würden dem gekennzeich⸗ 
neten Zwecke des Geſetzes geradezu entgegengeſetzte Ergebniſſe 
herbeigeführt werden. Würden der vorher zugeſagten Be⸗ 
günſtigung in einem Einzelfalle die Vorausſetzungen der Per⸗ 
ſonenhehlerei nach § 258, als erfüllt, noch hinzutreten, ſo 
hätte dies in den vorbezeichneten Fällen eine weſentliche 
Strafmilderung zur Folge. Das kann nicht im Sinne des 
Geſetzgebers gelegen haben. Dagegen wird bei der der Rechts⸗ 
auffaſſung des erkennenden Senats entſprechenden Annahme 
tateinheitlichen Zuſammentreffens des § 258 und des § 257 
Abſ. 3 die Möglichkeit der Anwendung des jeweils die 
ſchwerſte Strafe androhenden Geſetzes geſchaffen und dadurch 
dem erörterten Zwecke des Geſetzes in viel weitergehendem 
Maße Rechnung getragen. Denn die Strafe wird alsdann nach 
$ 73 StGB. dem auf der Grundlage des § 257 Abſ. 3 an- 
zuwendenden Strafgeſetze in allen Fällen entnommen werden 
müſſen, in denen dieſes eine ſchwerere Strafe als der § 258 
androht. Andererſeits wird, wenn bei der Perſonenhehlerei die 
Vorausſetzungen der Gewerbe⸗ oder Gewohnheitsmäßigkeit oder 
des ſtrafſchärfenden Rückfalls vorliegen, in der Mehrzahl der 
Fälle im Hinblick auf § 73 die Anwendung der 88 260, 261 
StGB. in Frage kommen. Treffen aber diefe Straferhöhungs⸗ 


und ſinnlos iſt. Die geſetzgeberiſche Tendenz war offenbar, die 
zugeſagte Begünſtigung um ihrer größeren Planmäßigkeit halber 
ſchwerer zu ſtrafen. Aber das wird dadurch, daß ſie fiktiv zur 
Beihilfe gemacht wird, gerade in den Hauptfällen gar nicht erreicht. 
War nämlich die Zuſage eine Anſtiftung, ſo wird die kraft des 
8 257 III hinzutretende fiktive Beihilfe ſofort von § 49 konſumiert; 
und war fie eine Beihilfe, fo tritt nun kraft des 257 III zwar die 
Begünſtigungshandlung als zweiter Beihilfeakt hinzu, beide Bei⸗ 
hilfehandlungen bilden aber als unſelbſtändige zuſammen nur eine 
Beihilfe, es bleibt alfo bei der auch ohne den § 257 III anzuwen⸗ 
den Strafdrohung des 8 49. Die Fälle, in denen wirklich 8 257 III 
zu ſtrengerer Behandlung führt, ſind nur die, wo die Zuſage keinen 
Einfluß auf den Vortäter gehabt hat, ſondern entweder ſtraflos oder 
allenfalls nach § 49 a ſtrafbar war. In dieſen Fällen aber, aljo 
Fällen, in denen der Geſetzgeber die Zuſage ſelber nicht ſchwer 
nimmt, muß es überraſchen, wenn er um ihretwillen die Begün⸗ 
ſtigung ſtrenger behandelt. Das Anſtößige liegt doch hier nicht 
darin, daß der Täter ſeine Zuſage hält — er hat es ja ſogar 
ſchwerer, ſich rechtstreu zu verhalten, als der gewöhnliche Begün⸗ 
ſtiger, weil er ein, wenn auch rechtlich nicht verbindliches, ge⸗ 
gebenes Wort brechen muß —, ſondern darin, daß er die Zuſage 
überhaupt gegeben hat. 

Derartige unbedachte geſetzgeberiſche Produkte wie § 257 III 
können nun natürlich nicht beanſpruchen, irgendwie mit klaren geſetz⸗ 
lichen Regelungen in Konkurrenz zu treten. Deshalb kann man bei 
unbefangener Würdigung der 88 257 ff. keinen Augenblick daran 
zweifeln, daß hinter § 257 die Herrſchaft der Fiktion aufhört, und 
mit 8 258 der ſolide Bereich der allgemeinen Regeln wieder 
beginnt. Findet man ſo bei der Perſonenhehlerei über den wirren 
8257 III hinaus den Weg ins Freie, fo wird man inne, daß ein 
Schade, wie ihn das RG. für den Fall der Ausſchaltung des 8 257 III 
befürchtet, gar nicht in Frage kommt. Die Perſonenhehlerei ſelber 
kann dann freilich (und darüber kann man froh ſein) nicht zu 
einer Vortatbeihilfe umgekünſtelt werden; aber die Zuſage ſelber 
tritt in ihrer Eigenbedeutung (88 48 ff.) um ſo deutlicher hervor. 
Der 5. StS. war in der jetzt von ihm preisgegebenen Entſch. (49, 
381) ganz auf dem richtigen Wege geweſen. Merkwürdig iſt, daß 
jetzt weder er noch der 4. Sen. das dort auf S. 386 über die 
Zuſagehandlung Geſagte beachtet zu haben ſcheinen. Hoffentlich 
kehrt das RG. wieder zu feiner früheren Rechtsauffaſſung zurück. 

Prof. Dr. Ernſt v. Beling, München. 
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oder Strafſchärfungsgründe bei der Perſonenhehlerei im Ein⸗ 
zelfalle nicht zu, ſo werden bei der Beſtrafung der Begün⸗ 
ſtigung als Beihilfe zu einem einfachen oder ſchweren Dieb⸗ 
ſtahl häufig die Vorausſetzungen des ſtrafſchärfenden Rückfalls 
im Sinne des 8 244 vorliegen. Die Rechtsanſicht des LG. 
iſt daher nicht zu beanſtanden. Einer Anrufung der ver⸗ 
einigten Strafſenate gemäß 8 137 Mbi. 1 GVG. bedurfte es 
nicht, da der 5. StSen. auf Anfrage amtlich erklärt hat, daß 
er der Anſicht des 4. StSen. zuſtimmt und, ſoweit in den 
Gründen des Urteils v. 1. Febr. 1916 eine andere Auffaſſung 
dargelegt iſt, an ihnen nicht feſthält. Soweit das LG. die 
Strafe des Angekl. S. dem $ 258 Abſ. 1 Nr. 2 entnommen 
hat, hat es allerdings den § 73 StGB. verletzt. Nach dem 
Ausgeführten hätte es den § 257 Abi. 3 verbunden mit 88 242, 
243 Nr. 3 und 5, 49 Abſ. 2 und 44 StGB. anwenden müſſen, 
weil dieſes Geſetz im gegebenen Falle die ſchwerſte Strafe an⸗ 
droht. Doch ift dieſer Rechtsfehler dem Angekl. S. nur günſtig. 
Im übrigen läßt nur noch die Urteilsformel inſofern einen 
Mangel erkennen, als bei der Bejahung der Schuldfrage aus 
8 258 nach dem Wortlaute des Geſetzes die Verurteilung wegen 
Hehlerei, nicht wegen Begünſtigung zu erfolgen hat (vgl. Ur» 
teil des 5. StSen. des RG. v. 9. Dez. 1910 [5 D 659/10)). 
Dieſer Mangel konnte vom Reviſionsgerichte in entſprechen⸗ 
der Anwendung des 8 394 Abſ. 1 StPO. durch Berichtigung 
der Urteilsformel ohne weiteres beſeitigt werden. 
(U. v. 15. Mai/3. Juli 1923, 4 D 229/23.) A.] 

5. 18263 StG B. Betrug bei Eingehung eines 
Vertrages. Vermögensſchaden.] f) 

Die Reviſion iſt begründet, ſoweit ſie ſich gegen die Ver⸗ 
urteilung des Beſchwerdeführers wegen vollendeten Betrugs 
richtet. Nach der Feſtſtellung der StF. hat der Beſchwerde⸗ 
führer dem Zeugen H. eine Fuchsſtute für 25 000 % unter 
der Zuſicherung, daß ſie fehlerfrei ſei, verkauft, obwohl er 


Zu 5. Die Lehre vom Vermögensſchaden ſcheint abgeſchloſſen, 
iſt es aber noch nicht. Seit dem Beſchtuß der Ver StS. NGS. 16, 
1 ff. wird die dort vertretene fog. objektive Anſicht kaum mehr ange⸗ 
fochten, ja auch kaum mehr nachgeprüft. Richtig iſt, daß ihre Be⸗ 
gründung, namentlich in dem Bericht, Ger S. 43, 321 ff. durchaus 
überzeugt. Aber man darf doch nicht überſehen, daß der Beſchluß 
ohne große Mehrheit erfolgte, wie Stenglein (M. St.) in Gerð. 
40, 102 f. mitteilt, und daß bis dahin die ſubjektive Anſicht ent⸗ 
ſchieden vertreten wurde, die den als geſchädigt anſieht, der nicht 
erlangt, was er haben wollte. Seitdem wurde nur ſelten eine 
andere Formulierung verſucht, "To von Eckſtein, Arch Stgt. 58, 
343 ff, der das vergleicht, was man erhalten hat, mit dem, was 
man hätte erhalten ſollen. Seine Folgerungen münden wieder bei 
der herrſchenden Anſicht. Aber ganz offenbar wird in der ganzen 
Frage die Richtung zu wenig beachtet, die der RBeſchluß in 
ABEL. 16, 6f. und noch viel entſchiedener der Bericht GerS. 43, 
967 ff. der obiektiven Lehre gibt, indem eine individuelle 
Wertung verlangt wird. Eine Reihe von Ros Entſch. betonen gerade 
diefe Wertung Dart, fo ſchon RGS. 16, 93, dann etwa 23, 430 
oder 49, 21. Auch Eichelbaum⸗Ebermayer zu 8263, k 
und etwa Frank zu 8 263 V4 Abſ. 1 am Ende weiſen darauf hin, 
aber wohl kaum mit der genügenden Beſtimmtheit. Dieſe Betrach⸗ 
tung bedarf noch einer entſchiedenen Vertiefung und einer Faſſung, 
die eine objektive Handhabung gewährleiſtet. Mit ihr allein werden 
ganz offenbare Ungerechtigkeiten für den Getäuſchten und eine mir 
unverſtändliche Milde für den Täuſcher vermieden. Nur mit ihr 
kann ich Treue und Glauben im Verkehr für ausreichend geſchützt 
erachten. Die individuelle Bewertung beachtet ſehr erheblich die 
ideellen Werte, in NGSt.16, 93 in einem faſt bedenklichen Maße. 
Und wenn ſolche rein ideellen Werte allein den Inhalt der Gegen⸗ 
leiſtung ausmachen, werden ſie bei der ganzen Lehre nicht genügend 
beachtet. Wenn z. B. Frank zu 8 263 V Abl. 1 jagt: „Die Bo 
ſchädigung des Vermögens (beſteht) in der geldwerten Verminderung 
der zu ihm gehörenden Guter“, ſo muß damit ein Schade ſtets 
dann angenommen werden, wenn jemand eine Vermögensaufwendung 
macht für einen rein ideellen Wert, 100 % für das Konzert eines 
Caruſo, 10 % für ein engliſches Radiokonzert hingibt. Sogar die 
Steuerzahlung könnte nach dem Frankſchen Satz als Vermögens⸗ 
ſchaden angeſehen werden. Bei den Darlegungen kommt immer viel 
zu ſehr nur der wirtſchaftliche Verkehr, der Ausgleich von Ver⸗ 
mögensgütern zur Geltung. Dann kann man wohl ſagen, daß kein 
Vermögensſchaden vorliegt, wenn ſtatt eines echten Rubens eine 
dem Preis entſprechende Kopie, ſtatt Naturweins preiswerter Kunſt⸗ 
wein geliefert wird. Dem will aber die individuelle Bewertung 
die gerechte Beſchränkung geben. Der Sammler, der für ſeine nur 
echte Bilder enthaltende Sinung eine noch fo preiswerte Kopie 
erhält, der Gaſtwirt, der noch ſo guten Kunſtwein irrtümlich kauft, 
ſie ſind in ihrem Vermögen geſchädigt. Aber dieſem, der An⸗ 
ſchauung des RG. offenbar entſprechenden Gedanken wird der Satz 
von der individuellen Bewertung oder der Rückſicht auf die konkrete 
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wußte, daß ſie eingerieben war und lahmte; dadurch hat er 
in H. den Irrtum erregt, daß ſie keine Fehler habe; hätte H. 
den Fehler gekannt, würde er den Kauf nicht abgeſchloſſen 
haben. Damit iſt zwar das Tatbeſtandsmerkmal der Irrtums⸗ 
erregung und des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen ihr 
und der Vermögensverfügung des Getäuſchten hinreichend 
nachgewieſen, und es iſt demgegenüber rechtlich ohne Belang, 
wenn die über den Kauf ausgeſtellte Urkunde eine Zuſicherung 
des Beſchwerdeführers, daß die Stute fehlerfrei ſei, nicht ent⸗ 
halten haben ſollte. Dagegen iſt das Tatbeſtandsmerkmal der 
Vermögensſchädigung verkannt. Handelt es ſich, wie im vor⸗ 
liegenden Fall, um einen Betrug bei Eingehung eines Ver⸗ 
trages, To liegt, wie das NG. in ſtändiger Rechtſprechung 
angenommen hat, eine Vermögensbeſchädigung nur dann vor⸗ 
wenn ſich bei einer Vergleichung der von dem Getäuſchten ge⸗ 
machten oder verſprochenen Vertragsleiſtung mit den ihm aus 
dem Vertrag erwachſenen Rechten eine Minderung ſeines 
Vermögens ergibt (RGSt. 16, 1 [5]; 44, 232). Hiernach 
kommt es nicht darauf an, was der Getäuſchte auf Grund des 
Vertrages zu leiſten hatte und tatſächlich geleiſtet hat, ſondern 
darauf, welche Gegenleiſtung er dafür zu beanſpruchen hat. 
Nur dann iſt das Vermögen des Getäuſchten beſchädigt, wenn 
ſich bei einer Abſchätzung von Leiſtung und Gegenleiſtung zu 
ſeinen Ungunſten eine Schädigung ſeines Vermögens ergibt. 
Hiernach hätte die Stg., was nicht geſchehen iſt, zunächſt den 
Wert des Pferdes feſtſtellen müſſen, der ſich keineswegs mit 
dem vereinbarten Kaufpreiſe zu decken brauchte, und alsdann 
prüfen müſſen, ob die von H. übernommene Gegenleiſtung 
den Wert des Pferdes überſtieg. Nur in dieſem Fall iſt ſein 
Vermögen geſchädigt. Ob 9. durch die Leiſtung der An⸗ 
zahlung von 10000 % an den Beſchwerdeführer geſchädigt 
wurde, iſt rechtlich ohne Belang. 
(U. v. 11. Dez. 1923, 40 727/23.) 


Lage nicht voll gerecht. Man denkt dabei, ſoweit ich ſehe, nicht nur 
an die ſubiektiven wirtſchaftlichen, ſondern auch an die anerkennens⸗ 
werten ideellen Güter und ideellen Werte eines Ver⸗ 
mögensgutes. Das muß dann nach zwei Seiten zum Ausdruck fom» 
men, einmal dahin, daß eine Vermögensſchädigung nur vorliegt, 
wenn der Verminderung von Vermögensgütern nicht gleichwerte 
andere Vermögensgüter oder den wegegebenen Gütern als gleichwert 
behandelte ideelle Güter entgegenſtehen, ſodann dahin, daß jedesmal 
eine Vermögensſchadigung auch dann vorliegt, wenn die Gegen⸗ 
leiſtung trotz materieller Gleichwertigkeit mit der Leiſtung nicht den 
ideellen Wert hat, der durch dieſes Geſchäft befriedigt werden ſollte. 
(Das will auch Eckſtein a. a. O. ausdrücken.) Wenn ich aus 
berechtigten Gründen ein Radiokonzert aus London hören will und 
es wird mir infolge Täuſchung ein vielleicht muſikaliſch viel beſſeres 
Konzert aus Paris geboten, bin ich im Vermögen geschädigt. Das 
fagen eine Reihe von RhEntſch. ganz deutlich, nur ſchadet die ein⸗ 
feilige wirtſchaftliche Ausgleichstheorie. Aber da bei der grund» 
ſätzlichen Erörterung immer nur der rein wirtſchaftliche Gedanke, 
ja oft nur der volks wirtſchaftliche herrſcht (fo auch in "ROL 44, 
232), wird das Richtige nicht ganz klar. Die alte ſubjektive Auf⸗ 
faſſung hat es richtig gefühlt, und Binding ſagt es deutlich (bej. 
Lehrbuch 1, 356), aber er begründet es zu formaliſtiſch mit dem 
Rechtsanſpruch. — Bei allen wird offenbar nicht ſcharf SO ber 
rein juriſtiſche Begriff des Vermögensſchadens beachtet. Nicht jede 
geldlich zu berechnende Vermögens minderung iſt wiriſchaftlich 
eine Schwächung, rechtlich eine Schädigung. Dieſe verlangt 
eine Rechtswidrigkeit, ebenſo wie die „Körperverletzung“ nicht iden⸗ 
tiſch iſt mit dem Eingriff in die Integrität des Körpers. Daher iſt 
es verkehrt, jede Gabe an einen Bettler eine freiwillige „Selbſt⸗ 
ſchädigung“ zu nennen. Sie mag das wirtſchaftlich ſein, rechtlich 
iſt ſie es nur bei Täuſchung. Viel zu eng und einſeitig wird die 
Frage des ideellen Gegenwertes faſt nur bei dieſem Beiſpiel behandelt. 
Umgekehrt ein Vermögen braucht in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtand 
nicht vermindert zu ſein und kann doch rechtswidrig verändert und 
für ſeinen Träger weniger wertvoll geworden, d. h. für ihn geſchä⸗ 
digt fein. Schädigung ift nur mit Beziehung auf einen Vermögens- 
träger denkbar, es gibt keine abſolute Vermögensſchädigung, ſo ſehr 
auch wegen der Typizität der Menſchen eine Vermögensverminderung 
ſich auch in der großen Mehrzahl der Fälle gleichermaßen als eine 
Schädigung darſtellt. So nenne ich jede durch unerlaubte 
Tauſchung hervorgerufene Vermögensänderung eine Schädigung. Aber 
nicht jede Täuſchung ift unerlaubt: der Bankier ſchädigk nicht im 
Rechtsſinn, der einen Kunden durch Täuſchung zum Umtauſch von 
Wertpapieren veranlaßt, an denen der Kunde zwar aus ideellen 
Gründen hängt, die aber weniger ſicher ſind als die eingetauſchten. 
— In dem oben widergegebenen Urteil wird von der individuellen 
Betrachtung gar nichts geſagt, obwohl der Fall doch Anlaß dazu ge⸗ 
geben hätte. Und daß dieſe Betrachtung ſo feſt ſitzt, daß ſie nicht 
mehr beſonders betont zu werden brauchte, kann nicht geſagt werden. 
Geh IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 
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6. [8267 StB. Urkundeneigenſchaft eines 
Zweitſtücks.] ) 

Nach den Urteilsfeſtſtellungen lautete der im Lieferbuch 
des Zeugen V. enthaltene ſogenannte Lieferſchein über 3 Kübel 
Margarine. In dem durch Durchpauſen bei der Ausfüllung 
des Formulars hergeſtellten, dem Angekl. bei der Lieferung 
der Margarine übergebenen Zweitſtück des Lieferſcheins war 
die Zahl 3 in 1 verändert, als der Angekl. es dem V. zur 
Unterſtützung ſeiner unwahren Behauptung vorlegte, er habe 
nicht 3, ſondern nur 1 Kübel Margarine erhalten. Die An⸗ 
nahme der Stͤ., daß das Zweitſtück des ſogenannten Liefer- 
ſcheines eine beweiserhebliche Urkunde i. S. des § 267 StGB. 
ſei, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Zuzugeben iſt, daß Ab⸗ 
ſchriften von Urkunden regelmäßig nicht ſelbſt Urkunden ſind. 
Hier ergibt ſich aber aus dem geſamten feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt, daß das durchgepauſte Zweitſtück des Lieferſcheines 
nach dem Willen des Ausſtellers V. nicht als Abſchrift, ſon⸗ 
dern als zweite Urſchrift gelten ſollte: Durch Übergabe des 
Zweitſtücks an den Angekl. gab V. ihm gegenüber die ſchrift⸗ 
liche Erklärung ab, daß er ihm an dem angegebenen Tage 
eine beſtimmte Ware in einer beſtimmten Menge liefere. Dieſe 
ſchriftliche Erklärung konnte unbedenklich als Urkunde an⸗ 
geſehen werden, die geeignet und beſtimmt war, zum Beweiſe 
einer rechtserheblichen Tatſache, nämlich der käuflichen Lieferung 
einer beſtimmten Menge der Ware zu dienen. Der Annahme 
der Urkundeneigenſchaft in dieſem Falle ſteht die bisherige 
Rechtſprechung des RG. keineswegs entgegen. Die einſchlägigen 
Entſch. RGSt. 26, 270; 29, 357; 40, 179 und 43, 52 be- 
treffen alle den Fall der fälſchlichen Anfertigung einer Ur⸗ 
kundenabſchrift oder eines Pausabklatſches, während es ſich 
hier um die Verfälſchung eines bereits vorhandenen Zweit⸗ 
ſtücks einer Urkunde handelt. 

D.] 


(u. v. 15. Mai 1924, 2 D 265/24.) 
Verhältnis zum Spreng⸗ 


7. [5 311 StGB. 
ſtoffgeſetz (Zerſtörung durch explodierende 
Stoffe). Die Strafbarkeit des ideal konkurrie⸗ 
renden leichteren Delikts wird von der auf Grund 
der Amneſtie v. 4. Aug. 1920 erfolgenden Nieder⸗ 
ſchlagung des ſchwereren Delikts nicht berührt. I.) 

Das Sprengſtoffgeſetz bildet einerſeits eine Ergän⸗ 
zung des gemeinen Strafgeſetzes, inſofern es nämlich 
Tatbeſtände unter Strafe ſtellt, denen gegenüber das Straf⸗ 
geſetzbuch verſagt, und andererſeits eine Verſchärfung 
des gemeinen Strafgeſetzes. Es iſt irrig, anzunehmen, 
daß es gegenüber dem Strafgeſetzbuch nur „jubjldiäre‘ 
Geltung hätte. Die Tatbeſtände des gemeinen Strafrechts 
und einer Strafbeſtimmung des Sprenſtoffgeſetzes können 
in einem derartigen Verhältnis zueinander ſtehen, daß 
ſie ſich nur zum Teil decken. Dann iſt kein Grund er⸗ 
ſichtlich, weshalb nicht Tateinheit angenommen werden ſollte. 
So liegt die Sache aber hier. Nach dem Eröffnungsbeſchluß 
kam für beide Beſchwerdeführer ein (vollendetes) Verbrechen 
nach 88 5, 6 des Sprengſtoffgeſetzes in Frage. War es dann 
aber zu einer Ausführung des vollendeten oder verſuchten Ver⸗ 
brechens gekommen, fo konnte dies den Tatbeſtand des § 311 
StGB. begründen. Dann geht aber der eine Tatbeſtand 
nicht in dem der anderen Strafbeſtimmung auf. Der Tat⸗ 
beſtand des 8 311 StGB. fest eine wenn auch nur auf der 
Verſuchsſtufe gebliebene Ausführung des verbrecheriſchen Vor⸗ 
ſatzes der Zerſtörung voraus, während bei $ 5 des Spreng⸗ 
ſtoffgeſetzes der Vorſatz nur auf die Gefährdung gerichtet 
zu ſein braucht. Außerdem kann die teilweiſe Zerſtörung der 
Sache eine Gefährdung der ganzen bedeuten, oder kann mit 
der (verſuchten oder vollendeten, gänzlichen oder teilweiſen) 


Zu 6. Die Entſch. ift richtig; fie ſteht auch mit der bis- 
herigen Rechtſprechung des RG. durchaus in Einklang. 
Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. Br. 


Zu 7. Ein eigenartiger Fall, der das Mißverhältnis des 
Strafrahmens des 8 6 des Sprengſtoffgeſetzes zu dem des 8311 
NSGV. (in Verbindung mit § 306) erkennen läßt und zugleich die 
ungründlche Abfaſſung des Amneſtiegeſetzes v. 4. Aug. 1920 dartut. 
Ergibt ſich doch die befremdliche Tatſache, daß auf Grund des 
Amneſtiegeſezes die Täter zwar nach dem ſchwerere Strafe an- 
drohenden 8 6 des Sprengſtoffgeſetzes nicht verfolgbar find, wohl 
aber wegen des in Tateinheit begangenen mit milderer Strafe be⸗ 
drohten gleichartigen Verbrechens aus 8311 RStGB. beſtraft wer- 
den mifen. HZutrekend entſchieden. 

Geh. IR. Prof. Dr. Traeger, Marburg. 
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Zerſtörung der Sache eine Gefährdung der Geſundheit oder 
des Lebens eines anderen einhergehen. Was aber für das 
Verhältnis des § 311 StGB. zum § 5 des Sprengſtoffgeſetzes 
gilt, gilt erft recht für fein Verhältnis zu § 6 oder 7 dieſes 
Geſetzes. Nach dieſem Verhältnis beſtimmt ſich aber die Frage, 
inwieweit das Reichsgeſetz v. 4. Aug. 1920 die Handlungen 
der Angekl. trifft. War ihr Handeln derart, daß es den Tat⸗ 
beſtand des 8 311 StGB. und andererſeits von Beſtimmungen 
des Sprengſtoffgeſetzes erfüllte, ſo bildete es ein Verbrechen 
ſowohl nach der einen wie nach der anderen Geſetzesvorſchrift, 
wenn auch für die Beſtrafung nach § 73 StGB. nur 
dasjenige Geſetz anzuwenden iſt, das die ſchwerſte Strafe an⸗ 
droht. Wenn alſo eine auf der Verſuchsſtufe ſtehen gebliebene 
oder gar zudem nur mit dem Gehilfenvorſatz geſchehene Aus⸗ 
führung des Verbrechensplanes zugleich den Tatbeſtand der 
88 5, 6 des Sprengſtoffgeſetzes erfüllte, jo war allerdings 
nach dieſen ſchwereren Vorſchriften zu beſtrafen, aber gleich⸗ 
wohl liegt ein Verbrechen auch nach $ 311 StGB. vor. 
Das iſt von Bedeutung, wenn aus Rechtsgründen wie hier 
infolge einer Niederſchlagung des Verfahrens die Beſtrafung 
aus dem ſchwereren rechtlichen Geſichtspunkte ausgeſchloſſen 
iſt. Dieſe Ausſchließung ſteht der Beſtrafung aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der leichteren Verfehlung nicht entgegen. Was das 
Reichsgericht für Fälle von Tateinheit mehrfach ausgeſprochen 
hat (z. B. Oe 52, 270; 53, 50) muß ebenſo wie für eine 
Niederſchlagung wegen der leichteren Verfehlung auch für den 
umgekehrten Fall gelten, daß die Niederſchlagung das ſchwerere 
der zuſammenfallenden Verbrechen trifft. Bei dieſer Rechts⸗ 
lage hat das Gericht mit Recht die Vorausſetzungen des ge⸗ 
nannten Reichsgeſetzes inſoweit als ein Verbrechen nach 8311 
StGB. in Frage ſteht, für nicht gegeben erachtet. 

(U. v. 4. Mai 1922, 6a D 259/22.) A.] 


8. 188 346, 350 StGB. Ein im Schalterdienſt 
der Reichseiſenbahn beſchäftigter Dienſtan⸗ 
fänger hat Beamteneigenſchaft.] f) 

Die Auffaſſung der St., der Angekl. fei bei Begehung 
der Tat nicht Beamter im Sinne des § 359 StGB. geweſen, 
beruht auf Rechtsirrtum. Nach Art. 89 RVerf. v. 11. Aug. 
1919 iſt es eine Aufgabe des Reichs, die in das Reichseigen⸗ 
tum zu übernehmenden, dem allgemeinen Verkehr dienenden 
Eiſenbahnen als einheitliche Verkehrsanſtalt zu verwalten. 
Danach iſt die Reichseiſenbahn eine Einrichtung des Staates, 
ihr Betrieb alſo eine Betätigung der Staatsgewalt in dem 
Sinne, daß der Staat als Träger von Hoheitsrechten, nicht 
von bloßen Vermögensrechten auftritt. Wie das Urteil näher 
darlegt, war der Angekl. als Dienjtanfänger der Reichseiſen⸗ 
bahn nach der üblichen Ausbildung und Ablegung einer Prü⸗ 
fung ſeit Ende 1921 im Schalterdienſt der Fahrkartenausgabe 
auf dem Bahnhof Berlin⸗Lichterfelde⸗Weſt beſchäftigt. In 
dieſer Stellung hatte er durch den Verkauf der Fahrkarten als 
Vertreter des Reichseiſenbahnfiskus Beförderungsverträge mit 
Reiſenden abzuſchließen und durch Führung der Schalter⸗ 
kaſſe und des Fahrgeldeinnahmebuchs an der ſtaatlichen Kaſſen⸗ 
verwaltung mitzuwirken. Dieſe Verrichtungen gehören zum 
Weſen des Eiſenbahnbetriebes und find deshalb Ausübungen 
der Staatsgewalt. Die Übertragung von Dienſten dieſer Art 
auf den Angekl. verlieh dieſem Beamteneigenſchaft im ſtraf⸗ 
rechtlichen Sinne. Nicht zuzuſtimmen ift der Anſicht der St., 
die Beamteneigenſchaft könne nur aus der Übertragung ſolcher 
Dienſtobliegenheiten gefolgert werden, die nur von einem 
öffentlichen Beamten mit rechtlicher Wirkſamkeit vorgenommen 
werden können. Frühere Entſcheidungen des RG. mögen 
dieſen Rechtsſtandpunkt eingenommen haben. Nach der jetzt 
als feſtſtehend anzuſehenden Rechtſprechung des RG. ift viel- 
mehr entſcheidend, daß die dem Angeſtellten übertragenen 
Verrichtungen und Dienſte öffentlich⸗rechtlicher Art aus der 
Staatsgewalt abzuleiten ſind und den Staatszwecken dienen, 
mithin das Weſen einer öffentlichen Amtstätigkeit haben, die 


Zu 8. Das Erkenntnis ſtellt, in Übereinſtimmung mit der 
jüngſten Rechtſprechung des RG. feſt, daß ein im Reichs⸗ und 
Eiſenbahndienſt ausgebildeter Dienftanfänger, der im Schalterdienſt 
mit dem Verkauf von Fahrkarten beauftragt iſt, in ſtrafrechtlicher 
Beziehung die Eigenſchaft eines Staatsbeamten beſitzt. Wenn er 
alfo eine Unterſchlagung begeht, fo ift er nicht auf Grund des 8 246 
StGB., wie die Strafkammer angenommen hatte, ſondern auf Grund 
des § 350 StGB. zu beſtrafen. Gegen dieſe Ausführungen bes 
ſtehen keine Bedenken. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. ber Leyen, Berlin- Wilmersdorf. 
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von einem Organ der Staatsgewalt mit öffentlicher Autorität 
vorgenommen wird (RGSt. 39, 232; 51, 63; 56, 366; 57, 
126, 366). Dieſer Art waren die dem Angekl. übertragenen 
Dienſtgeſchäfte, und daraus ergab ſich ſeine Beamteneigen⸗ 
ſchaft im ſtrafrechtlichen Sinne. Für die aus dem Weſen der 
Tätigkeit des Angekl. herzuleitenden ſtrafrechtlichen Folgen 
iſt es ohne Bedeutung, daß die anſtellende Behörde ihm nicht 
die Eigenſchaft eines Beamten im ſtaatsrechtlichen Sinne ver⸗ 
leihen wollte. Ebenſowenig könnte es auf einen etwa hier⸗ 
durch hervorgerufenen Irrtum des Angekl. über ſeine Be⸗ 
amteneigenſchaft ankommen. Da der Irrtum nicht Tatſachen 
betreffen würde, aus denen die rechtliche Folgerung ſeiner 
amtlichen Eigenſchaft abzuleiten iſt, würde kein Schuldaus⸗ 
ſchließungsgrund im Sinne des § 59 StGB. vorliegen 
(RES. 53, 131; 57, 366 [36 7). Hiernach hätte der Angell. 
nicht aus § 246, ſondern aus 88 350, 351 StGB. beſtraft 
werden müſſen. Das angefochtene Urteil war daher auf- 
zuheben. 
(2. Sen. v. 30. Juni 1924, 2D 291/24.) A.] 


9. 188 367, 410 RA bg O. Antrag auf „Heran⸗ 
ziehung ſämtlicher Unterlagen“ als Beweis an⸗ 
trag; Steuergefährdung des Steuerberaters i. S. 
des 8367 RAbg O. Die Verſchuldensfrage bei ge⸗ 
meinſamer Tätigkeit von Steuerpflichtigen und 
Steuerberater. Bedeutungsloſigkeit einer Un⸗ 
terwerfungserklärung des Steuerpflichtigen 
für den Steuerberater.] 7) 


1. Der Angekl. hatte in der Hauptverhandlung für den 
Fall, daß er nicht freigeſprochen werde, beautragt: Heran⸗ 
ziehung ſämtlicher Unterlagen, die der Zeuge B. ihm für die 
Bilanzaufſtellung vorgelegt habe. Das waren die im Urteil 
näher bezeichneten, darunter das „Privatkonto“ B.3. Der Be⸗ 
weisantrag iſt vom LG. abgelehnt worden, weil die Beifügung 
jener Unterlagen zur Klärung des Sachverhaltes nichts bei- 
tragen würde, da dieſer Sachverhalt durch das ſachverſtändige 
Zeugnis des Oberſteuerſekretärs ©. und gemäß § 410 RAbgo. 
genügend geklärt ſei. Die Rüge des Beſchwerdeführers, der 
Beweisantrag ſei zu Unrecht abgelehnt worden, weil aus dem 
„Privatkonto“ oder „Privatkontobuch“, deſſen Unrichtigkeit 
nicht auf den erſten Blick erhelle, iſt begründet. Der Antrag 
bezielte ſichtlich den unmittelbaren Gegenbeweis gegenüber der 
Ausſage des Zeugen S., und ſeine Ablehnung bedeutet eine 
Vorwegnahme des Beweisergebniſſes. Denn zu den im Be⸗ 
weisantrag gemeinten Unterlagen gehörte auch, wie die Revi⸗ 
ſion zutreffend rügt, das „Privatkonto“ oder, wie es an 
anderer Stelle des Urteils heißt: Das „Privatkontobuch“ des 
B. Über die Beſchaffenheit dieſes Privatkontos oder Privat- 
kontobuchs und ſeinen Inhalt gibt das angefochtene Urteil 
keine Auskunft. Im Eingang der Urteilsgründe heißt es, das 
Kaſſey buch fei in der Ausgabeſeite nicht zuſammengezählt, 
ein buchmäßiger Kaſſenabſchluß nicht erfolgt; weiter iſt dort 
unter Nr. 5 geſagt „Die Zuſammenzählung der Ausgaben er⸗ 
gab, daß dieſe, einſchließlich der Einzahlungen bei Banken, die 
Einnahmen weit überſteigen: ſo z. B. betrugen ſie im Novem⸗ 
ber 1922 mehr als das Doppelte, im Dezember 1922 faſt das 


Zu 9. 1. Die Behandlung des vom Angekl. geſtellten An⸗ 
trages als eines „Beweisantrages“ durch das NG. will beſonders 
beachtet ſein. Der geſtellte Antrag individualiſterte das Beweis⸗ 
mittel nicht, trotzdem ſieht das RG. nicht in ihm einen Beweis⸗ 
ermittlungs antrag, alſo einen Antrag, deſſen Beſcheidung im 
Gegenſatz zu einem Beweisantrag dem freien Ermeſſen des Gerichts 
unterliegt. Gerade aber Anträge, die die Herbeiſchaffung von Akten 
oder Büchern fordern, um erſt nach ihrer Vorlage diejenigen Teile 
zu bezeichnen, die zum Beweiſe dienen ſollen, hat das RG. mit 
Vorliebe als Beweisermittlungsanträge bezeichnet, ſ. z. B. JW. 
1895, 570 4. Die Bedenklichkeit einer ſolchen Rechtſprechung, die 
unter Umſtänden der Wahrheitsermittlung die größten Hinder⸗ 
nijfe bereitet, habe ich eingehend in meinem Aufſatz „Der Beweis⸗ 
ermittlungsantrag“, Feſtgabe für Jof. Kohler, Goldt Arch 67, 261 ff. 
(f. insbeſ. 269) beleuchtet. Es wäre zu wünſchen, daß die Mb- 
weichung des RG. von ſeiner bisherigen Rechtſprechung, die in dem 
vorliegenden Urteil zu konſtatieren iſt, ſich in Zukunft nicht nur 
vereinzelt feſtſtellen ließe. 

2. In den Fällen der Zuziehung eines Steuerberaters iſt die 
Abwagung des Verſchuldens zwiſchen Steuerpflichtigen und Berater 
eine außerordentlich ſchwierige, ſ. dazu meinen Artikel „Steuer⸗ 
gefährdung“, JW. 1924, 517. Auf der einen Seite ift der Um- 
ang der von dem Berater eingegangenen Verpflichtung feſtzuſtellen 
ſſollte er die Steuererklärung nur vorbereiten oder fertigſtellen ?), 
auf der andern Seite das Maß der Sachkunde, das der Steuer⸗ 


Rechtſprechung 
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Dreifache der Einnahmen.“ Das erweckt den Verdacht, daß 
dieſe Zuſammenzählung und deren Ergebnis (Nr. 5) das 
Kaſſen buch betraf, und zur Zeit, als der Angekl. den Auf⸗ 
trag Bis ausführte, wegen der fehlenden Zuſammenzählung 
deren Ergebnis nicht auf den erſten Blick oder ohne weiteres 
erkennbar war. Das Kaſſenbuch aber hatte dem Angell. 
nach dem Urteil nicht vorgelegen. Im Strafbeſcheid des 
Finanzamtes war denn auch gerade auf die unrichtige Füh⸗ 
rung des Kaſſenbuchs Bezug genommen worden. Der Be⸗ 
ſchwerdeführer behauptet, die St. habe Kaſſenbuch und „Pri⸗ 
vatkonto“ oder „Privatkontobuch“ miteinander verwechſelt, 
beim Privatkonto habe es ſich lediglich um einen Auszug aus 
dem Kaſſenbuch B.3 über deffen Privatentnahmen gehandelt, 
dem über ein Mißverſtändnis von Ausgaben und Einnahmen 
nichts zu entnehmen geweſen ſei, und es habe ſich S.s Aus⸗ 
ſage nur auf das dem Angekl. nicht zu Geſicht gekommene 
Kaſſenbuch bezogen. Dieſe Behauptungen ſind aus dem Urteil 
nicht zu widerlegen. Deſſen Annahme, die Ausſage des Zeu⸗ 
gen S. biete eine ausreichende Grundlage für eine Fahrläſſig⸗ 
keit des Angekl., konnte durch Vorlage des „Privatkontos“ 
erſchüttert werden, und es entbehrt infolge Ablehnung des zur 
Aufklärung des Sachverhaltes geſtellten Beweiserbietens der 
Aufbau des angefochtenen Urteils der ſicheren und verfahrens⸗ 
rechtlich einwandfreien Grundlage. — 2. Auch die ſachliche 
Reviſionsbeſchwerde muß zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils führen, weil es bis jetzt an einem genügenden Nach⸗ 
weiſe dafür fehlt, daß dem Angekl. eine Fahrläſſigkeit im 
Sinne von § 367 RAbgoO. zur daft fällt, und daß er durch 
eine ſolche Fahrläſſigkeit eine Verkürzung von Steuerein⸗ 
nahmen bewirkt hat. Einen allgemeinen Rechtsſatz des In⸗ 
haltes, daß dem „Steuerberater“ (zu vgl. RGSt. 57, 218) 
an ſich dieſelbe Pflicht obliege, wie dem Steuerpflichtigen 
ſelbſt, kennt das Geſetz nicht. Ob der Angekl. fahrläſſig ge⸗ 
handelt hat, dafür iſt vielmehr, was der erſte Richter auch 
nicht verkennt, vor allem die Frage von Bedeutung, wie weit 
ſeine Verpflichtung gegenüber dem Zeugen B. nach der mit 
dieſem getroffenen Abrede und nach Lage der Sache ging, und 
welche Leiſtung hiernach von ihm übernommen und zu be⸗ 
wirken war, insbeſondere, ob er es etwa übernommen hatte, 
die von ihm anzufertigende Bilanz derartig fertig und voll⸗ 
ſtändig zu liefern, daß es ihrer Nachprüfung durch den 
Steuerpflichtigen B. ſelbſt kaum noch bedurfte, ſondern nur 
noch ihre Unterzeichnung und Einreichung nötig war, oder 
ob er eine ſo weitgehende Verpflichtung nicht eingegangen war 
und nur zu einer geringeren Leiſtung — gegebenenfalls zu 
welcher? — ſich anheiſchig gemacht und bereit erklärt hatte. 
Vom LG. wäre deshalb in erſter Linie zu erörtern und feſt⸗ 
zuſtellen geweſen, welche Abreden in jener Beziehung zwiſchen 
dem Zeugen B. und dem Angekl. getroffen worden waren, 
ſowie ob und welche Verpflichtung hierbei der Angekl. dem 
Zeugen gegenüber übernommen hatte. In dieſer Richtung läßt 
indeſſen das angefochtene Urteil jede Feſtſtellung vermiſſen. 
Es ift dem Urteil nicht zu entnehmen, inwiefern der Angekl. 
auf Grund ſeiner Einſicht in das Privatkontobuch die Un⸗ 
richtigkeit erkennen mußte. Auch ein fahrläffiges Verhalten 
des Angekl. für ſich allein, würde noch nicht zur Anwendung 


pflichtige bei dem Steuerberater vorausſetzen konnte. Durfte der 
Steuerberater — und um eine Anklage gegen ihn handelte es ſich 
vorliegend — ſeine Tätigkeit nach Maßgabe der getroffenen Ver⸗ 
einbarungen als eine lediglich vorbereitende anſehen, ſo kann die 
Vorausſehbarkeit des Erfolges, alfo eines der weſentlichſten Momente 
der Fahrläſſigkeit, nicht feſtgeſtellt werden. Die Bemängelung des 
NG. in unſerem Falle bewegt ſich denn auch beſonders in dieſer 
Richtung. 

Das Delikt der Steuergefährdung it — terminologiſch eine con- 
tradictio in adjecto! — ein Erfolgsdelikt. Es bedarf alfo zur 
Verurteilung einer Feſtſtellung der geſchuldeten Steuerbeträge und 
ihrer tatſächlichen Verkürzung. Dabei iſt beſonders zu beachten, 
daß das RG. bei einem Zuſammenwirken von Steuerpflichtigen und 
Berater eine volle Haftung für den Erfolg nur inſoweit eintreten 
läßt, als ſie dem einzelnen Beteiligten zur Laſt gelegt werden kann. 
Es muß geprüft werden, welcher Steuerbetrag durch die Fahr⸗ 
laſſigkeit jedes einzelnen der Beteiligten gefährdet wurde. Das 
ſchließt natürlich nicht aus, daß für einzelne Teile der Steuer ein 
kollektives Verſchulden beider angenommen wird. 

Von Intereſſe iſt weiter der Standpunkt des RG. zur Bee 
deutung der Unterwerfungserklärung des Steuerpflichtigen. Sie 
bindet den Berater nicht, ſie würde aber auch gegen den Erklärer 
nicht ohne Nachprüfung der beſonderen ſtrafrechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen zur Feſtſtellung eines ſtrafbaren Tatöeſtandes verwertet 
werden können. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


1880 


des 8 867 a. a. O. genügen. Denn der Begriff der Fahrläſſig⸗ 
keit im Sinne dieſes Geſetzes erfordert weiter, daß der Täter 
als mögliche Folge ſeines an ſich fahrläſſigen Verhaltens eine 
Verkürzung der Steuer auch vorausgeſehen hat, oder doch bei 
Anwendung der ihm billigerweiſe zuzumutenden Aufmerkſam⸗ 
keit vorausſehen konnte. In dieſer Beziehung fehlt gleich⸗ 
falls jede Feſtſtellung, obwohl der Angekl. ſolche Vorausſeh⸗ 
barkeit ausdrücklich beſtritten hatte. Endlich fehlt es aber auch 
an jedem Nachweiſe dafür, daß das Verhalten des Angekl., 
wie zur Beſtrafung aus 8367 NUbgD. erforderlich war, 
auch tatſächlich die Wirkung einer Verkürzung von Steuer⸗ 
einnahmen gehabt hat (zu vgl. RGSt. 57, 117, 120). Rechts⸗ 
irrig ift es, wenn die StK. eine ſolche durch den Angekl. be- 
wirkte Verkürzung der Einkommenſteuer ohne weiteres da⸗ 
durch für gegeben erachtet hat, daß der Steuerpflichtige B. 
gemäß § 410 RAbgdO. eine ihm ſelbſt zur Laſt fallende Hin⸗ 
terziehung von Einkommenſteuer, Umſatzſteuer, Vermögenſteuer 
und Zwangsanleihe vorbehaltlos gegenüber dem Finanzamt 
eingeräumt und ſich einer Strafe unterworfen hat. Denn 
irgendeine rechtliche Wirkung gegenüber dem Angell. konnte 
dieſe Erklärung und Handlung des Zeugen nicht haben. 
Gegenüber dem Angekl. war vielmehr ſelbſtändig feſtzuſtellen, 
welche Steuerbeträge infolge ſeines Verhaltens feſtgeſetzt wor⸗ 
den ſind, welche Steuerbeträge in Wahrheit geſchuldet waren, 
und in welcher Höhe hiernach infolge ſeiner Fahrläſſigkeit — 
falls ihm eine ſolche zur Laſt fällt — eine Steuer gefährdet 
wurde. Weſentlich iſt dabei vor allem alſo auch die Frage, 
ob und inwieweit ein fahrläſſiges Verhalten des Angekl. für 
die etwa eingetretene Steuerverkürzung urſächlich war. In 
allen dieſen Beziehungen läßt es das angefochtene Urteil an 
ausreichendem Nachweiſe fehlen, fo daß feine Aufhebung gez 
boten war. 
(3. Sen. v. 7. Juli 1924, 3 D 319/24.) A.] 


10. [Preis Tr VO. 1918. 1. Unzuläſſigkeit der 
Einrechnung ſachlich und wirtſchaftlich unberech⸗ 
tigter Aufwendungen, die ein Außenſeiter 
machen muß, um in einen beſtimmten Großhan⸗ 
delszweig erſt hereinzukommen. 2. §2 der VO. 
Zuſammenfaſſung der verſchiedenen Beſtände zu 
einem einheitlichen Warenpoſten. 3. Innerer 
Tatbeſtand. Irrtums VO. v. 18. Jan. 1917.7) 

1. Dem Zuſammenhang der Entſcheidungsgründe des an⸗ 
gefochtenen Urteils ift bedenkenfrei die Feſtſtellung zu ent⸗ 
nehmen, daß der Beſchwerdeführer hinſichtlich des Groß⸗ 
handels mit deutſchem Zucker als Außenſeiter anzuſehen ſei, 
der, um überhaupt in das Geſchäft hereinzukommen und bei 
der damaligen Zuckerknappheit deutſchen Zucker zu erhalten, 
beſondere Aufwendungen durch Nachläſſe am Preis des dem 
Zuckerlieferanten verkauften. holländiſchen Kakaos machen 
mußte, die für einen in dem Handelszweig erfahrenen und 
länger tätigen Geſchäftsmann nicht notwendig geweſen wären. 
Es läßt keinen Rechtsirrtum erkennen, wenn die Stg. bei 
dieſer Sachlage die Einrechnung der Preisnachläſſe beim 
Kakaoverkauf, die der Angekl. nur gewähren mußte, weil er 
dem Zuckerhandel bis dahin fern ſtand, in die Geſtehungskoſten 
für den Inlandzucker für unzuläſſig erklärt, weil es ſich um 
ſachlich und wirtſchaftlich unberechtigte Koſten handle, die den 
deutſchen Verbraucher nicht belaſten können (vgl. RGSt. 51, 
24 [26/27]; — 51, 102 105]; — 51, 106 [110]; — 51, 303 
1305]; — 51, 305 [313]; — 54, 59 [65]). Keinem begrün⸗ 


Zu 10. Ob der Angekl. den Zucker erwarb, indem er bei 
einem gleichzeitigen anderen Geſchäft den Preis ermäßigte, oder 
fo, daß er einen höheren Preis für den Zucker anfegte, kommt auf 
dasſelbe hinaus. Ob im zweiten Falle aber der Preisaufſchlag auch 
als ſachlich und wirtſchaftlich unberechtigt angeſehen worden wäre, 
erſcheint doch zweifelhaft. Preiſe des wilden Handels, die die 
regulären Preiſe weit überſteigen, ſollen zwar nicht in tatſächlicher 
Höhe einzusetzen, ſondern zu ermäßigen fein (. Zeiler, 49.1921, 
426; einſchrankend aber 4. StS. v. 16. Mai 1922, JW. 1923, 381"). 
Der Lebensmittelgroßhändler, der mit einer bisher nicht geführten 
Ware ſeine Kundſchaft verſorgen will, wird aber nicht ſelten genötigt 
fein, ewas teurer als die Konkurrenz einzukaufen. Soll er deshalb 
jede Meheaufwendung als unwirtſchaftlich abſetzen, ſo muß dahin 
führen, Außenſeiter auszuſchließen, was nicht im Intereſſe des freien 
Wettbewerbs und damit der Verbraucher liegt. — Beachtenswert 
jind die Ausſihrungen über die Anwendbarkeft der Irrtums O.: 
jedem aus der Verteidigung des Angekl. hervorgehende möglichen 
Rechtsirrtum muß nachgegangen werden. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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deten Bedenken kann weiter die Nichtanwendung des 82 
Preis TrVO. durch den Vorderrichter begegnen. Die SE. 
ſtellt feft, daß der Beſchwerdeführer für den holländiſchen und 
den deutſchen Zucker einen Durchſchnittspreis weder errechnet 
noch gefordert, ſondern für die einzelnen verkauften Poſten 
verſchiedene Preiſe verlangt und erzielt hat. Danach 
fehlt es an der notwendigen Vorausſetzung für die Anwendung 
des § 2 Preis TrVoO., der Zuſammenfaſſung der ver⸗ 
ſchiedenen Beſtände zu einem einheitlichen Waren⸗ 
poſten (RGSSt. 57, 35 [39]). Einen ſachlichen Mangel ent- 
hält das angefochtene Urteil inſofern, als es nicht erkennen 
läßt, ob und in welchem Umfange der erſte Richter eine Be⸗ 
rücksichtigung der allgemeinen Geldentwertung zwiſchen Ein⸗ 
kauf und Wiederveräußerung des Inlandzuckers zugeſteht. 
(er, 57, 39; 57, 228/229; 57, 426.) Das Urteil er- 
klärt wohl die Art der Berechnung der Geldentwertung nach 
dem Unterſchied des Guldenkurſes am Einkaufs⸗ und Ver⸗ 
kaufstage für „vollſtändig willkürlich“, unterläßt jedoch, an⸗ 
zugeben, welche andere Berechnungsweiſe und welchen Teil⸗ 
betrag der von dem Angekl. geltend gemachten Summe von 
33 580 % es für gerechtfertigt anſieht. Ebenſo fehlt in dem 
Urteil eine beſtimmte Stellungnahme zu der Schutzbehauptung 
des Angell, er habe bei der Preisſtellung damit rechnen 
müſſen, daß ihm ſein Lieferant des deutſchen Zuckers ent⸗ 
ſprechend ſeiner Ankündigung für 20 Sack den höheren Juli⸗ 
preis berechnen werde. Vor allem aber iſt der innere Tat⸗ 
beſtand unzureichend feſtgeſtellt. Anſcheinend nimmt die StR. 
ein vorſätzliches Vergehen nach §1 Nr. 1 Preis TrVoO. 
an, obgleich dies ſelbſt in der Schlußfeſtſtellung nicht klar zum 
Ausdruck kommt. Allein bei dem Beſtreiten jeder Schuld 
ſeitens des Angekl. und ſeinem Vorbringen, daß er die Preis⸗ 
forderung bei dem Inlandszucker für rechtmäßig angeſehen, 
daß er ſich namentlich für berechtigt gehalten habe, den Nach⸗ 
laß bei dem Kakaoverkaufsgeſchäft in Höhe von 71016 % den 
Geſtehungskoſten des deutſchen Zuckers zuzuſchlagen, mußte 
dem Angekl. nachgewieſen werden, daß er ſich ſchuldhaft, 
ſei es vorſätzlich, ſei es fahrläſſig, vergangen habe. Hierbei 
durfte auch die Frage der Anwendbarkeit der Irrtums O. v. 
18. Jan. 1917, die in dieſem Zuſammenhange nicht geprüft 
ift, nicht unerörtert bleiben (RGSSt. 51, 145; e, ee l, 
295). Die Möglichkeit, daß das Urteil auf dieſem Mangel be⸗ 
ruht, iſt ohne weiteres gegeben. Denn wenn etwa aus ſubjekti⸗ 
ven Gründen bei der Frage nach der Übermäßigkeit des Gewinns 
der Poſten von 71016 % und die unter Ziff. 4 vorſtehend 
bezeichneten Beträge den Geſtehungskoſten zuzuzählen wären, 
ſo könnte dies zu einer anderen Beurteilung der Schuldfrage 
Anlaß geben, zum mindeſten aber das Strafmaß beeinfluſſen. 
(U. v. 2. Mai 1924, 1 D 310/24.) A.] 


11. 18869, 71, 78, 238 StPO. Kenntnisnahme 
von in einer anderen Strafſache erftatteten Gut- 
achten durch Vorhaltung. Ausſchluß der Unzüch⸗ 
tigkeit durch den kulturgeſchichtlichen Zweck des 
Werkes. Bedeutung der Unzüchtigkeit einzelner 
Stellen für die Unzüchtigkeit des ganzen 
Werkes.] 7) 

1. Im Sitzungsprotokoll über die Hauptverhandlung it 
beurkundet: „Dem Sachverſtändigen wurden die Gutachten 
der Profeſſoren K. und H. aus den Ermittelungsakten der 
Staatsanwaltſchaft B. gegen den Buchhändler St. vor⸗ 
gehalten.“ Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es zuläſſig war, 
cilpa 


Zu 11. Die Straffanımer hat Sachverſtändigenbeweis auf⸗ 
genommen nur durch Vernehmung des Sachverſtändigen B., nicht 
auch die in einer anderen Strafſache erſtatteten Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen K. und H. als Beweismomente des bei ihr geführten 
Prozeſſes behandelt. Ein ſolcher kardinaler Fehler hätte ja auch zur 
Aufhebung des Urteils führen müſſen. Vielmehr hat ſich der Vor⸗ 
ſitzende, indem er den Sachverſtändigen B. auf die Verneinung des 
unzüchtigen Charakters der von dem objektiven Verfahren erfaßten 
Schrift ſeitens der Sachverſtändigen K. und H. anläßlich eines 
anderen Prozeſſes hinwies, im Bereiche der ihm zuſtehenden Leitungs⸗ 
gewalt, 878 SPD. und des pflichtmäßig von ihm zu übenden 
Fragerechts, 88 69 Abs. 2, 71, 238 SIPI. gehalten. Der Sachver⸗ 
ſtändige ſollte ſo veranlaßt werden, in ſeinem Gutachten auch die 
Anſichten jener Gutachter und die von ihnen beigebrachten Gründe 
zu würdigen. Wie es dem Richter nicht verwehrt ſein kann, wiſſen⸗ 
ſchaftliche Ausführungen, die in Schriftwerken niedergelegt ſind, 
heranzuziehen und eine Stellungnahme des Sachverſtändigen zu 
ihnen herbeizuführen, ſo muß es ihm auch freiſtehen, qutachtitche 
Außerungen über denſelben Gegenſtand, die aus anderen Akten er» 
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Gutachten, die in einer anderen Strafſache von anderen Sach⸗ 
verſtändigen erſtattet worden waren, dadurch zur Kenntnis 
des Gerichtes zu bringen, daß ſie dem in der Hauptverhand⸗ 
lung anweſenden Sachverſtändigen „vorgehalten“ wurden. 
Jedenfalls iſt nicht anzunehmen, daß das angefochtene Urteil 
auf ſolchen Vorhaltungen beruht. Die GO. hat es „min⸗ 
deſtens für zweifelhaft“ erklärt, ob das Buch für objektiv un⸗ 
züchtig i. S. des § 184 StGB. zu gelten habe. Sie hat zur 
Begründung dieſer Anſicht eine Reihe von Tatſachen an⸗ 
geführt: die Perſönlichkeit des Verfaſſers, der Kunſthiſtoriker 
und ein bekannter Forſcher auf dem Gebiet des Rokoko iſt, 
die Angabe der franzöſiſchen Quelle zu jeder Geſchichte, die 
Möglichkeit, daß das Buch einen beſtimmten kulturgeſchicht⸗ 
lichen“ Zweck habe, die Art der Abbildungen, die verhältnis- 
mäßig kleine Auflage, der Titel und der hohe Preis. Nach 
Anführung aller dieſer Gründe wird zum Schluſſe noch der 
Satz beigefügt: „Dazu kommt, was in der Unterhaltung mit 
dem Sachverſtändigen B. zur Sprache zu bringen war und 
gebracht wurde, daß in einem von der Staatsanwaltſchaft B. 
dort wegen desſelden Buches auf Grund des 8134 StGB. 
geführten und durch Einſtellungsbeſchluß erledigten Ermitte⸗ 
jungsverfahren die Profeſſoren K. und H. ſich gegen die 
Unzüchtigkeit des Buches ausgeſprochen haben.“ — Aus dieſer 
Faſſung der Urteilsgründe muß geſchloſſen werden, daß die 
bereits vorhandene, von dem Gutachten B. abweichende An⸗ 
ſicht des Gerichts durch den Hinweis auf die Gutachten K. 
und H. nur unterſtützt und verſtärkt, aber nicht begründet 
werden ſollte. — 2. Nach den Urteilsgründen hat der in der 
Hauptverhandlung vernommene Sachverſtändige B. ſein Gut⸗ 
achten darauf geſtützt, daß verſchiedene näher bezeichnete 
Stellen und Abbildungen des Buches unzüchtigen Charakter 
haben. Aus der Unzüchtigkeit einzelner Stellen folgt noch 
nicht mit Notwendigkeit, daß das ganze Buch als unzüchtig 
anzuſehen iſt. Dieſer Satz gilt insbeſondere auch für literatur⸗ 
geſchichtliche und kulturgeſchichtliche Bücher (RGSt. 23, 390). 
Ob im einzelnen Falle das ganze Buch für unzüchtig zu er⸗ 
achten iſt, hat der Tatrichter auf Grund der konkreten Sach⸗ 
lage zu entſcheiden. Im vorliegenden Falle hat der Tat⸗ 
richter es für zweifelhaft erklärt, ob das ganze Buch oder 
auch nur einzelne Teile desſelben als objektiv unzüchtig zu 
gelten haben. Dieſer Zweifel rechtfertigt die Ablehnung des 
geſtellten Antrages auf Unbrauchbarmachung. 

(U. v. 29. Jan. 1924, 1 D 1018/23.) [A.] 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen 

1. Nachträglicher Aufwertungsanſpruch trotz Unter 
laffung des Vorbehalts im Vorprozeſſe. f) 

Die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache kann nach 
Lage des norliegenben Falles nicht durchgreifen. Es iſt zwar davon 


ſichtlich ſind, zu gleichem Zwecke zur Geltung zu bringen. Ob die 
hervorgetretene Meinungsverſchtedenheit einen Anlaß bot, die Gut⸗ 
achter des anderen Verfahrens auch in denk gegenmärtigefl Prozeß 
als Sachverſtändige zu vernehmen, ſtand zum pflichtmäßigen Ermeſſen 
des Gerichts. Daß ein entſprechender Beweisantrag geſtellt worden 
wäre, erhellt nicht. Zu einer Vervollſtändigung des Gutachtens in 
dieſer Richtung konnte auch jeder beiſitzende Richter die Initiative 
ergreifen. Alle Richter ſind verpflichtet, auf die Klärung von Zwei⸗ 
felsgründen, die bei ihnen über die Schlüſſigkeit eines Gutachtens 
beſtehen, hinzuwirken, ſei es durch Befragung dieſer Sachverſtändigen, 
ſei es durch Anregung eines Beſchluſſes auf Vernehmung weiterer 
Sachverſtändigen. Gleichgültig iſt die Quelle dieſer Zweifel; fie tön- 
nen ſehr wohl auch darauf beruhen, daß der Richter fih eines dem 
jetzt erſtatteten widerſprechenden Gutachtens in einer anderen Sache 
erinnert. Die Abſicht ift ja nicht, dieſes letztere Gutachten als ſolches 
in den Prozeß einzuführen, was weder durch Vorhalt daraus, noch 
durch Verleſung geſchehen dürfte, ſondern die Berückſichtigung des 
Zweifels in dem jetzt zu erſtattenden Gutachten zu erwirken, damit 
womöglich der Sachverſtändige ihn behebe oder ihm durch geänderte 
Beurteilung Rechnung trage uſw. Das Verfahren der erſten Inſtanz 
laßt ſich daher m. E. nicht beanſtanden. 
b Die Ausführungen zu 2 des reichsgerichtlichen Urteils ſind 
„ zutreffend. Die erſte Inſtanz hat das Bedürfnis der 
echtsweiſung verkannt, indem ſie den Zweiſel beſtehen ließ, ob 
as ganze Buch oder nur einzelne Teile desſelben als objektiv un⸗ 
züchtig zu erachten ſeien. Aber es konnte dieſes non liquet nur zur 
bweiſung des Antrags auf Unbrauchbarmachung führen. 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Oerter, Würzburg. 

B Zu 1. Der Eutſch. it im Ergebnis zuzuſtimmen. In der 
egründung ift fie aber noch keineswegs zu voller Klarheit in der 
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auszugehen, daß der Kl. bei Anſtrengung ſeiner Klage im Vor⸗ 
prozeſſe im Sommer (Juli / Auguſt) 1920 mit der Summe von 
1526 %, welche er „im Unvermögensfalle“, d. h. für den Fall, daß 
die damals Bekl. ſeinem Hauptanſpruche auf Herausgabe der Waffen 
und Munition nicht genügen würden — als Gelderſatz von ihnen 
forderte, den Ausgleich ſeines geſamten damaligen Schadens 
herbeiführen wollte. Ebenſo iſt es richtig, daß der Kl. im Verlaufe 
des geſamten Vorprozeſſes bis zum Erlaſſe des Läuterungsurteils 
v. 19. Juli 1923 dem Gerichte gegenüber nicht ausdrücklich zu er⸗ 
kennen gegeben hat, daß er mit Rückſicht auf die inzwiſchen fort⸗ 
geſchrittene Geldentwertung nunmehr den fraglichen Geldbetrag nur 
noch als Teilbetrag ſeines Schadens verlange, weil die von ihm 
nt feinem Klagantrage geforderte Summe infolge der Geldentwer⸗ 
tung in keiner Weiſe mehr zum Ausgleiche ſeines Schadens genüge; 
es trifft insbeſ. zu, daß der Kl. es unterlaſſen hat, fih die Geltend⸗ 
machung des Geldentwertungsſchadens vorzubehalten. Dennoch aber 
iſt er dadurch ſeines Rechtes, jetzt nachträglich dieſen Geldentwer⸗ 
tungsſchaden erſtattet zu verlangen, nicht verluſtig gegangen. 

RGeEntſch. Warn. 1924 Nr. 75 (S. 90) Heft allerdings folgenden 
Grundſatz auf: „Wenn der Kl. im Vorprozeſſe nicht von vornherein 
den Willen gehabt habe, nur einen Teil ſeines Schadens geltend zu 
machen, fo bleibe zu prüfen, ob er ihon im Laufe des Prozeſſes 
zu erkennen gegeben habe, daß er den eingeklagten Betrag mit Ruck⸗ 
ſicht auf die eintretende Preisſteigerung nur als Teil ſeines Schadens 
fordere; würde er in dem voraufgegangenen Verfahren etwa auf den 
Mehrbetrag — ſei es auch nur ſtillſchweigend — verzichtet haben, ſo 
würde ſein Entſchädigungsanſpruch durch das Urteil des Vorprozeſſes 
auch abgegolten ſein.“ 

Auch bei Anwendung dieſes Grundſatzes kann aber in einem 
Falle der vorliegenden Art, wo zwiſchen Klagerhebung und Urteils⸗ 
fällung im Vorprozeſſe eine ſo ungeheuerliche Geldentwertung ſich 
vollzogen hat, daß die urſprünglich geforderte Schadenserſatzſumme 
zu einem wirtſchaftlichen Nichts herabgeſunken iſt, die Einrede der 
rechtskräftig entſchiedenen Sache der Geltendmachung des Geld- 
entwertungsſchadens in einem neuen Rechtsſtreite nicht entgegen⸗ 
gehalten werden. Entſcheidend ift — wie RG. v. 10. Jan 1928 her- 
vorhebt —, worüber das Gericht in dem Vorprozeſſe bei Fällung 
ſeines Urteils hat erkennen wollen. Wenn man nun berück⸗ 
fichtiat, daß der von dem Kl. für den Unvermöoͤgensfall geforderte 
Geldbetrag von 1526 Papiermark am Tage des Erlaſſes des Läute⸗ 
rungsurteils v. 19. Juli 1923 bei einem Goldmarkſtande von etwa 
52000 Papiermark nur den Wert von 3½ Goldpfennig beſaß und 
auch bei Erlaß des kammergerichtlichen Urteils im Vorprozeß vom 
3. März 1923 (Goldmarkſtand: 5427,4) — falls man dieſen Zeit⸗ 
punkt zugrunde legen will — nur etwas mehr als 35 Goldpfennige 
ausmachte, ſo ergibt ſich daraus ohne weiteres, daß weder der Kl. 
ſich mit dieſem nicht nennenswerten Betrage als Ausgleich feines 
Schadens für Abhandenkommen ſeiner Waffen nebſt Munition hat 
begnügen wollen, noch auch, daß das Gericht durch die Zubilligung 
dieſes Betrages — für den Unvermögensfall — ſeinen geſamten 
Schaden hat ausgleichen wollen. In einem derartigen Falle der 
völligen Entwertung des urſprünglich eingeklagten Papiermarlbetrages 


bedarf es vielmehr keiner ausdrücklichen Erklärung des 


Kl., daß er den urſprünglichen Klagbetrag nunmehr nur noch als 


Teilſchaden fordere und ſich die Geltendmachung des ihm erwachſenen 
Geldentwertungsſchadens vorbehalte, vielmehr liegt der Wille des 
Kl., auf ſeinen Geldentwertungsſchaden nicht verzichten zu wollen, 


viel erörterten, heiß umſtrittenen Frage vorgedrungen. Was den 
Stand der Frage anlangt, ſo ſei auf die außerordentlich dankens⸗ 
werte Zuſammenſtellung von Plum JW. 1924, 1448 ff. hingewieſen, 
insbeſondere auf die im erſten Teil, 3. Abſchn., 86 zu II, 88 
S. 1454 ff.) angezogenen Entſcheidungen und die in Note 25 (S. 1457) 
angeführten Aufſätze. Im Rahmen dieſer kurzen Anm. kann die 
Frage natürlich nicht grundlegend behandelt werden. Ich mochte hier 
vielmehr nur auf folgendes hinweiſen: Vor allem ſcheint mir un⸗ 
erläßlich, viel ſchärfer, als dies bisher met geſchehen iſt, als es 
insbeſondere auch hier das KG. tut, zu ſcheiden zwiſchen prozeß⸗ 
rechtlichen und materiellrechtlichen Fragen, die ſich hier wie ſo oft 
gegenſeitig durchdringen und kreuzen. Das Prozeßrecht muß noi- 
wendig — mehr oder weniger ſtreng = formal fein. Die Rechts- 
ficherheit verlangt insbeſondere für die Rechtskraftwirkung klare 
Verhältniſſe. Es ſcheint mir deshalb nicht angängig, die Rechtskraft 
weiter zu erſtrecken, als das Urteil dies klar erkennbar tut. Lautet 
dieſes auf Zahlung von 1000 Papiermark aus Kauf, fo jleht rechts⸗ 
kräftig nur feft, daß aus Kauf 1000 Papiermark geſchuldet werden, 
gleichgültig, welchen Wert die 1000 Papiermark bei Erlaß des Urteils, 
welchen ſie bei Einreichung der Klage hatten, gleichgültig auch, ob 
der Kl. bei Einreichung der Klage ſeine ganze Forderung oder nur 
einen Teil geltend machen, das Gericht des Vorprozeſſes über den 
ganzen Anſpruch des Kl. oder nur einen Teil erkennen wollte. In 
einem ſpäteren Aufwertungsprozeß würde die Rechtskraft nur ine 
ſoweit in Betracht kommen, als die rechtskräftig feſtgeſtellte Schuld 
Tatbeſtandsmerkmal des neuen Anſpruchs iſt, alſo nur zugunſten des 
Kl. inſoweit, als er als Verzugsſchaden, insbeſondere nach § 288 
BGB., die nach dem Urteil eingetretene Geldentwertung geltend 
macht. Dagegen würde die Rechtskraft weder zugunſten des Kl. 
wirken inſoweit, als er Aufwertung auch wegen der vor dem 
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ſo klar zutage, daß es im Gegenteil beſonderer Umſtände bedarf, 
um einen ſolchen Verzichtwillen annehmen zu können. Es kann ohne 
weiteres unterſtellt werden, daß niemand einen Rechtsſtreit jahrelang 
durchführt, um zum Schluß einen völlig wertloſen Papiermarkbetrag 
zu erſtreiten. 

War aber im vorliegenden Falle ohne weiteres anzunehmen, 
daß der Kl. nach Lage der Verhältniſſe keineswegs gewillt ſei, auf 
ſeinen Geldentwertungsſchaden zu verzichten, ſo kann auch nicht als 
der Wille des erkennenden Gerichts im Vorprozeſſe unterſtellt werden, 
mit der dem Kl. im Unvermögensfalle zugebilligten Papiermark⸗ 
ſumme, die ihres inneren Wertes gänzlich entkleidet war, feinen qe- 
ſamten Schaden auszugleichen; das Gericht hat vielmehr, da der 
Kl. ſeinen Antrag bezüglich ſeines Geldſchadens nicht weiter erhöht 
hatte, einfach nach dieſem Antrage erkannt, ohne in eine Prüfung 
darüber einzutreten, ob und inwieweit dieſe Geldſumme noch zum 
Schadeuserſatz für den Unvermögensfall ausreiche, und es hatte zu 
dieſer Prüfung mangels irgendwelcher Anregung ſeitens der Parteien 
auch keinen weiteren Anlaß. Hätte es aber dieſe Prüfung angeſtellt, 
ſo würde ſie nur in dem oben angegebenen Sinne ausgefallen ſein, 
zumal da nach dem neueren Standpunkte der Rechtſprechung die 
Geldentwertung ein von Amts wegen zu berückſichtigender Umſtand 
ift (vgl. RG. 107, 21 JW. 1923, 983). 

Hiernach kann die Entſch. des Vorprozeſſes angeſichts der un⸗ 
geheuerlichen Geldentwertung, die ſich zwiſchen Klagerhebung und 
Urteilsfällung vollzogen hat, nicht unter dem Geſichtspunkte der 
Rechtskraft dem neuen Auſpruche des Kl. entgegengehalten werden, 
da die Entjch. den geſamten Schaden des Kl. durchaus nicht hat ab- 
gelten wollen (vgl. auch KG. 30. ZS. — 30 U 2072/24 — „Recht 
und Leben“, Wochenbeilage der Voſſ. Ztg. v. 19. Juni 1924 Nr. 25). 
Wenn der erk. Sen. in einem früheren Urt. (5 U 5589/23) in einem 
ähnlich gelagerten Falle die Einrede der Rechtskraft für durch⸗ 
greifend erachtet hat, ſo war dies deshalb begründet, weil dort zwi⸗ 
ſchen der Klagerhebung und der Urteilsfällung des Vorprozeſſes 
(Juni 1921 und April 1922) die Geldentwertung ſich nicht in ſo er⸗ 
heblichem Ausmaße vollzogen hatte, daß ohne weiteres ein Ver⸗ 
zichtswillen des Kl. als ausgeſchloſſen gelten konnte. Ebenſo wie bei 
der Frage, ob und inwieweit der im Verzuge befindliche Sachſchuldner 
eine Aufwertung der Gegenleiſtung beanſpruchen darf, das Maß der 
Geldentwertung entſcheidend iſt (vgl. RG. 107, 129 = JW. 1924, 
669), ebenſo kommt es auch für die Annahme eines Verzichtwillens 
des Kl. bezüglich des den urſprünglich eingeklagten Betrag über⸗ 
ſteigenden Schadenserſatzes auf das Maß der inzwiſchen eingetretenen 
Geldentwertung an. 

Wenn ſomit die Einrede der Rechtskraft im vorliegenden Falle 
verſagen muß, ſo kann der Bekl. auch nicht dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruche die Beſtimmung des § 254 Abf. 2 BGB. entgegenhalten. 
Im allgemeinen kann die Geldentwertung nicht dazu führen, das 


Urteil liegenden Zeit verlangt nber fein Verlangen für die ſpätere 
Zeit nicht auf Verzug, ſondern andere Rechtsgründe (8 242 BGB.) 
ſtützt, noch zugunſten des Bekl., der nicht etwa geltend machen könnte, 
es ſtehe rechtskräftig feſt, daß er nicht mehr als 1000 Papiermark 
ſchulde. Selbſt die rechtskräftige Abweiſung der Klage auf 
1000 Papiermark würde einer neuen Klage auf Zahlung von x Gold- 
mark abzüglich 1000 Papiermark nicht entgegenſtehen, was insbeſon⸗ 
dere wichtig iſt, wenn eine Aufwertung im erſten Rechtszuge ver⸗ 
ſäumt, eine Berufung aber mangels der Berufungsſumme nicht 
möglich iſt. Ganz unabhängig von dieſer rein prozeßrechtlichen Frage 
iſt die materiellrechtliche Frage, ob etwa der Kl. durch ſchlüſſige 
Handlungen auf ſeinen Mehranſpruch verzichtet hat und welche Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen als genügend ſchlüſſig angeſehen werden 
können, ob alſo z. B. die bloße Unterlaſſung des Vorbehalts der 
Aufwertung im Vorprozeß oder die vorbehaltloſe Annahme der 
Urteilsſumme uſw. genügt, um einen Verzicht — beſſer geſagt: 
„Erlaß“ — oder eine Hinnahme an Erfüllungsſtatt anzunehmen. 
Hier werden die beſonderen Umſtände des Einzelfalles ſtets beſonders 
aufmerſſame Prüfung erheiſchen. Insbeſondere würde nicht, wie 
das KG. anzunehmen ſcheint, der Kl. darzutun haben, daß er nicht 
verzichten wollte, ſondern der Bekl. hätte darzutun, daß der Kl., 
wenn auch nur durch ſchlüſſige Handlungen, verzichtet habe. Eine 
beſondere Frage wäre wieder, ob und inwieweit aus den Umſtänden, 
etwa der vorbehaltloſen Annahme der Urteilsſumme allein oder 
zuſammen mit dem Umfang der inzwiſchen eingetretenen Geld⸗ 
entwertung eine Umkehr der Beweislaſt folgt. Jedenfalls würde 
aber, falls ein „Verzicht“ feſtgeſtellt wird, nicht „der Entjchädt- 
gungsanſpruch durch das Urteil des Vorprozeſſes auch abgegolten“ 
ſein, wie das KG. in der angeführten Entſch. Warn. 1924,90 — 
ähnlich auch RG. v. 20. Jan. 1923, Warn. 1923, 91 — ſagt, 
ſondern er wäre nach § 364 oder § 397 BGB. erloſchen. Die He- 
gründung des K. hätte alfo einfach dahin lauten können: „Die 
Einrede der Rechtskraft ſteht dem geltend gemachten Anſpruch nicht 
aitgegen denn durch das Urteil des Vorprozeſſes ift lediglich rechts⸗ 
kräftig Tech, daß der Kl. 1526 Papiermark zu fordern hatte; 
dagegen TI eine Feſtſtellung, daß er nicht mehr zu fordern hätte, 
damals gar richt beantragt, geſchweige denn getroffen worden. Die 
Forderung iſt aber auch nicht durch Erlaß oder Hinnahme der 
geringeren Sunre an Erfüllungsſtatt erloſchen; denn ...“ 
RA. Theodor Sonnen, Berlin. 


Vorliegen eines „ungewöhnlich hohen Schadens“ anzunehmen, „den 
der Schuldner weder kannte noch kennen mußte“; denn einmal han⸗ 
delt es ſich überhaupt nicht um eine Erhöhung eines Schadens, ſon⸗ 
dern nach wie vor um den gleichen von Anbeginn vorhandenen un 
geltend gemachten Schaden, deſſen Geldbetrag nur in dem ſinkenden 
Kurswert der Papiermark einen veränderten ziffermäßigen Ausdruck 
gefunden hat (vgl. JW. 1924, 689 2); ſodann aber ift die Geld- 
entwertung eine ſo allgemein bekannte und beachtete Erſcheinung 
geweſen, daß ſie auch dem Bekl. nicht entgangen ſein wird. Die 
von dem Bekl. angezogene Entſch. des OLG. Koln (JW. 1924, 550 8), 
die für den dort behandelten Fall ihre Berechtigung gehabt haben 
mag, kann deshalb hier nicht zur Anwendung gelangen. 

(KG., 5. 35, Urt. v. 18. Juni 1924, 5 U 3092/24.) 

Mitgeteilt von RA. Fritz Story, Berlin. 
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Hamburg. 

2. 89 31, 54 BGB. Auch der nicht eingetragene Ver⸗ 
ein haftet für den durch ſeinen Vorſtand verſchuldeten 
Schaden. f) 

Der Kl. macht Schadensanſprüche gegen den verklagten Verband 
als nicht eingetragenen Verein mit der Begründung geltend, daß 
der Vorſtand der hieſigen Zahlſtelle B. durch Androhung des Boy- 
kotts ſeine Entlaſſung aus dem Arbeitsverhältniſſe bei einer Altonaer 
Firma erzwungen habe. 

Der Bekl. hat u. a. eingewendet, daß er als nicht eingetragener 
Verein für unerlaubte Handlungen ſeiner Organe nicht haftbar ge⸗ 
macht werden könne. 4 

Das OLG. hat dieſen Einwand verworfen: 

Mit dem L. und der Rechtſprechung (vgl. z. B. in Sonn. 
Beibl. 1916 Nr. 134 Recht 1913 Nr. 2961 und Urteil dieſes Senats 
im Beibl. 1910, 18 u. ü.) geht dieſes Gericht davon aus, daß auf 
nicht eingetragene Vereine der § 31 BGB. nicht anzuwenden ift. 

Wenn 854 BGB. vorſchreibt, daß auf ſolche Vereine die 
Geſetze über die Geſellſchaft Anwendung finden, ſo iſt zu ſagen, daß 
bezüglich der Haftung von Delikte von Geſellſchaftsvertretern Be⸗ 
ſtimmungen nicht gegeben worden find, wie denn auch in 88 705 ff. 
im weſentlichen nur das Innenverhältnis der Geſellſchafter geregelt 
wird. § 31 zit. kann auch nicht in der Weiſe herangezogen werden, 
daß durch ihn die Haftung der nicht eingetragenen Vereine ausge⸗ 
ſchloſſen werden ſollte. Auch aus Art. 163 EGBGB. iſt hierfür 
nichts zu entnehmen. Da hiernach eine poſitive Geſetzesvorſchrift 
nicht entgegenſteht, hat das Gericht die Aufgabe, ſo zu entſcheiden, 
wie es nach allgemeinem Rechtsempfinden und nach der Anſchauung 
des Verkehrs gerechtfertigt erſcheint. 

Nach dem Zeugniſſe von Dernburg, Bürgerl. Recht 1 
§ 66 IV „ſträubte fih ſchon unter dem alten Rechte das geſunde 


Zu 2. Die Entf. ruft erhebliche Bedenken hervor. Mag 
man das Ergebnis billigen oder nicht, die Begründung kann 
man nicht gutheißen. Man muß ſich eigentlich ſchon gegen die unge⸗ 
naue Faſſung des Tenors wenden. Es gibt eben im ſtrengen Sinne 
keine den nicht rechtsfähigen Verein „vertretenden Organe“. Ver⸗ 
treten wird gemäß SS 54, 714 immer die Geſamtheit der Mitglieder 
(ſiehe unten). 

Die Entſch. iſt wirtſchaftlich, ſozialpolitiſch und juriſtiſch von 
außerordentlicher Tragweite. Man hätte von ihr eine eingehende 
Begründung erwartet. Sie hebt auf die freie richterliche Rechts⸗ 
ſchöpfung ab. Aber gerade darum hätte man von ihr ſorgſamſte 
Intereſſenabwägung verlangen müſſen. Das RG. geht in feinen 
Urteilen, die auf freier richterlicher Rechtsfindung ruhen, mit beſtem 
Beiſpiel voran (vgl. etwa RG. 107, 62 u. 386). Es iſt einfach 
unerträglich, wenn in der vielerörterten und vielumſtrittenen Frage 
der Haftung der Gewerkſchaften für Schädigungen, die im Arbeits⸗ 
kampf verurſacht ſind, als Begründung einfach die Berufung auf 
das „allgemeine Rechtsempfinden“, „die Anſchauung des Verkehrs“ 
und auf das „Rechtsgefühl“ auftritt. Es gibt hier kein ſolches 
allgemeines Rechtsempfinden und keine allgemeine An⸗ 
ſchauung des Verkehrs. Die Anſchauungen und Rechtsauffaſſungen 
ſtehen ſich hier vielmehr ſchroff gegenüber. Einheitlich iſt hier nur 
die Rechtsauffaſſung ganz beſtimmter Intereſſengruppen und Klaſſen. 
Was bei uns dem Rechtsgefühl unerträglich ſein ſoll, iſt bekanntlich 
in Eugland geſetztes Recht. 

Die Begründung iſt juriſtiſch⸗techniſch nicht frei von Wider⸗ 
ſprüchen. Die Anwendung des 8 31 wird zunächſt abgelehnt. Dann 
ſchließt fih aber der erkennende Senat dem Urteil des OLG. Düſſel⸗ 
dorf v. 8. März 1910 (OL GRſpr. 22, 116) voll an. Dieſes letztere 
bejaht aber gerade die entſprechende Anwendung des 8 31. Das 
gleiche tut Dernburg (879 V in Verbindung mit § 66 IV), dem 
ſich der erkennende Senat ja auch anſchließt. Es iſt auch ſchlechthin 
unmöglich, ohne die analoge Anwendung des § 31 die Haftung zu 
begründen. Das Urteil will doch jedenfalls die Haftung nur unter 
den tatbeſtandlichen Vorausſetzungen des $ 31 eintreten laſſen (vers 
faſſungsmäßig berufener Vertreter; in Ausübung der ihm zuſtehenden 
Verrichtungen). Dann darf es aber die Anwendung des 831 nicht 
erſt ablehnen. Tatſächlich wendet es trotz dieſer Ablehnung den 
g 31 an. 

Bekanntlich lehnt das NG. und die herrſchende Meinung die 
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Rechtsgefühl in Theorie und Praxis dagegen, den Vereinen, die 
damals als juriſtiſche Perſonen galten, die Vorteile des Rechts⸗ 
verkehrs zu verſchaffen und ſie von der Verantwortlichkeit für ange⸗ 
richteten Schaden zu entbinden“. So weiſen auch die Motive zum 
BGB. I, 103 darauf hin, daß die neuere Rechtsentwicklung die ent- 
ſchiedene Neigung zeige, eine privatrechtliche Haftung der Körper⸗ 
ſchaft für die unerlaubten Handlungen ihrer Vertreter eintreten zu 
laſſen, eine Neigung, die ſich in einem ſchwer von der Hand zu 
weiſenden Rechtsbedürfniſſe gründe. Vgl. auch Windſcheid, Bd. 1 
8 599, 

Dementſprechend hat auch OLG. Duſſeldorf (OLG. 22, 116), 
dem ſich der erkennende Senat voll anſchließt, einen nicht eingetra⸗ 
genen Verein für den durch ſeinen Vorſtand verſchuldeten Schaden 
haftbar gemacht. Vgl. auch Dernburg a. a. O. 8 79 IV. 

Es wäre in der Tat dem Rechtsgefühle unerträglich, wenn ein 
großer Verein, der die Vorteile des Rechtsverkehrs genießt und dem 
nichts fehlt als die Formalität der Eintragung, um als juriſtiſche 
Perſon auch für die im Rechtsleben vorkommenden Verletzungen 
fremder Rechte verantwortlich gemacht werden zu können, ein Verein, 
der vielleicht die Eintragung nachzuſuchen gerade aus Gründen 
unterlaſſen hat, die auf dem Gebiete der Anwendung des § 31 BGB. 
liegen, von der Verantwortlichkeit für die in ſeinem Namen und von 
ſeinen Organen begangenen Rechtsverletzungen frei und den Ver⸗ 
letzten auf eine Klage gegen die ſchuldigen Vorſtandsmitglieder zu 
verweiſen berechtigt ſein ſollte. 

(OLG. Hamburg, 2. BS., Urt. v. 8. April 1924, Bf II 79/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ruſcheweyh, Hamburg. 
* 
Jena. 

3. Verpflichtung zur Erteilung der Löſchungs 
bewilligung nach vorbehaltloſer Annahme des Hypo- 
thekenbetrages. 

Mit der vorbehaltloſen Annahme der Zahlung — daß ſie 
ſich ihre Rechte vorbehalten habe, hat ſie nicht behauptet — hat 
die Verklagte nach 8 11 der 3. Steuer NotVO. das Recht verwirkt, 
eine Aufwertung der durch die Hypothek geſicherten Forderung zu 
verlangen. Es fragt ſich nun weiter, ob etwa die Verklagte, weil 
ſie nur die Zahlung angenommen, dagegen die Löſchung der Hypo⸗ 
thek noch nicht bewilligt hat, Aufwertung aus dem dinglichen Rechte 
beauſpruchen kann. Der Senat verneint das. Durch die Zahlung 


Anwendung des 8 31 unbedingt ab. Nur 8 831 wird angewendet. 
Auch dabei bleiben recht ſchwierige Fragen übrig (vgl. dazu meine 
Aum. IW. 1924, 1155 und das oben angeführte Urteil "Det: 
dorf, OLGNRİpr. 22, 116). Bei einem To ſchroffen Bruch mit der 
berrſchenden Meinung und der Rechtſprechung des RG. hätte man 
doch eine etwas andere Begründung erwarten dürfen als die Be⸗ 
rufung auf das Rechtsgefühl. 

Das Urteil führt Dernburg an. Dieſer ſpricht ſich nur in 
einem Satze für die Anwendung des 8 31 aus. Es hätte doch nahe 
gelegen, ſich mit Gierke (Vereine ohne Rechtsfähigkeit, S. 19, 
insbeſ. Anm. 29) auseinanderzuſetzen. Gier fe lehnt Dernburgs 
Anſicht ab. Er geht den mit der Anwendung des 8 31 verbundenen 
Fragen näher nach. Der Verein fällt mit der Mitgliedergeſamtheit 
zuſammen. Bei Anwendung des 831 tritt daher notwendig Geſamt⸗ 
ſchuldnerſchaft aller Vereinsgenoſſen ein. Das iſt der große und 
nicht zu überſehende Unterſchied gegenüber der juriſtiſchen Perſon. 
Gierke fährt dann in Anm. 29 fort: 

„Wie eine Beſchränkung dieſer Haftung auf das Vereinsver⸗ 
mögen gerechtfertigt werden könne, ſehe ich nicht. Die geſamtſchuld⸗ 
neriſche Haftung aber aus einem Vorſtandsdelikt iſt offenbar unmög⸗ 
lich. Die Rechtsordnung kann eben, wenn ſie die Verbandsperſönlich⸗ 
keit als ſolche nicht ſehen will, ihr auch keine Verantwortung auf⸗ 
bürden. Dazu hätte es einer Ausnahmebeſtimmung bedurft, die in 
dieſer Richtung, auch hinſichtlich der paſſiven Parteifähigkeit, dem 
Verein die Geltung als Perſon zuſchriebe. Vielleicht bildet ſich aber 
ein Gewohnheitsrecht, das dem nicht rechtsfähigen Vereine in An⸗ 
ſehung der Haſtung für widerrechtliche Schadenszufügung dem Kör- 
perſchaftsrecht unterſtellt.“ 

Gierke weiß keinen anderen Ausweg als auf die mögliche 
Bildung eines Gewohnheitsrechtes zu verweiſen. Ein ſolches beſteht 
bis jetzt wohl ſicher nicht. Unzweifelhaft iſt es aber in der beſonderen 
Frage der Haftung der Gewerkſchaften für Schädigungen aus dem 
Arbeitskampfe nicht vorhanden. Die Frage iſt belanntlich ſeit lan⸗ 
gem auch de lege ferenda beſtritten. Ein Geſetzeutwurf, der die 
Haftung feſtlegen wollte, ift 1906 gejcheitert. Der Geſetzgeber hat 
e Se bei dem bisherigen Zuſtand, der die Haftung nicht kennt, 
gelaſſen. ` 

Es ift unmöglich im Rahmen einer Anmerkung auf alle wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Fragen einzugehen, die mit der Haftung der 
Gewerkſchaſten zuſammenhängen. Unparteiiſche Beurteiler find ſehr 
zweifelhaft darüber, ob es richtig und zweckmäßig ilt, in einem künf⸗ 
tigen Berufsvereinsgeſetz die volle Haftung der Gewerkſchaſten ein 
treten zu laffen (vgl. ſtatt vieler etwa Mels bach, Zur Neuordnung 
des Arbeitsrechts, S. 142, der Haftung nur mit einem begrenzten 

Teile des Gewerkſchaſtsvermögens vorſchlägt; die neue Literatur 
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iſt die der Hypothek zugrunde liegende Forderung erloſchen. Damit 
hat die Kl. nach 8 1163 BGB. die Hypothek als Eigentumergrund⸗ 
ſchuld erworben und die Verklagte das vom Beſtehen der Forde⸗ 
rung abhängige dingliche Recht verloren. Sie kann daher auch 
nicht aus dem dinglichen Rechte Auftvertung verlangen und iſt zur 
Löſchungsbewilligung verpflichtet. Der im Gegenſatz zu der über⸗ 
wiegenden Meinung (vgl. Goldfeld, Hanſcher Z. 1924, 77 ff.; KG. 
1.86. IW. 1924, 1259; die Kommentare von Schlegelberger, 
gii Anm. 4; Michaelis, 811 Anm. 2; Warneyer⸗Joppe, 
8 11 Anm. 2) von Gadow (Recht 1924, 57ff.) und Ricks 
vertretenen Anſicht, daß mit der Zahlung nicht eine Eigentümer⸗, 
ſondern eine Gläubigergrundſchuld entſtehe, kann der Senat nicht 
beitreten. Daß durch die 3. Steuer Rot VO. die Beſtimmungen des 
Liegenſchaftsrechts abgeändert werden ſollten, iſt aus ihr nicht zu 
entnehmen. 
(OLG. Jena, 2. ZS., Urt. v. 30. Sept. 1924, 2 U 811/24.) 
Mitgeteilt von RA. Kurt May, Jena. 


* 
Naumburg. 

4. Notariatsgebühren der Inflationszeit. f) 

Der Antragſteller beanſtandet die von der Vertragſchließenden 
in dem Vertrage vom 11. Juni 1923 gemachte Wertangabe von 
15 Millionen Mark mit der Begründung, daß der Preis für einen 
Morgen des hier in Frage kommenden Landes im Juni 1923 min⸗ 
deſtens 700 Goldmark betragen hätte, und daß das Gut, welches 
Gegenſtand des Vertrages vom 11. Juni 1923 ſei, rund 165 Morgen 
mit Gebäuden umfaſſe. 

Auf die Aufforderung an die Beteiligten zur Abgabe einer Er⸗ 
klärung über den Antrag des Notars haben ſie weitere Zahlung von 
Gebühren abgelehnt. Es komme nicht darauf an, wie heute der 
Goldmarkwert des ſtreitigen Grundbeſitzes zu berechnen ſei, ſondern 
von welchem Werte die Parteien damals ausgegangen wären, es 
könne lediglich nur die Angabe der Vertragſchließenden maß⸗ 
gebend ſein. 

Der Auffaſſung der Beteiligten, daß es lediglich auf ihre An⸗ 
gabe für die Gebührenberechnung ankomme, muß entgegengetreten 
werden; es iſt vielmehr nach 88 18, 19, 20 preuß. GRG. der ge⸗ 
meine Wert zur Zeit der Fälligkeit der Gebühr für die Feſtſetzung 
des Gegenſtandswertes maßgebend. Unter gemeinem Wert iſt der⸗ 
jenige Verkaufs⸗ oder Verkehrswert zu verſtehen, der durch den 


ſiehe bei Hoeniger⸗Schultz⸗Wehrle, Jahrb. des Arbeitsrechts 
II, 20 u. 50; IV, 22 u. 58). 

Es muß nochmals betont werden, daß in einer ſolchen Frage 
die Berufung auf das Rechtsgefühl nicht die Begründung abzugeben 
vermag. Es kann die Sorge nicht unterdrückt werden, ein ſo unge⸗ 
nügend begründetes Urteil in einer ſozialpolitiſch ſo umftrit en 
Frage, das ſich zudem über bis jetzt ſo ziemlich feſtſtehende to: 
grundſätze hinwegſetzt, könnte dem Anſehen unſerer Rechtspflege ab⸗ 
träglich fein. Prof. Dr. Heinzich Hoeniger, Freiburg i. Br. 

Zu 4. Die Entſch. liefert einen ausgezeichneten Beweis für 
die Unzulänglichkeit der Gebührenregelung während der Inflations⸗ 
zeit. Sämtliche in dieſer Zeit ergangenen Gebührenvorſchriften 
krankten daran, daß ſie die Berechnung der Gebühren auf die Zeit 
der Fälligkeit abſtellten und der Tatſache, daß in zahlloſen Fällen 
die Gebühren weit nach der Fälligkeit bezahlt, oft genug ſogar erſt 
berechnet werden konnten, keine Rechnung trugen. Die Folge davon 
iſt, daß in allen aus der Inflationszeit ſtammenden Gebühren- 
ſtreitigkeiten die Frage, ob die auf den Tag der Fälligkeit berechneten 
Gebühren auf den Tag der Zahlung aufzuwerten ſind, im Vorder⸗ 
grunde ſteht. i 

Dem Beſchluſſe des LGPräſ. zu Naumburg iſt darin beizu⸗ 
pflichten, daß die Frage der Aufwertung Gegenſtand des auf Grund 
des 825 preuß. NotGebO. eingeleiteten Feſtſetzungsverfahrens nicht 
fein kann. Dieſe Frage ift vielmehr zwiſchen dem Notar und den 
Zahlungsoflichtigen im Wege des ordentlichen Rechtsſtreits auszu⸗ 
tragen. Für die fachliche Eutſcheidung des Streits muüſſen meiner 
Meinung nach dieſelben Geſichtspunkte gelten, die von Fried⸗ 
laender in ſeinem Gutachten, JW. 1924, 1233, über die Auf- 
wertung der Anwaltsgebühren aufgeſtellt worden ſind. Dem kann 
nicht entgegengehalten werden, daß der Gebührenanſpruch des Notars 
im öffentlichen Recht wurzelt und deshalb einer Aufwertung nur 
zugänglich iſt, wenn das öffentliche Gebührenrecht ſie ausdrücklich 
zuläßt. Der Anſpruch des Notars auf Bezahlung ſeiner Gebühren 
iſt im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen. Daran hat, 
wenigſtens für die preußiſchen Notare, nie ein Zweifel beſtanden; 
der Rechtsſtreit, durch den der Notar ſeine Gebühren geltend macht, 
it alfo eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit i. S. des 813 GVG. 
Für ſie gelten die Grundſätze des bürgerlichen Rechts, nach denen 
vermögensrechtliche Anſprüche aus der Inflationszeit aufzuwerten find. 

Der der Entſch. zugrunde liegende Fall, in dem die Gebühren 
des Notars auf 5 722 000 % Reichswährung feſtgeſetzt worden ſind, 
zeigt das beſonders deutlich. Es dürfte ſchwer fellen, heut die 
Zahlungsmittel zu beſchaffen, die zur Tilgung dejes Gebuhren⸗ 
anſpruches erforderlich find. Der Notar erhielte zatſächlich für feine 
Tätigkeit nichts, wenn ihm nicht die Aufwerturg zugebilligt würde. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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Preis beſtimmt wird, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach der 
Beſchaffenheit des Gegenſtandes ohne Rückſicht auf andere ungewöhn⸗ 
liche oder lediglich perſönliche Verhältniſſe zu erzielen iſt. 

Nach der vom Kataſteramt in Qu. eingeholten Auskunft betrug 
am 11. Juni 1923 der gemeine Wert des ganzen Gutes 80 000 Gold⸗ 
mark. Das ergibt nach dem an dieſem Tage geltenden Werte von 
19 226,20 % für 1 Goldmark einen Betrag von 1538 096 000 %. 

Hiernach waren zu berechnen 5722 000 Mark Reichswährung. 

Eine Aufwertung der Gebühren iſt in den Vorſchriften der 
NotGebO. bzw. des preuß. GKG. nicht begründet. Sie kann daher 
auch nicht Gegenſtand des vorliegenden im Rahmen des § 25 Not.» 
GebO. ſtattfindenden Feſtſetzungsverfahrens jein. 

(Beſchl. des OLGPräſ. zu Naumburg a. d. S. v. 22. Aug. 1924, 
1 VIII 47/4485.) | 
* 


5. Aufwertung der Hypothek trotz vorbehaltloſer 
Annahme der Schuldſumme. 

Die Bekl. kann ſich trotz vorbehaltloſer Annahme der Zahlung 
immer noch auf ihren Aufwertungsanſpruch hinſichtlich der Hypo⸗ 
thek berufen, da dieſer noch fortbeſteht, denn die Löſchungsbewilli⸗ 
gung iſt noch nicht erteilt. Im Schrifttum wird allerdings vielſach 
die Auffaſſung vertreten, daß die vorbehaltloſe Zahlungsannahme 
auf die Aufwertung des dinglichen Rechts ausſchließe, denn mit dem 
Erlöſchen der perſönlichen Forderung fei gemäß 81163 BGB. 
die Hypothek zur Eigentümergrundſchuld geworden. (Schlegel⸗ 
berger BUI Anm. 4; Warneyer⸗Koppe 8 11 Anm. 2; Apt, 
SW. 1924, 524.) Dieſe Anſicht ſteht jedoch weder mit dem Zwecke 
noch mit der Faſſung der VO. im Einklange. Das Ziel der VO. 
geht dahin, dem Gläubiger ein Recht auf Aufwertung zu gewähren, 
ſolange noch irgendwelche Rechtsbeziehungen zwiſchen den Parteien 
beſtehen. Es iſt ſogar einem einfachen Vorbehalte die Kraft bei⸗ 
gelegt, das Aufwertungsrecht zu erhalten, ſo daß ein Hypotheken⸗ 
gläubiger ſelbſt nach Löſchung der Hypothek auf Grund eines 
Vorbehalts Aufwertung verlangen kann. Wieviel mehr muß es 
i. S. der VO. liegen, daß eine Hypothek, deren Löſchung noch nicht 
bewilligt ift, aufgewertet wird. Die Faſſung der HI., die aus 
Intereſſen der Wirtſchaft einſchneidende Eingriffe in das beſtehende 
Recht vorgenommen hat, erweiſt aber auch, daß die Vorſchriften 
des BGB. über die Wechſelbeziehungen zwiſchen dem dinglichen 
Rechte und der geſicherten Forderung nicht anwendbar ſind. Die 
BD. halt die dingliche und perſönliche Seite der hypothekariſch 
geſicherten Forderung, wie die verſchiedene Einzifferung unter Nr. 1 
u. 4 im Abſchnitt 2 des SI ergibt, ſtreng auseinander. Dieſe 
Verſelbſtändigung des hypothekariſchen Rechts gegenüber dem For⸗ 
derungsrechte findet ſich auch in § 11, wenn hinſichtlich des Er⸗ 
löſchens des Aufwertungsanſpruches bei der Hypothek auf die vor⸗ 
behaltloſe Erteilung der Löſchungsbewilligung, bei der geſicherten 
Forderung aber auf die vorbehaltloſe Annahme der Zahlung ab- 
geſtellt wird. Nach dem Wortlaute des 8 11 kann es keinem Bes 
denken unterliegen, daß auch nach vorbehaltloſer Annahme der 
Zahlung die Aufwertung des Linglichen Anſpruchs zuläſſig ift, 
falls die Löſchungsbewilligung noch nicht erteilt iſt (ſ. Ricks, 
DNotV. 1924, 1091; Kipp, IW. 1924, 481; Mügel, DJA. 
1924 Sp. 185; Gador, Recht 1924 Sp. 63). 

(OLG. Naumburg, 7. BS., Urt. v. 8. Juli 1924, 7 U 320/24.) 
Mitgeteilt von RA. Schmidt, Erfurt. 
E 
Nürnberg. 

6. § 5 8. Steuer NotVO. Der Hypothekſchuldner kann 
auch vor dem 1. Jan. 1932 Annahme des Hypothekenkapitals 
und Löſchung der Hypothek durch den Hypothekengläubiger 
verlangen. f) 

Nach § 5 der 3. Steuer NotVO. kann die Zahlung der gemäß 
88 2—4 aufgewerteten Kapitalbeträge nicht vor dem 1. Jan. 1932 


Zu 6. Vorſtehender Entſch. kann inſoweit nicht zugeſtimmt 
werden, als bei vorzeitiger Zahlung dem Schuldner das Recht zu⸗ 
geſprochen wird, vorbehaltloſe Löſchung der Hypothek zu verlangen. 

Gewiß wird der Gläubiger die Zahlung an und für ſich nicht 
zurückweiſen können. Da indeſſen zur Zeit noch keineswegs feſtſteht, 
ob nicht bis zum Sälligleitstage die Geſetzgebung dahin geändert 
wird, daß dem Gläubiger dann größere Rechte zuſtehen als jetzt, 
ſo kann dem Schuldner nicht das Recht gegeben werden, ſeinen 
Gläubiger um dieſe Chance zu bringen. Eine vorbehaltloſe Löſchung 
der Hypothek kann alfo der Schuldner bei vorzeitiger Zahlung keines⸗ 
an fordern. 

Die Rechtslage gleicht alſo durchaus den Verhältniſſen in der 
Verga genheit, wo die Schuldner in der Sorge vor der Aufwertung 
ihren Bäubigern vorzeitig Papiermark zahlten. Zu empfehlen ift 
die Abgas einer bloßen Quittung bei gleichzeitigem Vorbehalt 
aller Rechte die ſich nach Lage der gegenwärtigen oder künftigen 
Geſetzgebung »geben. 

Hat der Schuldner ein begründetes Intereſſe an der vor⸗ 
zeitigen vorbehalpſen Rückzahlung, ſo mag er ſich mit dem Gläu⸗ 
biger über das daß der Aufwertung einigen. 

RA. Dr. H. F. Abraham, Berlin. 
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verlangt werden. Die Vorſchrift des § 5 der 3. Steuer Not VD. bez 
ruht auf der Erfahrenstatſache, daß bei einer ſehr großen Zahl 
von Schuldnern gerade zur Zeit die notwendige Leiſtungsfähigkeit 
nicht vorhanden iſt, beſonders wenn man bedenkt, wie ſchwierig jede 
Kreditbeſchaffung gegenwärtig ift. Sie will erreichen, daß der Gläu⸗ 
biger nicht nur ein papierenes Anerkenntnis ſeines Rechts erreicht, 
ſondern daß dies Anerkenntnis Do auch in Wirklichkeit durchführen 
läßt. Um der Not der Gläubiger zu ſteuern, hat man eine geſetz⸗ 
liche, von ſelbſt wirkende Stundung der gemäß 88 2—4 a. a. O. 
aufgewerteten Kapitalbeträge feſtgeſetzt, und zwar bis zum 1. Jan. 
1932, da man hoffen kann, daß bis dahin die Kreditnot im weſent⸗ 
lichen behoben fein wird (f. die Ausführungen in JW. 1924, 474). 
Vor dieſem Zeitpunkt kann die Zahlung nicht verlangt werden. 
Die 3. Steuer NotBO. hat ausdrücklich dieſe Faſſung gewählt und 
damit zum Ausdruck gebracht, daß es andererſeits dem Schuldner 
nicht benommen ſei, ſeine Schuld ſchon vorher zurückzuzahlen. 
Der Ausſchluß dieſes Rechts des Schuldners würde in Zeiten der 
Kreditnot ja im Gegenteil die Freimachung von Kapitalien ver⸗ 
hindern, er würde das Gegenteil von dem bewirken, was die 
3. Steuer Not VO. bewirken ſoll. 

Dem Kl. ſtand es daher frei, von dem nach dem Vertrage ihm 
zuſtehenden Rechte der jederzeitigen Kündigung Gebrauch zu machen 

(OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 16. Sept. 1924, 43, 24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schopflocher, Fürth. 
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Berlin. Zivilſachen. 

1. § 11 3. Steuer NotV O. Die Aufwertung einer 
Hypothek it trotz Annahme der Hyothekenſumme nur aus- 
geſchloſſen, wenn eine löſchungsfähige Quittung vorliegt. 

Die Kl. verlangt als buchmäßige Hypothekenſchuldnerin wegen 
angeblicher Tilgung der Hypothekenforderung formelle Löſchungs⸗ 
bewilligung und Herausgabe des Hypothekenbriefes. Die Tilgung 
ift ſtreitig und von der Kl. zu erweiſen: 

Die Zahlung des Papiermarkbetrages und die Quittung der 
Bekl. tilgen jedoch die Hypothekenforderung nach Anſicht des Ge⸗ 
richts nicht. Eine Aufwertung der Hypothekenforderung hat gemäß 
der Steuer NotVO. v. 14. Febr. 1924 zu erfolgen. Dieſe Auf⸗ 
wertung iſt nur unter den Vorausſetzungen der Beſtimmung des 
8 11 a. a. O. ausgeſchloſſen. Dieſer Ausſchluß liegt hier nicht vor. 
Së 11 und 1 Ziff. 1 und Abe unterſcheiden ausdrücklich zwiſchen 
Hypotheken und durch Hypothek geſicherte Forderungen. Bezüglich 
der Hypotheken iſt für den Ausſchluß der Aufwertung vorbehalkloſe 
Löſchungsbewilligung in gehöriger Form als Bedingung geſetzt. 
für die durch die Hypothek geſicherte Forderung vorbehaltlofe An- 
nahme der Zahlung. Die im B B., insbeſ. im § 1163 a. a. O. 
normierte Abhängigkeit des Schickſals der Hypothek von dem der 
durch die Hypothek geſicherten Forderung ift durch die Steuer Not VD. 
gelockert. Die Tilgung der Forderung begründete nach dem BGB. 
für den Eigentümer den Erwerb der Hypothek. Als Erwerberin der 
Eigentümerhypothek oder Eigentümergrundſchuld wäre hier die Kl. 
zur Erklärung der Löſchungsbewilligung legitimiert und könnte von 
der Bekl. als buchmäßige Gläubigerin die erforderlichen Erklärungen 
zur Berichtigung des Grundbuches verlangen. Dies erſcheint auch 
nach den in KGBl. 1924, 67 abgedruckten Ausführungen des 1. Oe. 
des KG., die Rechtsauffaſſung dieſes Gerichtes zu ſein, wenn auch 
der dort behandelte Fall ſich von dem vorliegenden weſentlich da⸗ 
durch unterſcheidet, daß dort die Quittung in notariell beglaubigter 
Form erteilt worden iſt. Das erkennende Gericht glaubt jedenfalls, 
daß die Übernahme der Grundſätze des BGB. zur Beurteilung der 
Frage der Tilgung nicht dazu führen darf, die in dem Sondergefi 
v. 14. Febr. 1924 beſtimmte Scheidung des Schickſals der Hypothek 
von dem der durch die geſicherte Forderung wieder zu beſeitigen. 
Das dingliche Recht iſt von der Aufwertung erſt durch vorbehaltloſe 
Erteilung der „löſchungsfähigen“ Quittung ausgeſchloſſen, mag auch 
gegebenenfalls die perſönliche Forderung bereits durch vorbehaltloſe 
Annahme der Zahlung getilgt ſein. 

Eine Vereinbarung des Papiermarkbetrages bedeutet nicht die 
Vereinbarung des Ausſchluſſes der Aufwertung. Unter den ob⸗ 
waltenden Umſtänden ergibt ſich eine ſolche Vereinbarung auch nicht 
aus den Umſtänden des Falles. 

(LO. II Berlin, 4. BR., Urt. v. 20. Sept. 1924, 4 S 471/24. 
Mitgeteilt von RA. Hermann Kuttner, Berlin. 
* 
Saarbrücken. 

2. Bei Teilzahlungen und Teilquittungen iſt der 
erſt bei der letzten und nur bei ihr erfolgte Vorbehalt auf 
die früheren Teilzahlungen ohne Einfluß. Ein Vorbehalt 
muß bei Ausſtellung der Quittung, nicht vorher oder nach- 
her gemacht werden. 

Durch notariellen Akt v. 21. Dez. 1919 haben die Kl. vom 
Bekl. ein Hausanweſen zum Preiſe von 13000 % käuflich erworben. 
Von dem Kaufpreiſe waren 3000 6 ſofort fällig, während der Neft 
von 10000 % nach einer drei Monate vorhergegangenen Kündigung © 
fällig ſein ſollte. Ferner ſollle die geſamte Schuldſumme ohne In⸗ 
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GK bei Zahlungsverzug über vier Wochen ſofort einforder⸗ 
ar jein. 

Die Kl. haben nun mit der Behauptung, jie Hätten die geſamte 
Schuldſumme bezahlt, der Bekl. berühme ſich aber eines Auſpruches 
aus Valutaſchaden gegen fie, Feſtſtellungsklage erhoben, daß dem 
Bekl. eine ſolche Forderung nicht zuſtehe. Der Bekl. hat demgegen⸗ 
über aufgeſtellt, er habe eine derartige Forderung an die Kl. in 
Höhe von 150 Franken, weil dieſe die von ihnen geſchuldeten Zah⸗ 
lungen erſt nach Fälligkeit geleiſtet hätte und mit der Anzahlung 
mehr als vier Wochen im Verzuge geweſen ſeien. 

Der Vorderrichter hat der Klage inſoweit durch Teilurteil ſtatt⸗ 
gegeben, als er feſtſtellt, daß der Bekl. wegen der von den Kl. 
auf den Hauskauf bis einſchließlich 17. Jan. 1922 geleiſteten Zah⸗ 
lungen keinen Schadenserſatz als Valutaausgleich verlangen kann. 

Dieſer Entf. ift beizutreten. Der Bekl. hat über alle bis 
zu dem genannten Tage von den Kl. geleiſteten Zahlungen vorbehalt⸗ 
los quittiert, dieſe Zahlungen alſo als Erfüllung angenommen; ob⸗ 
wohl ſie mit Geldzeichen vorgenommen wurden, deren innerer Wert 
erheblich herabgemindert war. In der Annahme der Bahlungelag 
aber gleichzeitig ein Verzicht auf alle ihm etwa zuftehenden An- 
ſprüche aus einem Verzug der Kl. Auf einen Beweis dafür, daß 
er den Bekl. habe erklären laſſen, er ſei mit einer Zahlung in ent⸗ 
werteter Mark nicht zufrieden, konnte es nicht ankommen, weil er 
nicht behauptet, daß er dieſe Erklärung bei Ausſtellung der Quittun⸗ 
gen abgegeben hat, eine derartige Erklärung vor oder nach Aus⸗ 
ſtellung der Quittungen deren Inhalt gegenüber aber belanglos iſt. 

(QO. Saarbrücken, Urt. v. 9. Mai 1924, 3 S 374/23.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Marg, Saarlouis. 
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1. Für den Erlaß eines Wechſelzahlungsbefehls 
iſt nicht das Gericht des Erfüllungsortes, ſondern das des 
Zahlungsortes zuſtändig. 

Die Kl. beantragt Erlaß eines Zahlungsbefehls auf Grund 
eines Wechſels, der als Zahlungsort und als Wohnſitz des Alzep⸗ 
tanten Leipzig nennt. Die Zuſtändigkeit des AG. Berlin- 
Schöneberg ſucht ſie mit der Behauptung zu begründen, Berlin⸗ 
Schöneberg ſei als Erfüllungsort vereinbart. 

Einer Anwendung des § 29 BWO. ſteht indeſſen für den Wechſel⸗ 
prozeß 8603 BPO. entgegen. Zweckbeſtimmung dieſer Vorſchrift 
ift einmal die Erleichterung der Rechtsverfolgung gegen den Wechſel⸗ 
ſchuldner durch Einfügung eines neuen Gerichtsſtandes, des Gerichts⸗ 
ſtandes des Zahlungsortes, gleichzeitig aber die Schaffung klarer 
in durch abſchlͤeßende Aufzahlung der im 

echſelprozeß zugelaſſenen geſetzlichen Gerichtsſtände (ebenſo OG. 
Hamburg im Recht 1909, 1569). Dieſe Auslegung der Vorſchrift 
folgt aus ihrer Stellung im Geſetz, ihrem Wortlaut und ihrer Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte. Die offenkundige Abſicht, den Gang des Wechſel⸗ 
verfahrens durch Einführung der 88 602 ff. zu beſchleunigen, würde 
durch eine uneingeſchränkte Zulaſſung der Übrigen in der AHC, vor 
geſehenen Gerichtsſtände und der damit verbundenen Möglichkeit 
häufiger Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten leicht vereitelt werden. Weiter⸗ 
hin wäre die Faſſung, die neben dem neuen Gerichtsſtande des Zah⸗ 
lungsortes nur noch den allgemeinen Gerichtsſtand des Wohnſitzes 
nennt, auffällig und unberechtigt, wenn die Wechſelklage in gleicher 
Weiſe in allen übrigen Gerichtsſtänden der JPI. erhoben werden 
könnte. Schließlich ſagt der Entwurf der BPI. auf S. 62 ausdrück⸗ 
lich, daß für die Klage aus Wechſelverpflichtungen der Gerichtsſtand 
hier beſonders geregelt werden ſollte, und auf S. 356 heißt es, 
das Bedürfnis, für Wechſelklagen einen Gerichtsſtand des Meß⸗ 
und Marktortes einzuführen, könne nicht anerkannt werden. Der 
Hinweis der in den Kommentaren zur HPD. (Gaupp⸗Stein 
Anm. 2 zu 8 603 und Sydow ⸗Buſch Anm 2 zu 8 603) vertrete⸗ 
nen Gegenmeinung, der Gerichtsſtand des 8 603 fei als ausſchließ⸗ 
licher nicht bezeichnet, ſteht der hier vertretenen Auffaſſung nicht 
entgegen. Die Aufzählung in 8603 if abſchließend, ſoweit geſetz⸗ 
liche Gerichtsſtände in Frage ſtehen, aber nicht ausſchließend in dem 
Sinne, daß eine abweichende Parteivereinbarung ausgeſchloſſen wäre. 
Unumgänglich iſt aber, daß dieſe Parteivereinbarung im Inhalt des 
Wechſels unmittelbar zum Ausdruck gekommen ift (ebenfo KG. im 
Recht 1910, 3834). Nur dann iſt materiellrechtlich dem Grundſatz 
der Erkennbarkeit der Wechſelverbindlichkeit aus dem Wechſelinhalt 
und verfahrensrechtlich dem Erfordernis einer eindeutigen Zuſtändig⸗ 
keit im Wechſelprozeß genügt. 

Da dieſe Vorausſetzung — die Aufnahme der Parteiverein⸗ 
barung in den Text des Wechſels — nicht erfüllt iſt, iſt vorliegend 
eine Zuſtändigkeit des AG. Berlin⸗Schöneberg im Wechſelprozeß nicht 
begründet. Ob ſie auf Grund der behaupteten Vereinbarung im 
ordentlichen Verfahren oder beim einfachen Urkundenprozeß begründet 
werden könnte, bedarf keiner Erörterung, da nur Erlaß des Zah⸗ 
1 im Wechſelprozeß beantragt iſt. 

G. Berlin⸗Schöneberg, Abt. 27, Beſchl. v. 30. Sept. 1924, 
27 B 2597/24.) 7 N 0 

Mitgeteilt von JuſtInſp. Proft, Berlin⸗Friedenau. 
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Berichtet von Miniſterialrat im Reichsminiſterium 
des Innern Dr. Lammers, Berlin. 


1. Das preuß. Adelsgeſ. v. 22. Juni 1920 (PrGSS. 
367) und die preuß. Zwangsauflöſungs VO. v. 19. No v. 1920 
(PrGSS. 463) find in Anſehung des vormals unmittel⸗ 
baren Reichsadels rechtsgültig. t) 

I. Die aus vier adligen Familien beſtehende Ortsgruppe N. 
des ehemals unmittelbaren Reichsadels hat bei dem Staatsgerichts⸗ 
hof den Antrag geitellt, gemäß Art. 19 RVerf. fiber die von ihr 
beſtrittene Rechtsgültigkeit des preuß. Adelsgeſetzes v. 23. Juni 1920 
und der preuß. Zwangsauflöſungs BO. v. 19. Nov. 1920 eine Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Der Antrag iſt nicht nur im Namen der 
Familienhäupter und Fideikommißinhaber, ſondern auch im Namen 
der Agnaten und Fideikommißanwärter geſtellt und führt aus: Die 
Familien der Antragſteller gehörten zu dem ehemals unmittelbaren 
Reichsadel, dem in Art. 14 der deutſchen Bundesakte v. 8. Juni 1815 
die Aufrechterhaltung der beſtehenden Familienverträge und die Be⸗ 
fugnis zugeſichert ſei, über ſeine Güter und Familienverhältniſſe 
verbindliche Verfügungen zu treffen. Dieſe Rechte ſeien auch durch 
völkerrechtliche Verträge und verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen ges 
ſchützt. Die Landesgeſetzgebung könne ſie nicht einſeitig aufheben. 
Gleichwohl ſeien die genannten Rechte durch das preuß. Adelsgeſetz 
und durch die preuß. Zwangsauflöſungs BO. den Antragſtellern ente 
zogen worden, und zwar ohne Zuſtimmung der Berechtigten, ohne 
jede Entſchädigung und ohne Mitwirkung der Mächte, welche die 
völkerrechtliche Garantie übernommen hätten. 

Das preuß. Staatsminiſterium, welches Preußen vertritt (Art. 49 
der preuß. Verf.), hat die Zuſtändigkeit des Staatsgerichtshofs be⸗ 
ſtritten, da eine Verfaſſungsſtreitigkeit i. S. des Art. 19 Verf. nicht 
vorliege, und bezweifelt, ob die Antragſteller zur Anrufung des Staats⸗ 
gerichtshofs legitimiert ſind. Der Staatsgerichtshof hat dieſe Ein⸗ 
wendungen durch Beſchluß zurückgewieſen. 

In der Sache haben die Antragſteller geltend gemacht: 

Art. 14 der Bundesakte enthalte zwei verſchiedene Klaſſen von 
Rechten, abſolute und relative. Die relativen Rechte würden nach 
Vorſchrift der Landesgeſetze ausgeübt; dagegen könnten die abſoluten 
Rechte durch Landesgeſetze nicht beſchränkt werden. Zu den abſo⸗ 
luten Rechten gehörten die Freizügigkeit und die Autonomie. Letz⸗ 
tere fei geſchützt durch internationale und nationale Garantien. 
Internationale Garantien ſeien enthalten 1. in Art. 64 der Wiener 
Kongreßakte v. 9. Juni 1815, 2. in dem Aachener Konferenzprotokoll 
v. 7. Nov. 1818, 3. in Art. 58 und 63 der Wiener Schlußakte 
v. 8. Juni 1820, 4. in dem Protokoll der Londoner Konferenz 
v. 17. Jan. 1871. — Nationale Garantien bildeten das unabänder⸗ 
liche preuß. Geſetz v. 21. Juni 1815, das Patent betr. die Beſitz⸗ 
nahme des vormaligen Herzogtums Naſſau v. 3. Okt. 1866, Art. 81 
Abſ. 2 preuß. Verf. ſowie Art. 4 und 153 RVerf. — Der Ausſchuß 
des Bundesrats für Juſtizweſen habe allerdings in einem Bericht, 
den er 1873 über eine Eingabe des Herzogs von A. erſtattete, einen 
abweichenden Standpunkt eingenommen (Druckſ. des Bundesrats 
1873 Nr. 30), und der Bundesrat fei dieſem Bericht durch Beſchluß 
v. 28. Febr. 1873 beigetreten (Prot. 1873, VI. Sitzung 8 70 S. 50). 
Damals habe es ſich aber um das relative Recht der Gerichtsbarkeit 
gehandelt, während jetzt das abſolute Recht der Autonomie in Frage 
ſtehe, von einer res judicata könne daher keine Rede fein. — Daß 
der ehemalige Reichsadel hinſichtlich der Autonomie den ehemaligen 
Reichſtänden vollſtändig gleichgeſtellt ſei, ergebe ſich ſchon aus dem 
Wortlaut des Art. 14. Mit den Ausdrücken „Reichsangehorige“ in 
Abf. 1 und „Herren“ in Abſ. 2 fei der ehemalige Reichsadel gemeint. 

Das preuß. Staatsminiſterium führte aus: Die völterrecht⸗ 
liche Gewähr für die Autonomie der in Art. 14 der Bundesakte be⸗ 
zeichneten Familien ſei bereits mit der Auflöſung bes Deutſchen 
Bundes fortgefallen. Dieſe Anſicht ſei nicht bloß in dem erwähnten 
Bericht vertreten; auch die Motive zum BGB. (Bd. 1 S. 11) ſtänden 
auf demſelben Standpunkt. Hierzu komme, daß das Reich der Landes⸗ 
geſetzgebung in Art. 58 EGBGB. die Befugnis beigelegt habe, über 
die Adelsautonomie neue Beſtimmungen zu treffen und ſie gegebenen⸗ 
falls ganz aufzuheben. Das Recht der Lander zur Aufhebung auto⸗ 
nomer Satzungen ſei durch die Art. 109 und 155 NBerf. eine vere 
faſſungsmaßige Pflicht geworden. 

f. Die Antragſteller nehmen nach Art. 14 der Bundesakte das 
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Zu 1. Eine nicht nur in ihrer rechtlichen, ſondern auch in 
ihrer geſchichtlichen Bedeutung und im Hinblick auf die eingehende 
Würdigung der Rechtsquellen und des Schrifttums äußerſt inter- 
eſſante Entſcheidung! Ihr Ergebnis, daß der vormals reichs⸗ 
unmittelbare Adel, der im weſentlichen dasſelbe ift wu die ehe⸗ 
malige Reichsritterſchaft, im Gegensatze zu den ehemaligen Reichs- 
ſtänden (Mediatiſierten, Standesherren) das Recht de Autonomie 
nur nach Maßgabe der Landesgeſetze hat, daß diefe aljo die Auto- 
nomie beſchränken und fogar aufheben können, en ſprich der big» 
herigen Staatspraxis und der herrſchenden Lely- Die Entſch. ift 
auch ſofern von Bedeutung, als fie fid wier cum (vgl. auch die 


1886 


Recht in Anſpruch, auton e Satzungen hinſichtlich ihrer Güter und 
Familienverhältniſſe aufzuſtellen, die mit den Landesgeſetzen in 
Widerſpruch ſtehen können. Nach herrſchender Anſicht iſt „Autonomie“ 
gleichbedeutend mit „Selbſtgeſetzgebung“ (vgl. Oertmann, Die 
ſtandesherrliche Autonomie im heutigen deutſchen bürgerlichen Recht 
[1905] S. 2 und Note 2). Sie bezeichnet die Befugnis, auf beſtimm⸗ 
ten Rechtsgebieten verbindliche Rechtsnormen aufzuſtellen, alſo 
objektives Recht zu ſchaffen, im Gegenſatz zu der Befugnis, 
konkrete Rechtsverhältniſſe durch Rechtsgeſchäft zu regeln, fub- 
jektive Rechte durch Vertrag oder einſtweilige Verfügung zu be⸗ 
gründen (OVertmann S. 4, 6, 8, 16; Gebhard, Die Muto- 
nomie des hohen und des vormals reichsritterſchaftlichen Adels, 
Anl. 1 zum Entw. eines BGB., allg. Teil, 1881, S. 2, 44). Die 
Antragſteller behaupten alſo ein Recht der Selbſtgeſetzgebung zu 
haben, das nicht bloß auf einer Delegation der Landesſtaatsgewalt 
beruht (Oertmann S. 21, 28). Der Streit über Exiſtenz 
und Umfang eines forhen Rechts ſtellt eine Ver⸗ 
faſſungsſtreitigkeit i. S. des Art. 19 RVerf. dar. 

III. Das Recht der Autonomie ift in Art. 14 der Bundesakte 
zwei verſchiedenen Perſonenklaſſen zugeſichert, nämlich 1. den ehe⸗ 
waligen Reichsſtänden, den fog. „Medialiſierten“ oder „Standes⸗ 
herren“, 2. dem ehemaligen Reichsadel, der im weſentlichen mit 
der Reichsritterſchaft identiſch ift (vgl. Klüber, Überſicht der diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen des Wiener Kongreſſes 1816 S. 367). 
Die Familien der Antragſteller gehören zur ehemaligen Reichsritter⸗ 
ſchaft. Der StG. ſtellt dies aus allen Werken über das Adels⸗ 
recht diplomatiſcher Urkunden uſw. feſt und bejaht die formelle Legi⸗ 
timation der Antragſteller zur Anrufung des StG. 

IV. Die Antragſteller behaupten: Art. 14 der Bundesakte habe 
ihnen — ebenſo wie den ehemaligen Reichsſtänden — das abſo⸗ 
lute Souveränitätsrecht der Autonomie zugeſichert, für das aus⸗ 
ſchließlich die Grundſätze der früheren deutſchen Ver- 
faſſung maßgebend feien. Im Gegenſatz zu dieſem abſoluten Necht 
ſtänden die relativen Rechte — Anteil an der Landſtandſchaft, Patri⸗ 
monial⸗ und Forſtgerichtsbarkeit, Ortspolizei, Kirchenpatronat und 
privilegierter Gerichtsſtand —, die nur nach Vorſchrift der 
Landgeſetze ausgeübt werden dürften. 

Art. 14 der Bundesakte hat folgenden Wortlaut: „Um den im 
Jahre 1806 und ſeitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs⸗ 
ſtänden und Reichsangehörigen in Gemäßheit der gegenwärtigen 
Verhältniſſe einen gleichförmig bleibenden Rechtszuſtand zu ver⸗ 
ſchaffen, ſo vereinigen die Bundesſtaaten ſich dahin: 

a) daß dieſe fürſtlichen und gräflichen Häuſer fortan nicht deſto 
weniger zu dem hohen Adel, in Deutſchland gerechnet werden 
und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem bisher damit 
verbundenen Begriff verbleibt; 

b) ſind die Häupter dieſer Familien die erſten Standesherren 
in dem Staate, zu dem ſie gehören. — Sie und ihre Fami⸗ 
lien bilden die privilegierteſte Klaſſe in demſelben, insbeſon⸗ 
dere in Anſehung der Beſteuerung; 

c) es follen ihnen überhaupt in Rückſicht ihrer Perſonen, Fami- 
lien und Beſitzungen alle Rechte und Vorgänge zugeſichert 
werden oder bleiben, welche aus ihrem Eigentum und deſſen 
ungeſtörten Genuſſe herrühren und nicht zu der Staatsgewalt 
und den höheren Regierungsrechten gehören. Unter vorer⸗ 
wähnten Rechten ſind insbeſondere und namentlich begriffen: 
1. die unbeſchränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zu 

dem Bunde gehörenden oder mit demſelben in Frieden 
lebenden Staat zu nehmen; 

2. werden nach den Grundſätzen der früheren deutſchen Ver⸗ 
faſſung die noch beſtehenden amilienverträge aufrecht⸗ 
erhalten und ihnen die Befugnis zugeſichert, über ihre 
Güter und Familienverhällniſſe verbindliche Verfügungen 
zu treffen, welche jedoch dem Souverän vorgelegt und 
bei den höchſten Landesſtellen zur allgemeinen Kenntnis 
und Nachachtung gebracht werden muͤſſen. Alle bisher 
dagegen erlaſſene Verordnungen ſollen für künftige Fälle 
nicht weiter anwendbar ſein; 


Bei der näheren Beſtimmung der angeführten Befugniſſe ſowohl, 
wie überhaupt und in allen übrigen Punkten wird zur weiteren Be⸗ 
gründung und Feſtſtellung eines in allen deutſchen Bundesſtaaten 
übereinſtimmenden Rechtszuſtandes der mittelbar gewordenen Fürſten, 
Grafen und Herren die in dem Betreff erlaſſene Königl. Bayer. 
VO. vom Jahr 1807 als Baſis und Norm unterlegt werden. 


en Entſch. des Staatsgerichtshofs v. 12. Jan. 1922 DIE. 1922, 
3 CT mit dem Begriff der Verfaſſungsſtreitigkeit i. S. des Art. 19 
ROT befaßt und als Verfaſſungsſtreitigkeit jeden Streit bezeichnet, 
bei dem die Verfaſſung oder eine verfaſſungsrechtliche Vorſchrift den 
Gegenſtan des Streites bildet, ohne Rückſicht darauf, zwiſchen wem 
der Streik zeſteht (vgl. Kahl, Prot. des Verf.⸗Ausſch. S. 409), 
während das altere Schrifttum (Laband, 5. Aufl., Bd. 1 S. 271) 
und die frühen Staatspraxis zu Art. 76 Abs. 2 RVerf. (vgl. auch 
noch die Außerun des Regierungsvertreters im Verfaſſungsausſchuß 
der NatVerſ. S. , 411) annahm, daß eine Verfaſſungsſtreitigkeit 
nur zwiſchen der R erung und der Volksvertretung vorliegen könne. 
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Dem ehemaligen Reichsadel werden die uater 
Nr. Lund 2 angeführten Rechte, Anteil der Begüter⸗ 
ten an Landſtandſchaft, Patrimonials und Forſt⸗ 
gerichtsbarkeit, Ortspolizei, Kirchenpatronat und 
der privilegierte Gerichtsſtand zugeſichert. Dieſe 
Rechte werden jedoch nur nach der Vorſchrift der 
Landesgeſetze ausgeübt. 

Das Verſtändnis des Art. 14, deſſen Faſſung mangelhaft iſt, 
wird dadurch erſchwert, daß die Entwürfe wiederholt geändert wur⸗ 
den, ohne daß zum Ausdruck kam, aus welchem Grunde und zu 
welchem Zwecke. Die beiden erſten Entwürfe, die von öſterreichiſcher 
Seite aufgeſtellt waren, enthielten die Beſtimmung, daß dem ehe⸗ 
maligen unmittelbaren Adel die nämlichen Rechte und 
Vorzüge zugeſtanden werden ſollten, wie den mittelbar gewordenen 
Reichsſtänden (Klüber, Akten des Wiener Kongreſſes, Bd. 2 
S. 4, 13). Ein dritter Entwurf, den der öſterreichiſche Bevollmächtigte 
im Einverſtändnis mit der preußiſchen Regierung vorlegte, ſicherte 
dem Reichsadel beſtimmte Rechte — darunter auch das Recht der 
Autsnomie — ohne Einſchränkung zu (Klüber, Akten 2, 319). 
In der 7. Konferenz v. 2. Juli 1815 erhielt der Abſchnitt über den 
ehemaligen Reichsadel folgende Faſſung: 

„Dem ehemaligen Reichsadel werden die unter Nr. 1 
und 2 angeführten Rechte (sc. unbeſchränkte Freiheit des 
Aufenthalts und Autonomie), Anteil der Begüterten an der 
Landſtandſchaft, Patrimonial⸗ und Forſtgerichtsbarkeit, Orts⸗ 
polizei und Kirchenpatronat und der privilegierte Gerichts⸗ 
ſtand, alles jedoch nach Vorſchrift der Landes⸗ 
geſetze, zugeſichert.“ (Klüber, Akten 2, 488.) 

d Ta 10. Konferenzprotokoll v. 8. Juni 1815 ift dann beure 
undet: 

„Am Schluß des vorletzten Abſatzes (sc. des Art. 14) 
wurde ſtatt der Worte „alles jedoch nach Vorſchrift der Lan⸗ 
desgeſetze“ zu fetzen beliebt. „Dieſe Rechte werden 
jedoch nur nacher Vorſchrift der Landesgeſetze 
ausgeübt.“ (Klüber, Akten 2. 534.) 

Aus dem Konferenzprotokoll geht hervor, daß am ſelben Tage 
die Bevollmächtigten von Oſterreich, Preußen und Bayern eine Vor- 
beſprechung abgehalten und „einige Modifikationen“ des Entwurfs 
vorgeſchlagen hatten (Klüber, Akten 2, 351). Da die Anderung 
ohne Angabe von Gründen und ohne Debatte erfolgte, muß angenom⸗ 
men werden, daß nur eine ſtiliſtiſche Verbeſſerung, aber keine ſach⸗ 
liche Abweichung beabſichtigt war. Dies ergibt, daß nach der end⸗ 
gültigen Faſſung des Art. 14 es den Bundesſtaaten überlaſſen wurde, 
die 1 des ehemaligen Reichsadels durch Landesgeſetze zu 
regeln. s f 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man auch auf Grund einer 
anderen Erwägung: In den Eingangsworten des Art. 14 iſt zwar 
geſagt, daß den ehemaligen Reichsſtänden „und Reichsange⸗ 
hörigen“ ein gleichförmiger Rechtszuſtand verſchafft werden ſolle, 
und unter „Reichsangehörigen“ im Sinne dieſer Beſtimmung können 
nur die Angehörigen des ehemaligen Reichsadels verſtanden werden 
(Klüber, Akten 2, 453, 469, 486). Allein dieſer gleichförmige 
Rechtszuſtand ſollte keineswegs ein identiſcher ſein. Vielmehr macht 
Art. 14 einen ſcharfen Unterſchied zwiſchen den Rechten der ehe⸗ 
maligen Reichsſtände und den Rechten des ehemaligen Reichsadels. 
Nur die ehemaligen Reichsſtünde ſollten zum hohen Adel gerechnet 
werden und das Recht der Ebenbürtigkeit behalten. Der ehemalige 
Reichsadel, der im weſentlichen aus der Reichsritterſchaft beſtand, 
bildete einen Beſtandteil des niederen Adels (Frh. Roth von 
Schreckenſtein, Geſchichte der Reichsritterſchaft 2, 417). Das 
Recht der Ebenbürtigkeit kam für ihn überhaupt nicht in Frage. 
Nur die Häupter der reichsſtändiſchen Familien ſollten „die erſten 
Standesherren“ im Staate ſein, nur ſie und ihre Familien ſollten 
„die privilegierteſte Klaſſe“, beſonders in Anſehung der Beſteuerung, 
bilden. Dem ehemaligen Reichsadel wurde nur Anteil der Begüterten 
an der Landſtandſchaft zugeſichert. Eine privilegierte Rechtsſtellung 
vor dem landſäſſigen Adel wurde ihm nicht verſprochen. Von Steuer? 
privilegien war bei ihm keine Rede. Den ehemaligen Reichsſtänden 
wurden durch eine Generalklauſel in Rückſicht ihrer Perſonen, Fami⸗ 
lien und Beſitzungen alle Rechte zugeſichert, „welche aus ihrem 
Eigentum und deſſen ungeſtörten Genuſſe herrühren und nicht 
zu der Staatsgewalt und den höheren Regierungs- 
rechten gehören. Mit dieſer allgemeinen Bezeichnung ſind offen⸗ 
bar die droits seigneriaux et féodaux, non essentiellement in- 
hérents à la souveraineté gemeint, deren Aufrechterhaltung den 
ehemaligen Reichsſtänden in Art. 27 der Rheinbundakte v. 12. Juli 


Ich war zunächſt auch dieſer Auffaſſung (vgl. Lammers, Geſetz 
über den Staatsgerichtshof, Berlin 1921, Anm. 7a zu 8 16), glaube 
fie aber doch im Hinblick auf die neuere verſaſſungsrechtliche Ent- 
wicklung nicht mehr aufrechterhalten zu können. Wenn im vorliegen⸗ 
den Falle die Antragſteller ein nicht auf bloße Delegation der Landes⸗ 
geſetzgebungsgewalt beruhendes Recht der Selbſtgeſetzgebung für ſich 
in Anſpruch nehmen, alſo ſelbſt Geſetzgeber ſein wollen, und der 
Staat ihnen dies beſtreitet, ſo wird man den Streit als Verfaſſungs⸗ 
ſtreit auffaſſen und den Antragſtellern die Fähigkeit zuerkennen 
müſſen, Partei vor dem Staatsgerichtshof zu ſein. 
Min R. Dr. Lammers, Berlin. 
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1806 verſprochen, aber vielfach nicht gewährt worden war. Die 
Rechte des ehemaligen Reichsadels ſind nicht in einer Generalklauſel 
zuſammengefaßt, ſondern einzeln aufgezählt. Die Rheinbundakte 
enthielt keinen Vorbehalt zu feinen Gunſten: vielmehr war in 
Art. 25 ausdrücklich beſtimmt: 
„Chacun des Rois et Princes confederes possedera 
en toute souveraineté les terres équestres enclavées 
dans ses possessions“. 


Die Befreiung von ber Militärpflicht ſollte nur für die Familien 
der ehemaligen Reichsſtände gelten, nicht auch fur die Familien des 
ehemaligen Reichsadels. Derſelbe Unterſchied beſtand hinſichtlich 
der Ausübung der Rechtspflege, ſoweit fie nicht Patrimonial- und 
Forſtgerichtsbarkeit war, hinſichtlich der Aufficht in Schulſachen und 
über milde Stiftungen. Für den Rechtszuſtand der ehemaligen 
Reichsſtände ſollte die Bayer. BD. von 1807 als „Baſis und Norm“ 
zugrunde gelegt werden; für den Rechtszuſtand des ehemaligen 
Reichsadels ſollte diefe VO. nicht gelten. In der Sitzung der 
Frankfurter Bundesverſammlung v. 2, März 1818 hat der Wirt 
tembergiſche Bevollmächtigte ausdrücklich erklärt: 

„In Anſehung des ehemaligen Reichsadels (Reichs⸗ 
ritterſchaft) falle ſelbſt der Anſpruch auf eine analoge Nn- 
wendung der Kgl. Bayer. Vo. weg, da ſeine Rechtsver⸗ 
hältniſſe in Art. 14 der Bundesakte ohne Beziehung auf 
die ihn betreffenden kgl. bayer. BD. feſtgeſetzt worden feien.” 
(Vollgraff, Die deutſchen Standesherren, 2. Ausg. 1801 
S. 582.) 

Für den Rechtszuſtand des ehemaligen Reichsadels war eine bes 
ſtimmte Baſis und Norm — aljo eine feſte Richtſchnur — in Art. 14 
der Bundesakte überhaupt nicht feſtgeſetzt worden. Hinſichtlich der 
ehemaligen Reichsſtande war die Landesgeſetzgebung durch die Normen 
der bauer. BO. v. 19. März 1807 gebunden, die unter A 12 eine 
beſondere Beſtimmung über Familienverträge und Sukzeſſionsverord⸗ 
nungen enthielt. Hinſichtlich des ehemaligen Reichsadels beſtand eine 
ſolche Bindung nicht. Aus dem Umſtand, daß die Autonomie der 
ehemaligen Reichsſtände der einſeitigen Regelung durch die Landes⸗ 
geſetzgebung entzogen war, folgt daher nicht, daß die Landesgeſetz⸗ 
gebung auch die Autonomie des ehemaligen Reichsadels nicht au⸗ 
taſten durfte. Sie war auf dieſem Gebiete frei, ſolange beſtimmte 
Richtlinien zwiſchen den Bundesgliedern nicht vereinbart waren. 

V. Einige der Antragſteller behaupteten, die bayer. VO. von 
1807 ſei auch auf den ehemaligen Reichsadel anwendbar, da die 
Reichsritterſchaft zu den mittelbar gewordenen „Herren“ i. S. des 
Art. 14 Abſ. 2 gehöre. Der Ausdruck „Fürſten, Grajen und Herren“ 
in der erwähnten Vorſchrift iſt offenbar aus der bayer. VO. 
v. 19. März 1807 entnommen, die in demſelben Abſatz ausdrück— 
lich angeführt iſt. Die Überſchrift dieſer VO. lautet „Kgl. Bayer. 
Deklaration die Beſtimmung der künfligen Verhaltuiſſe der der 
königlichen Souveränität unterworfenen Fürſten, Grafen und 
Herren zu den verſchiedenen Zweigen der Staatsgewalt betreffend“ 
(Bayer. RegBl. 1807, 465). Auch im Text der VO. ift die Formel 
„Fürſten, Grafen und Herren“ mehrfach. verwendet. In den Ver⸗ 
faſſungsgeſetzen des Königreichs Bayern ift die erwähnte Formel ſtets 
eine Bezeichnung für den hohen Adel geweſen. Dagegen iſt die ehe⸗ 
malige Reichsritterſchaft, die einen Beſtandteil des niederen Adels 
bildet, in dieſen Geſetzen niemals mit dem Ausdruck „Herren“ be- 
zeichnet worden. Die Rechtsverhältniſſe der ehemaligen Reichsritter⸗ 
ſchaft in Bayern waren nicht durch die VO. v. 19. März 1807, 
ſondern durch eine VO. v. 31. Dez. 1806 „die der fgl Souveränität 
unterworfene Ritterſchaſt und ihre Hinterſaſſen betr.“ (Bayer. Geißl. 
1807, 194) geregelt worden. Beide BD. ſollten nebeneinander be⸗ 
ſtehen, wie aus einer 3. VO. v. 25. Mai 1807 hervorgeht, die den 
Titel führt „Erläuterung der allerhöchſten Deklarationen v. 31. Dez. 
1806 und 19. März laufenden Jahres über die künftigen ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe der der königlichen Souveränität unterworſenen 
Fürſten, Grafen, Herren und Ritter in Beziehung auf 
die Beſtätigung ihrer Familienverträge betreffend“ (Bayer. RegBl. 
1807, 890). Hier werden aljo die „Ritter“ als eine beſondere Klaſſe 
neben den „Herren“ aufgeführt. Auch die beiden Edikte über die 
Ee Rechte und die gutsherrliche Gerichtsbarkeit (6. Ber- 
aſſungsbeilage 8 136, Bayer. GD. 1818, 274, 275) und über die 
Familienfideitommiſſe (7. Verfaſſungsbeilage 88 102, 104, 105, Bayer. 
GiB. 1818, 320) unterſcheiden Mar und deutlich zwiſchen den vor- 
mols reichsſländiſchen Fürſten, Grafen und Herren einerſeits und 
dem vormals unmittelbaren Reichsadel andererſeits. 

VI. Art. 14 der Bundesakte beſtimmt, daß „nach den 
Grundſätzen der früheren deutſchen Verfaſſung“ die 
beſtehenden Familienverträge aufrechterhalten werden und neue ver- 
bindliche Verfügungen über Güter und Familtenverhaltniſſe getroffen 
werden können. Aus dieſen Worten darf nicht geſchloſſen werden, 
daß die alten Verträge und die neuen Verfügungen ihre Rechts⸗ 
verbindlichkeit aus einer anderen, älteren oder höheren Rechtsquelle 
herleiten, als aus den Landesgeſetzen. Die erwähnten Worte be⸗ 
zeichnen vielmehr eine Schranke, die für die Aufſtellung autonomer 
Satzungen beſteht (Löning, Die Autonomie der ſtandesherrlichen 
Häuſer Deutſchlands [1905] S. 86). Die Familienverträge ſollen 
„aufrechterhalten“ werden, ſoweit fie nach dem Staatsrecht des alten 
deutſchen Reiches zuläſſig waren. „Worüber ſchon damals die Haus⸗ 
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verfaſſung nichts anzuordnen hatte, kann ſie es auch jetzt nicht“ 
(Graßmann⸗Piloty, Bayer. Staatsrecht S. 198 Anm. 55). 
Das Verfaſſungsrecht des alten Reiches konnte im Wege der Auto⸗ 
nomie nicht geändert werden (Gebhard, Die Autonomie des hohen 
und des vormals reichsritterſchaftlichen Adels 1881] S. 6). Zu 
den Grundſätzen der früheren deutſchen Verſaſſung gehörte auch die 
in zahlreichen Wahlkapitulationen anerkannte Rechtsnorm, daß 
Familienverträge nicht gegen Reichsgeſetze und gegen die Rechte 
Dritter verſtoßen durften (Löning S. 75, 86; Schlund, Ab⸗ 
handlung über die Gültigkeit der Hausgeſetze des hohen deutſchen 
Adels [1842] S. 1). Ein anderer Grundſatz der früheren deutſchen 
Verfaſſung beſtimmte, daß die Hausgeſetze nicht mit dem jus eccle- 
siasticum in Widerſpruch ſtehen durften (Löning, Autonomie 
S. 43, 86; Graßmann⸗Piloty, Bayer. Staatsrecht S. 196 
Anm. 42). 

VII. Der beſte Beweis dafür, daß die Autonomie des ehe⸗ 
maligen Reichsadels nur nach Vorſchrift der Lanbesgeſetze ausgeübt 
werden darf, iſt die tatſächliche Anwendung, welche die Beſtimmung 
des Art. 14 Abſ. 3 in den deutſchen Einzelſtaaten gefunden hat. 

Bayern hat dem ehemaligen Reichsadel das Recht der Auto⸗ 
nomie niemals in vollem Umfange eingeräumt. Das bayer. Editt 
über die Familienfideikommiſſe von 1818 enthalt hierüber in den 
88 104, 105 Beſtimmungen, die allgemein dahin ausgelegt werden, 
daß Bayern zwar die alten Familienvertrage der Reichsritterſchaft 
aufrechterhält, dagegen ein Recht der Reichsritterſchaft, neue autos 
nome Satzungen aufzuſtellen, nicht anerkennt (vgl. v. Pözl, Lehrb. 
des bayer. Verfaſſungsrechts, 5. Aufl. 1877] S. 140 Anm, 4; Roth, 
Bayer. Zivilrecht, 2. Aufl. Bd. 1 [1881] 832 Anm. 46 S. 221 und 
88 S. 113; v. Seydel, Bayer. Staatsrecht, 2. Aufl. Bd. 1 S. 318; 
Graßmann-Piloty, Bayer. Staatsrecht [1913] S. 190, Geb- 
hard, Autonomie S. 40). 

Baden hat in der BD. v. 23. April 1818 Nr. 1 8 3 aus 
drücklich beſtimmt, daß alle den vormaligen Reichsſtäuden und den 
Mitgliedern der ehemaligen unmittelbaren Reichsritterſchaft erteilten 
Vorrechte und Befugniſſe nur „mach Vorſchrift der Landes⸗ 
geſetze“ und unter der Aufſicht des Staates ausgeübt werden 
dürfen (Bad. Staat- und RegBl. 1818, 45; vgl. auch Wals. Das. 
Staatsrecht des Großherzogtums Baden [1909] S. 27). 

In Württemberg ſind die Rechtsverhältniſſe der ehemaligen 
Reichsritterſchaft durch eine allgemeine „Deklaration“ v. 8. Dez. 
1821 geregelt worden, während hinſichtlich der Rechtsverhältniſſe 
der vormaligen Reichsſtände auf Grund beſonderer Verträge min⸗ 
deſtens 18 verſchiedene Deklarationen erlaſſen wurden (Wächter, 
Geſchichte, Quellen und Literatur des Württ. Privatrechts, Bd. 1 
IL Abt. [1842] S. 926; Gebhard, Autonomie S. 27, 40). Der 
formelle Rechtsgrund für die Autonomie der reichsritterſchaftlichen 
Familien iſt alſo auch hier das vom Staat einſeitig erlaſſene Landes⸗ 
geſetze. Außerdem ift anerkannt, daß die Familienſtatuten der Ver⸗ 
fafiung ſowie den abjofut gebietenden oder verbietenden Geſetzen nicht 
zuwiderlaufen dürfen (Lang bei Gebhard, Autonomie S. 28). 

In Heſſen hat die ehemalige Reichsritterſchaft das Recht 
der Autonomie zwar eine Zeitlang beſeſſen, aber ſchon vor 75 Jahren 
wieder verloren (W. van Calker, „Staatsrecht des Großherzog⸗ 
tums Heſſen“ [1913] S. 21). 

In Preußen erging bald nach dem Schluſſe des Wiener 
Kongreſſes das Edikt betr. den Rechtszuſtand der dem preuß. Staat 
als Standesherren untergeordneten vormaligen reichsſtändiſchen Lan⸗ 
desherren v. 21. Juni 1815 (Preuß. GS. 1815, 105), das den Zweck 
hatte, die Vorrechte der dem preuß. Staate einverleibten ehemaligen 
Reichsſtände feſtzuſetzen. Gleichzeitig aber wiederholte und beſtätigte 
es alles, was dem ehemals unmittelbaren Reichsadel in Art. 14 der 
deutſchen Bundesakte „verſichert“ worden war. 

Dieſe Beſtätigung hatte für die preuß. Provinzen auf dem 
rechten Rheinufer keine praktiſche Bedeutung, da dort — joweit 
bekannt — Familien der ehemaligen Reichsrilterſchaft nicht anſäſſig 
waren. Hinſichtlich der ehemaligen unmittelbaren Reichsritterſchaft 
im Rheinland, die auch als rheiniſcher ritterbürtiger Adel bezeichnet 
wird (Gebhard, Autonomie S. 42), erging die Kabinettsordre 
v. 16. Jau. 1836 und die VO. v. 21. Jan. 1837 (Preuß. GS. 1837, 7). 
Letztere gewährte keine volle Autonomie hinſichtlich der Güter und 
Familienverhältniſſe, ſondern nur eine Erweiterung der Teſtierfreiheit. 
Nach der herrſchenden Anſicht, der ſich auch die Redaktoren des 
Entw. zum BGB. angeſchloſſen haben, 1 die der rheiniſchen Ritter⸗ 
ſchaft eingeräumte autonomiſche Dispoſitionsbefugnis überhaupt keine 
echte Autonomie; die auf Grund dieſer Befugnis getroffenen Ver⸗ 
fügungen ſind nicht, Rechtsnormen, ſondern Rechtsgeſchäfte (Ge b⸗ 
hard, Autonomie S. 44). 

VII. An und für ſich ift es ſchon ſehr unwahrſcheinlich, bağ 
ein Recht, deſſen Inhalt und Umfang von der Landesgeſetzgebung 
abhängt, eine dispostiton d'un intérêt majeur et permanent im 
Sinne der Eingangsworte der Wiener Kongreßakte fein ſoh, die 
durch Art. 64 dieſes Vertrages einen erhöhten völkerrechtliche Schutz 
erhalten hat. 

Die Unterſcheidung, welche die Antragſteller zwiſchm den all- 
gemeinen und den beſonderen Beſtimmungen der Bumdeakte machen 
wollen, iſt unhaltbar. Nicht bloß die Art 12—80 Fr nen e 
find in die Wiener Kongreßakte aufgenommen, en auch die 
Art. 1—11). Letztere find der Wiener Kongreßgle ſogar wörtlich 
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einverleibt worden (Art. 53—63), während Art. 64 nur in einer 
Generalklauſel auf die beſonderen Beſtimmungen der Art. 12— 20 der 
Bundesakte verwelſt. Die Bundesakte ſelbſt ſagt im Eingang zu 
den beſonderen Beſtimmungen, daß die Art. 12—20 gleiche Kraft 
mit den Art. 1—11 haben ſollen. Art. 118 der Wiener Kongreß⸗ 
akte beſtimmt: „Les traités, conventions, déclarations, qui se 
trouvent annexés au présent acte, sont considérés comme 
parties intégrantes des arrangements du congrès et auront 
partout la même force et valeur que sils &taint 
insérés mot à mot daus le traité general“. Bu den 
Verträgen, die als Annex der Wiener Kongreßakte beigefügt find, 
gehört auch die Bundesakte (Art. 118 Nr. 9). Wenn Art. 64 den 
bejonderen Beſtimmungen der Bundesakte einen erhöhten völkerrecht⸗ 
lichen Schutz verleihen wurde, ſo müßte dieſer Schutz ſich auf den 
ganzen Abſchnitt der beſonderen Beſtimmungen erſtrecken. In dem 
Abſchnitt find aber zahlreiche übergangsbeſtimmungen und Berein- 
barungen vorübergehender Natur enthalten (Art. 15, 16 Abſ. 2, 17, 
19, 20), bei denen von einem intérêt majeur et permanent feine 
Rede ſein kann. Auch hinſichtlich des Art. 12, der lediglich Fragen 
der Gerichtsorganiſation betrifft, iſt nicht erſichtlich, welches Intereſſe 
die Signatarmächte des Wiener Kongreſſes an der unveränderten Auf⸗ 
rechterhaltung dieſer Beſtimmung gehabt haben ſollen. 

Im übrigen hat die Aufnahme der Bundesakte in die Wiener 
Kongreßakte gar nicht die Bedeutung, welche ihr die Antragſteller 
beilegen. Aus den Beſchlüſſen der Deutſchen Bundesverſammlung 
v. 18. Sept. 1834 und v. 17. Juli 1851 (abgedruckt in dem Corpus 
juris Confoederationis Germanicae von Meyer, 3. Aufl. von 
3öpft [1858] Teil II S. 310, 558) geht hervor, daß dieje Muf- 
nahme nur die völkerrechtliche Anerkennung des neuen Staaten⸗ 
bundes, ſeiner Mitglieder und ſeines Organs, der Bundesverſamm⸗ 
lung, enthielt, aber nicht die Befugnis gewährte, ſich in die inneren 
Angelegenheiten des Deutſchen Bundes einzumiſchen. 

IX. Auch der Beſchluß der Aachener Konferenz v. 7. Nov. 1818 
(Meyer⸗Zöpfl a. a. O. Teil II S. 75) kann keine Schranke für 
die Landesgeſetzgebung bilden, da er ſich überhaupt nicht auf die 
ehemalige Reichsritterſchaft bezieht. Das Prot. v. 7. Nov. 1818 tragt 
die Überſchrift „Affaires des médiatisés“. Nach einem ſeſten Sprach⸗ 
gebrauch werden ſeit den Tagen des Wiener Kongreſſes unter den 
„Medialiſierten“ nur die mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs⸗ 
ſtände verſtanden (Klüber S. 318 Text und Anm., S. 445, 447, 
452, 467, 474, 475, 492). Den äußeren Anlaß zu dem Beſchluß 
der Aachener Konferenz bot eine Eingabe, welche den Fürſten Wil⸗ 
helm von Bentheim⸗Steinfurt und Georg von Löwenſtein⸗Wertheim, 
alſo zwei Vertreter ehemals reichsſtändiſcher Familien, au nom et 
par autorisation des Princes et Comtes d' Allemagne 


médiatisés an die in Aachen verſammelten Souveräne und 


Miniſter gerichtet hatten. Ein weſentlicher Punkt der Eingabe be⸗ 
traf die Ausführung des Art. 6 Abſ. 2 der deutſchen Bundesakte, 
welcher den mediatiſierten vormaligen Reichsſtänden 
einige Kuriatſtimmen im Plenum der Deutſchen Bundesverſammlung 
in Ausſicht geſtellt hatte. Die Geſuchſteller werden im Konf.⸗Prot. 
als „la haute noblesse de P Allemagne“ bezeichnet, was auf die 
ehemalige Reichsritterſchaft in keiner Weiſe zutrifft. In welchem 
Sinne die Worte „Etats de Empire“ gemeint find, ergibt fih 
klar und deutlich aus folgendem Satz des Protokolls: 

„La question de savoir, si on doit accorder quel- 
ques voix collectives aux anciens Etats de ’Empire 
mediatises, etant réservée par l’article VI de la 
Confédération à la decision de la diète et étant remise 
à son libre arbitre, cette decision ne peut être du 
ressort légal des Puissances“, 

Hier wird alfo ausdrücklich auf Art. 6 der Bundesakte verwieſen, 
in dem von der Reichsritterſchaft keine Rede iſt. 

X. Auch die Art. 58 und 63 der Wiener Schlußakte v. 15. Mai 
1820 ſind nicht geeignet, den Standpunkt der Antragſteller zu recht⸗ 
fertigen. Art. 58 betraf bundesmäßige Pflichten der einzelnen Staaten 
gegen den Bund, die mit der Auflöſung des Bundes 1866 weg⸗ 
gefallen ſind. Hier handelt es ſich um Rechte des ehemaligen Reichs⸗ 
adels gegenüber den Einzelſtaaten. Die in Art. 63 begründete Bu- 
ſtändigkeit der Bundesverſammlung bezog ſich nicht bloß auf das 
Recht der Autonomie, ſondern auch auf alle übrigen, in Art. 14 
angeführten Rechte. Nach dem Eingang des Art. 14 war die Bundes⸗ 
verſammlung befugt, auf die Herſtellung eines gleichförmigen Rechts⸗ 
zuſtandes auch hinfichtlich der „Reichsangehörigen“ hinzuwirken. 
Schon aus dieſem Geſichtspunkt ergab ſich ihre Legitimation zur 
Annahme von Beſchwerden des ehemaligen Reichsadels. 

Das unveränderliche“ preuß. Geſetz v. 21. Juni 1815 ift nicht 
"ob feit 1848 veraltet und überholt, ſondern durch SAL Nr. 7 des 
Poup. Adelsgeſetzes v. 23. Juni 1920 auch formell aufgehoben. Dieſe 

Drehung würde auch beſtehen bleiben, wenn der übrige Inhalt 
des delsgeſetzes nicht rechtswirkſam wäre. 

„dem Patent der preuß. Regierung v. 3. Okt. 1866 betr. die 
Br, des vormaligen Herzogtums Naſſau (Preuß. GS. 597) 
ift geſagt 

a Wir wollen die Geſetze und Einrichtung der bis- 
KÉ Naſſauiſchen Lande erhalten, ſoweit fie der 
Aus Put berechtigter Eigentümlichkeiten 
lind u in Kraft bleiben können, ohne den 


Rechtſprechung 


rpg Soup. 


durch die Einheit des Staates und ſeiner 
Intereſſen bedingten Anforderungen Ein⸗ 
trag zu tun.“ 

Ein unbedingtes Verſprechen, die berechtigten Eigentümlichkeiten 
des in Naſſau geltenden Landesrechts aufrechtzuerhalten, iſt alſo 
nicht gegeben worden. 

(Staatsgerpof. f. d. Deutſche Reich, Entſch. v. 10. Mai 1924, 
St G H 5/22.) 


Reichsfinanzhof. 
Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


[x Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


A. Gutachten. 
> 1. 88 73, 235, 285, 286, 299 Reichsabgaben ordnung, 
SS 6, 13 Beitreibungsordnung, $ 533 3. Steuer Not. 
Wann dürfen die Steuerbehörden bei der Beſteuerung die 
Koſten des Rechtsmittelverfahrens anfordern? D 


In der Rechtslehre (Becker, 8293 Anm. 4; Mrozek⸗ 
Boethke, § 293 Anm. 3; Rüde⸗Mühe⸗Hauſer, 2. Aufl. 
[anders die erjte] 8286 Anm. 3, 8293 Anm. 2; Tſchinke, Koſten 
und Gebühren in Steuerſachen S. 43; auch Krüger, Neue Steuer⸗ 
rundſchau I, 314) wird einmütig die Anſicht vertreten, daß erft nach 
Rechtskraft der im Beſteuerungsverfahren ergehenden Rechtsmittel⸗ 
entſcheidung die Koſten berechnet und eingezogen werden könnten. 
Becker fagt zwar in der Anm. 2 zu 8 134: „Mit der Aufhebung 
des Berufungsurteils, das dem Steuerpflichtigen die Koſten auferlegte, 
fällt die Verfügung, mit der Gebühren und Auslagen eingefordert 
ſind.“ Daß aber auch Becker eine ſchon vor der Rechtskraft der 
Rechtsmittelentſcheidung erfolgte Koſtenanforderung für nicht dem 
Geſetz entſprechend anſieht, bringt er in der Anm. 4 zu 8 293 fol⸗ 
gendermaßen zum Ausdruck: „Die Gebühren und Auslagen find 
nach 8 286 Abſ. 1 (endgültiges Ergebnis) erft nach Eintritt der 
Rechtskraft der Entſcheidung feſtzuſetzen.“ Die gleiche Auffaſſung hat 
auch die von dem RF M. als für den Dienſtgebrauch geeignet bes 
zeichnete, von dem Amtmann Sperling ausgearbeitete Anleitung 
zur Berechnung der Koſten für das Rechtsmittelverfahren und zur 
Erſtattung der notwendigen Auslagen (RStBl. 1921 Nr. 7 Bem. 3 
bei 8 286). In dieſem Sinne hat ſich auch wohl die bisherige Übung 
der Finanzbehörden gebildet. Demgegenüber vertritt der RF M. in 


Zu 1. Das von dem geſchäftsordnungsmäßig zuſtändigen 
4. Sen. des NFH. gemäß 8 43 NAbgd. erſtattete Gutachten fordert 
zu entſchiedenem Widerſpruch heraus. i 

1. Gegen das in dieſer Frage einmütige Schrifttum gelangt 
der Senat zu dem Ergebnis, daß die Steuerbehörden bei der Be⸗ 
ſteuerung nach Maßgabe der Rechtsmittelentſcheidung die Koſten be⸗ 
reits vor Rechtskraft, und zwar früheſtens mit der Bekanntgabe 
der Rechtsmittelentſcheidung anfordern können. Das Gutachten ſetzt 
fih in Gegenſatz zu der Anſicht des geiſtigen Urhebers der RAbgO., 
dieſes erſten und letzten in der Konzeption bedeutenden, logiſch durch⸗ 
dachten und techniſch ſauber ausgeführten Steuergeſetzes der Nach⸗ 
kriegszeit. Es ſetzt ſich weiter in Gegenſatz zu der Auffaſſung des 
von dem Präſidenten des begutachtenden Senats herausgegebenen 
führenden Kommentars zur RAbgD., in dem es in Anm. 3 zu 
8293 in ſcharfer Prägung mit Bezug auf die Koſten des Rechts⸗ 
mittelverfahrens heißt: „Vor rechtskräftiger Erledigung der Sache 
darf die Einziehung nicht ſtattfinden.“ Wenn demgegenüber der 
Senat der Anſicht des RF M. zu folgen erklärt, fo ift er fih zweifel- 
los bewußt geweſen, daß bei der Reichszenkralbehörde der Vater dieſes 
juriſtiſchen Gedankens der Wunſch nach einer beſchleunigten Erlangung 
fiskaliſcher Gebühren, nicht aber eine objektive Lehrmeinung geweſen 
iſt: die Auffaſſung des Senats ruht daher allein auf der freilich 
ſtarken Stütze ſeiner eigenen Autorität. 


2. In dem Gutachten wird weiter darauf hingewieſen, daß die 
behandelte Frage ſowohl für das Steuerſtrafverfahren wie für das 
preußiſche und das bayeriſche Verwaltungsſtreitverfahren in Steuer⸗ 
ſachen anders zu beantworten ift. Die für das Recht der NAUGgD. 
angenommene abweichende Regelung iſt daher zugleich eine Abkehr 
von der bisherigen Rechtsentwicklung. — 


3. An der Hand der 88 73, 235 RAbgO. gelangt der Senat 
zu der ſchlüſſigen Folgerung, daß auf Grund dieſer Verfahrensvor⸗ 
ſchriften die Koſteneinziehung ſchon vor Rechtskraft zuläſſig ſei, es 
ſei denn, daß ſich aus den die Koſtenlaſtentſcheidungen behandeln⸗ 
den 88 285 ff. RAbgD. etwas Abweichendes ergebe. Letzteres ift in 
der Tat der Angelpunkt der Streitfrage. 


Der erſte Satz des § 286 RAbgO. lautet: „Der Steuerpflichtige 
hat die Koſten eines von ihm eingelegten Rechtsmittels zu tragen, 
wenn es im endgültigen Ergebnis erfolglos iſt.“ Auch 
der RF H. mißt den im Sperrdruck wiedergegebenen Worten für die 
Auslegung Bedeutung bei, gelangt jedoch auf Grund einer hiſtori⸗ 
ſchen Interpretation zu dem Ergebnis, daß dieſer Satz in einer nicht 
nur von ſeinem Wortlaut, ſondern auch von ſeinem wortdeutlichen 
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feinem Erſuchen um Erſtattung des Gutachtens die Anſicht, daß die 
Koſteneinziehung vor Rechtskraft der Rechtsmittelentſcheidung zulaſſig 
ſei. Dieſer Anſicht iſt der Senat gefolgt. 

Das GKG. (Soit, der Bek. v. 21. Dez. 1922, RGBl. 1923, I, 12) 
ſchreibt im 875 Abſ. 2 vor: „In Strafſachen werden die Gebühren 
und Auslagen, die dem verurteilten Beſchuldigten zur Laſt fallen, 
erſt mit der Rechtskraft des Urteils fällig.“ Dieſe Vorſchrift (in 
der früheren Falf. des GKG. der 8 96) gilt, wie der § 419 Buchſt. a 
der RAbgO. durch Verweiſung auf den 896 GKG. ausdrücklich her- 
vorgehoben hat (zu vgl. den Art. VI des Gef. zur Anderung des 
GKG. v. 21. Dez. 1922, RGBl. 1923, I, 1), auch für die Koſten des 
Verwaltungsſtrafverfahrens. Der für Strafſachen geltende Grundſatz 
galt in Preußen auch für Rechtsmittelkoſten bei der Beſteuerung 
(ogl. 877 des preuß. Eink StG. in der Faſſ. v. 1. April 1909 und die 
ihn betreffenden Art. 94 und 95 der AusfAnw. dazu). Ebenſo gilt 
in Bayern bei Verwaltungsſtreitſachen (Koſtengeſetz 1921 Art. 167), 
daß die Erhebung der Gebühren und Auslagen bis zur rechtskräf⸗ 
tigen Erledigung der Sache ausgeſetzt bleibt. Eine derartige ausdrück⸗ 
liche Vorſchrift iſt aber für die Koſten des Rechtsmittelverfahrens bei 
der Beſteuerung in der RAbgdO. nicht enthalten. Ein ſolcher Grund⸗ 
ſatz kann auch für das Recht der RAbgO. nicht anerkannt werden, 
wie ſich aus den 88 73, 235, 285—287 RAbgO. ergibt. 

Der 873 beſtimmt im Abſ. 1 Satz 1: „Verfügungen (Entſchei⸗ 
dungen, Beſchlüſſe, Anordnungen) der Behörden für einzelne Pers 
ionen werden dadurch wirkſam, daß fie demjenigen zugehen, für den 
ſie ihrem Inhalt nach beſtimmt ſind (Bekanntgabe).“ Dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt dem 816 Wbf. 1 des RFreiwGG. v. 17. Mai 1898 nach⸗ 
gebildet, wonach gerichtliche Verfügungen mit der Bekanntgabe an 
denjenigen, für welchen ſie ihrem Inhalt nach beſtimmt find, wirkſam 
werden. Von dieſem Grundſatz, der an ſich auch für die Entſchei⸗ 
dungen des Beſchwerdegerichts gilt, iſt abgeſehen von ſonſtigen Aus⸗ 
nahmefällen im 8 26 des genannten Geſ. eine Ausnahme für ſolche 
Entſcheidungen des Bef chwer degerichts vorgefehen, in denen die 
ſofortige weitere Beſchwerde ftattfindet; in dieſen Fallen wird 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts erſt mit der Rechtskraft wirk⸗ 
fam. Die RAbgO. kennt aber für die Entſcheidungen der Rechts- 
mittelbehörden eine Ausnahme von dem Grundſatz des 873 NAbgD. 
nicht (ogi. 88 228 ff., 245 ff.). Vielmehr gilt der unter den „All⸗ 
gemeinen Vorſchriften“ des erſten Abſchnittes des zweiten Teiles 
ſtehende 8 73 auch für die im vierten Abſchnitte desſelben Teiles 
behandelten Rechtsmittelverfahren. 

Nach 8 235 RAbgO. „wird durch Einlegung eines Rechtsmittels 
die Wirkſamkeit des angefochtenen Beſcheids nicht gehemmt, insbeſon⸗ 
dere die Erhebung einer Steuer nicht aufgehalten. Die Behörde, die 


Sinn abweichenden Weiſe auszulegen ſei. Es trifft trotz zweimaliger 
Aufſtellung dieſer Behauptung in dem Gutachten wohl ſchwerlich 
zu, daß eine mit dem Gutachten nicht übereinſtimmende Auslegung 
eine oberflächliche Wortinterpretation ſei. Mag immerhin nach der 
Darlegung des NFH. die erſte Faſſung dieſer Verfahrensbeſtimmung 
wenig glücklich gelautet haben und auf Anregung des NFH. ver- 
beſſert worden fein, ſo liegt doch jezt eine nach Wort und Sinn ein- 
deutige Formulierung vor, die der Auslegung Schranken zieht. Nach 
der Auffaffung des RFH. ift in dem Geſetz „überſehen“ worden, den 
geſetzgeberiſchen Gedanken fo zu formulieren, wie dies der Auf- 
faſſung des begutachtenden Senats in höherem Maße entſprochen 
haben würde. Trifft dies zu, ſo ergab ſich daraus allein die Folge 
einer Abänderung des Geſetzes durch die geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften: die Autorität des Geſetzes wird weder durch miniſterielle 
Durchführungsbeſtimmungen, die mit zweifelhafter Wirkſamkeit das 
Geſetz zu ändern ſuchen, noch durch Gerichtsentſcheidungen gefördert, 
die vermeintliche Mängel des geſetzgeberiſchen Aktes durch eine be⸗ 
richtigende Interpretation heilen wollen. 

Ein Rechtsmittel iſt „im endgültigen Ergebuis“ nur, dann er⸗ 
folglos, wenn der unterliegenden Partei ein weiteres Rechtsmittel 
nicht mehr zur Verfügung ſteht, wenn alſo die erſte Rechtsmittel⸗ 
entſcheidung rechtskraftig geworden iſt. Die in dem Gutachten ver⸗ 
ſuchte Unterſcheidung zwiſchen der Sachentſcheidung ſelbſt und deren 
Rechtskraft iſt unverſtändlich; endgültig kann nur eine rechtskräftige 
Sachentſcheidung genannt werden: der Auslegungsverſuch des Gut⸗ 
a nimmt dem Wort „endgültig“ überhaupt die Daſeinsberech⸗ 
igung. , 

Dem ſteht nicht entgegen, daß nach 8 285 RAbgd. jede Rechts⸗ 

mittelentſcheidung einen Ausſpruch über die Koſten zu enthalten hat. 
Dieſes Ausſpruchs bedarf es, da ſonſt bei Rechtskraft ein Vakuum ent⸗ 
ſtehen würde; dagegen wird der Zeitpunkt, in dem die Koſten 
zu zahlen find, in 8 286 MAbgd. beſtimmt. 
; Hiernach ſcheitert die Rechtsauffaſſung des Gutachtens an der in 
ihm ſelbſt geforderten Vorausſetzung, daß 8 286 RAbgd. nicht etwas 
anderes beſage. Es kommt daher auf die am Schluſſe der Entſchei⸗ 
dung als möglich erörterten Angriffspunkte nicht an; mit den dort 
behandelten Argumenten würde ſich auch nach diesſeitigem Ermeſſen 
das Ergebnis des Gutachtens nicht bekämpfen laſſen. 

4. Auch der begutachtende Senat iſt offenbar ſeiner Entſchei⸗ 
dung nicht recht froh geworden; betont er doch im Ausgange des 
Gutachtens, daß allein die Rechtslage, nicht die Zweckmäßigkeit der 
vermeintlich von der RAbgO. getroffenen Regelung feiner Beurteilung 
unterlegen habe. An der Unzweckmäßigkeit des Ergebniſſes kann ein 
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den Beſcheid erlaſſen hat, kann die Vollziehung ausſetzen “. 
Hierdurch iſt zweierlei deutlich zum Ausdruck gebracht, nämlich ein⸗ 
mal, daß die Einlegung eines Rechtsmittels die Wirkſamkeit des an⸗ 
gefochtenen Beſcheids nicht hemmt, und zweitens, daß die Zuläſſig⸗ 
keit der Vollziehung, insbeſondere die der Anforderung der in 
der angefochtenen Entſcheidung aufgegebenen Leiſtung aus der Wirk⸗ 
ſamkeit des angefochtenen Beſcheids folgt. Der 8 235 ſteht im 
vierten Abſchnitte (Rechtsmittel) des zweiten Teiles, und zwar, im 
zweiten Titel, der die überſchrift trägt: „Allgemeine Vorſchriften. 
über das Verfahren.“ Er gilt nicht nur für die erſtinſtanzlichen Ent⸗ 
ſcheidungen, ſondern auch für die Entſcheidungen der Rechtsmittel⸗ 
behörden. Ebenſo wie die Steuerfeſtſetzungen der erſten Inſtanz 
können dauach auch die von den Rechtsmittelbehörden feſtgeſetzten 
Steuern ſchon vor Rechtskraft der Rechtsmittelentſcheidung eingezogen 
werden. Daß durch Einlegung eines Rechtsmittels die Erhebung der 
Steuer nicht aufgehalten wird, iſt im 8235 Satz 1 lediglich als 
Beiſpiel („insbeſondere“) angeführt. Die Vorſchrift gilt grundſätzlich 
für alle im Beſteuerungsverfahren ergehenden Verfügungen. 

Im Rechtsmittelverfahren ergehende Koſtenlaſtentſchei⸗ 
dungen ſind ein Teil der Rechtsmittelentſcheidungen. Auf ſie 
finden die 88 73, 235 daher Anwendung, ihre Vollziehung iſt alſo 
ſchon vor Rechtskraft zuläſſig, es ſei denn, daß ſich aus den die 
Koſtenlaſtentſcheidungen behandelnden 88 285—287 etwas Abweichen⸗ 
des ergibt. Dies iſt nicht der Fall. 

Der 8 285 weiſt die Rechtsmittelbehörde an, bei der Entſchei⸗ 
dung über ein Rechtsmittel über die Koſten des Verfahrens zu be⸗ 
finden, und ſchreibt die Ergänzung der Entſcheidung vor, wenn dies 
unterblieben iſt. Die 88 286 und 287 beſagen, wem die Koſten 
aukzuerlegen find, und zwar iſt die Regelung in den Grundzügen 
in den §§ 286 Abſ. 1 Satz 1 und 287 enthalten. Die erſtere Vor⸗ 
ſchrift lautet: „Der Steuerpflichtige hat die Koſten eines von ihm 
eingelegten Rechtsmittels zu tragen, wenn es im endgültigen 
Ergebnis erfolglos iſt.“ Eine an dem Wortlaut haftende Mude 
legung dieſer Beſtimmung müßte für die nicht letztinſtanzlich ent⸗ 
ſcheidende Rechtsmittelbehörde dazu führen, die Entſcheidung über 
die Koſten erſt dann zu treffen, wenn das endgültige Ergebnis feſt⸗ 
ſteht, d. i. nach Rechtskraft der Rechtsmittelentſcheidung, weil dieſe 
Rechtsmittelbehörde vorher nicht weiß, ob das von dem Steuerpflich⸗ 
tigen eingelegte Rechtsmittel im endgültigen Ergebnis erfolglos ift, 
Da nun aber der 8 285 nicht nur nicht den Vorbehalt einer ſolchen 
ſpäteren Koſtenentſcheidung vorſchreibt, ſondern ausdrücklich beſtimmt, 
daß die Koſtenentſcheidung bei der Entſcheidung über das Rechts⸗ 
mittel zu treffen iſt, ſo muß eine ſolche an dem Wortlaut haftende 
Auslegung des 8 286 Abſ. 1 Satz 1 ausſcheiden. Ihm kann nur 


Zweifel nicht obwalten. Wenn 
entſcheiden, „kann“ nicht nur, 


die Rechtsmittelinſtanzen verſchieden 

ſondern muß ein mehrfaches Hin⸗ 
und Herſchieben der Zahlungen vorkommen. Den Schaden trägt aber 
nicht nur der Kaſſenbetrieb der Steuerbehörden, die ja ſchließlich in 
dem früheren Empfang der Koſtenbeträge hierfür einen Ausgleich 
finden werden, ſondern der deutſche Steuerzahler. Unter dem Schutze 
des Ermächtigungsgeſetzes ſind die Verfahrensrechte der Steuerpflich⸗ 
tigen ohnehin ſtark beſchränkt, andererſeits die bereits übermäßig 
hohen Rechtsmittelkoſten des Steuerverfahrens in einer Zeit allge⸗ 
meinen Gebührenabbaues faſt prohibitiv verteuert worden (man bes 
rechne einmal die Rechtsmittelgebühren bis in die letzte Inſtanz bei 
einem Objekt von 500 bis 800 A1. Die gegen den Geiſt der 
AUHgD. in der Mehrzahl rein fiskaliſch denkenden und handelnden 
unteren und mittleren Inſtanzen haben nun ein weiteres Mittel 
in der Hand, um dem Streben des Steuerpflichtigen, die einzige 
objektive Inſtanz, den RFQ., anzurufen, entgegenzuwirken. 

Der NED. ift ein unbeſtritten glänzender Gerichtshof, deffen 
Belegung ganz überwiegend durch eine glückliche Ausleſe erfolgt iſt. 
Bei allem ſchuldigen Reſpekt muß aber der Wuunſch ausgeſprochen 
werden, daß in ihm der unerbittlich kritiſche Strußz ſche Geiſt, der 
in dem hier beſprochenen Gutachten meines Dafürhaltens zu vermiſſen 
iſt, weiter das dem Steuerpflichtigen gegen Fehlgriffe der Steuer⸗ 
behörden ſchützende Bollwerk bleibe. d 

Vor mehr als drei Jahren hat ein damaliger Reichs miniſter, 
der heute Präſident des Reichsgerichts iſt, in einer öffentlichen Rede 
mit Fug geſagt: 

„Ich glaube, daß kaum ein Volk der Welt dieſe Fülle von 


zum Teil böchſt unüberſichtlichen Steuergeſetzen mit ſoviel Geduld 
und mit ſolcher Langmut auf ſich genommen hat wie das deutſche 
Volk.“ 


Seitdem iſt die Zahl der ſo charakteriſierten Steuergeſetze und 
gedanklich wie techniſch anfechtbaren Durchführungsverordnungen be⸗ 
deutend geſtiegen. Unbeſchadet der jetzt verkündeten Steuermilderun⸗ 
gen, deren politiſcher Zweck auf einen organiſchen Stenerabbau hat 
verzichten laſſen, darf man wohl hoffen, daß der neue Reichstag dem 
Schutz des Steuerpflichtigen bald ein wirkſames Intereſſe entgegen- 
bringen wird. Bei der dann kommenden Läuterung des Steuer⸗ 
rechts wird auf eine Beſtimmung nicht verzichtet werden können, daß, 
wie im Eingang dieſer Beſprechung aus dem Konmentar von 
Mrozek⸗Boethke⸗Arlt⸗Pünder zitiert, vo rechtskräftiger 
Erledigung der Sache die Einziehung der Koſten des Rechtsmittel⸗ 
verfahrens nicht ſtattfinden darf. i - 
RA. Dr. Wröszinski, Berlin. 
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der Sinn beigelegt werden, daß das Geſetz die Rechtsmittelbehörde 
anweiſt, über die Rechtsmittelkoſten ſo zu entſcheiden, wie der Erfolg 
oder die Erfolgloſigkeit des Rechtsmittels für die entſcheidende Rechts⸗ 
mittelbehörde fich darſtellt. Die Entſtehungsgeſchichte des $ 286 Abſ. 1 
Satz 1 gibt darüber Aufſchluß, wie das Wort „endgültig“ in das 
Geſetz gekommen ift. Der erſte Entwurf der RAbgoO. hatte im An- 
ſchluß an 897 ZPO. die Beſtimmung: „Hat ein von ihm eingelegtes 
Rechtsmittel keinen Erfolg, ſo hat der Steuerpflichtige die Koſten zu 
tragen, die durch die Einlegung entſtanden find.“ Der RFH. be- 
mängelte in ſeinem Schreiben v. 8. Juli 1919 dieſe Faſſung, weil 
ein Rechtsmittel, das zur Aufhebung und zur Zurückverweiſung führe, 
Erfolg habe, mithin in ſolchem Falle die Koſtenlaſt den Gegner auch 
dann treffe, wenn er im endgültigen Ergebnis obſiege. Er führte 
aus, nach den 88 63 und 65 RFO Ord. eutſcheide in ſolchem Falle 
der endgültige Sachausgang, und empfahl gleiche Regelung. In 
Berückſichtigung dieſes Vorſchlages ift dann im endgültigen Enkwurfe 
die Geſetz gewordene Faſſung gewählt worden, indem man dabei 
überſehen hat, daß das Wort endgültig nur für die Fälle der Zurück⸗ 
verweiſung oder für den letztinſtanzlichen Richter Sinn und Be⸗ 
deutung hat, nicht aber auch für die ſonſtigen Fälle, obwohl der 
8285 Abſ. 1 Satz 1 alle Falle der Erfolgloſigkeit eines von dem 
Steuerpflichtigen eingelegten Rechtsmittels begreifen ſollte und be⸗ 
greift. Danach ſollte das Wort endgültig ſich auf die Sachentſchei⸗ 
dung ſelbſt, nicht auf die Rechtskraft der Sacheniſcheidung beziehen. 
Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß aus dem Wort „endgültig“ 
keinerlei Schlüſſe darauf gezogen werden können, daß das Geſetz die 
Anwendbarkeit der Së 73, 235 für die Koſtenkaſtentſcheidungen der 
Rechtsmittelbehörden beſchränken und ihre Vollziehbarkeit erſt an 
deren Rechtskraft knüpfen wollte. Denn wenn das Wort „endgültig“ 
ſich nicht auf die Rechtskraft der Sachentſcheidung bezieht, dann fehlt 
es auch an jedem Grunde Mr die Annahme, daß das Geſetz der 
Koſtenlaſtentſcheidung ihre Wirkſamkeit bis zur Rechtskraft nehmen 
wollte. 

Finden aber hiernach auf die Koſtenlaſtentſcheidungen die 88 73, 
235 RAbgO. Anwendung, wird alſo die Koſtenlaſtenkſcheidung mit 
der Bekanntgabe wirkſam und kann ſie demnach vor der Rechtskraft 
vollzogen werden, ſo folgt hieraus, daß die mit der Zahlungsaufforde⸗ 
rung verbundene Koſtenrechnung, die den in der Koſtenlaſtentſcheidung 
enthaltenen allgemeinen Ausſpruch des Richters vollzieht, indem ſie 
den beſtimmten Koſtenbetrag ermittelt und anfordert, früheſtens mit 
der Bekanntgabe der Rechtsmittelentſcheidung, aber auch ſchon dann 
zugeſandt werden kann. Das hiermit geſtellte Leiſtungsverlangen kann 
gegebenenfalls nach § 299 Abſ. 1 tbat) im Verwaltungsweg er- 
zwungen werden. Eine Woche nach der Aufforderung kann mit der 
Zwangsvollſtreckung begonnen werden (§ 299 Abſ. 4). Mit dieſer 
aus der RAbgd. ſich ergebenden Rechtslage ſtehen die Beſtimmungen 
der BeitrO. v. 23. Juni 1923 (vgl. insbeſ. § 6 Abſ. 3 Nr. 13, 8 12 
Abſ. 3) im Einklange. 

Gegen die hier vertretene Auffaſſung kann nicht geltend ge⸗ 
macht werden, daß in der Anlage 2 D26 der vom RM. zu der 
StAufw VO. v. 13./18. Okt. 1923 erlaſſenen I. DurchfBeſt. als Tag 
der Eutſtehung der Schuld für die Zwecke der Goldumrechnung für 
die Koſten des Rechtsmittelverfahrens der Tag bezeichnet wird, 
an dem die Eutſcheidung unaufechtbar geworden ijt. Denn diefe Be- 
ſtimmung gilt eben nur für die Zwecke der Goldumrechnung. Auch 
aus der 3. Steuer NotVO. kann nichts gegen die Anſicht des Senats 
gefolgert werden. Im § 53 Abf. 2 heißt es: „Der RF M. kann an- 
ordnen, daß die Koſten des Rechtsmittelverfahrens und die den Be⸗ 
teiligten zu erſtattenden Auslagen von der Geſchäftsſtelle der Behörde, 
die in erſter Inſtanz entſchieden hat, feſtgeſetzt werden. Er kann die 
zur Durchführung einer ſolchen Anordnung erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen treffen.“ Hierzu bemerkt der RM. in feinem Erlaſſe v. 
18. Febr. 1924, III D 1540%/ II st 932, „es kann an der Frage nicht 
vorübergegangen werden, ob unter den heutigen Verhältniſſen noch 
vertretbar iſt, daß die Rechtsmittelkoſten für jede Inſtanz beſonders 
feſtgeſetzt werden. Wird über die ſämtlichen vom Steuerpflichtigen 
zu tragenden Koften (ohne Rückſicht darauf, in welcher Inſtanz fie 
erwachſen ſind) ein einheitlicher Koſtenfeſtſetzungsbeſcheid erlaſſen, 
ſo ergibt ſich daraus ohne weiteres eine Vereinfachung der Sollſtellung 
und Erhebung. Die Möglichkeit, eine derartige Regelung zu treffen, 
ift durch 853 Abſ. 2 gegeben“. Wenn hiernach vom RM. er- 
wogen wird, eine Anordnung zu treffen, nach der die Koſten ein⸗ 
heitlich von der erſten Inſtanz für alle Inſtanzen berechnet und ein⸗ 
gezogen werden ſollen, ſo kann dies erſt nach Rechtskraft des letzten 
Koſtenlaſturteils geſchehen. Daraus kann aber nicht gefolgert wer⸗ 
den, daß die 3. SteuerNotVO. auf dem Standpunkt ſtehe, die Steuer⸗ 
betzrden hätten nach dem Rechte der NAbgO. kein Recht zur früheren 

Msiehung. Denn die Reichsfinanzverwaltung kann es im Intereſſe 
der Lereinfachung für zweckmäßig halten, von dem ihr zuſtehenden 
Rechte ut frühere Einziehung keinen Gebrauch zu machen. Im Zu⸗ 
ſammenbeuge hiermit fol aber noch ausdrücklich hervorgehoben wer- 
den, daß er Senat zu der Frage der Zweckmäßigkeit der von der 
NAbgDO. I pifenen Regelung, bei der im Falle entgegengeſetzter 
Rechtsmittele Scheidungen ein mehrfaches Hin- und Herſchieben der 
Zahlungen bo mmen kann, nicht Stellung zu nehmen, ſondern 
allein über DIE "Au aiage fein Gutachten zu erſtatten hatte. Dieſes 
geht dahin: 

Die Koſtenanſ derung kann früheſtens mit der Belanut⸗ 


gabe der Rechtsmittelentſcheidung geſchehen, und zwar auch dann, 
wenn dieſe noch nicht rechtskraftig iſt. 
(Ri., Gutachten v. 25. April 1924, IV D 1/24, Samml. 13, 264). 


B. Urteile. 

2. 8258 RAbg O. Wird mit der Rechtsbeſchwerde ein 
Gutachten, auf dem die angefochtene Entſcheidung beruht, 
als unrichtig bekämpft, ſo muß der Verfahrensmangel, der 
darin liegt, daß das Gutachten dem Steuerpflichtigen nicht 
mitgeteilt ift, als gerügt angeſehen werden, auch wenn er in 
der Rechusbeſchwerde nicht ausdrücklich geltend gemacht ift. 

Die Beſchwerdeführerin hat von ihrem Vater durch Notariats⸗ 
urkunde v. 2. Dez. 1919 Grundſtücke geſchenkt erhalten, die ſofort 
auch an ſie aufgelaſſen wurden. Für die Schenkung iſt Schenkungs⸗ 
ſteuer gefordert. Streitig iſt nur die Höhe des Ertragswerts der 
Grundſtücke. Die Vorinſtanzen haben der Steuerberechnung einen 
Ertragswert von 55000 % zugrunde gelegt, während die Beſchwerde⸗ 
führerin einen folden von nur 24 456 % zugeſtehen will. Die Rechts⸗ 
beſchwerde, die ebenfalls nur einen Ertragswert von 24 456 % an- 
erkennt und die Aufhebung der Vorentſcheidung und Einholung des 
Gutachtens eines landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen verlangt, ift 
nicht begründet. 

Die Vorinſtanz hat den Ertragswert der Grundſtücke durch An⸗ 
fragen beim Kataſteramt ſowie bei der Gemeindebehörde zu ermitteln 
geſucht. Sie hat ſchließlich auch noch ein Gutachten eines Kataſter⸗ 
kontrolleurs eingefordert und in engſter Anlehnung an dieſes Gut⸗ 
achten ihre Entſcheidung getroffen. Hiergegen wendet die Redis- 
beſchwerde ein, die Beſchwerdeführerin könne das Gutachten nicht als 
geeignete Grundlage für die Entſcheidung anerkennen, weil es nicht 
von einem landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen abgegeben ſei. Mit 
dieſem Einwand kann die Rechtsbeſchwerde nicht durchdringen. Nach 
8258 NAbgoO. entſcheidet die R smittelbehörde über tatſächliche 
Verhältniſſe nach ihrer freien, aus ve Verhandlung und einer Be- 
weisaufnahme geſchöpften Überzeugung. Sie befindet daher auch 
darüber frei, ob eine Beweisaufnahme nötig iſt und von welchen 
Beweismitteln gegebenenfalls Gebrauch zu machen iſt. Der Steuer⸗ 
pflichtige hat keinen Anspruch auf Benutzung eines beſtimmten von 
ihm vorgeſchlagenen Beweismaterials. Vorliegend hat die Be⸗ 
ſchwerdeführerin die Einholung eines Sachverſtändigengntachtens nicht 
beantragt, ſie hat nur beankragt, im Falle der Einholung eines 
Sachverſtändigengutachtens ſie perſönlich mit ihren Einwendungen 
zu hören. Wenn die Vorinſtanz ihrerſeits ein Sachverſtändigen⸗ 
gutachten für erforderlich hielt, ſo ſtand ihr die Auswahl des zu 
vernehmenden Sachverſtändigen durchaus frei. Daß etwa als Sah- 
verſtändige über den Wert landwirtſchaftlicher Grundſtücke nur 
Landwirte oder ſonſt in der Landwirtſchaft tätige Perſonen in Betracht 
kommen könnten, kann nicht anerkannt werden. 

An einem Mangel leidet das Verfahren der Vorinſtanz aller⸗ 
dings inſofern, als die Vorinſtanz es unterlaſſen hat, das einge⸗ 
forderte Sachverſtändigengutachten der Beſchwerdeführerin zur Geltend⸗ 
machung allenfallſiger Einwendungen mitzuteilen. Dieſer Mangel 
iſt zwar in der Rechtsbeſchwerde nicht ausdrücklich geltend gemacht; 
er muß aber gleichwohl als mitgerügt gelten, da in der Rechts⸗ 
beſchwerde das Sachverſtändigengutachten ſelbſt angefochten iſt. Die 
Vorentſcheidung wegen des erwähnten Mangels auf uheben und die 
Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen, iſt nicht veranlaßt, da 
die Behauptung der Rechtsbeſchwerde, der Grundſteuerreinertrag 
betrage 8,68 A pro Hektar, die vom Kataſteramt gemachten Angaben 
ſeien unrichtig, bei dem Umſtand, daß die Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz ausſchließlich auf den beſtehenden Pachtverhältniſſen auf⸗ 
gebaut iſt, keine Rolle ſpielt, im übrigen aber in der Rechts⸗ 
beſchwerde neue, im Sachverſtändigengutachten und in der Entſchei⸗ 
dung der Vorinſtanz nicht erörterte Geſichtspunkte nicht vorge⸗ 
bracht ſind. 

(RIH, VI. Sen., Urt. v. 21. Juni 1923, VI A 197/21.) 


3. ErbſchStG. 1922. Bei Anwendung des 8 22 Nr. 1 
und 2 Erbſch StG. 1922 find die nach § 22 Nr. 4 daſelbſt 
befreiten Gegenſtände nicht mitzuberückſichtigen +) 

Der Beſchwerdeführer hat im Jahre 1922 von ſeiner Schwieger⸗ 
mutter Haushaltungsgegenſtände im Werte von 5000 % und 500 % 
bares Geld geſchenkt erhalten. Nach 8 22 Nr. 2 Erbſch StG. 1922 
bleibt bei dem vorliegenden Verwandtſchaftsverhältnis ein Erwerb 
von nicht mehr als 5000 % ſteuerfrei. Die Haushaltungsgegenſtände 


Zu 3. Die Eutſch. ſpricht aus, daß der nach § 22 Nr. 4 
ErbStG. 1922 ſteuerfreie Wert des Hausrats bei Anfall an 
Steuerklaſſen I—IV zunächſt abzuziehen, und daß nur der Reſt ſteuer⸗ 
pflichtig iſt. Der Entſch., die zu einem ſehr brauchbaren Ergebnis 
gelaugt, möchte ich zuſtimmen, aber gegen die Begründung folgende 
Bedenken geltend machen: è 

1. Es wird auf das (Gehir, 1919 hingewieſen. Hier lautet 
aber die Beſtimmung des § 37 ausdrücklich, daß die privilegierten 
Gegenſtände bei der Berechnung der Erbanfallſteuer außer Betracht 
zu bleiben haben. Gegenüber dieſem Wortlaut war eine andere Auf⸗ 
faſſung natürlich nicht vertretbar. Zweifelhaft konnte nur ſein, ob 
das ſteuerfreie Vermögen nur bei den Freigrenzen des § 27 und bei 
der Durchſtaffelung gemäß § 28 oder auch bei Feſtſtellung des An- 
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find ſteuerfrei nach 822 Nr. 4 ErbſchStG. 1922. 822 Nr. 2 hält 
die Vorinſtanz nicht für anwendbar, da der Wert des gefamten Ur: 
werbes 5000 % überſchreite; die Vorinſtanz halt 40 % Schenkungs⸗ 
ſteuer, 8 v. H. von 500.4, für erforderlich. 


À Der Steuerpflichtige beruft jih auf Abi. 3 des § 22, wonach 
jede Befreiungsvorſchrift für fih anzuwenden iſt. Es ſeien die Haus⸗ 
haltungsgegenſtände zunächſt abzurechnen und nur bezüglich der 
ſteuerpflichtigen Gegenſtände zu prüfen, ob ihr Geſamtwert 5000 4% 
überſteige. Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. Das ErbſchStG. 1922 
ſtellt nur eine Neufaſſung des durch das Geſetz v. 20. Juli 1922 ab⸗ 
geänderten Erbſchaftsſteuergeſetzes von 1919 dar. Nach dieſem war 
es nicht zweifelhaft, daß die von der Steuer befreiten Teile eines 
Erwerbes bei Berechnung der Erbanfallſteuer nicht mitgerechnet wur⸗ 
den. Wenn in dieſer Beziehung eine Anderung beabſichtigt war, 
ſo hätte es eines deutlichen Ausſpruchs bedurft. Ein ſolcher kann 
jedoch nicht im Abſ. 3 des 8 22 gefunden werden. Mit Talmore» 
Gros, Deutſche Steuerzeitung, Ig. 1912 S. 44, iſt vielmehr an⸗ 
zunehmen, daß damit gerade ausgeſprochen werden ſollte, wenn die 
Vorausſetzungen mehreren Befreiungen gegeben wären, ſeien ſie 
nebeneinander anzuwenden. Bei einer anderen Auffaſſung würde in 
zahlreichen Fällen das Ergebnis der Steuerberechnung dasſelbe ſein, 
als wenn die Vorausſetzungen einer Befreiungsvorſchrift nicht ge- 
geben wären, wie z. B. im vorliegenden Falle, wo es nach der 
luffaſſung der Vorinſtanzen im Enderfolg gleichgültig wäre, ob 
nach 822 Nr. 4 befreiter Hausrat oder ſtatt deſſen nicht befreite 
Gegenſtände desſelben Werkes zugewendet wären. Dazu kommt, 
daß die Mitberückſichtigung der in Nr. 4 genannten Gegenſtände bei 
Anwendung des 822 Nr. 1 und 2 in ſehr vielen Fallen zur ſonſt 
nicht erforderlichen Feſtſtellung des ſchwer zu ermittelnden Wertes 
der erſteren Gegenſtände nötigen wurde mit dem Erfolg der Feſt⸗ 
ſetzung einer ſo geringen Steuer, daß fie zu den Koſten des Ber- 
fahrens im auffallenden Mißverhältnis ſtände. Das Geſetz hat aber 
gerade die Einforderung geringfügiger Steuerbeträge vermeiden wol- 
len und deshalb im Gegenſatz zum Geſetze von 1919 (vgl. 8 27 
ErbſchStG. 1919) beim Überſchreiten der allgemeinen Freigrenzen 
des 8 22 Nr. 1 und 2 den ganzen, Erwerb — nur mit der Ermäßi⸗ 
gung des Abſ. 4 — für steuerpflichtig erklärt. 


Wenn die Verwaltungsübung bei Anwendung des 811 Nr. 1 
und At. ErbihSt®. 1906 eine andere Auffaſſung vertreten hat, ſo 
kann dahingeſtellt bleiben, ob dies zu billigen war. Für das Erbſch⸗ 
StG. 1906 war dieſe Auffaſſung deshalb eher zu vertreten, weil der 
Wert der im 8 11 Nr. 4f. befreiten Gegenftände wegen der Ver- 
teilung der Schulden auf ſteuerpflichtige Gegenſtände und ſteuerfreie 
Gegenſtände in jedem Falle zu ermitteln war. Es kann deshalb auch 
nicht daraus, daß das ErbſchstG. 1922 in gewiſſer Weiſe, nämlich 
durch das Verlaſſen des Grundſatzes der Durchſtaffelung, eine Nid- 
kehr zum ErbſchStG. 1906 darſtellt, geſchloſſen werden, daß auch die 
genannte Verwaltungsübung wiederhergeſtellt werden ſollte. 

(Rö H., 6. Sen., Urt. v. 7. März 1923, VI A 18/23, veröffentl. 
in der Sammlung Bd. 11 S. 333.) 


4. 88 GrunderwStG., 8 36 Fin AnsglG. Die Länder 
ſind berechtigt, bei der Erhebung von Zuſchlägen zur 
Grunderwerbsſteuer perſönliche Befreiungen über den 
Umfang des 88 des GrunderwStG. hinaus zuzulaſſen. t) 

Streitig iſt nur, ob 8 22 des ſächſ. Staatsbank. v. 25. Juni 
1921, welcher die Sächſiſche Staatsbank von allen direkten und in⸗ 
direkten Steuern und Abgaben des Staates, der politiſchen und der 


falls bzw. des Erwerbs gemäß 8 33 Ziff. 3, 4a und b und 834 
auszuſcheiden hätte. Vgl. 3. B. Berolzheimer, ErbſchStG. 
(München 1921) 8 37 Anm. 4 einerseits, Zimmermann in geit- 
gemäße Steuerfragen Bd. 1 S. 195 andererſeits. 

2. Nicht zutreffend iſt die Bemerkung, es jei für den Euderfolg 
gleichgültig, ob nach 8 22 Nr. 4 befreiter Hausrat oder ſtatt deſſen 
nicht befreite Gegenſtände desſelben Wertes zugewendet würden. Im 
letzteren Falle iſt die Steuer doch nicht nur vom Überſchuß, ſondern 
vom ganzen Erwerbe zu zahlen. 

3. Die Beſtimmung im Abſ. 3 des 8 22, wonach jede Be- 
freiungsvorſchrift für Dé anzuwenden it, tigt die Eutſch. nicht 
allein. Geht man fo vor, wie es A B. Finger, Erbſch StG. 1922, 
(Berlin 1923) Anm. 1 und 19 zu 9 22 tut, indem man zunächſt den 
geſamten Erwerb (ſteuerbare und nicht ſteuerbare Teile) berechnet 
und dann die ſteuerfreien Teile (Hausrat, Erwerb nach $ 1969 BB.) 
ausſcheidet, ſo befindet man ſich auch im Einklange mit § 22 Abſ. 3 
und kommt doch zu einem anderen Ergebnis. Die zunächſt zu ent⸗ 
ſcheidende Frage iſt eben die, ob man gezwungen iſt, unter Erwerb 
in 8 22 Nr. 1 und 2 den geſamten Erwerb (ſteuerbare und ſteuerfreie 
Teile) zu verſtehen. Dieſer Zwang beſteht m. E. nicht. Der Uus- 
druck iſt mehrdeutig. § 10 des Gef. 1922 kannte den der Steuer 
unterliegenden Erwerb und den Erwerb im Sinne der geſamten 
Bereicherung. (Die Novelle 1923 kennt als Erwerb des 8 10 nur 
die Bereicherung, ſoweit ſie nicht ſteuerfrei iſt.) 

Jetzt exit ift Raum für die Erwägung, daß unter Erwerb im 
Sinne von 822 Nr. 1 und 2 der nad) Ausſcheidung der auf Grund 
anderer Bestimmungen ſteuerfreien Teile verbleibende Reſt zu ver- 
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Kirchengemeinden befreit, auf die landesrechtlichen Zuſchläge zur 
Grunderwerbſteuer Anwendung findet. 

Der Rat zu Dresden, welcher von der Staatsbank für ein von 
ihr erworbenes Grundſtück außer der Reichsgrunderwerbſteuer 4 Yo 
ſtädtiſchen Zuſchlag erfordert hat, leugnet dies, weil den Ländern 
eine Befugnis, einzelne Rechtsſubiekte abweichend vom Gr&mStd, 
von den Zuſchlägen zu befreien, nicht zuſtehe, § 22 ſich alſo inſo⸗ 
weit in Widerſpruch zu 8 36 Fin Auglch. ſtelle. Gefolgert wird dies 
daraus, daß 836 Fin AusglG. die Länder an die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des GrErwStG. binde und ihnen nur die Befugnis ge⸗ 
währe, die Zuſchläge nach ſachlichen Merkmalen der Grundftüde ab- 


zuſtufen. Andere materielle Anderungen des Grënn, feien aus⸗ 
geſchloſſen. Denn der Zuſchlag ſtehe begrifflich in einem Abhäugig⸗ 


Hauptſteuer und ſtehe unter den gleichen all⸗ 
gemeinen Rechtsvorſchriften wie dieje. 88 GrErwStG. kenne aber 
eine perſönliche Befreiung des Reichs, der Staaten uſw. nicht. 


Der Vorſitzende des Finanzgerichts erkannte jedoch auf Frei⸗ 
ſtellung von dem Zuſchlag, und die dagegen erhobene Rechtsbeſchwerde 
iſt unbegründet. 

Die Rechtsbeſchwerde leuguet jede Befugnis zur Abweichung von 
den reichsgeſetzlichen Normen, ſoweit ſolche nicht im 836 Fin AusglG. 
ausdrücklich geſtattet iſt. Das trifft unbedenklich inſofern zu, als 
im 8 36 durch die Reichsgeſetzgebung ſelbſtandig eine Regelung der 
Zuſchläge durch materiellsrechtliche Vorſchriften erfolgt und damit 
zum Ausdruck gebracht iſt, auf welcher Grundlage das Reich die Er- 
hebung von Grunderwerbabgaben durch die Länder geſtatten will. Sie 
kann, ſoweit nicht die erwähnten Abweichungen zugelaſſen ſind, dem 
Weſen der Zuſchläge entſprechend, nur die gleiche ſein wie bei der 
Hauptſteuer ſelbſt. 

Damit iſt aber für die vorliegende Frage noch nichts ge⸗ 
wonnen. Denn hier ſteht nicht zur Entſcheidung, wie die Steuer 
geſtaltet werden ſoll, ſondern wieweit ſie — in ihrer Geſtaltung 
ſeſtſtehend — bei beſtimmten Perſonen zur Erhebung gelangen ſoll. 
Dieſe Frage ſteht der vorbehandelten nicht gleich, denn ſie betrifft 
nicht das Weſen der Steuer, ſondern ihre Geltendmachung. Vor⸗ 
ſchriften über . können, ohne das Weſen der Steuer 
zu beeinfluſſen, eliebig getroffen und auch jpäter abgeändert werden, 
wie das nicht ſelten geſchehen iſt, wenn in neuen Geſetzen perſönliche 
Befreiungen von bereits beſtehenden Steuern, z. B. Stempelabgabeit, 
ausgeſprochen wurden. Das Weſen der Abgabe änderten ſie nicht. 
Nun hat der Reichsgeſetzgeber nicht etwa angeordnet, daß Zuſchläge 
erhoben werden müſſen, ſondern er hat die Echebung der Zuſchläge 
in das Belieben der Länder geſtellt. Schon daraus allein ergibt jih, 
daß es ihm wohl um eine einheitliche Geſtaltung der Steuer, nicht 
aber um ihre einheitliche Erhebung zu tun war. Das folgt ſchon 
aus 8 36 Abſ. 1 Fin Ausgl Gl., und es bedarf keiner Erörterung, ob 
nicht auch der nicht ganz eindeutige ant. 3 a. a. O. im Gegeuſchluß 
auf die gleiche Abſicht des Reichsgeſetzgebers ſchaießen läßt. 

In der Befugnis, von der Erhebung eines Zuſchlags über⸗ 
haupt abzuſehen, muß nun aber auch die mindere Befugnis, die Zu⸗ 
ſchlage in einzelnen Fällen nicht zu erheben, als inbegriffen gelten. 
Es wäre nicht einzuſehen, welcher Beweggrund den Reichsgeſetzgeber, 
dem an einer allgemeinen Erhebung von Zuſchlägen nichts gelegen 
war, veranlaßt haben ſollte, hierin eine Beſchränkung vorzuſchreiben. 
Eine ſolche wäre weder materiell von Bedeutung geweſen, weil es 
den Ländern nicht verwährt wäre, die von ihnen zu erhebende 
Steuer alsbald zu erlaſſen, noch wäre fte entwicklungsgeſchichtlich 
verſländlich, weil die Zuſchlagsbefugnis für die Länder den Erſatz 
für die ihnen genommenen Einnahmequellen bilden folte, der Ume 


keitsverhaltnis zur 


ſtehen iſt. Erſt jetzt führt die Bezugnahme auf die durch Abſ. 3 vor⸗ 
geſchriebene ſelbſtändige Anwendung jeder Befreiungsvorſchrift zu 
dem Ergebnis, zu dem der Reichsfinanzhof gelangt iſt. 

4. Die Entſch. ift noch vor der Novelle 1923 ergangen. Unter 
Berückſichtigung der von dieſer getroffenen Anderungen ergibt ſich 
folgender Grundſatz für den jetzigen 8 21: Der Wert des Hausrats 
iſt bei Anfall an Steuerklaſſen I und II unbeſchrankt, bei Anfall an 
Klaſſen III und IV bis 5000 % zunächſt abzuziehen, und nur der 
Reſt ift ſteuerpflichtig. Beträgt der Reſt bei den Klaſſen I und II 
nicht mehr als 3000 % und bei den Klaſſen III und IV nicht mehr 
als 2000 %, jo entfällt jede Steuerpflicht. 

5. Das Prinzip der Entſch. gilt nicht nur für das Verhältnis 
von 8 21 Nr. 1 oder 2 zu Nr. 4, ſondern allgemein für alle De 
freiungsvorſchriften des 821. 

NA Dr. Alexander Philipsborn, Berlin. 
Zu 4. Die Inhaltsangabe der Entſch. ift dahin zu verſtehen, 
daß die Länder nur für ihre Zuſchläge weitere perſönliche 
freiungen bewilligen können, (vgl. § 4 Të, GemStG. v. 20. Okt. 
1920). Gegen die Entſch. und deren Begründung ſind Bedenken nicht 
zu erheben, wohl aber dagegen, daß die Länder für ihre werdenden 
Unternehmungen, die mit gleichartigen Unternehmungen, der Privat- 
wirtſchaft in Wettbewerb ſtehen, Freiheit von allen Some: und 
Gemeindeſteuern verfügen und jo die Gemeinden zwe gen, ſolchen 
Unternehmungen alle ihre Einrichtungen und Vort le, zur Ber- 
fügung zu ſtellen ohne jeden Beitrag zu den sten" H Einkünften, 
aus denen die Einrichtungen geſchaffen und erhalte werden. 
NA. Dr. Wünſchlann, Leipzig. 
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fang der Erhebung ihnen alſo füglich überlaffen, werden konnte. 
Irgendeine geſetzliche Vorſchrift, welche die perſönliche Befreiung von 
den Zuſchlägen auf die für die Hauptſteuer vorgeſehenen beſchränkte, 
beſteht nicht, eine ſolche Beſchränkung iſt auch nicht aus dem Weſen 
und Zuſammenhang der Vorſchriften herzuleiten. 

(Rp., II. S., Urt. v. 21. Okt. 1924, II A 909/24.) 


Reichsverſorgungsgericht. 


1. Rechtzeitigkeit des Rekurſes. „Eingang“ der 
Rekursſchrift bei einer amtlichen Stelle. MWiederein- 
ſetzung in den vorigen Stand. 

Der Kläger hat die Rekursſchrift durch einen zur Vertretung 
in ſeiner Verſorgungsſache bevollmächtigten Beamten der amtlichen 
„Hauptfürſorgeſtelle in H. anfertigen laſſen. Die Rekursſchrift, die 
mit dem Aufdruck der amtlichen Hauptfürſorgeſtelle verſehen war, iſt 
am Tage des Ablaufs der Rekursfriſt in H. zur Poſt gegeben und 
einen Tag nach Ablauf der Friſt beim RVGer. eingegangen. 
Es war zu prüfen, ob etwa die Vorausſetzungen des 838 Abſ. 3 
der zur Zeit der Rekurseinlegung geltenden Beſtimmungen des 
Reichsarbeitsminiſters über die Militärverſorgungsgerichte uſw. v. 
18. Febr. 1919 im Falle des Klägers erfüllt ſind. Nach dieſer Vor⸗ 

-drift gilt die rift auch dann als gewahrt, wenn das Rechtsmittel 

rechtzeitig bei einer anderen deutſched amtlichen Stelle eingegangen 
ift. Als ſolche amtliche Stelle ift zwar die Hauptfürſorgeſtelle in H. 
zufolge ihrer Organisation auf Grund der WO. der Reg. v. 8. Febr. 
1919 (RGBl. S. 157) und der vom Reichsarbeitsminiſter am 10. Dez 
1919 genehmigten Zuſtändigkeitsgrundſätze v. 6. Dez. 1919 (Amk⸗ 
liche Nachrichten des Reichsarbeitsminiſteriums, 1. Ig., Heft 11 
S. 85 ff.) anzuſehen, Vorausſetzung für die Rechtzeitigkeit des Re⸗ 
kurſes iſt aber auch hier, daß entweder die Rekursſchrift vor Ablauf 
der Friſt daſelbſt eingeht oder der Rekurs zu Protokoll erklärt 
worden iſt. Ein Protokoll iſt mit dem Kläger nicht aufgenommen, 
eine Rekursſchrift von ihm bei der Hauptfürſorgeſtelle nicht ein⸗ 
gereicht worden, die von dem Bevollmächtigten des Klägers verfaßte 
und unterſchriebene Rekursſchrift trägt keinen Eingaͤligsvermerk der 
Hauptfürſorgeſtelle. Die Abfaſſung der Rekursſchrift durch den vom 
Kläger bevollmächtigten Beamten oder Angeſtellten der Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle kann nicht als gleichbedeutend mit dem „Eingang“ des Re⸗ 
kurſes bei der amtlichen Stelle angeſehen werden, auch dann nicht, 
wenn der Bevollmächtigte ſich der Einrichtungen der amtlichen Stelle, 
des Papiers mit Aufdruck ihrer Bezeichnung, der Schreibmaſchine, 
des Poſtbuchs zur Aufgabe des Einſchreibbriefs uſw. bedient hat. 
Nach den obenerwähnten Zuſtändigkeitsgrundſätzen (zu vgl. Abſchnitt III 
Nr. 15) erſtreckt ſich der Wirkungskreis der amtlichen Fürſorgeſtellen 
unter anderem auch auf eine beratende und vermittelnde Tätigkeit 
bei der Erwirkung von Verſorgungsgebührniſſen; in den Erläute⸗ 
rungen zum Abſchnikt III Nr. 15 iſt angegeben, daß die Fürſorge⸗ 
ſtelle fih gegebenenfalls als Beauftragte für die Erwirkung von 
Verſorgungsgebührniſſen einzuſetzen hat. Wenn der Kläger ſich an 
die Fürſorgeſtelle gewandt und den bei ihr tätigen Beamten M. 
als Beauftragten (Bevollmächtigten) zugewieſen erhalten hat, fo 
handelt dieſer im Rahmen der beratenden und vermittelnden Tätig⸗ 
keit der Fürſorgeſtelle, wenn er die Rekursſchrift verfaßt, iſt aber 
dadurch nicht der Verpflichtung zur Einreichung der Rekursſchrift 
an das Rekursgericht oder an eine der im 8 38 Abf. 3 a. a. O. 
bezeichneten Stellen enthoben. Um dieſer Vorſchrift zu genügen, 
hatte entweder mit dem Kläger, als er die Vollmacht erteilte, eine 
Niederſchrift über die Rekurseinlegung aufgenommen oder die von 
dem Bevollmächtigten verfaßte Rekursſchrift in den Geſchäftsgang 
der Fürſorgeſtelle gegeben und mit dem Eingangsvermerk verſehen 
werden müſſen. Der Umſtand, daß die Rekursſchrift in die Poſtliſte 
der Fürſorgeſtelle am 11. April 1921 eingetragen worden iſt, beweiſt 
nicht, daß das Rechtsmittel an dieſem Tage „bei der Für⸗ 
ſorgeſtelle eingegangen“ war, denn auch hier handelt es ſich nur 
um eine Benutzung der Einrichtungen der Fürſorgeſtelle, wie bei der 
Verwendung der amtlichen Bogen, der Benutzung der Schreibmaſchine 
uſw. Der Senat hat daher den Rekurs als verſpätet angeſehen. 

Es iſt ferner geprüft worden, ob die Vorausſetzungen für die 
Erteilung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die 
Verſäumung der Rekursfriſt gegeben find. In Betracht kommen 
kann nur, ob etwa der Kläger durch einen unabwendbaren Zufall 
an der Einhaltung der Friſt verhindert worden it (zu vgl. 8 41 der 
Beſtimmungen des Reichsarbeitsminiſters v. 18. Febr. 1919, 8131 
Abſ. 1 RV O., jetzt § 54 des Geſetzes über das Verfahren in Ver- 
argungsſachen v. 10. Jan. 1922 — RGBl. S. 59). Der Kläger ſelbſt 
Zo, rechtzeitig innerhalb der Rekursfriſt der amtlichen Hauptfürſorge⸗ 
fici bzw., da die Vollmacht auf eine beſtimmte Perſon lauten mußte, 
dem ei dieſer Stelle tätigen M., Vollmacht zur Rekurseinlegung 
ertett, m 4. April 1921, alfo zu einer Zeit, als entweder durch 
Aufnahft einer Niederſchrift oder Einreichung der Rekursſchrift an 
das Reich erſorgungsgericht oder eine andere deutſche amtliche Stelle 
die Friſt gelehrt werden konnte. Wenn auch nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſaßen „ Auftraggeber die Säumnis feines Bevollmächtigten 
ſelbſt zu Ve hat (zu ogl. Monatsblätter für Arbeiterverſiche⸗ 

rung 1916 SCH Handbuch der Unfallverſicherung Bd. I S. 504, 
Rev.⸗Entſch. 217 Vumtliche Nachrichten des RBA. 1916 S. 420), fann 
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ein unabwendbarer Zufall im Sinne der angeführten Vorſchriften an⸗ 
genommen werden, wenn durch die Säumnis einer amtlichen Stelle 
oder der bei diefer tätigen Beamten der Auftraggeber des Rechts⸗ 
mittels verluſtig gehen würde. Bei dem den Beamten im allgemeinen 
entgegengebrachten Vertrauen durfte der Kläger ſich darauf ver⸗ 
laſſen, daß ein rechtzeitig erteilter Auftrag zur Vertretung im Rekurs⸗ 
verfahren durch die nach den oben angeführten Zuſtändigkeits⸗ 
grundſätzen dazu berufene Stelle ordnungsgemäß und innerhalb der 
geſetzlichen Friſt erledigt wurde (zu vgl. Rev.⸗Entſch. 2173, Amtliche 
Nachrichten des NBA. 1916 S. 420). Wenn daher von dem vom 
Kläger beauftragten Bevollmächtigten der Amtlichen Hauptfürſorge⸗ 
ftelle die bereits am 9. April 1921 verfaßte Rekursſchrift erſt am 
11. April 1921, dem letzten Tage der Friſt, zur Poſt gegeben worden 
iſt, ſo liegt nach den Umſtänden des Falles ein unabwendbarer Bus 
fall vor, der die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand rechtfertigt. 
Da, 3. S. v. 15. März 1922, M 3852/21.) 


II. Lander. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


1. Rechtsungültige Maßnahmen der 
kommiſſion. 


In einem Rechtsſtreit der Firma K. M. aus Kreuznach hatte 


das OVG. den Miniſter des Innern veranlaßt, einen Kammiſſar 
zur Verhandlung zu entſenden, da es bei der Entſcheidung auf die 
Vorfrage ankam, ob die preuß. VO. v. 4. Jan. 1924 zur Ausfüh⸗ 
rung des § 11 der LandesaufwertungsVO., durch die das Verfahren 
über Rechtsmittel gegen die Heranziehung zu Gemeindeabgaben usw., 
die nicht auf wertbeſtändiger Grundlage errechnet worden waren, mit 
dem Tage des Inkrafttretens der VBO., am 18. Jan. 1924, unter- 
brochen worden iſt, im Rheinland zur Anwendung gebracht werden 
könne, obwohl die VD. bis dahin bei der Interalliierten Rheinland- 
kommiſſion noch nicht regiſtriert war, und daher die Einſpruchsfriſt 
noch nicht zu laufen begonnen hatte. Nach 81 der VO. zur Auz- 
führung des 811 der Landesaufwertungs VO. v. 4. Jan. 1924 iſt 
bei Rechtsmitteln, die gegen die Heranziehung zu einer kommunalen 
Abgabe eingelegt und bei Inkrafttreten Dieter WO. noch anhängig 
waren, das Verfahren unterbrochen worden, ſofern die Abgabenſchuld 
nicht von vornherein auf wertbeſtändiger Grundlage errechnet worden 
war. Der 83 beſtimmt, daß die VO. am Tage nach ihrer Ber- 
kündung, d. h. am 18. Jan. 1924, in Kraft trete. Die Interalliierte 
Rheinlandkommiſſion hat für das beſetzte Gebiet die VO. v. 
10. Jan. 1920 erlaſſen, in deren Art. 7 angeordnet iſt, daß alle 
Geſetze des Deutſchen Reichs und der Länder, ehe ſie im beſetzten 
Gebiet in Vollzug geſetzt werden, der hohen Kommiſſion zur Prü⸗ 
fung darüber vorgelegt werden ſollen, ob ſie nicht Beſtimmungen 
enthalten, die geeignet ſind, dem Unterhalte der Beſatzungstruppen, 
ihrer Sicherheit oder ihren Bedürfniſſen abträglich zu ſein. Nach 
Art. 8 dieſer VO. treten die Geſetze des Reichs oder der Länder in 
jenen Gebieten zehn Tage nach ihrer Regiſtrierung bei der hohen 
Kommiſſion in Kraft, es fei denn, daß fie dagegen Einſpruch er- 
hebt. Selbſt wenn die Rheiulandkommiſſion aus dem Rheinland⸗ 
abkommen das Recht für ſich herleiten könnte, allgemein die Anwend⸗ 
barkeit der Geſetze des Deutſchen Reichs und der Länder in ben 
beſetzten Gebieten von einer Regiſtrierung und dem Ablauf einer 
Einſpruchsfriſt abhängig zu machen, wäre dies vorliegend bedeutungs⸗ 
los, da die Einſpruchsfriſt abgelaufen war, ohne daß ein wirkſamer 
Einſpruch erhoben war. Nach Art. 3 des Rheinlandabkommens iſt 
die Rheinlandkommiſſion nur befugt, Verordnungen zu erlaſſen, 
ſoweit dies für die Gewährleiſtung des Unterhalts, der Sicherheit 
. .. der alliierten Truppen nötig ift. Daher ſehen Art. 7 und 8 
der Geſetzgebungs VO. ein Einſpruchsrecht der Rheinlandkommiſſion 
nur in dem erwähnten Rahmen vor. Die Rheinlandkommiſſion hat 
zwar in ihrem Schreiben v. 14. Mai 1924 erklärt, daß ſie gegen 
das Inkrafttreten der 2. SteuerRotVO. v. 14. Dez. 1923, der preuß. 
VO. v. 4. Jan. 1924 uſw. in den beſetzten Gebieten im allgemeinen 
keine Einwendungen zu erheben habe; im zweiten Abſatze des frag⸗ 
lichen Schreibens hat ſie aber den Verzicht auf Einſpruchserhebung 
dahin eingeſchränkt, daß die betreffenden Verordnungen im beſetzten 
Gebiet nur für ſolche Steuern wirkſam ſein ſollen, die ſich auf den 
nach dem 1. April 1924 liegenden Zeitraum erſtrecken. Darin liegt 
eine fachliche Anderung der Verordnungen, die über die Befugniſſe 
hinausgeht, welche die Rheinlandkommiſſion zur Ausführung des 
Art. 3 des Rheinlandabkommens für ihr Einſpruchsrecht gegen 
Geſetze des Deutſchen Reichs und der Länder in Anſpruch genommen 
hat. Die fragliche Anordnung ſtellt einen unzuläſſigen Eingriff 
in die Geſetzgebungsfreiheit des Reichs und der Länder dar, da ſie 
nicht die Gewährleiſtung des Unterhalts .. der alliierten Truppen 
bezweckt. Der im zweiten Abſatz des Schreibens v. 14. Mai 1924 ent- 
haltene Beſchluß findet im Rheinlandabkommen keine rechtliche Stütze. 
Die BO. v. 4. Jan. 1924 ift daher, vorausgeſetzt, daß die Art. 7 u. 8 
der Geſetzgebungs BO. als rechtswirkſam anzufehen find, da gegen ſie 
kein rechtswirkſamer Einſpruch erhoben worden ift, vollinhaltlich 
auch in den beſetzten Gebieten anwendbar geworden. Sie war zwar 
mit dem in ihr ſelbſt beſtimmten Zeitpunkt im beſetzten und unbe 
ſetzten Gebiet gleichzeitig bereits inſofern in Kraft getreten, als ihre 
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Rechtsverbindlichkeit für das beſetzte Gebiet nicht von der. Entſchei⸗ 
dung der Rheinlandkommiſſion abhing. Das in Art. 7 den Geſetz⸗ 
gebungs VO. vorgeſehene Einſpruchsrecht der Kommiſſion konnte nur 
den tatſächlichen Vollzug der Verordnungen im beſetzten Gebiet 
hemmen und an eine aufſchiebende Bedingung knüpfen. Mir dem 
Fortfall des Hemmniſſes durch Nichterhebung eines rechtswirkſamen 
Einspruchs war die preuß. BD. v. 4. Jan. 1924 auch im beſetzten 
Gebiete zu dem in ihr beſtimmten Zeikpunkte ſo anzuwenden, als 
wenn das Einſpruchsrecht nicht beſtanden hätte. Die Verordnung iſt 
auch dort mit ihren Folgen vom 18. Jan. 1924 ab anwendbar ge⸗ 
worden. Nach 8 1 der VO. war daher das Verfahren im vorliegenden 
Falle an dieſem Tage unterbrochen, da die ſtreitige Abgabe nicht 
von vornherein auf wertbeſtändiger Grundlage errechnet war. Nach 
81 Abſ. 2 konnte die Firma M. das Verfahren nur innerhalb eines 
Monats nach dem Inkrafttreten der VI., d. h. bis zum 18. Febr. 
1924 mittels einer der Behörde gegenüber abzugebenden ſchriftlichen 
Erklärung aufnehmen; dies iſt nicht geſchehen, das Verfahren war 
daher nach § 2 Le für erledigt zu erklären. 
(PrO G., Urt. v. 20. Mai 1924; VIII C 151/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Görres, Berlin. 


Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 


Zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz. 
2 1. Zu 88 28, 30 UWG. J 8 288 BGB. — Erſtattungs⸗ 
ſpruch. 

Für eine Bezirksanſtalt (Bezirkskrankenhaus) beſteht kein Hinder⸗ 
nis, ihre Erſatzforderung gegenüber einem nach 8 28 UWG. nor: 
läufig unterſtützungspflichtigen Armenverband nach dem ohne Aus⸗ 
scheidung der Verwaltungskoſten berechneten Verpflegsſatze zu be⸗ 
meſſen. Erhebt dagegen der vorläufig unterſtützende Armenverband 
ſeinen Erſtattungsanſpruch gegen den endgültig verpflichteten 
Armenverband, ſo iſt, wenn es ſich um die Unterſtützung eines 
Deutſchen handelt, der nach 8 20 Abf. IV UWG. und Art. 13 des 
bayer. Armengeſetzes feſtgeſetzte Tarif maßgebend, wogegen bei der 
Verpflegung eines Ausländers der Erſtattungsanſpruch gegen⸗ 
über dem Landarmenverband nach Art. 62 Abf. II des bayer. Armen⸗ 
geſetzes nach Maßgabe des ohne Ausſcheidung der Ver⸗ 
waltungskoſten feſtgeſetzten Verpflegsſazes, aljo in vollem Um- 
fang zu bemeſſen iſt, wofern die Anzeige nach 8 34 UWG. erſtattet 
wurde. Denn die nach 8 20 Abſ. IV UWG. und Art. 13 des bayer. 


Rechtſ prechung 
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Armengeſetzes feſtgeſetzten Tarife beziehen ſich nur auf die Verpflegung 
hilfsbedürftiger Deulſcher und nur auf Erſatzanſprüche zwiſchen 
Armenverbänden. Die Bezirke als ſolche ſind keine Träger von 
Armenlaſten. 

Für Forderungen, die öfſentlich⸗rechtlichen Urſprungs ſind, wozu 
auch die armengeſetzlichen Forderungen gehören, kann der Forde⸗ 
rungsberechtigte für allen durch gründliche Zahlungsweigerung des 
Schuldners ihm zugegangenen Vermögensſchaden volle Enkſchädigung 
beanſpruchen. Dieſe bemißt ſich, wenn nicht beſondere öffentlich⸗ 
rechtliche Vorſchriften für den gegebenen Fall etwas anderes 
anordnen, nach den Beſtimmungen des Zivilrechts. Gemäß 8 238 
Abſ. II BGB. geht dieſe Entſchädigungspflicht des Schuldners über 
den feſten Satz der Verzugszinſen hinaus. 

Der Rechtstitel des Schadenserſatzes iſt ebenſo wie jener der 
ungerechtfertigten Bereicherung kein lediglich dem bürgerlichen Recht 
angehöriger Titel, ſondern kann ebenſo dem öffentlichen wie dem 
bürgerlichen Rechte angehören, woraus ſich, ſoweit er dem öffent« 
lichen Recht angehört, die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsrechtsinſtanzen zur Entſcheidung ergibt. 

Auch die Berückſichtigung der Geldentwertung als Verzugſchaden 
iſt für das öffentliche Recht zuläſſig; denn es wurde als eine Ver⸗ 
letzung von Treu und Glauben erſcheinen und jeder Verkehrsſitte 
zuwider laufen, wenn der ſäumige Schuldner infolge der Geldentwer⸗ 
tung beſſergeſtellt ſein ſollte, als der pünktlich zahlende Schuldner. 
Die Feſtſetzung der Höhe des Schuldners liegt im freien richterlichen 
Ermeſſen. 

(III. Sen. v. 28. Jan. 1924, Nr. 107/23.) 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 
(Fortfegung zu JW. 1924, 1797.) 


Stichtage Geldwertzahlen Wohlſtandszahlen Wee 
18. November 1,225 Bill. 53,2% 652 Milld. 
NZ 1,222 „ 53,3 0% 58177 

Berichtigung. 


Die in JW. 1924, 1784 Nr. 8 abgedruckte Entſcheidung des 
KG. datiert vom 11. Juli 1923 und nicht vom 11. Juli 1924. 


— PP —— 


Fortſetzung der Geldwert⸗Tabellen JW. 1924, Seite 1405. 


Unberechtigter Nachdruck verboten. 
Herausgegeben von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Beutner, Berlin und Juſtizrat Dr. Magnus, Berlin. 


Kursbewegung der ausländiſchen Valuten. 
Goldmark (fortf) 1924 


e berechnet aus dem Berliner Deviſen⸗Geldkurs (4,2 Goldmark = 1 Dollar). 


997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
1. „ 1924 — 
„Sept. 1924 997 500 000 000 
f 1924 997 500 000000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 


28. Aug. 1924 
29. „ 1924 


26. Sept 1924 
27. „ 1924 


1924 1924 
1924 

„ 1924 
. 1924 

1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 


1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 


997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1924 — 

1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1921 997 500 000 000 
1924 997 500 000 080 
1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1924 — 

1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 
1924 997 500 000 000 


„ CC 3,2 2 


D 
D 
" 


zsa 


997 500 000 000 25. Ok t. 1924 997 500 000 000 
997 500 000 000 1924 = 
= 1924 997 500 000 000 
997 500 000 000 1924 997 500.000 000 
997 500 000000 1924 997 500 000 000 
997 500000000 ` 1924 997 500 000 000 
997 500 000 000 1924 997 500 000 000 
997 500000000 1924 997 500 000 000 
997 500 000 000 1924 — 
— 1924 997 500.000 000 
997 500 000 000 1924 997 500 000 000 
997 500 000 500 1924 997 500 000 000 
997 500 000 000 1924 997 500 000,000 
997 500 000.000 1924 997 500 000 000 
997 500 000 000 1924 997 500 000 000 
997 500000000 J 1924 — 
e „ 1824 997 500 000 000 


1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1924 
1934 
1924 
1924 
1924 


997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000000 


997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000 000 


997 500 000 000 
997 500 000 000 997 500 000 000 
997 500.000 000 
997 500000000 
997 500 000000 


997 500 000000 


997 500 000 000 
997 500 000 000 
997 500 000.000 
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Dollar in Deutſchland 1924. Goldanleihe. (/ = 5 8) Dollarſchabanwelſungen. 


Berliner Börſe. (Fortſetzung.) Amtliche Notierung. (Jortſetzung.) ee n W 


Bom 28. Aug. bis 14. Novbr. 924 Von: 26. Auguft bis 14 Novbr. 1924 


Vom 28. Auguſt bis 22. November 1924 
Geld Brief 


4189500000000 | 4 210 500 000 000 
4 159 00 000 000 4 210 500 000 000 


. Aug. 1924 
29 „ 1924 
l 


28. Aug. 1924 4 200 000 000 000 26. Aug. 1924 86,30 
29. 1924 4 200 000 000 000 2 erg ARC 86/5 
19:4 — e, ee Be 


3i. „ 1924 — s Lë 1924 e 29.1924 85,75 
1. Sept. 1924 f 4189500000000 | 4210 500 000 gen . 1924 100 30. „ 1924 == 
2. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1924 100 3 197 — 
3. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1924 100 1. Sept. 1924 85,— 
4. „ 1924 | 1189500000000 | 4210: 00000000 1924 100 E, ën "REI 86,— 
5. „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 100 3. „ 1924 86,75 
Ch, CD — = 1924 = 4. „ 1924 86,80 
Dt — — 19:4 = 5. „ 1924 86,80 
8. „ 1:24 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 100 E = 
9. „ 1924 | 4189500000000 | 4210 500 000 000 1924 100 7. „ 194 = 

10 „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 100 8. „ 192 86,30 

11. „ 1924 | 4139500000000 | 4 210 500 000 000 1924 100 9. „ 1924 86, — 

12. „ 1924 | 4139500 000000 | 4210500000000 1924 100 10, „ 1924 85,60 

13. „ 1924 — — 1924 — 11. „ 1924 85,80 

14. „ 1924 — — 1924 — 12. „ 1924 85,0 

15. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1924 100 ie, ett ARE = 

16. „ 1924 | 4189500 000000 | 4210500000000 1924 100 14. „ 1994 2 

17. „ 1924 | 4189500 090.000 | 4 210 500 000 000 1924 100 15. „ 1924 85,25 

13. „ 1924 | 4189500 000000 | 4 210 500 000 000 1924 100 16. „ 1924 85,25 

19. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1924 17. „ 1924 86,— 

20. „ 1924 — — 1924 18. „ 1924 86,— 

SCH — = 1924 19. „ 1924 86,— 

22. „ 1924 f 4189500000000 f 4 210 500 000 000 1924 20. „ 11924 = 

23. „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 21. „ 1924 — 

24. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1024 22. „ 1924 85,75 

25. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1924 „ 86,— 

26. „ 1924 4189 500 000 000 | 4210 500 000 000 1921 24. „ 1924 86.50 

27. „ 194 ke? = 1924 25. „1984 85,50 

28. „ 1924 = = 1924 26. „ 1924 85,50 

29. „ 1921 | 4189500000000 | 4210500000 000 1924 192 Ne 

30. „ 1924 f 4189500000000 | 4210 00 000 000 1924 > 28. 1924 n 
1. Okt 1924 | 4189500000000 | 4210500000090 1924 29, „ 1924 85,25 
2. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 1924 30. „ 1924 85,25 
8. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 194 1. Okt. 1924 86, — 
ck TEE, — — 1924 „ 1924 86,— 
e ee — — 1924 SE pen 86,— 
6. „ 1921 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 4. . 1924 = 
7. „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 e A 
8. 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 1924 6. 1909 86,— 
9. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 300 000 000 1924 ag, HERR 86,25 

10. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 ! 1924 Be REN 89.— 

11. „ 1924 — — s 1924 D 194 87,75 

12. e 1924 — — 2. 1924 10. „ 1924 87,50 

13. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 3. 1924 11. „ 1924 — 

14. „ 19 4 4189 500 000 000 | 4 210 500 000 000 8 1924 11 — 

15. „ 1924 4 189 300 00 000 4 210 500 000 000 à 1924 13. „ 1924 87.— 

16. „ 194 f 1189500000000 | 4 210500000000 S 19 4 14. „ 1924 87,50 

17. „ 1924 | 4189500000000 | 4210 500 000 000 y 1924 16. „ 1824 88,50 

18. „ 1924 — — 8. 1924 16. „ 1924 88,50 

1221 — — 1924 17 192 88,— 

20. „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 . 1924 18. DE ze 

21. „ 1924 | 4189500000000 f 4210500000000 f 1954 19. „ 1924 — 

29. „ 1924 | 4189500000 00 | 4210500000000 i 1924 Bu ar = 

23. „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 3. 1924 21. „ 1924 87,50 

24. „ 1924 | 4189500000000 | 4210500000000 } 1974 24 „ 1924 87,40 

25. „ 1321 — — 5. 1924 23. „ 1924 87,50 

1921 — — 191 24. „ 1924 87,50 

27. „ 1924 [4189 500 00 000 | 4 210 500 000 000 \ 1934 See E = 

28. „ 1924 | 41-9500000 000 | 4 210 500 000 000 ? 1924 26. „ 1924 — 

29. „ 1924 | 4189500000000 | 4210 500 000 000 i 1954 geng IL 87,80 

30. „ 19 4 | 4159500000000 | 4 210 500000 000 3 1924 2 1 87,50 

91. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 oun S 1924 29. „ 1924 87,60 
1. Nov. 1924 — — ? 1924 80. „ 1924 87,80 
2 19 4 — — í 1924 31. „ 1924 88,30 
3. „ 1921 4189 500 000 000 | 4210500060000 | 1924 1. Nov. 1924 = 
4. „ 1924 | 4 189 500 000 000] 4 210 500 000000 h 1924 SL Se Er = 
5. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 5. 1924 3. „ 1924 89,25 
6 „1924 4189 500 000 000 | 4 210 500 000 000 8 1924 H 1924 89,— 
7. „ 1924 | 4189500000000 J 4 210 500 000 000 6 1924 5. „ 1924 88,80 
8. 1924 — — 3 1924 6. „ 15924 88,60 
9. „ 1924 — — d 1924 Ko „ 19284 88,50 

10. „ 1924 4189 500 000 000 | 4 210 500 000 000 5 1924 SR, AB — 

11. „ 1924 4159 500 000 0004 210 500 000 000 2 1924 9. „ 1924 Be 

12. „ 1'24 | 4189500000000 | 4 10 500000 000 CH 1924 10. „p 1924 83,50 

13. „ 1924 | 41x9500000000 | 4210500000000 3. 1924 1224 88,50 

14. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 600..00 t 1924 12. „ 1924 88,75 

15. „ 1924 — — 13. „ 1924 88,75 

1924 ` — — 14. „ 1924 89,25 

17. „ 1924 f 4189500000000 4 210 500 000 000 

18. „ 1924 | 4189500000000 4 210 500 000 000 

19. „ 1924 — — 

20. „ 1924 | 4189500000000 | 4 210 500 000 000 

21. „ 10924 | 4189500 000 000 | 4 210 500 000 000 


1921 
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Holland 
1 Gulden 


1623 400 000 000 
1623 900 000 000 
1623 900 000 000 
1623 400 000 000 


1623 400 000 000 
1622 900 000 000 
1620 400 000 000 
1615 900 000 000 
1612 000 000 000 


1603 000 000 000 
1599 000 000 000 
1603 000 000 000 
1606 000 000 000 
1608 000 000 000 


1 608 000 000 000 
1608 000 000 000 
1613000 000 000 
1614 000 000 000 
1611 000 000 000 


1617 400 000 000 
1617 900 000 000 
1617 900 000 000 
1619 900 000 000 
1619 900 000 000 


1619 900 000 000 
1617 900 000 000 
1620 900 000 000 
1621 900 000 000 
1621 900 000 000 


1625 900 000 000 
1629 900 000 000 
1631 900 000 000 
1 685 900 000 000 
1637 900 000 000 


1642 900 000 000 
1644 400 000 000 
1644 400 000 000 
1640 900 000 000 
1688 400 000 000 


1.639 900 000 000 
1645 900 000 000 
1.554 900 000 000 
1 850 900 000 000 
1647 900 000 000 


1649 900 000 000 
1649 900.000 000 
1650 900 000 000 
1650 900 000 000 
1651 900 000 000 


1 660 800 000 000 
1659 800 000 000 
1662 800 000 000 
1669 300 000 000 
1667 800 000 000 


1674 800 000 000 
1676 800 000 000 
1672 300 000 000 
1675 300 000 000 
1 681 800 000 000 


1631 600 000 000 
1632 100 000 000 
1632 100 000 000 
1631 600 000 000 


1631 600 000 000 
1631 100 000 000 
1628 600 000 000 
162⁴ 100 000 000 
1620000000000 


1611000 000 000 
1607 000 000 000 
1611000 000 000 
1614000 000 000 
1616 000 000 000 


1616 000 000 000 
1616 000 000 000 
1621 000 000 000 
1622 000 000 000 
1619 000 000 000 


1625 600 000 000 
1626 100 000 000 
1626 100 000 000 
1628 100 000 000 
1628 100 000 000 


1628 100 000 000 
1626 100 000 000 
1629 100 000 000 
1630 100 000 000 
1630 100 000 000 


1634 100 000 000 
1638 100 000 000 
1640 100 000 000 
1644 100 000000 
1646 100 000 000 


1651 100 000 000 
1652 600.080 000 
1.652 600 000 000 
1619 100 000 000 
1 646 600 000 000 


1.648 100 000 000 
1654 100 000 000 
1663 100 000 000 
1659 100 000 000 
1656 100 000 000 


1658 100 000 000 
1658 100 000 000 
1659 100 000 000 
1659 100 000 000 
1660 100 000 000 


1669 200 000 000 
1668 200 000 000 
1671 200 000 000 
1677 700 000 000 
1676 200 000 000 


1 683 200 000 000 
1685 200 000 000 
1680 700 000 000 
1.683 700 000 000 
1690 200 000 000 


England 
1 Pfd. Sterling 


18 825 u00 000 000 
18 825 000 000 000 
18 815 000 000 000 
18 815 000 000 000 


18 815 000 000 000 
18 825 000 000 000 
18 310 000 000 000 
18 730 000 000 000 
18 685 000 000 000 


18 635 000 000 000 
18 555 000 000 000 
18 615000 000 000 
18 680 000 000 000 
18 715 000 000 000 


18 715 000 000 000 
18 685 000 000 000 
18 735 000 000 000 
18 750 000 000 000 
18 685 000 000 000 


18 705 000 000.000 
18 685 000 000 000 
18 700 000 000 000 
18 745 000 000 000 
18 745000 000 000 


18 705 000 000 000 
18 660 000 000 000 
18 700 000 000 000 
18 705 000 000000 
18 690 000 000 000 


18 685 000 000 000 
18 65 000 000 000 
18 690 000 000 000 
18 785 000 000 000 
18 805 000 000 000 


18 835 000 000 000 
18 830 000 000 000 
18 450 000 000 000 
18 820 000 000 000 
18 815000000000 


18 820 C00 000 000 
18 825 000 000.000 
18 890 000 000 000 
18 880 000 000 000 
18 845 000 000 000 


18 830 000 000 000 
18 885 000 000 000 
18 880 000 000 000 
18 945 000 000 000 
18 950 000 000 000 


19 050 000 000 000 
19 020 000 000 000 
19 055 000 000 000 
19 140 000 000 000 
19 140 000 000 000 


19270 000 000 000 
19 390 000 000 00 
19 285 000 000 000 
19 325 000 000 000 
19 435 000000 000 


Weitere Devifenkurfe in Berlin. 


26. Auguft bis 14. November 1924 
Dſterreich | 


1 Krone 
Geld 


784 500 000 000 
785 500 000 000 
788 #00 000 000 
788 500 000 000 


Brief | 


59400000 
59350000 
39400000 
59300000 


Brief 


18 915 000 000 000 
18 915 000 000 000 
18 905 000 000 000 
18 905 000 000 000 


59 200 000 
59150000 
59 200 000 
59 100 000 


788 500 000 000 
788 000 000 000 
789 000 000000 
789 500 000 000 
788 000 000 000 


59 350 000 
59 300 000 
59 350 000 
59 300 000 
59 300 000 


59 150 000 
59 100 000 
59 150 000 
59 100 000 
59 100 000 


18 905 000 000 000 
18 915 000 000 000 
18 900 000 000 000 
18 820 000 000 000 
18 775 000 000 000 


786 750 000 000 
785 500 000 000 
785 500 000 000 
787 500 000 000 
788 000 000 000 


59 300 000 
59 350 000 
59 350 000 
59 350 000 
59 350 000 


59 100 000 
59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 


18 725 000 000 000 
18 645 000 000 000 
18 705 000 000 000 
18 770 000 000 000 
18 805 000 000 000 


789 900 000 000 
789 700 000 000 
790 800 000000 
792 000 000 000 
792 000 000 000 


59 350 000 
59 350 000 
59 350 000 
59 350 000 
59 300 000 


59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 
59 100 000 


18 805 000 000 000 
18 775 090 000 000 
18 825 000 000 000 
18 840 000 000 000 
18 775 000 000 000 


792 400 000 000 
792 900 000 000 
796 750 000 000 
796 500 000 000 
799 000 000 000 


59 400 000 
59 400 000 
59 400 000 
59 400 000 
59 400 000 


59 200 000 
59 200 000 
59 200 000 
59209000 
59 200 000 


18 795 000 000 000 
18 775 000 000 000 
18 790 000 000 000 
18 835 000 000 000 
18 835 000 000 000 


799 500 000 000 
800 500 000 000 
798 000 000 000 
799 800 000 000 
802 000 000 000 


59 400 000 
59 350 000 
59 350 000 
59 350 000 

9350000 


59 200000 
59 150 000 
59 150 000 
59 150000 
59 150 000 


18 795 000 000 000 
18 750 000 000 000 
18 790 000 000 000 
18 795 000 000 000 
18 780 000 000 000 


804 000 000 000 
801 250 000 000 
302 000 000 000 
804000 000.000 
804 000 000 000 


59 850 000 
59 450 000 
59 100 000 
59 400 000 
59 550 000 


59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 
59250000 


18 775 000 000 000 
18 775 000 000 000 
18 780 000 000 000 
18 875 000 000 000 
18 895 000 000 000 


804 000 00N 000 
803 000 000 000 
#03 500 000 000 
801 000 000 000 
804 000 000 000 


59 550 000 
59 450 000 
59 450 000 


59 250 000 
59 150000 
59 150 000 
59 200 000 | 59 500 000 
59 150 000 | 59 450 000 


18 925 000 000 000 
18 920000 000 000 
18 935 000 000 000 
18 910 000 000 000 
18 905 000 000 000 


804 250 000 000 
805.000 000 000 
807 000 000 000 
#06 000 000 000 
806 700 000 000 


59 450 000 
59 450 000 
59 450 00 
59 450 000 
59 450 000 


59 150 000 
59 150000 
59 150 000 
59 150 000 
59 150 000 


18 910 000 000 000 
18 915 000 000 000 
18 980 000 000 000 
18 970 000 000 000 
18 935 000 000 000 


806 250 000 000 
805 500 000 000 
806 500 000 000 
59 400 000 | 806 400 000 000 
59400000 | 806 000 000 000 


59400000 
£9 400000 
59400000 


59100 000 
59100000 
59 150 000 
59 100 000 
59 100 000 


18 920 000 000 000 
18975 000 000 000 
18 970 000 000 000 
19 035 000 000 000 
19 040 000 000 000 


807 600 000 000 
807 600 000 000 
807 600 000 000 
807 700 000 000 
80% 700.000 000 


59400000 
59 400000 
59 400 000 
59 400 000 
59250000 


69100000 
59 100 000 
59 100 000 
59 100 000 
59050 000 


19 150 000 000 000 
19 120 000 000 000 
19 155 000 000 000 
19 240 000 000 00C 
19 240 000 000 000 


19 370 000 000 O0 
19 490 000 000 000 
19 385 000 000 000 
19 425 000 000 000 
19 535 000 000 000 


807 500 000 000 
807 200 000 000 
807 200 000 000 
806 600 000 000 
807 400 000 000 


59 400 000 
59 350 000 
59 300 000 
59 350 000 
59 350 000 


59 050 000 
59 050 000 
59 000 000 
59 050 000 
59 050 000 


Schwelz 


1 Franken 


Brief 


788 500 000 000 
789 500 000 000 
792 500000 000 
792 500 000 000 


792 500 000000 
792 000 000 000 
798 000 000 000 
793 500 000000 
792 000 000 000 


790 750 000 000 
7893 500 000 000 
784 500 000 000 
791 500 000 000 
792 000 000 000 


793 900 000 000 
793 700 000 000 
794800 000 000 
796 000 000 000 
796 000 000 000 


796 400 000 000 
796 900 000 000 
800 7.0 000 000 
800 750 000 000 
800 000 000 000 


803 500 000 000 
804 500 000 000 
802 000 000 000 
80.3 800 000 000 
806 000 000 000 


808 000 000 000 
805 750 000 000 
806 000 000 090 
808 000 000 000 
803 000 000 000 


80% 000 000 000 
807000000000 
807 500 000 000 
»0~ 000 000 000 
808 000 000 000 


808 250 000 000 

809 000 000 000 

811 600 000 000 

810 000 000 000 

810 700 000 000 
y= 


810250000 000 
809 500 000 000 
810 500 000 000 
810 400 000 000 
810 000 000 000 


811 600 000000 
811 600 000 000 
811 600 000 000 
811 700 000 000 
811 700 000 000 


811 500 000 000 
811 200 000 000 
811 200 000 000 
810 600 000 000 
811 400 000 000 


1895 


Frankrelch 


1 Staufen 


Geld 


226 900 000 000 
227 650 000 000 
226 700 000 000 
226 900 000 000 


226 600 000 000 
227 400 000 000 
227 900 000 000 
222 500 000 000 
221 400 000 000 


221 400 000 000 
218 750 000 000 
220 900 000 000 
224 150 000 000 
226 100 000 000 


225 300 000 000 
222 550 000 000 
224 000 000 000 
224 000 000 000 
221 900 000 000 


292 250 000 000 
221050 000 000 
20 900 000 000 
220 900 000 000 
221 200 000 000 


220 200 000 000 
219 500 000 000 
221 900 000 000 
222 150 000 000 
220 650 000 000 


219 900 000 000 
219 900 000 000 
218 900 000 000 
218 100 000 000 
215200 000 000 


221 600 000 000 
219 900 000 000 
219 600 000 000 
218 400 000 000 
220 000 000 000 


219 700 000 000 
218 100 000 000 
219 500 000 000 
219 500 000 000 
219 200 000 000 


218 200 000 900 
219 200 000 000 
219 300 000 000 
220 000 000 000 
219 400 000 800 


219 £00 000 000 
219 600 000 000 
218900 000 000 
219 900 000 000 


220 500 000 000 
221 400 000 000 
221800 000 000 
220 900 C0 ) 000 
221 900 000 000 


220 600 000 000 


Brief 


228 100 000 000 
228 850 000 000 
227 900 000 000 
228 100 000 000 


227 800 000 000 
228 600 000 000 
22 100 000 000 
223 700 000 000 
222 600 000 000 


22 600 000 000 
219 750 000 090 
2-2 100 000 000 
225 350 000 000 
227 300 000 000 


226 500 000 000 
22 7520 000 000 
225 200 000 000 
225 200 000 000 
223 100000 000 


223 450 000 000 
222 250 000 000 
22 100 000 000 
222 100 000 000 
222 400 000 000 


221 400 000 000 
220 500 000 000 
223 100 000 000 
223 350 000 000 
221 850 000 000 


221 100 000 000 
221 100 000 000 
219 900 000 000 
219 100 000 000 
216 200 000 000 


222 800 000 090 
221 100 000 000 
20 800 000 000 
19 400 000 000 
-21 +00 000 000 


20 900 000 000 
219 100 000 000 
220 500 000 000 
220 500 000 000 
220 200 000 000 


219 200 000 000 
20 200 000 000 
220 300 000 000 
22 200 000 000 
220 409 000 000 


221 g o 
220 700 000 000 
2:0 800 000 000 
219 900 000 000 
221 100 u00 000 


221 700 000 000 
222 600 000 000 
223 000 000 000 
222 100 000 000 
223 100 000 000 
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- Inländiſche Preiſe und Meßziffern. 


kebenshaltungsinder, Großhandels- und Aktteninder des Flatiſliſchen Reichsauts; Märkifher Roggen 
und Märkiſcher Weizen. (Go 


Lebenshaltungsindex Großbandelstndex des Stattſtiſchen Reichsamts (1913100) Gold Akttenindex des Stat. Reichsamts 


Ze des Statiſtiſchen in Gold (1913 = 100) 

und Reichsamts I. IL v. 

e e e Eh Bergbau] Berar: | Hanbel | Geſamt⸗ 

(Durch⸗ e = „Lebenshaltung P Gs E Zucker, lien u. GE beitende 5101 Aktien⸗ 
i ohne |Z 8 toffeln 5 i ; 

ſchnitt) Goldm. Goldm. mit Bekleidung | Bett. 38 induftrie | Induſtrie] Bertehr | tubeg 


26. Aug. 1924 772 | 10,50 = 991 132,2 
27 „ 1924| 792 | 1080 | 1140000000000 | — 


(Auguſt⸗ 


Durchſchnitt) 7,46 9,94 1140000000000 | 1,09 f 1,22 98,7 131,8 164,9 109,7 192,9 120,4 29,81 27,98 13,02 24,14 
2. Sept 1924 8,60 10,52 — — — 100,5 132,7 159,3 125,0 193,6 121,6 — — = Ge 
. „ 1924 8,65 10,52 1150 000 000 000 — — — E — — = — — = — — 
9 In 9,15 10,85 — — — 107,1 134,6 159,8 125,7 192,2 124,7 — — — = 
10. „ 1924] 9,22 | 10,92 [1160000000000 | — I — = = — = = = — — Es =. 
76. 1924 1017 11,52 — — — 115,0 137,1 159,8 125,7 189,8 128,6 — — — F 
Ta a 10241035 11,60 1160 000 000 000 — = — =S — — = —. = — — — 
23. „ 1924| 10,60 11,50 — — — 116,4 142,7 163,9 123,2 191,2 130,0 — = — = 
24. „ 1924| 10,85 11,60 1170000000000 — = pe == == — — — SÉ ES — = 
30. „ 1924| 11,52 11,80 — — — 118,4 145,7 164,7 „| 122,2 193,0 131,5 — E — = 
(September⸗ 
Durcnſchnitt) 9,99 11,56 1160000000000 | 1,12 1,25] 110,7 138,7 161,3 123,6 192,5 126,9 31,15 28,59 14,39 25,31 
1. Okt 1924 | 1 90 12,05 1190 000 000 000 — — — — — — — — — — — .— 
7. „ 1924 12,55 12,55 — — = 124,6 148,4 165,8 124,4 198,2 133,7 — = — — 
8. „ 1924 12,5 12,20 1210 000 000 000 — EE E — — En . = => = — en 
9. „ 1924| 12,05 | 11,97 = — 1 zs — = Ek = = = Ze Kë er 
14. „ 1924 11,25 11,25 — — — 122,0 116,8 166,0 125,4 198,8 132,3 — ES == bes 
15. „ 1924 11,67 11,65 1 230 000 000 000 — — -= — — — — — — = = 
21. „ 1924 10,75 11,02 — — — 119,5 146,8 165,0 125,4 196,5 131,1 — E — == 
22. „ 1924 10,0 11,02 1230 000 000 000 — —— — = — = — =. = —. = 
te 1925 10,30 10,62 — — — 114,3 145,0 165,0 126,5 197,1 128,5 — = — — 
29. „ 1924 | 10,75 10,45 1230 000 000000 = — — — — — — — = =: = — 
(Okiober⸗ N, 
Dırihnttti f 11,24 11,32 1220000 000000 | 1,18 | t,34] 119,8 146,6 165,3 125,3 197,3 131,7 — = == = 
4. Noy. 1924 9,67 9,60 — — — 109,5 143,5 168,2 135,1 200,6 126,6 — . = — 
5. „ 1924 9,82 9,85 1230 000 000 000 = = — = = = — = en = — 
Kaz „ 91,1 Tage = — | — | 1156 | 1482 170,0 134,7 | 203,8 129,7 — — — — 
12. „ 1924| 10,82 | 10,82 — — |- — — — — — — — — — =- 
5 7 e 
Aberſichten nach Feſtſetzungsterminen. 
Londoner Goldpreis. Holdumrechnungsſatz. 
(Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über weribeftändige Hypotheken vom 29. Juni 1923.) Unverändert 1000 Milliarden. 
(Fortſetzung.) 
Preis per Gramm Preis per Gramm ` 
in Bence in Pence Ball (kainit) Pia 
25, Auguft 1924 Unverändert. 
5 „ 1924 i} 
27. 1924 f S 
28. „ 1924 . = 
ein 1924 ; ; i Settförderhohlenpreife 
Kon mm 2 des Rhein.-Weſtfäl. Rohlen-Fyndikats. 
8. 1924 i; Ab 1. Juli 1924 je Tonne 16,50 Goldmark. 
1924 R 
1924 } a t, Feeler Di ee 
1924 g N 
1924 
924 5 ? 7 D 8 
en Heihsbankdiskont für wertbeſtändige 
1924 Diskontkredite 
2 e feit 29. Dezember 1923: 10%, 
1924 
1924 8 A a 
1924 ` 
155 Mindeſtunterhaltſatz für uneheliche 
1924 ; Rinder von Müttern einfachſten Standes 
1924 in Berlin. 
1028 Ab 1. November 1924 monatlich 33 Reichs⸗ 


1924 


mark neuer Währung 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizrat Dr. Julius Magnus, Berlin W 62, Maaßenſtraße 27. 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


